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Prospekt
für das

Teilslück Basel-Muttenz
der Ueberlandbähn Basel (Kantonsgrenze bei St. ]akob)-Liestal.

-------

!

j

n.
Das Aktionskomitee wurde zusammengesetzt wie folgt:

Als Vertreter des Staates:
Finanzdirektor Dr. Tanner, 
Baudirektor Brodbeck,

•* Ständerat G. Schneider, Reigoldswil,
Landrat Dr. A. Veit-Gysin,
Landrat A. Gisiger, Neuewelt.

Als Vertreter von Muttenz:
Johann Brüderlin-Basler, Präsident, 
Jakob Eglin-Kübler Gemeinderat, 
Rudolf Riidin-Melliger, Landrat, 
Th. Gisin, Lehrer.'

I.
Mehr als ein Jahrzehnt schon steht das Projekt der elektrischen Schmalspurbahn 

Basel-Liestal als Stammlinie eines basellandschaftlichen Kleinbahnnetzes in der öffentlichen 
Diskussion, ohne daß es bis heute zur Ausführung gelangt wäre. Der Grund der Verzögerung 
liegt in der Hauptsache darin, daß das Projekt bezüglich der Traceführung auf sehr verschiedene 
Auffassungen stieß. Zwei Aktionskomitees — das St. Jakob-Komitee und das Neue Welt- 
Komitee — stritten sich’ lange darüber, ob die zukünftige Bahn von Basel über St. Jakob 
oder Neue Welt geführt werden soll. Dazu kamen dann noch Meinungsverschiedenheiten 
in Bezug auf die Führung der Linie im Dorfe Muttenz.

Eine weitere Lähmung der Vorarbeiten für dieses Bahnuntemehmen bildet sodann 
der Krieg und die etwas langwierigen Verhandlungen in den Gemeinden und in den Behörden, 
namentlich auch wegen der vielfach sich widerstreitenden Privatinteressen.

Bald nach Eintritt des Waffenstillstandes beschäftigte sich der Landrat von Baselland, • 
vor welcher Behörde die Angelegenheit schon seit längerer Zeit gelegen hatte, wieder intensiv 
mit der Frage der Ueberlandbahn und beauftragte den Regierungsrat, ein Aktionskomitee zu 
bestellen, das die Aufgabe hat, den Finanzierungsausweis zu erbringen und die Vorarbeiten 
für die Gründung einer Aktiengesellschaft zu treffen.
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Als Sekretär wurde

A. Das Projekt der Ueberlandbahn Basel Kantonsgrenze-Lieslal.

I

Als Vertreter von Pratteln:
Arnold Meyer, Landrat,
M. Vogel-Reußer, V. S. K.-Angestellter.

Als Vertreter von Frenkendorf:
Fritz Häring-Dill, Landrat.

Als Vertreter von Füllinsdorf:
Adolf Lenzin, Landrat.

Als Vertreter von Liestal:
Dr. O. Stutz, Gemeindepräsident, 
Dr. Karl Weber, Landrat.

vom Regierungsrat gewählt:
Dr. jur. Albert Wirth, Liestal.

Wenn wir das Birsigtal und das Birseck in Hinsicht auf ihre Verbindung mit dem 
großen Wirtschaftszentrum von Basel-Stadt mit der Verbindung in der Richtung Basel- 
Muttenz mit dem Ergolztale vergleichen, so fällt auf, daß das Birseck und das Birsigtal 
einen intensiveren Personenverkehr mit der Stadt Basel unterhalten, als das Ergolztal. Auch 
hat der Grundstück-Verkehr und die Neuansiedlung in jenen Tälern einen grossem Umfang 

* angenommen, als in den an der Hauensteinlinie gelegenen Ortschaften.

Der’Grund hiezu liegt in der bequemem und schnellem Bahnverbindung jener Täler 
mit Basel. Die elektrischen Bahnen Basel-Allschwil, Basel-Ettingen, Basel-Aesch, Basel- 
Arlesheim sind die Förderer dieses großem Verkehrs.

Die Bundesbahnen auf der Linie Basel-Sissach können den Lokal-Verkehr nicht in 
der Weise fördern, wie es wünschbar wäre. In der Zeit der Einschränkung des mit Kohlen 
betriebenen Zugsverkehrs hat sich dieser Mangel noch viel mehr fühlbar gemacht. Die Täler 
im Neubaselbiet hatten fortwährend ihren normalen Zugsverkehr mit der Stadt Basel. Die 
Bevölkerung Basels strömte an solchen Tagen in Scharen in diesen Kantonsteil. Die Rech­
nungsabschlüsse der Birsigtalbahn, der Trambahn Basel-Aesch und der Birseckbahn weisen 
denn auch während des Krieges ganz schöne Resultate auf.

Die Dörfer Muttenz, Pratteln und Füllinsdorf sind ordentlich weit von den Bundes­
bahnstationen entfernt, sodaß der Wunsch nach einer diesem Mangel abhelfenden Bahnver­
bindung begreiflich ist.

Die Einwendung, eine zweite Verbindung neben den Bundesbahnen sei nicht not­
wendig, ist nicht stichhaltig. Das Birseck hatte bereits auch schon eine Normalbahnver­
bindung, deswegen wurden doch längs ihren Schienen noch zwei Trambahnen erstellt, die 
sich eines sehr guten Zuspruchs erfreuen.

Im folgenden gestattet sich das Aktions-Komitee, seine Ansicht über das Bahnprojekt 
darzulegen und damit zugleich die Bitte um Subskription am Aktien- oder Obligationen- 
Kapital zu verbinden.
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Tram oder Ueberlandbahn?

der Ueber-

■|

Für die ganze Stammlinie kann nach Ansicht aller Sachverständigen nur 
landbahnbetrieb in Betracht fallen, d. h. ein von der Straße möglichst freier und unab­
hängiger Bahnkörper und eine Linienführung, die bezüglich der Radienverhältnisse die grösste 
gesetzlich zulässige Fahrgeschwindigkeit aufweist (40—45 km) * und eine möglichst kurze 
Reisedauer gewährleistet. Nur eine solche Linie ist in der Lage, dem Verkehr von Basel 
nach Liestal so zu dienen, wie er zwischen den Hauptzentren beider Kantone gewünscht 
wird, zugleich aber auch Aussicht hat, neben den Bundesbahnen bestehen zu können.

Die Wahl von Ueberlandbahnbau- und Betrieb schliesst natürlich nicht aus, daß 
derselbe, da wo es nötig ist, in einen Trambetrieb übergehen, bezw. als ein solcher durch­
geführt werden kann, nicht dagegen umgekehrt. Für die Strecke Basel-Muttenz, die nun 
zunächst gebaut werden soll, soll tatsächlich auch der Trambetrieb eingeführt werden.

Das Trace der Linie Basel-Liestal wird so geführt, daß nicht daran zu zweifeln ist, 
daß die elektrische Schmalspurbahn wegen ihrer raschem und bequemem Verbindung einen 
großen Teil des Personenverkehrs der Strecke Basel-Liestal an sich ziehen wird. Die Ver­
hältnisse im Neubaselbiet, ferner bei andern Wirtschaftszentren wie Zürich, Luzern, Bem, 
Lausanne erbringen diesen Beweis.

Die projektierte Linie ist als erstes Teilstück eines künftigen kantonalen Kleinbahn­
netzes gedacht. Um die Realisierung eines Kleinbahnnetzes zu ermöglichen, ist vom Volke 
im Jahre 1908 das Gesetz betreffend die finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden 
beim Bau von Eisenbahnen angenommen worden.

Die Fortsetzung dieser Stammlinie führt von Liestal nach Reigoldswil, Langenbruck, 
Sissach-Eptingen-Läufelfingen, Rothenfluh. Vorläufig liegt allerdings nur das Projekt der 
Stammlinie in näherer Diskussion.

Das Trace der Ueberlandbahn Basel-Liestal beginnt an der Kantonsgrenze bei 
St. Jakob. Aus dem Zentrum der Stadt Basel bis nach St. Jakob führt bereits eine doppel­
spurige Tramlinie, die so gebaut worden ist, daß eine Benützung derselben durch die Ueber­
landbahn möglich ist. Im bezüglichen Ratschlag der Regierung des Kantons Baselstadt an 
den Großen Rat ist diese Weiterführung auch bereits erwähnt und auf sie Rücksicht 
genommen worden.

Nach Ueberbrückung der Birs durchschneidet die Bahn in ziemlich gerader Strecke 
das Gelände, kreuzt die Hauptstrasse in Muttenz; die Fortsetzung nach Pratteln erfolgt in 
beinahe gerader Linie. Das Trace erreicht die Verbindungsstrasse zwischen Dorf und Station 
S. B. B. zirka 150 m südlich der Station und gewinnt mit leichter Steigung das Buholz, wo 
die Geleise der Bundesbahnlinie überbrückt werden. Nach dem Hülftengraben gelangt die 
Bahn an die Landstrasse Pratteln-Liestal, welcher sie auf eigenem Bahnkörper bis unmittelbar 
vor Liestal folgt. Als Endstation wäre die Gegend des Exerzierplatzes in Aussicht genommen.

Vorgesehen ist sodann, daß die Linie Basel-Muttenz mit der Birseckbahn verbunden 
wird und zwar von der Station Neue Welt der letzteren Bahn aus.

Die Länge der Stammlinie Basel-Kantonsgrenze-Liestal beträgt 13,3 km Spurweite: 1 m. 
. Höchste* Steigung: 48%o. Zwischenstationen 16. Betriebsart: elektrisch. Gleichstrom von 

600—1000 Volt. Kontaktleitung in Holzmasten und Rückleitung durch die Schienen. Energie: 
Bezug voraussichtlich von der Elektra Baselland in Liestal.
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B. Die Teilstrecke Basel (Kantonsgrenze)-Muttenz.

Wohnbevölkerung von 2703 Seelen.
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Bezüglich der Tax 
halten.

Konzessionen.
Die Bundesversammlung hat mit Bundesbeschluß vom 4. April 1914 dem Kanton 

Basellandschaft zu Händen einer zu bildenden Aktiengesellschaft die Konzession für den Bau 
und den Betrieb einer elektrischen Schmalspurbahn von Basel (Kantonsgrenze bei St. Jakob) 
nach Liestal mit allfälliger Abzweigung von Muttenz nach Neuewelt erteilt.

Die inzwischen eingetretenen kriegerischen Ereignisse haben es jedoch der Regierung 
des Kantons Basellandschaft nicht erlaubt, die erforderlichen Vorbereitungen für die Finan­
zierung und die Organisation des Unternehmens zu treffen, weshalb diese Behörde unterm 
2. Februar 1916 das Gesuch an den Bundesrat stellte, es möchte die Konzession im Sinne 
der Einführung des sektionsweisen Baues der Bahn abgeändert werden und zwar in der 
Weise, daß vorerst nur die Erstellung der Strecke Kantonsgrenze-Muttenz in die Wege 
geleitet werden müsse, damit dem dringenden Bedürfnisse, der Gemeinde Muttenz eine Tram­
verbindung mit der Stadt Basel zu verschaffen, entsprochen werden könne.

Die Bundesversammlung entsprach diesem Gesuch. Der bezügliche Bundesbeschluß 
22. Juni 1916 lautet folgendermaßen:

„Es wird der Gesellschaft gestattet, die Bahn in zwei Sektionen auszuführen nämlich:

I. Kantonsgrenze bei St. Jakob-Muttenz.

H. Muttenz-Liestal und allenfalls Muttenz-Neue weit“.

1. Allgemeines.
Mit Ausnahme von Muttenz haben alle schweizerischen Vorortsgemeinden von Basel­

stadt elektrische Tram oder Bahnverbindung; so führen z. B. täglich
zwischen Basel und Binningen 35 Hinfahrten und 36 Herfahrten

„ „ „ Münchenstein 84 „ „ 87 „
Von den ausländischen Vorortsgemeinden besitzen St. Louis, Hüningen Tramver­

bindung mit der Stadt. Die Linie Riehen-Lörrach ist im Bau begriffen.
Alle diese Linien erfreuen sich eines großen Personen-Verkehrs; es darf schon mit 

diesem Hinweis auf andere Gemeinden angenommen werden, daß der Verkehr auf der 
Linie Basel-Muttenz ebenfalls ein großer sein wird.

Muttenz zählte an der letzten Volkszählung eine Wohnbevölkerung von 2703 Seelen. 
Dazu kommt noch, daß mehrere Fabriken sich im Banne Muttenz angesiedelt haben, deren 
Arbeiter und Angestellte zum Teil in der Stadt Basel wohnen. Der Rangierbahnhof, der 
in Muttenz gebaut wird, wird auch dazu beitragen, den Personenverkehr auf der Tramlinie 
in großem Maße zu fördern, ferner das in der Entstehung begriffene Freidorf oberhalb des 
„Schänzli“.

Das Dorf Muttenz mit seinen prächtigen Waldungen und gut renommierten Gast­
höfen ist bereits schon ein Anziehungspunkt für Basels Bevölkerung. Wenn ein ununter­
brochener Tramverkehr vorhanden ist, wird der Zug aus der Stadt nach Muttenz noch 
größer werden, als er jetzt schon ist.

Zwischen dem Dorf Muttenz und der Birs liegt ein großes ebenes Gelände, das sich 
vorzüglich für Wohnbauten eignet. Es ist auch gar nicht daran zu zweifeln, daß dort die 

autatigkeit emsetzen wird, sobald die Tramverbindung mit der Stadt hergestellt ist.
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2. Träte und Betrieb.

3. Baukosten.

3°/o des Anlage-Kapitals Fr.
11

2803 m
3825 m

20,000.—
11,000.--

170,000.— 
196,000.— 
205,000 —
20,000.—
60,000.—

5,000.—

e und feste Einrichtungen.
rb von Grund und Rechten incl. Vermarkung 1t. Angabe des 
einderates von Muttenz ..................................
;rbau ....#..  
jrbau ...................................................... ............................................
chbau  
irichtung für elektrische Zugförderung .....................
dephon, Signale und Sicherungsanlage . .

4. Finanzierung.

Gemäß § 6 des Gesetzes betreffend finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden 
au von Eisenbahnen sind Fr. 240,000 in Obligationen, der große Rest von Fr. 600,000.— 
Form von Aktien aufzubringen.

n Verhältnissen ist es schwierig, eine genaue Berechnung aufzustellen. 
;ise ändern von einem Tag auf den andern.

r Braun, Abteilungschef der bemischen Eisenbahndirektion in Bem, 
tschen Bahnen Erfahrung hat, hat uns folgenden approximativen Kosten- 
Strecke St Jakob-Muttenz aufgestellt.

Bahnlänge
Geleiselänge

kosten.
on und Verwaltungskosten ca.

ig des Bau-Kapitals (Oblig. Zinse)

en wird sich die Bahn bestreben, die Taxen so niedrig wie möglich

Anfang an für die Doppelspur, der Ueberlandbahn ausgebaut 
5 nur eine einspurige Geleiseanlage mit einem Ausweichgeleise

wird vorläufig Tramverkehr sein und zwar soll derselbe einer 
chaft, sei es den Basler Straßenbahnen oder der Birseckbahn 
diständige Eigenbetrieb, der eigenes Wagenmaterial und eigenes 
rt, käme verhältnismäßig zu teuer. Die Frage des Eigenbetriebs 
m über die Weiterführung der Linie nach Pratteln und Liestal

m

11

11

11

11

11

Totale Bausumme Fr. 687,000.— 

e durch die Basler Straßenbahnen vorgenommene Berechnung kommt auf den 
i Fr. 828,000.—; rechnen wir also rund Fr. 840,000.— Baukosten.
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Fr. 168,000 —

Fr.

168,000.—11

Fr.
11

Fr. 400,000.—

Stammaktien

5. Rendite.

I

11

des Staates ....
der Gemeinden . .
der freien Subskription

. Fr. 84,000.—

. „ 84,000.—
. „ 32,000 —

Total Aktienkapital

„ 200,000.—
Fr. 600,000 .—

84,000.— 
'84,000.— . 

„ 232,000 —

der zu

264,000.—
240,000.—

Fr. 840,000. -

25,000.—
„ 20,000.—
„ 123,000.—

Vom Aktienkapital hätten zu übernehmen
der Kanton Baselland = 20% der Bausumme .
die Gemeinden = 20% n « 
davon Liestal
Pratteln...........................................................  • • •
die Gemeinde Muttenz 
der öffentlichen Subskription werden unterstellt
Aktien 
Obligationen

Bezüglich der Rendite des Unternehmens ist es höchst schwierig, in der heutigen 
Zeit bestimmte Angaben zu machen. Das Aktionskomitee hofft, daß eine bescheidene Ver­
zinsung des Prioritätsaktienkapitals möglich sein dürfte. Es hängt dies insbesondere von 
dem abzuschließenden Betriebs vertrag mit einer bestehenden Bahngesellschaft ab.

Im Anschluß an diese Zusammenstellung lassen wir noch den Entwurf der Statuten 
gründenden Bahnaktiengesellschaft folgen.
Wir hoffen, die öffentliche Subskription werde einen solchen Erfolg haben, daß das 

Bauuntemehmen gesichert ist, damit Muttenz zu seiner langersehnten Tram Verbindung kommt 
und damit das erste Teilstück der Stammlinie des Basellandschaftlichen Kleinbahnnetzes 
erstellt werden kann.

Im Ganzen
Das Aktienkapital würde sich zusammensetzen aus:

Prioritätsaktien
• des Staates...........................

der Gemeinden
der freien Subskription . .
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6. Emission des Aktienkapitals.

von

->
20% = Fr. 40.— bis

Liestal/Muttenz, den 29. Oktober 1919.

Namens des Aktionskomitees der Ueberlaiidbaim Basel-Liestal,
Der leitende Ausschuss:

i

Der Präsident:

Dr. C. Tanner, Reg.-Rai.

Der Sekretär:
Dr. Wirth.

Der Vizepräsident:

Dr. A. Veit-Gysin.

I
I
i

von nominal Fr. 200.— lautend

von Fr. 200.— ist wie folgt einzuzahlen:

Das gemäss obiger Aufstellung der freien Subskription verbleibende Aktienkapital 
Fr. 232,000.— Prioritätsaktien und Fr. 32,000.— Stammaktien wird hiemit zu folgenden 

Bedingungen öffentlich aufgelegt:
1. Der Bezugspreis beträgt Fr. 200.— für jede Aktie 

auf den Inhaber.
2. Der Bezugspreis

15. Januar 1920.
Für den Rest sind ebenfalls Teilzahlungen vorgesehen. Der Verwaltungsrat der 

Ueberlandbbahngesellschaft bestimmt die weiteren Zahlungsfristen. Die Aufforderung 
für die weitern Einzahlungen erfolgt jeweilen in den Publikationsorganen der Ge­
sellschaft.

3. Die Auflage beginnt am 1. Dezember 1919 und dauert bis 31. Dezember 1919.
4. Als Zeichnungstellen sind bestimmt:

a) Basellandschaftliche Hypothekenbank in Liestal und ihre Filialen in Basel 
und Gelterkinden;

b) Basellandschaftliche Kantonalbank in Liestal; ihre Filialen in Arlesheim, 
Binningen, Gelterkinden, Sissach, Waldenburg und ihre Agenturen in Birsfelden 
und Pratteln;

c) Basler Kantonalbank in Basel;
d) Schweizerische Bankgesellschaft Liestal.

In Muttenz: die Gemeindeverwaltung und das Advokatur- und Inkasso­
bureau Dr. Ramstein.

5. Als Einzahlungsstellen sind bezeichnet die unter Ziffer 4 genannten Institute.
6. Gegen ihre Einzahlungen erhalten die Zeichner Interimsquittungen, gegen welche 

später, auf besondere Anzeige hin, die definitiven Titel bezogen werden können. 
Die Stempelgebühr übernimmt die Gesellschaft.
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Baselländsdiäftlichen Ueberlandbähn.

I. Firma, Sifj, Zweck und Dauer der Gesellschaft.

II

Statuten-Entwurf
der

an die Gesellschaft abgetretenen 
der Bundesversammlung beschlossenen Ab-

Art. 4.

Die dem Bund gemäß der eidgenössischen Gesetzgebung und dem Kanton Basel­
landschaft und den Gemeinden gemäß dem Gesetz betreffend finanzielle Beteiligung von 
Kanton und Gemeinden beim Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908 zustehenden 
Rechte werden in vollem Umfange vorbehalten.

Art. 1.

Unter der Firma „Basellandschaftliche Ueberlandbahn“ wird auf Grund der gegen­
wärtigen Statuten eine Aktiengesellschaft errichtet, welche ihren Sitz in Liestal (Kanton 
Basellandschaft) hat. •

Art. 3.

Die Gesellschaft übernimmt den zwischen dem Aktionskomitee für die elektrische 
Schmalspurbahn von Basel nach Liestal, dem Kanton Basellandschaft und den Gemeinden 
Muttenz, Pratteln und Liestal unterm 15. Januar 1917 abgeschlossenen Vertrag mit allen 
ihr daraus'er wachsenden Rechten und Pflichten.

Art. 2.

Der Zweck der Gesellschaft ist der Bau und Betrieb einer elektrischen Schmalspur­
bahn von Basel (Kantonsgrenze bei St. Jakob) nach Liestal, mit allfälliger Abzweigung von 
Muttenz nach Neuewelt nach Maßgabe der von der Bundesversammlung unterm 4. April 
1914 dem Kanton Basellandschaft erteilten und von diesem 
Konzession und der unterm 22. Juni 1916 von 
änderung dieser Konzession.

Es wird vorerst die erste Sektion der Bahn, d. h. die Teilstrecke Kantonsgrenze 
bei St. Jakob bis Muttenz gebaut und betrieben. Die zweite Sektion, d. h. die Teilstrecke 
Muttenz bis Liestal und allenfalls Muttenz bis Neuewelt wird gemäß den Bestimmungen 
des in Art, 3 erwähnten Vertrages, später zur Ausführung gelangen.

Unter Vorbehalt der Genehmigung durch die zuständigen Behörden kann die Gesell­
schaft ihr Bahnnetz durch Bau, Ankauf, Pacht oder Uebemahme des Betriebs anderer 
Linien erweitern, oder sich am Bau oder Betriebe von solchen in der ihr zweckmäßig 
erscheinenden Art und Weise beteiligen.
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II. Grundkapital, Aktien und Obligationen.

i.

Art. 7.
Sämtliche Aktien lauten auf den Inhaber.
Die Aktien tragen die Unterschriften von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrates.

1.
2.
3.

Art.' 8.
Der Generalversammlung steht das Recht zu, die zur 

Zweckes weiter nötigen Geldmittel auf dem Wege der Ausgabe 
ohne Hypothek auf die Anlagen und Etablissemente der Gesellschaft

Die Obligationen tragen, wie die Aktien, die Unterschriften 
des Verwaltungsrates.

Insbesondere darf die Gesellschaft ohne Bewilligung des basellandschaftlichen 
Regierungsrates weder eine Fusion mit einer andern Gesellschaft eingehen, noch die Kon­
zession an eine andere Gesellschaft abtreten. Statutenänderungen bedürfen zu ihrer Gültig­
keit der Genehmigung des basellandschaftlichen Regierungsrates.

Erreichung des Gesellschafts- 
von Obligationen mit oder 

zu beschaffen.
von zwei Mitgliedern

an gerechnet, 
von den ihnen

Art. 5.
Die Dauer der Gesellschaft beträgt 80 Jahre, vom 4. April 1914 

vorausgesetzt, daß weder der Bund noch der Kanton Basellandschaft 
konzessionsgemäß zustehenden Rückkaufsrechten vorher Gebrauch machen.

Die Generalversammlung.

Art. 10.
Die Generalversammlung wird vom Präsidenten des Verwaltungsrates einberufen 

mittelst Einladung in den für die Bekanntmachungen der Gesellschaft bestimmten Blättern, 
welche einmal und zwar wenigstens 8 Tage vor dem Versammlungstage zu veröffentlichen ist.

Die Einladung muß die Tagesordnung enthalten.
Ueber Gegenstände, welche nicht in der Tagesordnung angegeben sind, können 

Beschlüsse nicht gefaßt werden. Hievon ist jedoch der Beschluß über den in einer

Art. 6.
Solange nur die Teilstrecke Kantonsgrenze bei St. Jakob bis Muttenz gebaut und 

betrieben wird, beträgt das Grundkapital der Gesellschaft Fr. 600,000.—, eingeteilt in 3000 
Aktien Nr. 1 bis 3000, jede zu Fr. 200.—, wovon Fr. 200,000.— als Stammaktien und 
Fr. 400,000.— als Prioritätsaktien gegeben werden.

Für die spätere Ausführung der Teilstrecke Muttenz bis Liestal und allenfalls Muttenz 
bis Neuewelt soll das Grundkapital den finanziellen Bedürfnissen entsprechend erhöht werden.

III. Organe der Gesellschaft.
Art. 9.

Die Organe der Gesellschaft sind:
Die Generalversammlung.
Der Verwaltungsrat.
Die Kontrollstelle,
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Art. 16.
Beschlüsse über:

Abänderungen oder Ergänzungen der Statuten,
Erhöhung oder Herabsetzung des Aktienkapitals,
Erweiterung oder Verengerung des Geschäftsbereiches der Gesellschaft,

• Art. 14.
Die Abstimmungen in der Generalversammlung erfolgen in der Regel offen, durch 

Stimmzettel jedoch, wenn der Vorsitzende solches anordnet oder 3 Aktionäre dies verlangen.
Die Wahlen geschehen durch Stimmzettel. Nur für die Wahlen der Revisoren kann 

der Vorsitzende mit Genehmigung der Versammlung offene Abstimmung anordnen.

Art 13.
Die Generalversammlung ist beschlußfähig ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesen­

den Aktionäre und vertretenen Stimmen, mit Ausnahme jedoch der in Art. 19 erwähnten Fälle.
Sie faßt ihre Beschlüsse, soweit die Statuten nicht etwas anderes bestimmen, durch 

die absolute Mehrheit der gültig abgegebenen Aktienstimmen; bei Stimmengleichheit ent­
scheidet der Präsident.

Die Wahlen werden ebenfalls durch die absolute Mehrheit der gültig abgegebenen 
Stimmen getroffen. Ist im ersten Wahlgang das absolute Mehr nicht erreicht worden, so 
findet ein zweiter Wahlgang statt, bei welchem das relative Mehr entscheidet. Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet das Los.

Art. 15.
Jede Aktie gibt das Recht auf eine Stimme.
Für die Ermittlung der Stimmenzahl eines an der Generalversammlung teilnehmenden 

Aktionärs werden seine eigenen Aktien und diejenigen, welche er vertritt, zusammen 
gerechnet.

Niemand darf mehr als den fünften Teil der sämtlichen in der Generalversammlung 
vertretenen Stimmrechte in sich vereinigen.

von dem Vor-

Art. 12.
Der Verwaltungsrat kann die ihm gutscheinenden Vorschriften darüber erlassen, in 

welcher Weise die Aktionäre, die an der Generalversammlung teilnehmen wollen, sich über 
ihren Aktienbesitz auszuweisen haben.

Aktionäre können durch ihre gesetzlichen Vertreter oder auf Grund schriftlicher 
Vollmacht vertreten werden.

Generalversammlung gestellten Antrag auf Berufung einer außerordentlichen Generalver­
sammlung ausgenommen. Zur Stellung von Anträgen und zu Verhandlungen ohne Beschluß­
fassung bedarf es der Ankündigung in der Tagesordnung nicht.

Art. 11.
Die Generalversammlung findet an dem vom Verwaltungsrate bezeichneten Orte statt.
Der Präsident des Verwaltungsrates oder der Vizepräsident, oder in Verhinderung 

der Genannten ein vom Verwaltungsrat zu bestimmendes sonstiges Mitglied desselben führt 
den Vorsitz und ernennt einen Sekretär und die nötigen Stimmenzähler.

Ueber die Verhandlungen wird ein Protokoll aufgenommen, welches 
sitzenden und dem Sekretär zu unterzeichnen ist.
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Art. 17.
Eine ordentliche Generalversammlung ist alljährlich innerhalb 5 Monaten nach dem 

Schlüße des Geschäftsjahres abzuhalten.
Derselben hat der Verwaltungsrat die Jahresrechnung und Bilanz und seine Anträge 

über die Verwendung des Ergebnisses der letztem vorzulegen.
Die ordentliche Generalversammlung erteilt nach Entgegennahme des Berichtes der 

Kontrollstelle der Verwaltung Decharge, falls sich kein Anstand ergibt, beschließt über das 
Ergebnis der Bilanz, setzt die Dividende fest und nimmt die statutengemäßen Neuwahlen 
zum Verwaltungsrate und zur Kontrollstelle vor.

Art. 18.
Außerordentliche Generalversammlungen finden statt, wenn der Verwaltungsrat oder 

die Kontrollstelle es für notwendig erachten.
Außerdem müssen außerordentliche Generalversafrimlungen einberufen werden auf 

Beschluß einer Generalversammlung oder wenn ein oder mehrere Aktionäre, die sich 
zusammen über den Besitz des zehnten Teiles des Aktienkapitals ausweisen, in einer von 
ihnen unterzeichneten Eingabe unter Anführung des Zweckes es verlangen.

Erweiterung des Bahnnetzes der Gesellschaft durch Bau, Ankauf, Pacht oder Uebemahme 
des Betriebes anderer Linien, oder Beteiligung am Bau oder Betrieb anderer Linien, 

Verpachtung der Linie, Uebertragung des Betriebes an eine andere Gesellschaft oder Ein­
gehung einer Betriebsgemeinschaft mit einer andern Gesellschaft,

Veräußerung des ganzen Bahnnetzes oder von Teilen desselben,
Vereinigung der Gesellschaft mit einer andern Gesellschaft,
Auflösung der Gesellschaft
können nur in einer Generalversammlung, in welcher mindestens die Hälfte des Aktien­
kapitals vertreten ist, gefaßt werden, und die zustimmende Mehrheit muß mindestens zwei 
Dritteile der gültig abgegebenen Stimmen umfassen.

Ist in der zu einem der obgenannten Zwecke einberufenen Generalversammlung 
nicht die genügende Zahl von Aktien vertreten, so ist eine zweite Generalversammlung 
einzuberufen, welche ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Aktien mit zwei Dritteln 
Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen beschließen kann.

Art. 19.

Der Generalversammlung sind folgende Geschäfte Vorbehalten:
a) Abnahme bezw. Genehmigung der Jahresrechnung und Bilanz, Beschlußfassung über 

das Ergebnis derselben und Festsetzung der Dividende, beides nach vorheriger Ent­
gegennahme des Berichts und der Anträge der Kontrollstelle;

b) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates;
c) Wahl der Kontrollstelle;
d) Erweiterung des Bahnnetzes der Gesellschaft durch Bau, Ankauf, Pacht oder Ueber- 

nahme des Betriebes anderer Linien, sowie Beteiligung am Baü oder Betrieb anderer 
Linien.

e) Verpachtung der Linie, Uebertragung des Betriebes an eine andere Gesellschaft oder 
Eingehung einer Betriebsgemeinschaft mit einer andern Gesellschaft;

f) Veräußerung des ganzen Bahnnetzes oder von
g) Abänderung oder Ergänzung der Statuten;
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Art. 23.
Ein Mitglied des Verwaltungsrates kann sich in einer Sitzung durch ein anderes 

Mitglied vertreten lassen, kraft einer schriftlichen, für die spezielle Sitzung gegebenen Voll­
macht. Ein Mitglied darf nicht mehr als eine Vollmacht führen.

geführt, das nach Genehmigung vom Vorsitzenden der Sitzung und vom 
zeichnen ist.

h) Erhöhung oder Herabsetzung des Aktienkapitals;
i) Vereinigung der Gesellschaft mit einer andern Gesellschaft;
k) Auflösung der Gesellschaft.

Außer obigen Geschäften, welche dem Entscheide der Generalversammlung aus­
drücklich vorbehalten sind, faßt sie über alle Angelegenheiten der Gesellschaft Beschlüsse, 
welche der Verwaltungsrat ihr zum Entscheide vorzulegen sich veranlaßt findet, oder welche 
gemäß Art. 21, Absatz 2, vor sie gebracht werden.

2, Verwaltungsrat.

Art. 20.
Der Verwaltungsrat besteht aus 9 Mitgliedern, von denen 2 vom Regierungsrate des 

Kantons Basellandschaft gewählt werden und je eines von den Gemeinden Muttenz, Pratteln 
und Liestal, eventuell auch Baselstadt, je nach dem Ergebnis der Zeichnungen aus Basel,, 
der Generalversammlung zur Wahl vorgeschlagen werden, solange jede dieser Gemeinden 
Aktien im Betrage von wenigstens Fr. 20,000. — besitzt.

Die Mehrheit des Verwaltungsrates muß aus Schweizerbürgem, welche ihren Wohn­
sitz in der Schweiz haben, bestehen.

Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrates beträgt 3 Jahre, wobei unter 
einem Jahr der Zeitraum von einer ordentlichen Generalversammlung bis zur nächsten 
verstanden ist.

Die in Austritt kommenden Mitglieder sind stets wieder wählbar. Bei Ersatzwahlen 
treten die neugewählten Mitglieder in die Amtsdauer derjenigen ein, die sie ersetzen. 
Auch für neu hinzugewählte Mitglieder läuft die Amtsdauer gleichzeitig mit derjenigen der 
übrigen Mitglieder ab.

Beamte und Angestellte der Gesellschaft können nicht Mitglieder des Verwaltungs­
rates sein.

Jedes Mitglied des Verwaltungsrates hat während seiner Amtsdauer zehn Aktien 
der Gesellschaft an der vom Verwaltungsrate bezeichneten Stelle zu hinterlegen. Die hinter­
legten Aktien'können bis zu ihrer Rückgabe weder veräußert noch beschwert werden.

Die von der Kantonsregierung und den Gemeinden abgeordneten Mitglieder brauchen 
nicht Aktionäre der Gesellschaft zu sein und sind von der Verpflichtung zur Hinterlegung 
von Aktien befreit.

Art. 21.
Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte für eine Amtsdauer von 3 Jahren einen 

Präsidenten und einen Vizepräsidenten. Er ernennt ferner seinen Sekretär, welcher nicht 
Mitglied des Verwaltungsrates zu sein braucht.

Art. 22.
Der Verwaltungsrat versammelt sich auf Einladung des Präsidenten oder Vize­

präsidenten, so oft es die Geschäfte erfordern. Er muß einberufen werden, wenn zwei 
Mitglieder oder^die Direktion ein dahinzielendes schriftliches und begründetes Begehren stellen.

Ueber die Verhandlungen und Beschlüsse des Verwaltungsrates wird ein Protokoll 
Sekretär zu unter-
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Art. 25.

Art. 26.

Art. 27.

3. Kontrollstelle,

Art. 24.

Der Verwaltungsrat faßt bindende Beschlüsse für die Gesellschaft in allen Fällen, 
. deren Erledigung nicht zufolge Gesetz oder dieser Statuten der Generalversammlung zusteht.

4

Zur Beschlußfähigkeit des Verwaltungsrates ist die persönliche Anwesenheit der 
absoluten Mehrheit der sämtlichen Mitglieder erforderlich. Die Beschlüsse des Verwaltungs­
rates werden mit absoluter Mehrheit der abgegebenen Stimmen der abwesenden und ver­
tretenen Mitglieder gefaßt; bei Stimmengleichheit zählt die Stimme des Vorsitzenden doppelt.

Beschlußfassungen auf dem Zirkulationswege sind statthaft in Fällen, welche das 
Präsidium für dringlich erachtet.

Die Wahlen erfolgen, sofern nichts anderes beschlossen wird, in geheimer Abstim­
mung. Im ersten Wahlgang entscheidet das absolute, im zweiten das relative Mehr; bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los.

Die Mitglieder des Verwaltungsrates und eines eventuell von ihm ernannten Aus­
schusses haben Anspruch auf Vergütung ihrer Reisekosten und auf ein Sitzungsgeld. Der 
Verwaltungsrat ist außerdem befugt, einzelne seiner Mitglieder für besondere Bemühungen 
angemessen zu entschädigen.

Art. 28.

Die Generalversammlung wählt jedes Jahr zwei Revisoren und für Verhinderungs­
fälle derselben einen Ersatzmann, welche nicht Aktionäre der Gesellschaft zu sein brauchen.

Die Revisoren haben die Jahresrechnung und die Bilanz zu prüfen und über die7 
selben sowie über die Anträge des Verwaltungsrates der Generalversammlung Bericht und 
Antrag vorzulegen.

Sie sind jederzeit berechtigt, und mindestens einmal im Jahre verpflichtet, neben 
der Revision der Jahresrechnung eine Revision der gesamten Geschäftsführung vorzulegen.

Der Verwaltungsrat setzt die Entschädigung für die Revisoren fest.

Der Verwaltungsrat bezeichnet diejenigen Personen aus seiner Mitte und außerhalb 
derselben, welchen die rechtsverbindliche Unterschrift für die Gesellschaft oder das Recht 
die Firma per Prokura zu zeichnen, zusteht.

Der Verwaltungsrat bestimmt die Art und Weise, in welcher die Zeichnung für die 
Gesellschaft zu erfolgen hat.

Der Verwaltungsrat ist berechtigt, zur Leitung und Beaufsichtigung der laufenden 
Geschäfte aus seiner Mitte einen Ausschuß zu wählen und dessen Aufgaben und Kompe­
tenzen zu bestimmen. Er kann auch unter von ihm festzusetzenden Bedingungen einen 
beliebigen Teil seiner Befugnisse an einzelne seiner Mitglieder oder an einen ödere mehrere 
Dritte außerhalb seiner Mitte übertragen. Er setzt die Obliegenheiten und Kompetenzen ’ 
dieser Personen und deren Entschädigungen fest.
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IV. Rechnungsabschluß, Erneuerungsfonds, Reserven, Dividende.

Art. 29.

Art. 30.

Art. 31.

Art. 32.

Art. 33.

Für die einer wesentlichen Abnützung unterworfenen Anlagen und Einrichtungen, 
als Oberbau mit der elektrischen Hochspann- und Kontaktleitung, Rollmaterial, Mobiliar 
und Gerätschaften wird ein Emeuerungsfonds angelegt. Ueber die jährlichen Einlagen in 
diesen Fonds und die Beanspruchung desselben wird das Nähere in einem besondem Regle­
ment bestimmt, welches der Genehmigung des Bundesrats unterliegt.

von 5%

Das Rechnungsjahr schließt mit dem 31. Dezember ab.
Für die Aufstellung der Rechnungen und der Bilanz gelten die Vorschriften des 

Schweizerischen Obligationenrechts und des Bundesgesetzes über das Rechnungswesen der 
Eisenbahnen vom 27. März 1896.

Die Bilanz und die Rechnung über Gewinn und Verlust sind mit dem Bericht und 
dem Antrag der Rechnungsrevisoren spätestens acht Tage vor der ordentlichen General­
versammlung in den Geschäftslokalitäten der Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre aufzu­
legen. Von dieser Auflage ist den Aktionären in den Publikationsorganen der Gesellschaft 
Kenntnis zu geben. Ferner ist die Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung mit der von 
den Aktionären genehmigten Fassung spätestens 6 Monate nach dem Bilanztage im Schweize­
rischen Handelsamtsblatt zu veröffentlichen.

Art. 34.

Die Generalversammlung ist befugt, aus den zu ihrer Verfügung gestellten Beträgen 
des Reingewinnes beliebige weitere Reserveanlagen zu beschliessen. Ebenso kann sie über 
solche Reserveanlagen auf Vorschlag des Verwaltungsrates wieder beliebig verfügen.

Der nach Vornahme der erforderlichen Abschreibungen und Amortisationen und 
nach Dotierung des Emeuerungsfonds und des ordentlichen Reservefonds verbleibende Rein­
gewinn steht zur Verfügung der Generalversammlung, welche die an die Aktionäre auszu­
zahlende Dividende festsetzt.

Die Auszahlung der Dividende erfolgt nach Genehmigung der Rechnungen durch 
die zuständigen Behörden auf den vom Verwaltungsrate zu bestimmenden Zeitpunkt.

Zur Bestreitung außerordenticher und unvorhergesehener Ausgaben sowie zur 
Deckung von Verlusten ist ein ordentlicher Reservefonds zu bilden, dem alljährlich minde­
stens 5% des Reingewinns zugewiesen werden, bis er mindestens 15 °/o des Aktien­
kapitals beträgt. .

Der Reservefonds wird nicht verzinst.

Den Prioritätsaktien wird im Falle der Gewinnverteilung eine Dividende 
zum voraus garantiert, bevor an die Stammaktionäre etwas ausgewiesen wird.
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V. Liquidation der Gesellschaft.

VI. Bekanntmachungen.

Art. 36.

!
VII. Schlu^bestimmung.

i

■

■

l

I 
i

Art. 35.

Im Falle der Liquidation der Gesellschaft ernennt die Generalversammlung die 
Liquidatoren und bestimmt zugleich das Verfahren der Liquidation

I
il
i

i
i

Art. 37,

Diese Statuten treten nach deren Genehmigung durch die zuständigen kantonalen 
und eidgenössischen Behörden in Kraft.

Alle von den Gesellschaftsorganen 
Schweizerischen Handelsamtsblatt.

Der Verwaltungsrat wird außerdem noch andere Publikationsorgane bezeichnen.

I

zu erlassenden Bekanntmachungen erfolgen im
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Telephon 8389.

• tRebaftüm:
(Serbergtfle 40. 4» Tefepßrm 8067. 

, Telepßon berfixntbelÄrtbaötßn 5757.

• ,17.—
• . «X—

«bottMementßvretfe
»ar BaM •• ■ i 

►tmb bie 30*31 |

1 «Renat. . . fit LM
B SEmurtr • • 9 K—
« •

. X? e
Bei «oftttSrmnrmrntl

30 CtB.
toter perftaik^r Ubrtfr 

SttWlOQ.
gär tat anBlanb

’ t>c Quartal; «n> Bd> 
cbomtemed mfieß4 art> ' 
l fpacfcenb bÜHfltr.

ftnferttonßpretfe: /
Sie l-fpalägeWöttpareffle* 
geile aber beten ««im:

gär 0a W BO CtB.' 
jär btt 6^wc:j 60

• f^a ba* «luBlanb 76 M. 
WtTIamm tft. 2.60. Bei . 
großem Aufträgen 9?abait 

. ftnferate nehmen entgegen 
. bte (Xjpebition b&3 

0latteB foffife fäwt* 
I i d) e 21nnoncen-Sureaus 
bei Sn- unb 2Ui3Idnbrt- 
Ffür bie Slufnaßme bmi 
Slttjeigen an beftbrnnf bar- 
geidjriebenÄtt (Stellen ober 
■Zagen wirb feine Serant* . 
töDrtli^feit übemomm«L-

K f I«

präfibentcn gab, näßer auBfüßrf, jcßreibt baS „Setif 
^Journal": 6£>iefe Note - bringt intereffante 2kuf- 
ilärungen über ben gegenwärtigen Staub ber N e p.a< 
rationSDerßa'nblungen unb über. bie 91b- 
fichten ber beutfcßen .Negierung am Sorabenb ber 
Konferenz. ‘.@S-'geigt ficß bie -folgenbe- fonberbare 
Sage: Sreinfreich anerkennt bie teilweife.ZößlungS- 
unfäßigfeit feines ScßuIbncrS unb ift bereit, für ben 
Slugenblicf bloß Teilzahlungen burdj SInnuitäten 311 
forbem, eS faßt fogar ein SIbfommen ins Singe, wo- 
burcß ©eutfchlanb ein Teil ber ©efamt- 
f eß u I b e r I q f f e n Würbe. Unb ©eutfcßlänb quittiert 
biefeS Opfer, inbem eß neue S e bi n gun gen 
[teilt unb broßt, bie Scrßanblungen ’ abgubrechen, 
Wenn granfreidj barauf nicht eingehe. ©iefe Sc- 
bingungen, W.eldje bie ‘ Scfiegten ben (Siegern auf­
erlegen Wollen,, finb. unerhört. ©a ift gum Seifbiel 
bie Herabfcfcuftg bet NcfcßungSfoften in* ben Nßdin* , 
lanben. Unb bann 0erlangt ©cutfcßlanb nichts 
Weniger als bie Ncbifion- ber .wießtigften’ ScrtragS- 
artifel gu feinen ©unften/ ©ie frangöfifeße Negierung 
bat in ihrer fPZiniftercrflärung PerKinbet, baß Statt?* 
reidj nur. im. äußerffen Salle' zur Gewalt greifen 
Werbe, baß cS ©eutfchlanb lieber .überzeugen als 
gWingen Witt. T)eutfcf)Ianb gefäbrbet aber burdj biefe 
feine Haltung .* biefe Hoffnung, unb ’ Wenn eS ber 
Konferenz eine allzu Schwierige Aufgabe [teilt, bann 
Wirb [ich bie Konferenz auf§ neue mit (5 i dye - 
rungen befdjäftigen unb fid). für bereu Türd> 
führung entfdjeiben. ?. . - ■

„©jcelfior" bemerft, .Wenn SDcntfcfilanb fid) in.[eitler 
fRotc zur ,2Iu§führung ber ■ SBünfdje ber Segen[eite 
bereit erflärt, fo fönnc man angeficfitS ber fünf- Sc* 
bingungen, bon benen SDeutfilanb ■ fei^e Sereit* 
Wittigfeit abhängig »macht, biefe ©rfläriing niefjt -erhft 
nehmen. Tiefe Sebingungcn finb bie Sorberum- 
gen.-b.ott $ugo '(Stin.neS unb ber mächtigen

®n«foÄ‘trailPbteS an“getotffen' bcutfdjen Wanb tnüffc'M ■fotffen, bafe. Sranfrei« biefe
’m* T. -4 “ ■ • —. —    — o w» — W — | W

ndh in Setraajt ziehen fönnc. • ‘
......... ...................... ...... büL "?eil"rc« ' “Ä M ^eut^lAnb bie 

ftören lönnte.’ Ob.nun ©euffd^Ianb bie brei @olb- ber borlauhgen Scftfefeung ber SBrebergut-

Spefuläfion machen-gu Wollen, ®elb leihen/ wenn 
er fürsten mufj, baß eS nah SIblauf bon.fünf Seh­
ren Wit frangöfifhen Sorberungen bebrängt Werben 
fann, bie e§ bq,nfrott.mahßu? SSerswirb S^aufreich 
leihen,,;.-Wenn 4r* feine'-annähembe Kenntnis bom 
Umfang‘bet frangöfifhen Oibcn^hai unb bie ttRög- 
lichfeit bor [ich; fieht,-bäfe ber ©hulbner [ich in fünf 
fahren,.mm :fo[bent gu bleiben, in mititärifdje- Sl-ben- 
teu^r-[türgt,; bie ben Stieben (gurpfeaS auf§'neue 
gefährben?; SS'ie'fpÜ‘Te.utfcf)Ianb fleißig unb ratio­
nell'arbeiten, ipenn e§ Weiß, baß, je meßt eS Wäh- 
tertb ber fünf;S3rpbe}ahre reiftet, gerabe-auf. Srunb 
biefer - [einer’^eiftungSfähigfeit befto unmäßigere 
gor beringen fommen - Werben? -Sotten wir Neu­
trale, - fott SImerifa ber ©dbgeber [ein, ber unter 
biefen. Urnftanben 'bdS $rojeft @et)bour finanziert? 
§raenb jemanb muß bieS :ja.tun, .fpnft Werben bie 
auf.-bie beutfhe Negierung gezogenen ‘SBiebergut- 
mächungSwehfernitgenbS akzeptiert- J < : * 
,<2(uf alle biefe Sraqcn gibt eS nur eine §Int- 
Wnrt; natürlich . kennt man in Serlin unb in $ariS 
bie. UebelftänÖe, bie bie Vertagung- ber-Seflfeßung 
ber'äßiebergutfnahungSfumme mit [ich bringt;’ aber 
Weber bie beutfeße/nocß bie. frangöfifeße Negierung 
fann heute.bi$ Sijierung<riSfieren Wegen be§ 2But- 
geheulB, baS in,ben immer nod) fo mächtigen Natio- 

£öhe, in Stanfreih Wegen ber Niebrigfeit be§ Se- 
trageS. • SeiberfeitS zieht:man eine fahlicß [Rech­
tere ßöfung ber* befferen bor, bie bdS .Nififo eines 
großen- ®haubiniftenfra<h§’, ntit [ich ' brächte. f 2Ran 
tröffet [ich mit bem Zeitgewinn unb» hofft; in. fünf 
fahren werbe -[ich ‘ beffer mit ben ,'ßeuten reben laf- 
fen. Unb Europa fießt - biefet ■ fiofung, bie . feine 
ßöf.ung ift,-bittigenb’gu. SBic befeßeiben. ift Europa 
geworben 1 • 1 ' ‘ ’ . •'' -
. ,-£ber - Wirb, auch ‘ Wenn ftd) ’ TcutfRanb unb 
Sranfreieß einigen, auf ber Sarifer 'SNiriifterfonfe- . _...r —

■ tenä boef) opponiert werben, unb gtoar bon feiten ®ruB^ be.ut^.?rrr Snbnftn.dlct,. beren Sulirec er _tft. 
IgnglonbS?-fPlan traut bteS -an .gewiffen beutln ®eutfälanb muffe bodj totffen, bafe §ranfretd& biefe 
©feilen ber enalifdjen^olitif «u, toetl ber burd) ba§ ^fet.n^n?enJt“u^ "td’t,..einen 5Iugenbhdf lang ernft-

ließ tn Setrqcßt gteßen fönnc..
Sfuäß baS „Oeubrc" . erflärt,baß TciitfRanb bie

SgbriYaten «hadSungen auf fiinf 'Mre an it n a n n c I) m b'a r'c 
M t ... - w •

<5rfdj eint f Sglich iweimd. Utttttinet 45, dis.
i 1 -i? ‘-^r'! <:>

Sdgesb eridjt 
’ 22/Januar. -

0. 2RitJ Spannung erwartet bie SBelt, Wa5 näcßfte 
®ocße bie interalliierte ' SK in ift er Fon-» 
fereng in $attö bringen Wirb. Optimiftifcße 
unb peffimiftifche ^rognofen Wetfjfeln miteinanber 
ab. Salb heißt eS, in ber .wichtigen “Sßiebergutmach- 
ungSfrage , fei. eine Einigung ’ gwifdjen Teutfcßlanb 
unb Sranfreich' fp gut Wie • abgefdjloffen, -unb bie 
Konferenz brauchrnur noch -ihren Segen gu geben. 
Salb' Wirb/Wieber‘alles Wiberrüfen unb behauptet; 
nur ein .©iftat mit nacßfolgertben Zwangsmaßnah­
men föntte ©eutfehlänb gür ’ Naifoü .bringen. SNit 
biefem ©iftat-,ift es, fo eine Sache: bie Sfttiierten 
können woßl ©eutfcßlanb eine’.beftimmte Sßiebergui- 
macßungSfumme -borfdjreiben/ ia fie müffen es 
gemäß bem Sertrag .bon SerfqitteS fogar bis güm 
1. 2Rai 1921 tun; aber Sranfreieß hält bie Silierung 
einer beftimmten- Summe gurgelt hoeß für untün- 
licß;, will eS: btefer Sluffaffung .(geltung berfhoffen, 
fo muß eS entweber .ben Sertrag bon SerfaitteS ber­
ieten, ober füß mit ben ©eutfeßen arrangieren. ©aS 
©iftieren'ginge aljo nießt fo einfach/ unb cS befiehl 
bei ber neuen frangöfifeßen Negierung bie beutlife 
Tenbeng,. mit gütlicher Serftänbigung, auSgufom- „ , - -
men. ©aßer ber Sefucß’ SrianbS auf'bet. beutfeßen naliftenfrcifen loSginge, im ©eutfcßlanb Wegen ber 
Sotfhaft, ber eigentlich baS beite ©men für eine -------
frieblicßc Slbwicflung.ift.. . .

&IS ■ mögliche :SerftänbigungSbafiS Wirb am meiften 
em Srojcfl. biSfutiert, baS auf ben ©ireftor ber 
^öirtfcßaftSabteilung im frangöfifeßen Sfußcnmint- 
fferium, S e ß b 0 u j, gurüefgeßt unb feßon auf ber
biel SBeadjhirig gefunben°fjat. Sen^eutfdie/foürbe 
bet Su^runbelegung biefe? ^rojelte? borläufta 
unter betberfeihgem fBeräidjt auf toörtlidje ©rfüHuna 
be§ SBerfaiHer »ertrage? feine ftje Sßiebergutntatn- 
ungsfumme borgefdjrieben, fonbern nur eine fiir' 
i:unf Satire gletdj. bleibenbe Annuität, al§ beren Se. 
trag brei (SoIbmiHiarben Sftart genannt tnerben ____ , . . . ..
®abei fallen unter ben beutfd>en Seiftungen nicht fn ißrojeft ©etjibouj- bebtngte intime bieutfdß.franaöfifd)e 
febr ©elbjaÄlungen als Lieferungen bon Stobftnf. '^änbelSbertelji; bie fommergiellen-.Sitjel (Snglanbs 

thb ^cfHnfnFrrtlFrttptt für Sa»* /’ ’ T+nv©« FÄtrnf©• .mm-©putimlanb bie hret GKnTh.
ftorten (Sebiete bie Hauptrolle fpielen. ©ic mittiarben attiäßrljcß -in Äoßlen ober in .

Sleueftes.
?. ©er SunbcSrat »trb ftdj- am Montag mit. bem ®nt« 

rtiirf eines bringlicßcn ®unbe5befdjlnffe3.über bie Äon- 
tingenfierung ber (Einfuhr befaßen, ©anaeß 
fann ber SunbeSrat bie-^rnfußr-Beffimmier bon ißnv 311 
begeießnenber SBdren befcßränlen ober bon einer SewiUi- 
gnng abhängig erflären. « . /

>- ©er SunbeSrat ßat fieß am Freitag ein$eßenb mit ber 
§rage befdjäftigt, mie bie auf 1.- SIprtf . borgefeßene 
§ i q u i b i e r u n g • b e r Ä o ß l e n g e n 0 f f e n f cß:a f t 
befdjleunigt unb ioie bor ®nbe* Suni berÄoßlen* 
preis für ben Äonfumenfen auf bie ßeutigeiPlarftc 
tage gebradjt toerben tonne. ■
1. ©er SunbeSrat wirb am SRontag bie Sorlage bett, bie 
ZoIIguf (ß’Iä ge . 311m SuSgleicb ber @elb« 
en tm er t un g beraten unb [ofqrf ben Nöten gugeßen 
läffen. ' ■
; ©aS eibgenöffifeße duftig*, unb Sßoligeibepartement 

bringt in einem ÄreiSfcßreiben an bie tanfonalen Sßoligei« 
bireftionen auf ger nß al t un g aller ben Slrbeitömarlt 
bclaftenben StuSlänber.

. ©er SunbeSrat ßai auf 2Infragc:beS ©enetalfelrefaria* 
te§ be£ 5&ol! erb.unb eS gugefagi, baß bie ©hweig 
bie Nebiforen für bie (SefcßäffSfüIjrung beS -©ctre- 
iqriafeS in (Senf [teilen toerbe.
’* IMF* Sii f r an 3of i f eß en Äamm er berlangte 
?rianb in einer Nebc über SieIßoliti! be5 ÄabinctieS, 
baß baS $au§ mit aller Älärßeit ber.Negierung ißt Ver­
trauen geben ober berineigern muffe. Stufe bas Ver­
hältnis gix ©eutfeßlanb eintretenb, • erflärte 
Vrxanb, eö ioäre eine Verneinung ber ®ererßfig!eit, Wenn 
bie Urheber beS ÄriegeS fteß ber • Genugtuung entgegen 
unb Wenn ©euffd^laxtb, beffen gäbrilen unb Vergtoerle 
mtalt geblieben feien, au3 bem Ärieg mit einem Ver­
trage ßerborginge, ber im alte 2Kär?tc ber Sßelt öffnete, 
mäßrenb granlreicß inö ®Ienb geriete, ©roh alfebem ----- uki,
gebende granfrettß nießt mit Wffematifcßer 21 n- p.r«fWIer Sacßbcrftanbcgcnkonfcreng tm. ©egember 
menbunaber Gemalt gegen ©eutßßlanb borgu- b”*r 
geßen. granfreieß [ei Bereit, -gu berßanbeln 
unb bic Not, toelcße bie SBelt bebrütfe, gu berüdfießtigen. 
©ie Nebe Vrianbö würbe bon ber Äammer mit großem 
Sei fall au [genommen unb Weitaus günftiger 
beurteilt, als bie, NegierungSerflärungen-bom ©onncrö- 
tqg. ©ie Äammer geneßmig.te gum Scßlufe 
ein 58 e r t r a u e n 3 b 0 i u m für bie Negierung 
mit 475 gegen 68 Gtinrmcn. .

□SP* ®r. S i m o n ö ßielt ’bor . bem b ell t f,cß em üvü‘
N-c i cß s t a g bie erwartete Nebe übet bic Stellung- •!?.? tun aP?. tüfabttfaten für ben Stuf bau ber 
©eutf cßIanb3 gu ©owi et.rußlanb unb wieö f At* *”* n •** * ~.u

/ mä

ginangs. unb
, (Sntentgenablatt ber JStaM . ^w'stonb v2400(S8ufäv
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Halblantone bienen möge. 
0 nufer berbanlte ©rufe

\ (Stabt- 
.aliftifche 
iben fid^ 
jen. Die 
il. 

in Bel. 
5er wirt, 
unb bie 
Belgien 

Außbrucf 
Jtoilli« 
tdjfert^

• ‘ hat? Ater-Wirb Deuffchland, oEjns eine toucfjerifche

Meberlanbba^n St JatoMnuttenj. 
' . W. Die Gemeinde SRuftena freute fid? nm greitng 

ber • (Erfüllung etneß feit Sohren .gehegten SBunfdjeß; fie 
empfing bie erften blumengefränaten GtrößenbahnWagen 
in ihren 2Rauern. 2113 einzige Ortfchaft in Bafels näcfb-- 
ftcr Umgebung war SRuttena bis geftern ohne Dram* 
anfdjluß; eß fchien bwtabe, als ob daß bom Aaturßhuh* 
b'unb gehegte Birßuf®bL)H mit feinen Grien unb Nachti­
gallen biefe ftäbtifdje Außftrahlitng mit einem gauber* 
bann berljindere.

. SRit ben SRutienaem wohnten aahlreiche gterfönlich- 
feiten auß SafeHanb . unb Bafelftabt Per Gr off. 
nnngßfeier,- b.eß D r a m b e r ! e h r 3,. genauer 
gef agt beß „Deilftüdeß (St. ?a!ob * SRuttena ber Bafel« 
landschaftlichen Ueberlanbbaljn". bet. 21m rechten Birß- 
nfer, auf Bafelbieter B'bben, lanbeten, bom Aefchenplafc 
bergefabren, brei Stagen ber Baßler' (Straßenbahn mit 
ben Delegationen ftäbtifcher unb bafeUanbfchaftlicher 
Beerben; bon SRuttena fteHten ftd} bie Gemeinbeber- 
tretet bei ber Ijübfdj belorierten HaltefteKe ein, begleitet 
bon einem Ärana ehrenweinfpenbenber Damen in alter 
BafelbietertrachL

Neqierungßpräfibent G. 21. B a t) auß ßieftal begrüßte 
bie geftgemeinbe namens beß Äantonß BafeUanb, Abge*. 
orbnete ber Baßler Regierung, beß Größen Nateß, ber 
(Straßenbahnberwaltung, ber Bundesbahnen, beß £anb- 
rateß bon BafeUanb, ber ©emeinbe. SEuttena unb ber 
benachbarten Crtfdjaften ufto. (Sr berbanfte namentlich 
bie SÄiftotrhing bet (Stabt Bafel beim guftanbefommen 
beö neuen BerlebrSmittelS unb gab in einem toarmen 
„©lütfauf* ber Hoffnung IXuSbrutf, bafj bie Ueberlanb* 
babn ber SBoblfabrt beiber 
9legietitng3präfibent Dr. §. 
unb Sinlabung im tarnen ber (Stabt Bafel; ’ et be* 
trachtet bie bon SJZuttena bis ins g^ntrum. be3 Basier 
uibujtrieGen ßebenS fuhrenbe fimie als ein Symbol ber

m a d) uns e rt unb ber rtt w a f f n U n g b o tau­
ber e 11 e n. liefen Stätfern aufolge ift bie britifefic 
^Regierung ber SInfidjt, bafj fflerütx in; loyaler SBetfc. 
fein ÜRöglicfjfteS getan bat um feine SerpfWunden 
au erfüllen. @ie ift nicht geneigt bie SDrobnngcn unb 
Serbädjtigungen granfreiefjä 8u billigen.

K. ®erlntz 22. San. (^riöatteE) 5Die Salbungen 
ber fßarifer Blätter ’ über ba3 Ber halten beS 
<Staat3fefretär§ Bergmann laffen erfennen, bafj 
er in Baris aunäd)ft unter berjeirigen Bteifung toer- 
banbelt fyrt, bie ihm bor feiner Greife in' Berlin 
gegeben Worben mar. (Srft nady ber Abfahrt Berg­
manns fanb jene Btenbung ber SDinge' ftatt ’ bie bie 
amtliche (grflärung be§ beutfdjen «SlufeenminifterS an 
ben franaöfifeben Botfdfafter unb bie Bteitergabe bie- 
fer Suftrnftion an ben beutfeben Botfdjafter in Baris 
unb an ben (StaatSfefretär Bergmann aitr. Solgc 
batte. 2Iuf Sruhb biefer neuen Suftruftion Wirb fefet 
e i n b e i 11 i tf) b e r-b a n b e 11 befteb'^n nun­
mehr feinerlei SDiffcrenaen mehr über bie 
Sluffaffung biefer Snftrnftion aWifcfien bem Sftiniftcr 
beS Auswärtigen. unb bem SfteicbSminifter ber 
ginansen. ; : ' ’ * ’ 1 /‘ V

Sßeiter Wirb a« ben Berbanblunnert Bergmann** 
bon auftänbiger Stelle erflärt bafe Bergmann 
borauSfidjtlid) in ben näcbften /tagen mit ben. Unter- 
bänblcrn ber (Snfente über bie Sct):b ou f ^b en 
Borfdjläge aur Durchführung bon Saxbleiftungen 
in B erbänblungen treten Wirb. Diefen. B'er- 
banblnngen. werben formulierte b e u t f cf) e B o r - 
f dj I ä g e augrunbe liegen. <§eute finb aus . Baris 
neue unb Wichtige Berichte Bergmanns im Aus­
wärtigen Amt cingclaufcn.

§crr Brof. Dr. <5 p e i f e r , ben Stegicrungviät 5£an« 
ner als ben großen ftörberer bc§ Basier (Straßenbahn6 
WefenS im bcfoiiberen begrüßt hatte/ ergriff baö SBort 
um feiner greuber über« baS gufianbelommen biefer 
Bahnberbinbitng auSaubrüden. . @r batte fid) feinerajiit 
einen anberen SBeg borgcfteltt: eine ßinic ber ftäbtifqen 
(Straßenbahnen gleich njie in bie übrigen Borcric Bafels. 
Daß märe rafdjer gegangen; nun hat BafcTIanb 'aber 
3um (Entgelt bie SRoglidjieit, bie Ucberlanbbahu Weiter 
hinauf au bauen; beffen freuen fid) auch bie Baßler auf. 
richtig, benn .immer lommen fie gern.inß Bafclbiet-. 
„Ohne alle Aibälität münfdjcn mir, baß bie’ energifd) 
unb tlug geführten mirtfdjaftlieben Befirebuiigen bon 
BafeHanb fidr weiter/ gut cntmicfcln werben/' • .. _

2'lß „Bertrcter einer SSonfutrenafirma", wie er fidjj 
humorboU ■ außbrüdtc, • fprach aum Ochluß ßerr • 
ß h t i ft e n , . Bräfibcnt ber $rci. ßbiretti on “ II 
ber Bunbcßbahhen. . Die ’S. B. B. legen nie' einem lln« 
ternehmen £ünberniffe in ben Äteg, baß 'ben Borortß« 
berühr 3U betbejfern' fudjt; benn für fie bilbet ber Bor« 
ortbienft eine große Belüftung. - B?öge bte neue Bahn 
bie greunbfdjaftßbanbe atoifdjen Stabt unb 2änb fefter 
tnüpien. • • »’•

.Daß hat fie offenbar febon am ©inmeibungßtag..getan. 
$armoriifcb betliefcn-.bie fur.aen Stunbcn . beß -Betfam« 
menfeinß; Aiuiiena batte aur Jyeicr beß ?Xageß mand)er- 
lei bekannte. unb beroorgenc Dalente aufqeboten.* 
rere. poetifebe Begrüßungen, in benen. AjoffiUingen, Gut« 
täufdjungen ‘ unb/nun* toieber bic neuen Hoffnungen oft 
recht launijcf/amn' 'JütSbrucf lamen, mechfelten nüt BluR!- ; 
borträgen-ber Aiuttcnaer Dorfmufi! unb mit (gefangen 
ber (Simenjungfern. • • . '

AIS jicb bie ©cfeUfdjaft gegen 7 Uhr auflöfte* unb bie 
außwartigen/(gäfte. eleltrifd) ftabtmärtS fuhren, festen 
fidj . bie: Bcbörben unb -Bereine bon • SRüttena au . einer 
eigenen Dramfplonnität an,, um ben Widjtigen • Dag froh 
auSrlingen au Jaffen. / -

u.uuu au>.^;; vu.i ber w ta. Stnnutfäten ab- 
bängxg. unb beaeicfjttef bie ©umtne^on bret @olb- 
miUiarben per anno als weit über bte ßeiftnngs- 
fäbigfeit :DeütfchlanbS btnauSgebenb. Hebet Diefen 
Betrag wirb noch bethnnbelt Steif Widjtrger aber 
als feine. $öbe ift für Deutfchlanb bie Borfrage, ob 
bie (Entente gewillt ift; auf folgende .fünf Bedin­
gungen- einaugeben, bon denen eß fein Eintreten 
auf - baß Brofeft ®et|bouj abhängig machen modjte*
1. £)6erfchlefien'muß im Deutfdjen Seid) berbletben;
2. Herabminderung ber Befa^ungßfoffen; 3. iRud- 
erftathrng eines £eil§ der Handelßtonnage; 4. frei­
beit beß Handels, Worin mitinbegriffen ift bie ßtefe- 
rung bon Bobftoffen; 5. greigabe beß befdjlagnabni- 
ten beütfdjen (Eigentums in, ben (Ententeländern 
und (Erleichterungen im (Hearingberfehr.

Bebmen wir einmal an, auf einer der ?ßdrtfer 
&onferena nachfolgenden beutfch-aHiierten, (genfer 
ßonferena tomme nach (Erfüllung oder Bidjterfül- 
lung obiger Bedingungen ein Annuitätenbertra^ im 
(Sinne beß. Brojeifeß (©epbouj unter borläufigem 
Beraid)t .auf gijierung ber (gefamtentfehädigung au- 
ftanbe. Stritt dann-nicht gerade ber guftand ein, 
den man fich gewöhnt bot als den aHerunermünfdj- 
teften an. betrachten:.die Berpetuierung .ber allgemei­
nen Unficfjerheit über bie (Scfjuldberpflichtungen und 
(gutbaben ber Wicbtigften ^ontinentalftaaten? Hätte 
eß' nicht int dringenbften Sntereffe (Europaß gelegen, 
Wenn Deutfchland endlich einmal erfahren hätte, 
maß eß au aablen, granlreich, Waß eß au fordern

Wirtfchaftlicben. gufammengeborißfett bon (Stabt unb 
2anb.. (gemeinbepräfibent unb Äanbrat Brü.berlt.n 
auß aRutfeng gab ben'Gefühlen feines Dorfes 2luSbrud, 
baS (ich lange gebulben, mußte. Gr blidte anrüd auf bie 
Bergahgenheit: bor 40 Saljren berbanb bloß ein (Steg bie 
beiden BirSüfer; Wie1 einft bie ßanbftraße, fo foH nun-' 
auch bie Ucberlanbbahn einen 2Iuffcbtoung bringen/ 
2IIkrIet Hoffnungen tnüpft SRuttena an baS heutige Gr«: 
eigniß; .-„am romanti^en 2lbhang beS SBartenbergeS 
fönnen noch biele ßeute, benen bie Otabtluft au fditoül 
Wirb, ihren . SBoljnfifc nehmen..../',

An .biefe Begrüßung fdjloß fid) die gahrt auf ber- 
noch baufrifchen neuen ©trede, in gemäßigter (Steigung 
ber 5Pappel>2lHee entlang aufwärts. Die roten Dächer- 
unb rötlichen Häuferreihen beß gretborfeß erfdjienen* 
bicl BeböITetung hatte fidj bei Per „HaltefteHc greiborf" 
eingefunben. Die SBöhntolonie, bereu (Schöpfer an. baS 
.gitffanbelommen ber Ueberlanbbahn Wefentlich beige* 
fragen hatten, melbetc fich ebenfalls mit einer freund­
lichen Begrüßung: die (Schuljugend des greiborfeS fang 
frifJ; itnb macfer baS Bafelbieterlieb bon SBinjelm (Senn 
„Bo (Schonebuecfi biß Ammei"; fogar eine (Erfrifchung 
unb eine ftaudjfpenbe durften nicht fehlen. Aad? furaem 
Halt, ging .die galjrt Weiter ins g e ft b o r f AZutfena. 
Unter-.bet (Silhouette ber 2Bartenberget Auine blifcte am 
Betghang ein BöIIerfchüß; beim“ Dorf eingang .fcinlte bie iunflW 
(Schuljugend unb hinter ihr baß erWactjfene SRuttenr n e * ■»« 
aus ber SRenge ragten Baßtrompetenrohre unb SPZufr« ' 

baS guber • bet'. (Ehrengäfte,' bie an 'toeißen-'unb” röten 
Bliimenffräußcijen lenntlich waren.

ßanbrat A^Aübin als Betr 
lleberlanbbahn. Gr -ehtwirfelte Iura bieT’tsTe f aTä? - 

fermctßen eine fteibehsgefcbichte “für' bie’ Gebufb'beß^Dbr’ 
feß 3Kuttena. Die erften Bemühungen um eine Erom-,

£)rientproblent? unb andern heterogenen S^tngett lei­
ben, fönnte, bie. an ben potitifcheiv Börfentagen Don 
$ariß auf’ ben ;2Rarft' foihmem. \ , , ., <

^te ^tieöcttßproMeme.
Die JRnrtfcr SWinifterfonfcren^ *

Sp. Berlin; 21. §an., A#. (Bßplff.) Die Sbnfe- 
rena ber Aegierüngßdhefß in $>ariß wirb fich borauß- 
fidjtlidh nidht mit borläufigen Berichten -der Gntentc- 
belegierfen. üÖer baß BBiebergutmachünjgßprogramm 
befchäftigen. Bach SRitteilungen auß Botiß ift in 
Außficht genommen, baß--im Anfchlufe daran bie 
Berhanblun.gen in B rüffel ihren gorit- 
gan.g nehmen.-, .

(-) Bariß, 21. San. .Der auf Sonntag» Nachmit­
tag an erwartenden brittfehen Abordnung für bie 
neue BHnifterfo'nferena Werben außer 2I-opd (george, 
dem SDHnifter, beß Aeußern; £orb (Eur^on, auch ber 
(generalftabScfjef \2RarfchaH SS i l f o n, ber Erritifehe 
Delegierte ’ in ber Äommiffton antr (Entwaffnung 
DeutfcManbß, Bingham, fotoie mehrere SRarinefah- 
berffänbtge. und - Beanttejbeß- 2fein,ifteriumß beß 
Aeußern angehören; i . x •

(-) Berlin, / 21. San. , ((Europa|>reß.) SSie . ber- 
lautet, holt die. Neidhßregierun-g die Abficht, dem 
morgen nach Bnriß jurücfreifenideh' General Noüet 
eine Note über,.bie (Jntwaffnitngßfrage 
mitau-geben, fqUen- gelaffem k ■ • _

Die SBicbergufmathungen;
Sp. Boris, 21. Jfan/Ag. (H<Waß.), 3wber offiaiöfen 

beutfehen Note, Welche, bie Darlegungen, die der 
beutfdje Botfchafter am Dienßtag Abenb bem 2Rinifter- 
berbmbung reichen bis ins 3abc 1898'aurücf; fie blieben 
erfolglos wegen-beS Umbaues beS (güterbaljnhofea. Anno 
1908-.würben bie erften ftonacffionSbegehren eingereicht; 
IcineS würbe Weiter Verfolgt/ weil bie. (Straßenbenüßung 
in Bafel nicht - in- gewünfcfüem (Sinn geregelt werben 
lonnte. ftm $ahr$ 1906 !am aus bem Birßec! bie $bce 

. emer > Berbinbung awifc^en Bafel und URuttena über 
Aeire SBelt, unfc in ber golge lonlurrierten ein «St $a» 
lobe» unb ein Aeu* SBelt-Äomitee, und'darum ging bie 
Gefchihte nicht'bom glect; tnv.^ahre 1913 nahm. fxc§ ber 
Slanbrat bon BafeHanb ber tteberlanbbdhn an unb er­
hielt bie Äonaeffion-; noch, einmal bergögerte fich der Bau 
wegen beß ^riegSaußbrudjeß.. Als fcfjließlich 1915. bie 
.Baßler (Straßenbahnen eine.2inie bis an bie Birßbrücfe 
bei Gt J$alob> erbaut hatten, würbe halb darauf ein 
legier energifefier Anlauf genommen, unb heute ift 2Rut- 
iena Siel feiner Äfünfche. Den Gharalter. eineß 
heimeligen. BauernborfeS Wirb bie Drtfchaft nun aller* 
bingß immer mehr- berühren; möge aber auch‘bie neue 
Gntwicflung ihr 3iun Guten bienen.

AIS ber Aebner gefchloffen hatte, ftimmte bie fugend 
ben Gaffen bon jenfeitS.' der Birß au ■ (Ehren baß Sieb 
„a’Bafel am mim Ahb" an; .Dann durfte fie- in einer 
Gratißfahrt bie-neue Bahn, außprobieren,- unb /bie geft- 
aäffe- begaben fich inß ■ Aößli, au ch^etn bom Berwab 
• angebotenen ftmbiß/Negierungßrat Dr.‘ Dan» 

- Wicberholtei ben ©rufe ber bafeHanbfchaftlichen Be- 
t 1 z . -r------- ------- hörben; inßbefonbere. banfte er ben anwefenben Ber-
fantenfeberbnfche/unb ein frrammer geftmarfch empfing fretern ber beiden ftantönalbanlen für ihre Bemühungen 
Saä ..„c ■ » um bU ginangicrung beß IßrojelteS. ; Satob-SÄüttena

foU nur ein STeilftürf fein bie ■ g o r t f efcungber 
. _ V*. vkuwin uls juer- i| e b e r l a n b b a h n borlaitfig Bis nach ßieftal Wirb

eS ®cmei£be jlwuttcna tm BerwaltungSrat bet nicht, auf einmal-lornmen Tonnen. Die Bahnbeftrebun- 
lleberlarWbahn. Gr-entwirfelte Turg bie Gefdji<hte. gen dürften raffet an .ihr .giel gelangen, wenn1 borerft 
ber eleftofcheno$8öhnberbinbungt BafebSRutteng, gewif. Wuitena^rafteln' als Weiteres Deilffüct gebaut - wirb. 

_ i ■ Borbereitungen, bafür finb im Gang; überß «Jahr 
fott die Ginweihung fein.- </;/>;/:

genommen w’eröen. /tußianö wcrbe.otjne aMtpilfe öecj cce'xU.^ie jre en o ,o Jt* • a »- /** - Beforghiß, bäff diefeß durch die Bctquirfunä-mit dem 
D.e.utfÄIanbß nicht gefu-nben.Tonnen. @5 gelte düf bte beütfije Negierung aiiß. -* - < > ■ ' •
•Öeshalhi-Piex Stege $u^-rtäheren.-Begehungeu-’au fachen, ~ f Cutfto @c}te macht feine Bnftim- 
wobei jeboch Deütfchlanb bä aUem Gntgegenlommen auf • J
feine Sage als beftegter (Staat Aütfficht gu nehmen hade. J

_Die beutfefje Delegation in ?ariS Wirb unter ber 
•gührung Bergmanns in ben nädjften Dagen mit ben- 
unterhänblem ber Gntente über bie frangöfifchen 
B a r f <h l ä g e gur Durchführung ber (S a ch l e i ft u n - 
gen tn BetBanblung treten, nachdem fich Bergmann jeßt 
bon Berlin bie beutfehen Borfdjläge geholt hat unb im 
GinöerftänbniS mit ber Berliner Negierung berhanbelt.

. Aach Informationen auS Sonbon beabsichtigt 21 o p b 
G-e o r g e bie Abfenbung einer Note an bie beutfehe 
Negierung boraufchlagen, fceldje auf bie Gntwaff« 
nung bringt unb bafür eine grift anfet. granf* 
teich trete für eine möglichft Iura« griftfefcung ein.
•’ Die franaofifch« Breffe ift über bie B e b i n g u n g e n, 
bte Deutfdjlanb bor ber Annahme bet Naten- 
aahlungS-Borfchläge auffteUi, erboft unb beaeich- 
net bie beutfehen Begehren als unannehmbar.

. !Jn Berlin berlautet, baß im Anfcfjluß an bie Barifer 
SRiniftcrlonferena bie Berhanblungen in Brüf- 
f ei boep weitergeführt werben’foHen.
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20.8. gemver: tram 116
15.12.1911 gutachten tramsprojekte 120
16.1.1912 referat ü tramfrage d LR emil ramstein 120

Johann Jakob Obrecht: Chronik von Muttenz 1904-1912. 
Muttenzer Schriften 4. Muttenz 1991

siehe:
- Rudolf Pleuler: 75 Jahre Basler Verkehrs-Betriebe. 

Basel 1970. Seite 51ff.
- Alex Leupin: Vorgeschichte BUeB BHbl 1967

14.11. und 26.12.' tram
19.3.1911 tramangelegenheit auch l.april

23.12.1906: im 'Jahrbuch' prozess um erbschaft, im 
'neujahrsblatt' 1907 dreissigerwirren, geschichte von 
muttenz angekündet - Wiedervereinigung - tram
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An die

I* Kiwis des Kantons OhIW
Liestal.

Hochgeehrte Herren!
Sie haben den Unterzeichneten eine Reihe von Fragen 

betr. die Konzessionierung einer elektrischen Bahn Basel- 
Liestal zur Begutachtung und Beantwortung vorgelegt.

Nach Einsichtnahme der bezüglichen Akten, Besprech­
ung mit Ihrer Delegation und gemeinsamer Besichtigung 
der Tracen und Anhörung der beidseitigen Vertreter der 
Konzessionsbewerber und des Gemeinderates von Muttenz, 
gestatten wir uns Ihnen folgenden Bericht zu erstatten:

Wir haben aus den Besprechungen den Eindruck er­
halten, daß, abgesehen von der Tracdfrage, beide Komitees 
sich nicht absolut auf ihre Konzessionseingaben bezw. die 
dort genannten Annahmen versteifen, sondern geneigt sind, 
sich soweit möglich den Verhältnissen anzupassen. Da 
eine Verständigung der Komitees und Interessenten in letzter 
Stunde uns nicht aussichtslos'erscheint, so haben wir in 
unserem Berichte uns auch nicht starr an deren Eingaben 
gehalten. •
Fraget „Welches der beiden Projekte für eine elektrische 

„Bahn Basel-Liestal, dasjenige über Neue-Welt oder 
„dasjenige über St. Jakob verdient in volkswirt­
schaftlicher und technischer Beziehung den Vor­
zug vor dem andern?“

„Ist eventuell eine Kombination beider Linien 
„ empfehlens wert ? u



2

geföri 
stimn 
nehir 
ihres 
bis 5 
gebt 
Vor 
Kar 
eine 
LUK 
dir 
we 
str 
S. 
er 
si 
S(

if 
I
J

Zu Frage 1. Vorerst darf gesagt werden, daß sich 
beide Projekte für den Betrieb als Tramways oder aber 
als Ueberlandlinie bauen lassen. Man hat sich nur v o r 
Beginn der Bauausführung klar zu werden, was für 
Zwecken diese Linie jetzt und in der Zukunft dienen soll 
und dementsprechend seine Entschließungen zu treffen, 
bezw. die bezüglichen Bedingungen und Vorschriften auf- 
zustelleu. Jedes der beiden Komitees wird mit Rücksicht 
auf die Konzessionserteilung einerseits und die Subventio­
nierung durch den Kanton anderseits die bezüglichen Ver­
pflichtungen ’eingehen, sodaß also in dieser Beziehung 
beide Traces gleich gewertet werden können. Wir werden 
über die Frage, welche Betriebsart zu empfehlen sei und 
welche Bauausführung daher zu Grunde gelegt werden 
sollte, uns im Abschnitt über Frage 4 besonders äußern.

In technischer Beziehung bieten beide Traces ungefähr 
gleich wenig Schwierigkeiten; die Höhenüberwindungen 
sind für beide sozusagen auf den Meter gleich, dagegen 
steht doch für den Verkehr mit Basel — obwohl es sich 
auch nur um rund 1/2 km Minderlänge handelt — die Linie 
über St. Jakob im entschiedenen Vorteil, insbesondere des­
halb, weil dieser Verkehr unstreitig der Hauptverkehr sein 
und bleiben und ohne Zweifel die größte Frequenz zeitigen 
wird. Für die volkswirtschaftliche Wertung dürfen nur 
die wechselseitigen Verkehrsbeziehungen — die Frequenz 
— ausschlaggebend sein. Im vorliegenden Fall ist es da­
her die Linie über St. Jakob, die den Vorzug verdient.

Es muß gesagt werden, daß die Neue-Weit-Gegend 
bezw. das ganze dortige Gebiet von maximal 500 m Breite 
links der Birs so in unmittelbarer Nähe der Birseck-Bahn 
liegt, daß für dieses Gebiet eine neue Linie nicht als Er­
fordernis .bezeichnet werden darf. Anders dagegen für 
das Gebiet nordwestlich von Muttenz bis Schänzli. Wenn 
dieses Gebiet von der neuen Linie durchzogen wird, so wird 
es Basel erheblich näher gerückt und seine Erschließung
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äert. Analoge Gründe dürften für Baselstadt be- 
iend sein, indem dessen Regierung sich in ihrer Ver­
fassung an das Eisenbahndepartement zum Ausbau 
; Netzes durch Erstellung einer Linie über St. Jakob 
mr Kantonsgrenze bereit erklärt. Muttenz und Liestal 
m der Linienführung über St. Jakob entschieden den 
zug. Es wird mit Recht hervorgehoben, daß der ganze 
itonsteil dadurch nicht nur dem Schänzli, sondern auch 
mi wichtigen Stadtteil Basels mit den Fabriken St. Jakob 
1 den Lagerhäusern und den Güteranlagen der S. B. B. 
ekt näher gerückt werde. Es darf auch nicht übersehen 
rden, daß die Linienführung über St. Jakob den un- 
eitigen Vorteil hat, einen leichten Anschluß an die 
B. B.-Gütergeleise früher oder später ohne weiteres zu 
möglichen, da sie an denselben direkt vorbeiführt, was 
»eziell der weiteren Entwicklung wegen nicht zu unter- 
jhätzen ist.

Der Berührung des Rangier- und Güterbahnhofes Basel 
st überhaupt eine hohe Bedeutung beizumessen, lieber 
airz oder lang wird derselbe vergrößert und zum eigent- 
ichen Hauptrangierbahnhof des deutsch-schweizerischen 
Verkehrs ausgebaut werden müssen, was selbstredend eine 
kräftige Alimentation des Kleinbahnverkehrs bedeutet.

Sodann wird man sich auch der Tatsache nicht ver­
schließen können, daß die bauliche Entwicknug Basels sich 
weit mehr in der Richtung St. Jakob-Muttenz hinzieht, als 
in der Richtung Neue-Weit, was für die Prosperität und 
den wirtschaftlichen Wert der projektierten Linie wieder­
um von großem Einfluß sein wird.

Für die Linienführung über Neue-Weit haben 
sich nur die Gemeinden im Birstal ausgesprochen. Es würde 
dann ein Gemeinschaftsverkehr ab Neue-Weit bezw. Ruch­
feld Richtung Baselstadt umgekehrt stattfinden und damit 
eine dritte Bahn die gleichen Geleiseanlagen mitbenützen 
und mitzahlen helfen. Dies eine Moment, das auch den
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Gemeinden im Birstal, deren Interessen identisch sind mit 
denjenigen der beiden Straßenbahnen, zu gute käme, muß 
jedoch bei der Trace - Beurteilung außer Betracht fallen. 
Es bleibt zu Gunsten der Linienführung über Neue-Weit 
nur das andere ebenfalls geltend gemachte Moment: die 
Möglichkeit der besseren Verbindung der beiden basel­
landschaftlichen Kantonsteile. Dieser Verkehr wird —* 
das liegt in der Natur der Sache — gegenüber dem di­
rekten Verkehr mit dem Hauptverkehrszentrum Baselstadt, 
das zugleich eben das wirtschaftliche Zentrum 
beider Halbkantone ist, nur ein relativ kleiner sein und 
muß sich daher dem letztem unterordnen. Eine Ver­
bindungslinie zwischen der Birseck-Bahn und der direkten 
Hauptlinie über St. Jakob darf füglich späterer Zukunft, 
wir meinen der Zeit überlassen werden, welche durch in­
tensivere Ueberbauung einen erheblichen Lokalverkehr 
garantiert.

In der Besprechung von Muttenz ist auf die Bodensee- 
Toggenburgbahn verwiesen worden, die mit teuerem Geld 
eine direkte Verbindung der abgelegenen Kantonsteile mit 
dem Kantonshauptort St. Gallen geschaffen habe. Wir 
glauben, daß die Verhältnisse hier und dort sich nicht so 
ohne weiteres vergleichen lassen. St. Gallen ist eben 
nicht nur Kantonshauptort, sondern auch das Haupt­
verkehrs- und Industriezentrum des ganzen dortigen Ge­
bietes verschiedener Kantone. Analog dem Verhältnisse 
von Baselstadt und Liestal ist dort St. Gallen und Herisau, 
welch letzteres trotz bestehender Schmalspurbahn -Ver­
bindung über Winkeln durch die Bodensee-Toggenburg- 
Bahn nunmehr die schon längst angestrebte ganz direkte 
Verbindung mit seinem Handelszentrum St. Gallen endlich 
erreicht hat. — Das herangezogene Beispiel stimmt also 
für Liestal-Basel, bezw. für die Verbindung des östlichen 
Kantonsteils mit Basel, aber weniger gut für diejenige 
des östlichen mit dem westlichen Kantonsteil. Aus dem
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gleichen Beispiel geht auch hervor, daß sich der Verkehr 
nicht nach Gemeinde- oder Kantonsgrenzen richtet, sondern 
eben möglichst direkt nach Hauptverkehrs- und Handels­
zentren tendiert. Zur Erhärtung dieses Satzes könnten 
eine Menge von Beispielen schweizerischer und ausländi­
scher Provenienz zitiert werden.

Es ist ferner geltend gemacht worden, daß es bei 
einer allfälligen Verstaatlichung der Nebenlinien (Rückkauf 
durch den Kanton Baselland) von Vorteil sein würde, 
wenn das ganze Netz auf eigenem Gebiete liege. Wir 
können diesem Umstande keine oder doch nur ganz unter­
geordnete, nicht ins Gewicht fallende Bedeutung zumessen. 
Denn auch bei einer Verstaatlichung oder beim Bau der 
Linien durch den Kanton ist und bleibt es Hauptsache, 
daß die in Frage kommenden Strecken den möglichst 
direkten Weg des größten Verkehrs und der größten 
Interessen gehen.

Aus allen diesen Gründen kommen wir zu 
dem Schlüsse,daß derKonzession für die Haupt­
linie über St. Jakob entschieden der Vorzug 
zu geben ist.

Ein Verbindungsstück Birseckbahn-Baslerweg für den 
interkantonalen Verkehr kann für’ später in Aussicht ge­
nommen und erstellt werden, sobald sich das Bedürfnis 
hiefür geltend macht.
Frage 2. „Sind Aenderungen an den vorliegenden Projek­

ten, insbesondere in Bezug auf das Trace an- 
„gezeigt und eventuell welche?“

Zu Frage 2. Unter Verweis auf die bei den Akten 
liegenden langem Ausführungen des Herrn Oberingenieur 
U. Siegrist in Basel vom 14. Juni 1910 möchten wir be­
züglich der Traceführungen in Muttenz und Pratteln 
folgendes bemerken:
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Zu Frage 1. Vorerst darf gesagt werden, daß sich 
beide Projekte für den Betrieb als Tramways oder aber 
als Ueberlandlinie bauen lassen. Man hat sich nur v o r 
Beginn der Bauausführung klar zu werden, was für 
Zwecken diese Linie jetzt und in der Zukunft dienen soll 
und dementsprechend seine Entschließungen zu treffen, 
bezw. die bezüglichen Bedingungen und Vorschriften auf­
zustellen. Jedes der beiden Komitees wird mit Rücksicht 
auf die Konzessionserteilung einerseits und die Subventio­
nierung durch den Kanton anderseits die bezüglichen Ver­
pflichtungen ’eingehen, sodaß also in dieser Beziehung 
beide Traces gleich gewertet werden können. Wir werden 
über die Frage, welche Betriebsart zu empfehlen sei und 
welche Bauausführung daher zu Grunde gelegt werden 
sollte, uns im Abschnitt über Frage 4 besonders äußern.

In technischer Beziehung bieten beide Traces ungefähr 
gleich wenig Schwierigkeiten; die Höhenüberwindungen 
sind für beide sozusagen auf den Meter gleich, dagegen 
steht doch für den Verkehr mit Basel — obwohl es sich 
auch nur um rund 2/2 km Minderlänge handelt — die Linie 
über St. Jakob im entschiedenen Vorteil, insbesondere des­
halb, weil dieser Verkehr unstreitig der Hauptverkehr sein 
und bleiben und ohne Zweifel die größte Frequenz zeitigen 
wird. Für die volkswirtschaftliche Wertung dürfen nur 
die wechselseitigen Verkehrsbeziehungen — die Frequenz 
— ausschlaggebend sein. Im vorliegenden Fall ist es da­
her die Linie über St. Jakob, die den Vorzug verdient.

Es muß gesagt werden, daß die Neue-Weit-Gegend 
bezw. das ganze dortige Gebiet von maximal 500 m Breite 
links der Birs so in unmittelbarer Nähe der Birseck-Bahn 
liegt, daß für dieses Gebiet eine neue Linie nicht als Er­
fordernis .bezeichnet werden darf. Anders dagegen für 
das Gebiet nordwestlich von Muttenz bis Schänzli. Wenn 
dieses Gebiet von der neuen Linie durchzogen wird, so wird 
es Basel erheblich näher gerückt und seine Erschließung
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gefördert. Analoge Gründe dürften für Baselstadt be­
stimmend sein, indem dessen Regierung sich in ihrer Ver­
nehmlassung an das Eisenbahndepartement zum Ausbau 
ihres Netzes durch Erstellung einer Linie über St. Jakob 
bis zur Kantonsgrenze bereit erklärt. Muttenz und Liestal 
geben der Linienführung über St. Jakob entschieden den 
•Vorzug. Es wird mit Recht hervorgehoben, daß der ganze 
Kantonsteil dadurch nicht nur dem Schänzli, sondern auch 
einem wichtigen Stadtteil Basels mit den Fabriken St. Jakob 
und den Lagerhäusern und den Güteranlagen der S. B. B. 
direkt näher gerückt werde. Es darf auch nicht übersehen 
werden, daß die Linienführung über St. Jakob den un­
streitigen Vorteil hat, einen leichten Anschluß an die 
S. B. B.-Gütergeleise früher oder später ohne weiteres zu 
ermöglichen, da sie an denselben direkt vorbeiführt, was 
speziell der weiteren Entwicklung wegen nicht zu unter­
schätzen ist.

Der Berührung des Rangier- und Güterbahnhofes Basel 
ist überhaupt eine hohe Bedeutung beizumessen. Ueber 
kurz oder lang wird derselbe vergrößert und zum eigent­
lichen Hauptrangierbahnhof des deutsch - schweizerischen 
Verkehrs ausgebaut werden müssen, was selbstredend eine 
kräftige Alimentation des Kleinbahnverkehrs bedeutet.

Sodann wird man sich auch der Tatsache nicht ver­
schließen können, daß die bauliche Entwicknug Basels sich 
weit mehr in der Richtung St. Jakob-Muttenz hinzieht, als 
in der Richtung Neue-Weit, was für die Prosperität und 
den wirtschaftlichen Wert der projektierten Linie wieder­
um von großem Einfluß sein wird.

Für die Linienführung über Neue-Weit haben 
sich nur die Gemeinden im Birstal ausgesprochen. Es würde 
dann ein Gemeinschaftsverkehr ab Neue-Weit bezw. Ruch­
feld Richtung Baselstadt umgekehrt stattfinden und damit 
ine dritte Bahn die gleichen Geleiseanlagen mitbenützen 
ad mitzahlen helfen. Dies eine Moment, das auch den
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Gemeinden im Birstal, deren Interessen identisch sind mit 
denjenigen der beiden Straßenbahnen, zu gute käme, muß 
jedoch bei der Trace - Beurteilung außer Betracht fallen. 
Es bleibt zu Gunsten der Linienführung über Neue-Weit 
nur das andere ebenfalls geltend gemachte Moment: die 
Möglichkeit der besseren Verbindung der beiden basel­
landschaftlichen Kantonsteile. Dieser Verkehr wird —• 
das liegt in der Natur der Sache — gegenüber dem di­
rekten Verkehr mit dem Hauptverkehrszentrum Baselstadt, 
das zugleich eben das wirtschaftliche Zentrum 
beider Halbkantone ist, nur ein relativ kleiner sein und 
muß sich daher dem letztem unterordnen. Eine Ver­
bindungslinie zwischen der Birseck-Bahn und der direkten 
Hauptlinie über St. Jakob darf füglich späterer Zukunft, 
wir meinen der Zeit überlassen werden, welche durch in­
tensivere Ueberbauung einen erheblichen Lokalverkehr 
garantiert.

In der Besprechung von Muttenz ist auf die Bodensee- 
Toggenburgbahn verwiesen worden, die mit teuerem Geld 
eine direkte Verbindung der abgelegenen Kantonsteile mit 
dem Kantonshauptort St. Gallen geschaffen habe. Wir 
glauben, daß die Verhältnisse hier und dort sich nicht so 
ohne weiteres vergleichen lassen. St. Gallen ist eben 
nicht nur Kantonshauptort, sondern auch das Haupt­
verkehrs- und Industriezentrum des ganzen dortigen Ge­
bietes verschiedener Kantone. Analog dem Verhältnisse 
von Baselstadt und Liestal ist dort St. Gallen und Herisau, 
welch letzteres trotz bestehender Schmalspurbahn-Ver­
bindung über Winkeln durch die Bodensee-Toggenburg- 
Bahn nunmehr die schon längst angestrebte ganz direkte 
Verbindung mit seinem Handelszentrum St. Gallen endlich 
erreicht hat. — Das herangezogene Beispiel stimmt also 
für Liestal-Basel, bezw. für die Verbindung des östlichen 
Kantonsteils init Basel, aber weniger gut für diejenige 
des östlichen mit dem westlichen Kantonsteil. Aus dem
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gleichen Beispiel geht auch hervor, daß sich der Verkehr 
nicht nach Gemeinde- oder Kantonsgrenzen richtet, sondern 
eben möglichst direkt nach Hauptverkehrs- und Handels­
zentren tendiert. Zur Erhärtung dieses Satzes könnten 
eine Menge von Beispielen schweizerischer und ausländi­
scher Provenienz zitiert werden.

Es ist ferner geltend gemacht worden, daß es bei 
einer allfälligen Verstaatlichung der Nebenlinien (Rückkauf 
durch den Kanton Baselland) von Vorteil sein würde, 
wenn das ganze Netz auf eigenem Gebiete liege. Wir 
können diesem Umstande keine oder doch nur ganz unter­
geordnete, nicht ins Gewicht fallende Bedeutung zumessen. 
Denn auch bei einer Verstaatlichung oder beim Bau der 
Linien durch den Kanton ist und bleibt es Hauptsache, 
daß die in Frage kommenden Strecken den möglichst 
direkten Weg des größten Verkehrs und der größten 
Interessen gehen.

ilus allen diesen Gründen kommen wir zu 
dem Sch 1 usse, daß de r Konzession für die Haupt­
linie über St. Jakob entschieden der Vorzug 
zu geben ist.

Ein Verbindungsstück Birseckbahn-Baslerweg für den 
interkantonalen Verkehr kann für’ später in Aussicht ge­
nommen und erstellt werden, sobald sich das Bedürfnis 
hiefür geltend macht.
Frage 2. „Sind Aenderungen an den vorliegenden Projek­

ten, insbesondere in Bezug auf das Trace an- 
„gezeigt und eventuell welche?“

Zu Frage 2. Unter Verweis auf die bei den Akten 
liegenden langem Ausführungen des Herrn Oberingenieur 
U. Siegrist in Basel vom 14. Juni 1910 möchten wir be­
züglich der Traceführungen in Muttenz und Pratteln 
folgendes bemerken:
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a) Muttenz:
Wir halten die vorgesehene hakenartige Führung der 

Führung der Linie durch die Dorfstraße Muttenz für eine 
sehr unglückliche und unnötige. Die dortigen Einwohner 
verlangen sogar, daß diese Querfahrerei noch bis zur 
Warteck, d. h. von l/3 km auf 2/s km verlängert werde. 
Daß sich solche lokale bezw. örtliche Wünsche bei jedem 
solchen Projekte hervordrängen, ist begreiflich, sie können 
und dürfen im Interesse des Ganzen nicht berücksichtigt 
werden. Wenn man in großen Städten sich nicht scheut, 
im Interesse der Erreichung einer besseren Reisege­
schwindigkeit, in völlig bebauten Quartieren Straßenbahn- 
Haltestellen in Abständen von über 300 m und in Außen­
quartieren 400 m und mehr zu legen, so darf man bei 
den hier vorliegenden Verhältnissen, mit viel geringerem 
Verkehr und Bebauung sich mit einer Haltestelle nächst 
der Mitte des ganzen Dorfes entschieden begnügen, die 
geringem Bau- und Betriebskosten, die Verkürzung der 
Linie und Verbilligung der Taxen gar nicht gewertet.

So viel uns bekannt, würden auch die Straßenbahnen 
des Kantons Baselstadt aus den eben angefürten Gründen 
vom „Basclweg“ nur direkt gegen die Dorfmitte heran­
fahren.

Wir beantragen, c^is Tracö vom Baselweg möglichst 
direkt gegen die Mitte des Dorfes Muttenz zu führen und 
nach Kreuzung der Dorfmitte wiederum möglichst direkt 
die Südspitze des Hardwaldes zu gewinnen.

b) Pratteln:
Um den beiden Verkehrsgebieten S. B. B.-Bahnhof und 

Dorf Pratteln, soweit dies die übrigen gegenüberstehendeu 
Interessen zulassen, möglichst Rechnung zu tragen, wird 
an Stelle eines geraden Traces von der Südspitze des 
Hardwaldes bis S. B. B.-Buholz zwischen den zwei Halte­
stellen Pratteln-Bahnhof und Pratteln-Dorf ein sanftes S 
einzulegen sein. Erstere als Haltestelle wird richtiger-
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weise 150—200 m südlich der S. B. B.-Station angenommen 
und letztere als Station 100 bis 150 in südlich des Fried­
hofes in Aussicht genommen.

Im übrigen halten wir das angenommene 
Tracö, Detailstudien vorbehalten, für zweck­
entsprechend gewählt.
Frage 3. „Ist der Ueberlandbahnbetrieb oder der Tram- 

„ bahn betrieb wünschen twert ?“
Zu Frage 3. Bei einer über 13 km langen Linie 

kann unseres Erachtens nur ein Ueberlandbetrieb in Frage 
kommen, denn nur er ermöglicht es, auf den offenen 
Strecken eine genügend erhöhte Geschwindigkeit anzu­
wenden, wodurch die mittlere Reisegeschwindigkeit auf 
eine annehmbare Höhe gebracht werden kann. Je mehr 
eine solche vorhanden ist, umso eher wird dieselbe, ins­
besondere Sonntags, vom Ausflugspublikum benützt, umso 
eher wird ein Lokalreisender diese statt der S. B. B. be. 
nützen; kurz umso eher und in größerem Maße wird 
sich eine Rendite einstellen, die es indirekt wieder ermög­
licht, vermehrte Fahrlcistungen zu bieten und damit die 
Frequenz, soweit dies überhaupt möglich ist, weiter zu 
steigern.

Zu diesem Behufe ist es nötig, daß soweit immer an­
gängig, eigenes Tracö gewählt und die Straße nur dort 
benützt wird, wo lokale Verhältnisse dazu zwingen, wie 
in der Stadt und den Dörfern. Das Rollmaterial sollte 
nicht nur für die höhern Maximalgeschwindigkeiten kon­
struiert sein, sondern auch wenigstens 2;20 m Kastenbreite 
besitzen, um ein angenehmes Reisen zu ermöglichen. 
Ebenso wird man rationellerweise statt der üblichen 
550 Volt eine höhere Spannung 800 — 1000 Volt als Fahr­
drahtspannung wählen.

Die Wahl einer Ueberlandbahn-Ausführung und -Be­
trieb schließt natürlich nicht aus, daß derselbe, da wo cs 
nötig ist, in einen Trambetrieb übergehen, bezw. als
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I

Frage 4.

Es hält natürlich schwer, ohne ein­
gehende Studien an Ort und Stelle über diese Fragen 
erschöpfend Auskunft zu geben, immerhin glauben wir, 
daß im allgemeinen mit den kilometrischen Ansätzen der 
beiden Kommitees auszukommen sein dürfte, sie variieren 
auch nicht stark voneinander, ausgenommen im Posten 
für das Rollmaterial, welcher insbesondere vom Neuewelt- 
Komitee entschieden viel zu niedrig angesetzt worden ist. 
Wenn man genügendes Rollmaterial anschaffen will und 
solches die annehmbare maximale bezw. mittlere Reise­
geschwindigkeit ermöglicht, so wird man diesen Posten 
noch um weitere Fr. 340,000. — erhöhen müssen.

Wir stellen die maßgebenden Zahlen wie folgt zu­
sammen, unter gleichzeitiger Beifügung der einzelnen 
entsprechenden Kilometeransätze der Birsigtalbahn (bis 
Rodersdorf) und des Gesamtansatzes der Birseckbahn.

ein solcher durchgeführt werden kann, nicht dagegen 
umgekehrt. Also auch aus dieser Erwägung heraus, wird 
es sich rechtfertigen, die erstere Type ins Auge zu fassen. 
Wenn man sich vergegenwärtigt, wie die eigentlichen 
Trambahnen sowohl in Außengebieten wie in den Städten 
selbst trachten, ihre Reisegeschwindigkeiten zu erhöhen, 
sukzessive leistungsfähigeres Rollmaterial beschaffen und 
trotz vermehrten Bau- und Betriebsaufwendungen ihre 
Rechnung dabei finden und überdies hiefür beim Reise­
publikum — das ja gegenüber früher je länger je mehr 
Anforderungen stellt — nur Anerkennung findet,

so ließe sich die Anlage als reine Tram­
bahn bei den hier vorliegenden Verhält­
nissen entschieden nicht rechtfertigen.

„Sind die in den Berichten zu den Projekten 
„aufgestellten Berechnungen über Bau und Be­
trieb zutreffend?“

Zu Frage 4:
a) Baukosten:
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St. Jakob-Komitee B.T.B. 1910

1

Fr. 1,700,000.—

oder zusammen

Fr. 150,000.—

Fr. 1,850,000.—

I

Gemäß ihrer Erklärung vom 5. Jan. 
1910 ist die Regierung von Baselstadt 
bereit, den auf ihrem Gebiet liegenden 
Teil (bis St. Jakob) selbst zu erstellen, 
der entsprechende Betrag des Voran­
schlages kommt also in Wegfall oder rund 

Es bleiben dann hierseits
Hiezu glauben wir, daß, um gegen­

über Unvorhergesehenem (Steigerung der 
Löhne und Materialien etc.), besser ge­
wappnet zu sein, noch .
(ca. 9 °/o) zugeschlagen werden sollten 

also Kapitalbedarf total

Total 
Fr.

Total 
Fr.

in rd. Zahlen 
pro km 

Fr.
3,000.— 

13,000.—

in rd. Zahlen 
pro km 

Fr.
3,100.— 

10,100.— 
20,700.—

24,000.—
11,000.—
3,500.—

180,000.— 35,300.—

40,000.—
200,000.—
289,500.— 21,000.—
327,000.—
136,000.—
60,000.—

Bauleitung etc.
Expropriation 
Unterbau 
Oberbau 
Leitungen 
Hochbau 
Rollmaterial 
Telephon und

Verschiedenes 5,000.—
Im ganzen

Birseckbahn (6,4 km) .
Reinach-Aesch (7,7 km) . . ohne Rollmaterial

Unter Verweis auf das oben unter Ant­
wort 3 Gesagte haben wir von 
auszugehen. Hiezu wären für den Fall 
der Erstellung der Verbindungsstrecke 
Neuewelt-Baslerweg besonders zu rech­
nen 

Fr. 200,000. —
Fr. 1,700,000.—

Fr. 200,000. —
Fr. 1,900,000.—

Neuewelt-Komitee
Eigene Strecke 13‘/z km. 7 otale Strecke 14,8 km.
inrd. Zahlen 

pro km 
Fr.

3,000.—
14,800.—
21.700. —
24.700. —
10,000.—
4,400.—

13,400.—

45,000.— 
193,000.— 
311,000.— 
355,000.— 19,500.— 
163,000.— 9,300.—
52,000.— 22,900.— 

522,000.— 34,500.—

67,500.— 4,000.- 26,000.— 3,600.—
97,000.— 1,300,000— 115,000.— 1,700,000.— 123,500.—

. 118,500.— 
52,000.-
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32,400.— Fr. 35,000. —

50,000. — 
15,000. — 
35,000. —

n 
Rest Fr.

2,600. —

= Fr. 319,000. —
. „ 45,000. —
. Fr. 364,000. — 

be-

Reservefonds-Einlage Fr. 
ls/4°/o Verzinsung des ganzen 
Anlagekapitals von total 
Fr. 1,850,000.— = n

Das ßt. Jakobs-Komitee legt seinen Berechnungen um­
gekehrt nicht die Zugskilometer, sondern die voraus­
zusehende Frequenz zu Grunde. Für die Festlegung der 
bezüglichen Zahl werden die Verhältnisse im Birstal und 
der S. B. B.-Verkehr Basel-Liestal zu Rate gezogen. Als 
mittlere Reisedistanz werden 8 km = ’/a Gesamtbahnlänge 
angenommen bei 3 Rp. mittlererReisenden-Einnahme  pro km.

Die damit berechneten Einnahmen sind: 
1,330,000 Personen X 8 km = 

10,640,000 Pers, km X 3 Rp. 
Dazu an weitern, andern Einnahmen 
und damit Total-Einnahmen von 
Die Ausgaben sind rubrikenweise 

rechnet mit total 
sodaß ein Betriebsüberschuß von .

• » 237,000. —
. Fr. 127,000.—

b) Betriebskosten und Rentabilität: Die Berechnungen 
des Neuewelt-Komitees stützen sich, ohne Berücksichtigung 
der Frequenz, auf die Einnahmen bezw. Ausgaben für 
den Zugskilometer. Bezüglich der vorgesehenen Fahrten 
muß bemerkt werden, daß unserer Ansicht nach die 
Lokalfahrten in Liestal ganz unrentabel sind und besser 
wegfallen bis auf einige wenige genau auf die Fabrik­
zeiten abgestimmte Extrafahrten. Die Zugskilometer redu­
zieren sich alsdann auf 3/4 der Angaben des Komitees 
und man erhält hiefür folgende Gewinn- und Verlust- 
Rechnung : 
s/4 X 440,000 = 330,000 Zugskilometer X

15 Rp./Zgkm = Fr. 
Erneuerungsfonds-Einlage ab
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(Siehe beigefügte Tabelle.)

Reisende der S.B.B.:Ein­
wohner

Reisende 
der zwei Kleinbahnen:

= 14 % des Klein­
bahnverkehrs

85,000
110,000

2,101,000 
oder

= 236 Fahrten pro Tal- 
Einwohner

(exkl. Baselstadt)
= l'l-i fache des S.B.B.- 

Lokalverkehrs

2900
1500 2000
2100
400
8900

95,000
290,000 
oder

= 33 Fahrten pro 
Taleinwohner

Für das Birstal, wo zwei Ueberlandbahnen und die 
Schweizerischen Bundesbahnen sich in den Verkehr teilen, 
ergeben sich an Hand obiger Daten folgende Zahlen:

berechnet ist. Der Betriebskoeffizient ist 65 °/o oder also 
der Betriebsüberschuß 35 °/o der Einnahmen.

Zur besseren Beurteilung der Frequenzzahlen etc. 
stellen wir nachstehend zusammen :

1. die Einwohnerzahlen 1910, soweit sie für die 3 bezw.
4 Ueberlandlinien in Frage kommen, und die dazu 
gehörigen Frequenzziffern 1910 der betreffenden 
S. B. B.-Stationen;

2. in Tabellen form die Leistungen und Ergebnisse der 
betreffenden Ueberlandlinien.

B. A. 562,000
B.B. 1,539,000

j
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Für Basel-Liestal haben wir folgende analoge Zahlen:

Reisende der S. B. B.:Einwohner Reisende der
Ueberlandbahn:

Muttenz
Pratteln
Frenkendorf 1500 
Füllinsdorf 
Liestal

Wenn auch die zwei berechneten Zahlen nur zu Ver­
gleichen dienen sollen, so darf doch daraus und vor allem 
aus den über 2 Millionen Kleinbahnreisenden des Birs- 
tales, dem Vergleich des S. B. B. - Verkehrs (auch bei 
weniger reichlichem Fahrplan auf der Birstallinie) und 
der Einwohnerzahlen beider Täler, geschlossen werden, 
daß die vom St. Jakob-Komitee auf anderem Wege berech­
nete jährliche Reisenden zahl von 

1,330,000 
nicht zu hoch gegriffen ist.

Wir sind der Ansicht, daß daß Erträgnis auf Stadt­
gebiet hier besser ganz außer Berücksichtigung fällt; ein-

210,000 
265,000
165,000
350,000
990,000

= 68 Fahrten pro 
Taleinwohner,

d. h. der S.B.B.-Lokal­
verkehr istgutdoppelt 
so groß, im Verhältnis 
zu der Taleinwohner­
zahl, als im Birstal.

2700
3300
noo) 
6000

14,600 Berechnungen:
1. Bei obigem 
Ansatz von 236 
Fahrten pro Tal- 
Einwohner ergä­

ben sich
3,400,000 Reisende

2. Bei obigem 
Ansatz von 14°/o 
bezw. dem zirka

7 fachen des
S.B.B.-Verkehrs 

ergäben sich 
7,200.000 Reisende
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mal wird dieser Verkehr je nach der sich einstellenden 
Frequenz unter Umständen von der Stadt Basel durch 
Zwischenwagen z. B. bis St. Jakob zum Teil mitbesorgt 
und dann wird die Stadt in dieser oder jener Form wohl 
Gewinnbeanspruchung erheben wollen. In Berücksich­
tigung davon haben wir für die mittlere Reisedistanz statt 
der 8 km nur mit ö1/« km zu rechnen. Zur Berurteilung 
dieser Zahl seien folgende Distanzen notiert: 

Kantonsgrenze-Muttenz rund 3 kni 
Muttenz-Pratteln 372—4 n
Kantonsgrenze-Pratteln 6*/2— 7 km 
Kantonsgrenze-Liestal rund 13 n

Eine mittlere Reiselänge von ö1/« km kann also nicht 
als übersetzt bezeichnet werden, auch nicht, wenn man 
die Einwohner- und Verkehrszahlen längs der Linie noch 
entsprechend zur Wertung des zu erwartenden Verkehrs 
heranzieht.

Bezüglich Betriebskoeffizienten ist die Basel-Aesch 
Bahn mit 78°/0 pro 1910 am ungünstigsten, was bei 
näherem Zusehen erklärlich. Die Nachbarbahn ist mit 
65% erheblich günstiger. Die Birsigtalbahn war 1909 
noch günstiger (61°/o), ist aber 1910 mit 71°/o wohl das, 
was sich für die annähernd gleich lange Strecke Basel- 
Liestal bei richtigem Bau und Betrieb erreichen läßt. 
Das Komitee St. Jakob rechnet mit 65°/0, das Neuewelt- 
Komitee mit 73 °/o. Wir wollen mit diesem hohen Ansatz 
die Rechnung durchführen. Für den Betriebsüberschuß 
sind alsdann entsprechend 27 °/o der Einnahmen einzu­
setzen und die Rechnung ergibt damit folgende Zahlen: 
1,330,000 Personen X 51/» km = 7,300,000 Personenkilo­

meter.
7,300,000 Personenkilometer X 3 Rp. X 27% == Fr. 59,100.— 
was folgende Verteilung des Betriebsüber­
schusses ermöglichte:
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Fr.
n

Fr. 59,100.—41,500. —

Frage 5.

I

15,000. —
2,600. —

„Begutachtung bezüglich des Baues nur von 
„der Strecke Basel-Muttenz.“

Zu Frage 6: Die Gemeinde Muttenz hat die Kon­
zession für eine Trambahn Muttenz-Basel mit einer Tracd- 
führung über St. Jakob selbst nachgesucht (Gesuch an

Erneuerungsfond 
Reservefonds 
ca. 2l/.i °/0 Verzinsung von 
1,85 Millionen bezw. ca. 
2 l/2 % Verzinsung von 
1,65 Millionen (ohne Ver­
bindungsstück)

Gestützt auf diese Berechnungen darf gesagt werden, 
daß ein jährlicher Betriebsüberschuß von Fr. 50,000. — 
bis Fr. 60,000. — erwartet werden kann, der neben Do- • 
tierung der Fonds von Anfang an eine etwa 2 bis 21/z °/oige 
Verzinsung des gesamten aufgewendeten Baukapitals von 
1,85 bezw. 1,65 Millionen ermöglicht. Die mit diesem 
Baukapital mögliche rationelle Bauausführung einerseits 
und die Ergebnisse der anderen oben genannten Basler 
Ueberlandbahnen lassen erwarten, daß auch diese, eine 
stark bevölkerte Gegend durchziehende Linie, in wenig 
Jahren der Durchschnittsrendite dieser Bahnen von 4 °/o 
sich nähern wird.

Die bei seriöser Wertung sich ergebenden 
Resultate müssen für schweizerische Verhält­
nisse als günstige bezeichnet werden und 
rechtfertigen die Ausführung der Linie.

„Liegen die Voraussetzungen der §§ 1 und 3 
„des Gesetzes betr. finanzielle Beteiligung von 
„Kanton und Gemeinden beim Bau von Eisen­
bahnen d. d. 27. Juli 1908 vor?“

Zu Frage 5: Gestützt auf das Vorangehende 
ist unserseits diese Frage unzweifelhaft zu 
bej ahen. 
Frage 6.
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das eidgenössische Eisenbahndepartement vom 22. Sept. 
1911), das Gesuch bedarf selbstverständlich auch der Zu­
stimmung von Baselstadt. Nun hat aber Baselstadt sich 
ja bereit erklärt (Vernehmlassung an das eidg. Eisenbahn­
departement vom 5. Januar 1910), entweder eine Trambahn 
bis Muttenz unter gewissen Bedingungen und Beiträgen 
selbst zu bauen oder aber für eine Ueberlandbahn (weitere 
Verständigung betr. Betrieb vorbehalten) die städtische 
Strecke bis St. Jakob selbst zu bauen.

Für den Fall, daß nur ein eigentliches Tramway ge­
baut werden will, ohne Bedacht auf eine spätere Fort­
setzung talaufwärts, so halten wir es für das einzig 
Richtige, daß alsdann den kantonalen Straßenbahnen von 
Baselstadt die Konzession erteilt wird.

Will man aber eine Ueberlandbahn bis Liestal und 
eventuell später weiter talaufwärts in Aussicht nehmen, 
so ist gegenüber einer besonderen Konzession für die 
Strecke Basel - Muttenz Stellung zu nehmen. Auf jeden 
Fall kann für eine Trambahn nur bis Muttenz nicht von 
der im Subvention'sgesetz genannten Bedingung eines er­
heblichen Interesses für den Kanton oder einen erheb­
lichen Teil desselben gesprochen werden. Eine Subvention 
hiefür, auf Grund des Gesetzes vom 27. Juli 1908, ist ab­
zulehnen, auch die begleitenden Gesetzeserläuterungen 
sprechen von der 13 km langen Strecke Basel-Liestal als 
einem Ganzen.

Wir sind der Ansicht, daß die Konzession an das 
St. Jakobs-Komitee zu erteilen sei, mit der Verpflichtung, 
für den Fall, daß wider Erwarten sich die Finanzierung 
der ganzen Strecke vorläufig als unmöglich erweisen 
sollte, alsdann als erstes Teilstück und trotzdem in glei­
cher Ausführung und Qualität die Strecke bis Muttenz zu 
erstellen und zu betreiben sei.

In beiden Fällen halten wir nach den bereits ge­
nannten und unserer Ansicht nach loyalen Erklärungen
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St. Gallen und Zürich, den 14. Oktober 1911.

I
i

Kilchmann, Ing.
Studer, Ing.

der Regierung von Baselstadt über den Bau der Stadt­
strecke und über deren Betrieb eine beidseitige annehm­
bare Verständigung für leicht möglich.

Wir halten gemäß unsern vorangehenden 
Darlegungen das Unternehmen als Ganzes für 
existenzberechtigt und es sollte getrachtet 
werden, demselben von Anfang an zur Aus­
führung zu verhelfen.

Würde aber einstweilen nur die Strecke Basel-Muttenz 
zustande kommen, so wären nebst den Bedingungen über 
die Art und Weise der Bauausführung auch noch die 
Rückkaufsbedingungen zu formulieren und der Rückkaufs­
preis festzusetzen, welch letzterer gleich dem Erstellungs­
wert (Bauwert) weniger so vielmal 4% desselben, als 
Betriebsjahre bis zum Rückkaufstermin verflossen sind, 
betragen dürfte.





Baselstadt 136,000 Einwohner (1910).

Reinach-Aescli-Balm.

n
Reinachn

n

i ■Länge Zugskilometer Reisende
total

km total total

n n

Basel-Aesch 1910 2600. — 15 0,47 78<>/o20,500.— 3%%7,7 139,200 562,00018,000 nr>

Birseck-Balin 1910 0,62 65%i 61,000.— 9500. — 26233,500 1,540,00036,500 nnn

Neuewelt-Liestal 4600. — 15440,000 »n

reduziert 3500. —330,000 23,000 n
'n

St. Jakob-Liestal
8000. —1,330,000 n»

reduziert
n

Binningen 
Bottmingen
Oberwil
Therwil 

etc.

13
17

13,5
16

246,000
271,000

19,000
16,000

1,690,000.
1,510,000

per
Bahn-km

15
20

0,53
0,34

0,58
0,37

73%
65%

61%
71%

6,4
13,5
14,5
16,5

1500 Einw.
S. B. B.

2100
400

4,3 % 
4%

1%%
2,6 %

4%
2%%

4%73%

65%
73o/o

Fr. 9800. —
5600. —

50 Rp.
35

Aesch
Pfeffingen

S. B. B. 95,000

30,400

Birsigtalbahn 1909
1910

Birsigtal-Bahn.
6300 Einw.

900
1700
1000

4% 0/0

Iper Bahn- 
| km

„ 50,000. -
„ 66,000. —

il
ü "S 
«5

13

Basel-Li estal-Bahn.
Muttenz 2700 Einw.

S. B. B. (1910) 210,000
Pratteln 3300 Einw.

S. B. B. 265,000
Frenkendorf 1500 Einw.
Füllinsdorf 1100 Einw.

S. B. B. 165,000
Liestal 6000 Einw.

S. B. B. 350,000

Betriebsüberschuß 
per

Zugs- ff
km fef

Fr. 127,000.—
96,000. —

Birseck-Bahn.
Milnchenstein 2900 Einw.

S. B. B. (1910) 85,000
Arlesheim 2000 Einw. 

110,000

„ 66,000. —

j 127,000. — 
„! 59,000. —
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Bericht
des

eine elektrische Bahn Basel-Liestal.
(Vom 2. April 1913.)

¥

Regierungsrates an den Landrat
betreffend

Schon im Jahre 1905 ist durch Beschluß Ihrer Be­
hörde vom 25. März der Elektrizitätsgesellschaft Alioth 
die Bewilligung zur Benützung von Kantonsstraßenterrain 
zum Bau und Betrieb einei’ elektrischen Trambahn von 
Basel (über St. Jakob) , nach Liestal erteilt worden. Das 
Konzessionsgesuch jener Gesellschaft wurde dann aber nicht 
weiter verfolgt, nachdem die Regierung von Basel-Stadt 
mit aller Bestimmtheit abgelehnt hatte, die St. Jakob­
straße für eine Trambahn zur Verfügung zu stellen.

Im Oktober 1906 bewarb sieh dann die Birseckbahn 
um die Konzession für eine Trambahn Neuewelt-Muttenz- 
Pratteln; sie ließ jedoch nachträglich dieses Gesuch wieder 
fallen und reichte im Juli 1909 ein neues ein für eine 
elektrische Bahn Neuewelt-Muttenz-Pratteln-Liestal.

Im November desselben Jahres folgte das Gesuch 
eines Initiativkomitees, mit dem Vertreter des Ge­
meinderats • Liestal an der Spitze, für eine elek­
trische Bahn Basel (Aeschenplatz)-St. Jakob-Liestal- 

. Sissach. Der Einfachheit halber wird dieses Komitee 
in unserm Berichte mit „St. Jakobkomitee“ bezeichnet. 
In der Folge setzten sich die Birseckbahn und das



2

1

I 
i

St. Jakobkomitee miteinander in Beziehung, um über die 
Erstellung der beiden Linien womöglich eine Verstän­
digung herbeizuführen. Als eine solche nach langwierigen 
Verhandlungen nicht zu Stande kam, hat das St. Jakob­
komitee im Januar 1911 sein Konzessionsgesuch dahin 
erweitert, daß es sich auch um die Erstellung des Teil­
stückes Neuewelt-Muttenz bewarb. Mit Rücksicht auf 
den Umstand sodann, daß Basel-Stadt sich dahin ausge­
sprochen hat, das Teilstück Aeschehplatz-St. Jakob selber 
bauen zu wollen, hat das St. Jakobkomitee in ganz jüngster 
Zeit, nämlich mit Schreiben vom 4. Februar 1913, dem 
eidgen. Eisenbahndepartement gegenüber die Erklärung 
abgegeben, daß es auf die Konzessionserteilung für das 
genannte Teilstück verzichte und daher bloß die Kon­
zession für eine Linie St. Jakob (Kantonsgrenze) nach 
Liestal-Sissach nachsuche.

Endlich hat die Gemeinde Muttenz im Oktober 1911 
sich um die Erteilung einer Konzession für eine Tram­
bahn Basel-St. Jakob-Muttenz beworben.

Das Trace der verschiedenen Projekte, wie sie nun 
vorliegen, ist folgendes:

/-I. St. Jakob (Kantonsgrenze)-Liestal-Sissach.
Die Linie nimmt ihren Anfang an der Kantonsgrenze 

bei St. Jakob — die Strecke Aeschenplatz (Basel)-St. Jakob 
soll durch die Basler Straßenbahnen erstellt werden — 
geht nach Ueberschreitung der Birsbrücke längs der 
Kantonsstraße bis zur Abzweigung der Straße nach Birs- 
felden, von dort in gerader Richtung nach Muttenz und 
durchquert diese Ortschaft etwa 150 m oberhalb der 
Brücke beim Bachgraben. Sie führt dann, die Südspitze 
des Hardwaldes berührend, gegen Pratteln, und zwar 
zunächst ca. 150 m südlich der Bahnstation, dann in 
einem leichten Bogen gegen das Dorf hin und zieht sich 
längs der Obermattstraße bis zum Buholz. Hier biegt
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II. Projekt Neuewelt-Muttenz-Prattelu-Liestal.

das Trace mit der Linie Basel-Olten nach Süden um, 
folgt derselben bis zur Straßenüberführung bei Prenken- 
dörf, wo es die Bundesbahnen auf eigener Brücke über­
schreitet, um in die Rheinstraße einzumünden und sich 
längs dieser auf der östlichen Seite über Schönthal bis zur 
Strafanstalt in Liestal hinzuziehen. Von hier geht die 
Linie auf der Kantonsstraße bis zum Exerzierplatz, dann 
längs derselben auf der nördlichen Seite, durch das Dorf 
Lausen wieder auf der Kantonsstraße, zweigt bei der 
Kreuzung der Straße mit der Bundesbahn nach Norden 
ab, um dem Parallelweg bis Sissach zu folgen und mündet 
daselbst in die Kantonsstraße ein mit dem Endpunkt beim 
Gasthof z. Löwen.

In Muttenz ist von der Durchquerung der Dorfstraße 
an bis zum Kirchplatz auf eine Länge von 500 m eine 
Abzweigung für den Lokalverkehr vorgesehen.

Sodann ist im vorliegenden Projekt eine Verbindung 
von Muttenz mit der Birseckbahn in Neuewelt in Aus­
sicht genommen auf den Zeitpunkt, in welchem hiefür 
•ein wirkliches Bedürfnis vorliegen wird.

Endlich ist angenommen, daß die Strecke Liestal- 
Sissach einstweilen nicht gebaut wird.

Die Linie beginnt in Neuewelt, wo sie von der Birseck­
bahn abzweigt; sie folgt in östlicher Richtung dem Ver­
lauf einer Gemeindestraße, überschreitet auf eigener 
Brücke den Gewerbekanal und die Birs, von wo nach 
Kreuzung der Straße Münchenstein-Muttenz bei Unter­
wardt die Straße wieder erreicht wird. Von hier folgt 
die Bahn annähernd dieser Straße bis zum Dorfeingang 
von Muttenz, führt die Dorfstraße hinunter bis ca. 150 m 
oberhalb dem „Warteck“ und biegt dann nach Osten um 
in der Richtung gegen Pratteln. Von Muttenz bis Liestal
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IIL Elektrische Straßenbahn Basel-Muttenz.

ist das Trace sozusagen identisch mit demjenigen des 
St. Jakobprojektes.

Es wird angenommen, daß die Bahn auf baselstädtischem 
Gebiete durch die Basler Straßenbahnen erstellt wird. 
Der Anschluß erfolgt bei St. Jakob; von hier folgt die 
Linie so viel als möglich auf eigenem Trace immer der 
Landstraße auf der nordöstlichen Seite über Schänzli 
nach Muttenz. Von „Warteck“ führt sie auf der Dorf­
straße bis zur Kirche. Die Birs' wird auf der bestehenden 
Straßenbrücke überschritten. —

Diese drei Projekte haben wir sowohl in technischer 
als auch in volkswirtschaftlicher Beziehung durch zwei 
Fachmänner, die Ingenieure Kilchmann und Studer, be­
gutachten lassen; der bezügl. Expertenbericht ist Ende 
des Jahres 1911 den Mitgliedern Ihrer Behörde zugestellt 
worden. Derselbe weist nach, daß das Ueberlandbahn- 
projekt über St. Jakob unbedingt den Vorzug vor den 
andern Projekten verdiene und er empfiehlt dessen Aus­
führung bis Liestal. Auch der Regierungsrat von Basel- 
Stadt nimmt den Standpunkt ein, daß das Neueweltprojekt 
zur Zeit nicht in Betracht kommen könne. Ferner haben 
auf gestellte Anfrage hin schon im Jahre 1909 die Ge­
meinden Muttenz, Pratteln, Frenkendorf, Füllinsdorf und 
Liestal sich für das St. Jakobprojekt ausgesprochen gegen­
über dem Neueweltprojekt. Für letzteres sind in der 
Folge die Gemeinderäte von Münchenstein, Aesch, Reinach 
und Arlesheim eingetreten. Mittelst Eingabe vom 27. Januar 
1912 hat sodann der Gemßinderat von Liestal das St. Jakob­
projekt neuerdings zur Konzessionierung empfohlen. Diese 
Eingabe war von den Gemeinderäten der 29 nachstehen- 
Gemeinden mitunterzeichnet: Birsfelden, Bubendorf, Fül­
linsdorf, Hersberg, Lupsingen, Seltisberg, Ziefen, Bückten,
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Baus, Häfelfingen, Itingen, Känerkinden, Nußhof, Ricken­
bach, Rothenfluh, Sissach, Thürnen, Wittinsburg, Zunzgen, 
Bennwil, Bretzwil, Diegten, Eptingen, Langenbruck, Lau- 
wil, Niederdorf, Oberdorf, Titterten und Waldenburg.

Mit Rücksicht endlich auf den Umstand, daß die 
schweizerischen Bundesbahnen den Rangierbahnhof Wolf 
über das Schänzli bis gegen Pratteln hinauf in aller 
nächster Zeit erweitern werden, kann es erst recht keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Linie über St. Jakob die 
einzig richtige ist.

Es ist nun noch des nähern zu erörtern, durch wen 
das Projekt zur Ausführung kommen soll. Sofern gemäß 
unserm Vorschläge an der direkten Linie über St. Jakob 
festgehalten wird, so kann von den drei Konzessions­
bewerbern die Birseckbahn nicht mehr weiter in Frage 
kommen und was die Gemeinde Muttenz anbelangt, so 
hat diese, wie noch darzulegen sein wird, unter gewissen 
Vorbehalten für einstweilen auf Geltendmachung ihres 
Konzessionsbegehrens verzichtet, sodaß nur noch das 
St. Jakob-Komitee übrig bleibt.

Nun ist aber in einer am 1. Mai 1912 in Basel abge- 
haltenen Konferenz von Delegierten der beiden Regierungen 
von einem Verteter von Baselstadt die Frage aufgeworfen 
worden, ob nicht das Projekt St. Jakob-Muttenz-Liestal 
durch eine Aktiengesellschaft zur Ausführung sollte ge­
bracht werden, bei welcher die Kantone Baselstadt und 
Baselland sowie die interessierten Gemeinden das nötige 
Kapital aufzubringen hätten. Diese Anregung ist dann 
wenige Tage später auch im hierseitigen Landrate ge­
macht worden durch Einbringung folgender Motion:

„Der Regierungsrat wird eingeladen, dem Landrate 
beförderlichst zu berichten, ob nicht mit der Regierung 
von Basel-Stadt Verhandlungen eingeleitet werden sollen 
zur Prüfung der Frage der Gründung einer Aktiengesell­
schaft zum Bau und Betrieb einer elektrischen Ueber-
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landbahn Basel-Liestal gemeinsam mit dem Kanton und 
der Einwohnergemeinde Basel-Stadt, dem Kanton Basel­
land und den in Betracht fallenden basellandschaftlichen 
Gemeinden. Ini fernem soll die Frage geprüft werdenr 
ob die Konzession für diese Bahn nicht seitens des Kantons 
Baselland auf den Namen des Kantons verlangt werden 
soll zu Händen der zu gründenden Aktiengesellschaft der 
beiden Kantone und der in Betracht fallenden baselland­
schaftlichen Gemeinden.“ *

Auf gestellte Anfrage hat sich Basel-Stadt in einem 
Schreiben vom 15. August 1912 bereit erklärt, an der 
Prüfung der Frage, ob die Bahn nicht durch die beiden 
Kantone in Form einer Aktiengesellschaft gebaut und 
betrieben werden solle, mitzuarbeiten, wenn hierorts dieser 
Wunsch ausgesprochen werde und der Gedanke seitens 
der interessierten Gemeinden nicht auf allzu großen , 
Widerstand stoße. Die hierseitigen beteiligten Gemeinden 
ihrerseits gaben in einer gemeinsamen Besprechung der 
Ansicht Ausdruck, es sollte ihnen Gelegenheit geboten 
werden, sich zu erklären, wie sie sich zu der in Vor­
schlag gebrachten Lösung des Bahnbaues, insbesondere 
inbezug auf die finanzielle Beteiligung, stellen.

Zufolge dieser Kundgebungen wurde ein Projekt über 
einen gemeinsamen Bau der gesamten Strecke Aeschen- 
platz bis Liestal sowie über eine gemeinsame Finanzierung 
entworfen und, nachdem sich zu demselben der Vorsteher 
des Finanzdepartements von Basel-Stadt in einer Be­
sprechung in zustimmendem Sinne geäußert, den hier­
seitigen Gemeinden durch das nachfolgende Kreisschreiben 
vom 28. September 1912 mitgeteilt:

„Nachdem in Sachen der Erstellung einer elek­
trischen Schmalspurbahn Basel-St. Jakob unterm 11. ds. 
eine Besprechung mit Delegierten Ihrer Gemeinden 
stattgefunden und seither auch mit Baselstadt weitere 
Unterhandlungen geführt worden, sind wir nunmehr im
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Fr. 2,200,000. — :

320,000. — ,n

Fr. 1,880,000.—.

752,000. —

Fr. 1,128,000. — ,

Falle, Ihnen über die finanzielle Gestaltung des Unter­
nehmens einige Mitteilungen zu machen, speziell auch 
darüber, -welche Aktienbeteiligung den einzelnen be­
teiligten Gemeinden Überbunden werden dürfte.

Nach § 6 des Gesetzes vom 27. Juli 1908 betreffend 
finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden beim 
Bau von Eisenbahnen müssen die Baukosten zu wenig­
stens 2/3 in Aktien aufgebracht werden, sodaß also 
höchstens ein Drittel des Anlagekapitals in Obligationen 
bestehen darf. Im fernem bestimmt das Gesetz, daß 
die Beteiligung des Staates bei Schmalspurbahnen 20 °/o 
der Baukosten für die auf Kantonsgebiet entfallenden 
Strecken in Aktien betragen soll und diejenige der 
interessierten Gemeinden zusammen 10—20 °/o. Bei der 
großen wirtschaftlichen Bedeutung, welche im Spezial­
falle das Zustandekommen einer Schmalspurbahn Basel- 
Liestal für einzelne der beteiligten Gemeinden hat, 
kann es nicht zweifelhaft sein, daß der Beitrag der 
letztem auf zusammen 20 °/o muß festgesetzt werden.

Die Gesamtkosten einer Ueberlandbahn mit direkter 
’ Linienführung vom Aeschenplatz in Basel über St. Jakob 

bis nach Liestal sind zu veranschlagen 
auf 
hievon entfallen auf die Strecke im 
Kanton Baselstadt 
sodaß die Kosten auf hierseitigem 
Gebiet zu stehen kommen auf

Hievon haben in Aktien zu über­
nehmen : 
der Staat 20 °/0 oder Fr. 376,000. — 
die Gemeinden 20 °/0 

oder „ 376,000. —
sodaß anderweitig noch aufzubringen 
sind



8

Fr. 2,200,000.—

750,000. —« n
Fr.

1,500,000. —
700,000. —,

„ 375,000.—
Fr. 750,000. —

2. der Staat Basel- 
Kor- 

zu-
stadt nebst
porationen 
sammen

so daß noch verbleiben
welche durch Ausgabe von Obligationen aufzubringen . 
wären.

Für die Höhe der Aktienbeteiligung der einzelnen 
Gemeinden sollen nach § 3 des Eisenbahnsubventions­
gesetzes maßgebend sein die Einwohnerzahl und die 
Steuerkraft, sodann aber auch das volkswirtschaftliche 
Interesse, das die einzelnen Gemeinden am Zustande­
kommen der Bahn haben.

Nach Maßgabe der Bevölkerungszahl hätten von 
den auf die Gemeinden entfallenden Fr. 375,000. — in 
Aktien zu übernehmen

und zwar
in Aktien Fr. 501,300.—
in Obligationen n 626,700. — Fr. 1,128,000.—.

Es ist nun in Aussicht genommen, daß die Ueber- 
landbahn Basel (Aeschenplatz)-St. Jakob-Liestal durch 
eine von den Kantonen Baselland und Baselstadt und 
den beteiligten Gemeinden ins Leben zu rufende Aktien­
gesellschaft erbeut werden soll und daß an die Ge­
samtkosten im Betrage von 
in Aktien zu übernehmen hätten :
1. a) der Staat Basel­

land Fr. 375,000. —
b) die 5 baselland-

schaftl. Gemein­
den Muttenz} 
Pratteln, Fren- 
kendorf, Füllins- 
dorf u. Liestal 
zusammen
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Fr.

n

n

n

Muttenz
Pratteln
Frenkendorf
Füllinsdorf
Liestal

Berücksichtigung gezogen, 
lang als gerechtfertigt:

Muttenz 
Pratteln 
Frenkendorf 
Füllinsdorf 
Liestal

n
'n

n
«

3,251
1,504
1,062
6,072

14,612

Betreffnis
69,370. —
83.430. —
38.430. — 
28,150.—

7)

r>

” 155,620. —
Fr. 375,000. —

2^ **
•

7-
November in allen 5 Gemeinden über die ihnen zuge­
dachte Aktienbeteiligung abgestimmt worden. Drei Ge­
meinden, Muttenz, Pratteln und Frenkendorf, haben die 
Vorschläge abgelehnt und nur zwei, Füllinsdorf und 
Liestal, haben denselben zugestimmt und auch diese 
beiden nur unter gewissen Vorbehalten. So hat Liestal 
u. a. die Bedingung gestellt, daß die Führung der Ueber- 
landbahn bis Sissach in Aussicht genommen und dement­
sprechend die Strecke Liestal-Sissach mitberechnet werde.

Vom Finanzdepartement von Baselstadt ging mit 
Schreiben vom 21. Dezember 1912 die Rückäußerung ein, 
daß sich die dortige Straßenbahn-Kommission zum Ge­
danken der Gründung einer Aktiengesellschaft zum Be­
triebe einer Ueberlandbahn Basel-St. Jakob-Liestal günstig 
ausgesprochen habe, mit dem Vorbehalte, daß das Teil­
stück Aeschenplatz-Kantonsgrenze nicht in die Gemein-

Bevölkerungszahl 
2,703* oder 18,50 °/0

22.25 °/o
10.25 o/o 
7,50 °/o

41,50 o/o 
100 %

Werden aber auch die übrigen Faktoren, nament­
lich das volkswirtschaftliche Interesse der einzelnen 
Gemeinden an dem Zustandekommen einer Bahn in 

so erscheint folgende Zutei-

*Fr. 110,000.— 
75,000. — 
20,000. — 
15,000. — 

155,000. —.

Unserer Einladung gemäß ist im Laufe des
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schäft einbezogen, sondern auf Rechnung der basel­
städtischen Straßenbahnen sollte gebaut werden. Mit 
Rücksicht auf die erfolgte Ablehnung der Gemeinden er­
scheine eine Weiterverfolgung des Projektes vorläufig 
nicht dringend. Immerhin habe die Straßenbahnkommission 
ein generelles Projekt genehmigt, wonach eine Straßen­
bahnlinie vom Aeschenplatz nach St. Jakob so gebaut 
werden soll, daß sie auch als Ueberlandbahn gebaut 
werden könnte; die Straßenbahndirektion sei auch beauf­
tragt worden, ein endgültiges Projekt vorzulegen. —

Von diesem Schreiben haben wir dem Gemeinderat 
Muttenz sowie dem St. Jakobkomitee Kenntnis gegeben 
zur Rückäußerung, welche Stellung sie bei der neuen 
Sachlage einnehmen.

Vom St. Jakob-Komitee ist die Erklärung eingegangen, 
daß es an seinem Konzessionsgesuche festhalte, das letztere 
allerdings, wie bereits oben erwähnt ist, dahin modifiziert 
habe, daß es sich nicht mehr auf das Gebiet von Basel­
stadt erstrecken soll. In dem bezüglichen Schreiben des 
Komitees vom 17. Januar 1913 heißt es u. a.:

„Durch den Beschluß der Behörden in Basel, wonach 
Baselstadt das Teilstück bis an die Kautonsgrenze selber 
erstellen werde, sodaß ein Ueberlandbahubetrieb statt­
finden kann, scheint uns die Situation nun abgeklärt zu 
sein. Einmal wissen wir nun, daß gemäß dem Schreiben 
des Regierungsrates des Kantons Baselstadt vom 17. August 
1912 an Ihre Behörde das Projekt einer Linie über Neue- 
weit dermalen aussichtslos ist und es sich zur Zeit nur 
um eine Linie über St. Jakob handeln kann. Sodann 
wissen wir, daß der Einmündung der von uns projek­
tierten Ueberlandbahn auf das Gebiet von Baselstadt 
keine Schwierigkeiten mehr entgegen stehen, da Basel­
stadt das Teilstück St. Jakob-Aeschenplatz selber zu bauen 
gewillt ist und eine Verständigung zwischen den interes­
sierten Landesteilen außer Frage steht.“
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unserer

von
An diese Subvention

Die Gemeinde Muttenz ihrerseits hat in ihrer Ver­
sammlung vom 11. Februar 1913 erklärt, daß sie nunmehr 
mit der Erteilung einer Konzession für eine Ueberland- 
bahn (statt für eine bloße Trambahn) bis nach Liestal 
einverstanden sei, in der Annahme immerhin, daß einst­
weilen nur bis Muttenz gebaut werde ; daß sie ferner zu 
Händen einer Aktiengesellschaft eine Subvention 
Fr. 100,000. — beschlossen habe.
sind jedoch verschiedene, zum Teil sich widersprechende 
Vorbehalte geknüpft. So wird die Erstellung einer Zweig­
linie durch das Dorf bis zur Kirche vorbehalten und ver­
langt, daß zwischen die Züge der Ueberlandbahn ein 
Tramverkehr bis zur Kirche eingeschaltet werde. Im 
fernem wird baldige Inangriffnahme des Baues gewünscht, 
ansonst die Gemeinde auf ihr eigenes Konzessionsgesuch 
für eine Schmalspurbahn nur bis Muttenz zurückkommen 
müßte.

Am 4. März 1913 haben wir, bezw. eine Delegation 
Behörde mit dem St. Jakob-Komitee nochmals 

eine Besprechung gehabt, an der auch ein Vertreter des 
Gemeinderats Liestal teilgenommen hat. An derselben 
sind folgende Punkte festgestelit und vereinbart worden :

1. als Bahntra^e wird dasjenige angenommen, das vom 
St. Jakob-Komitee mit Schreiben vom 27. Februar 1913 
eingereicht worden ist;

2. das St. Jakob-Komitee hält an seinem Konzessions­
begehren Kantonsgrenze St. Jakob-Liestal-Sissach fest, 
erklärt sich aber damit einverstanden, daß einstweilen 
nur bis Liestal gebaut wird;
im weitem soll die Konzession auch für die Strecke 
Muttenz-Neuewelt eingeholt, es soll aber der Bau erst 
ausgeführt werden, wenn sich hiefür ein wirkliches 
Bedürfnis zeigen wird;

3. an die Kostensumme, welche der Bau des Zweig­
geleises im Dorfe Muttenz bis gegen die Kirche er-
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fordern wird, sollen der Staat und die beteiligten 
Gemeinden nichts beizutragen haben, sondern es sollen 
die Gemeinde-Beiträge von 20 °/o, d. h. ca. Fr. 10,000. — 
von der Gemeinde Muttenz allein übernommen werden;

4. mit der Uebernahme einer Verpflichtung, den Bau 
event. vorläufig nur bis Muttenz zu erstellen, kann 
sich das St. Jakob-Komitee nicht einverstanden er­
klären ; dagegen soll, wenn die Finanzierung innert 
einer gewissen Frist von Erteilung dei' Konzession an 
gerechnet für die ganze Linie vom Komitee nicht 
geleistet werden kann, die Gemeinde Muttenz oder 
ein anderer Bewerber ein neues Konzessionsgesuch 
nur für den Bau bis Muttenz einreichen können ;

5. bezüglich der Uebernahme des Betriebes der Bahn 
und anderer daheriger Fragen hat sich das Komitee 
mit Baselstadt ins Einvernehmen zu setzen ;

6. als Kosten Voranschlag wird für die direkte Linie 
Kantonsgrenze bis oberhalb Liestal eine Summe von 
Fr. 1,800,000. — und für das Nebengeleise in Muttenz 
eine solche von Fr. 50,000. — ’ zur Grundlage ge­
nommen. —
Angesichts dieser, durch die verschiedenen Verhand­

lungen eingetretenen, wesentlich veränderten Sachlage • 
haben wir beschlossen, Ihnen zu beantragen, es soll das 
Konzessionsgesuch des St. Jakob-Komitee beim Schweiz. 
Eisenbahndepartement zur Entsprechung empfohlen und 
es soll auf das Projekt der Bildung, einer eigenen Aktien­
gesellschaft durch die beiden Kantone und die beteiligten 
Gemeinden verzichtet werden. Nachdem der hierseitige 
Vorschlag auf gemeinsame Erstellung der gesamten Bahn­
strecke Aeschenplatz bis Liestal von unsern Gemeinden 
verworfen bezw. nur unter Bedingungen angenommen 
worden, und nachdem anderseits Baselstadt erkärt hat, 
daß das auf seinem Kantonsgebiet gelegene Teilstück auf 
alleinige Kosten d^r baselstädtischen Straßenbahnen soll
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gebaut werden, so würde es überaus schwer halten, eine 
Kombination zu finden, welche die Zustimmung der sämt­
lichen Beteiligten finden würde. Auch würden die not­
wendig werdenden fernem Unterhandlungen sich wieder 

• so weit hinaus ziehen, daß wir es für richtiger halten, 
wenn nun einmal mit der Ausführung wenigstens der 
Vorarbeiten für die gesamte Strecke St. Jakob bis Liestal 
begonnen wird. Das St. Jakob-Komitee ist hiezu bereit; 
sollte dann der Ausweis über die Finanzierung binnen 
der durch die eidgen. Behörden festzustellenden Frist für 
die ganze Linie vom Komitee nicht geleistet werden 
können, so werden sich die Behörden mit der Prüfung 
der Frage befassen müssen, ob nicht nur die Strecke von 
der Banngrenze bei St. Jakob bis Muttenz soll konzessioniert 
und ausgebaut werden, allerdings in der Meinung, daß 
die Fortführung der Bahn nach Liestal und eventuell 
nach Sissach ermöglicht bleibt. Die Erledigung dieser Frage 
dürfte dann weniger Schwierigkeiten bieten, indem eine 
angemessene Rendite als sicher darf vorausgesetzt werden. •

Welche Rentabilität von der gesamten Linie Kantons­
grenze bis Liestal darf erwartet werden, darüber sind 
wir nicht im Falle, nähere Mitteilungen zu machen ; wir 
müssen diesbezüglich auf die Ausführungen des Experten­
berichtes verweisen.

Der Landrat wird in dieser Sache insbesondere auch 
über die Benützung des für den Bahnbau erforderlichen 
Straßenterrains Beschluß zu fassen haben. Wir können 

. Ihnen hierüber noch keine Vorlage machen, da vorerst 
noch Detailpläne einzuschicken sein werden. Die Aus­
arbeitung dieser Pläne kann nun aber einer Gesellschaft 
wohl erst dann zugemutet werden, wenn sie einige Sicher­
heit dafür hat, daß sie auch in den Besitz der Konzession 
gelangen wird. Wir werden uns deshalb vorläufig darauf 
beschränken, über die grundsätzliche Frage, an wen und für 
welche Strecke die Konzession erteilt werden soll, Antrag
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zu

zusammen

F

zusammen
Das Baukapital soll aufgebracht werden 

zu Vs in Stammaktien =
zu 7s in Prioritätsaktien =
zu 1/s in Obligationen =

600,000. — 
600,000. — 
600,000. — 

Fr. 1,800,000.—.

zu stellen und werden Ihnen über die Frage der Be­
nützung von Straßenterrain eine besondere Vorlage ein­
bringen.

Auch bezüglich der finanziellen Beteiligung des 
Staates und der Gemeinden gemäß dem Subventionsgesetz ’ 
vom 27. Juli 1908 kann zur Zeit nur eine grundsätzliche 
Zusicherung erteilt werden; über alles nähere, speziell 
über die Höhe der Zuteilung der Aktienübernahme auf 
die einzelnen Gemeinden wird später, d. h. nach Ertei­
lung der Konzession durch die Bundesbehörden auf be­
sondere Vorlage hin gemäß § 3 des Gesetzes Beschluß 
zu fassen sein; für heute mag nur folgendes erwähnt 
werden:

Die Kosten des Baues der direkten Linie St. Jakob 
bis Liestal sind zu Fr. 1,800,000.— angenommen und 
diejenigen der Zweiglinie durch das Dorf Muttenz 
Fr. 50,000.—. An die erstere Summe hat der Staat 20 °/o 
oder Fr. 360,000. — in Aktien zu übernehmen und eine 

'ebenso große Summe soll den 5 Gemeinden zusammen 
überbunden werden. Muttenz hat dann überdies 20 °/o 
an die Kosten der Zweiglinie durch die Ortschaft beizu­
tragen, während der Staat und die andern 4 Gemeinden, 
da für sie die Voraussetzungen von § 1 des Subventions­
gesetzes nicht zutreffen, für jene Zweiglinie von einer 
Aktienbeteiligung frei sein sollen. Die Gesellschaft hätte 
sonach aufzubringen 60 °/o der Bausumme für die direkte 
Linie oder Fr. 1,080,000. —
und 80 °/o der Zweiglinie „ 40,000. —

Fr. 1,120,0007—
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Staat und Gemeinden hätten ihre Beteiligung zur 
Hälfte in Stamm- und zur Hälfte in Prioritätsaktien zu 
übernehmen ; im übrigen werden dann die Bestimmungen 
der §§ 4 und 5 des Subventionsgesetzes zur Anwendung 
zu kommen haben.

Betreffend Uebernahme des Betriebes wird sich die 
Gesellschaft mit den Basler Straßenbahnen zu verständigen 
haben.

Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen bean­
tragen wir folgende' Beschlußfassung:

a) der Landrat spricht sich grundsätzlich dahin aus, 
daß die Konzession zum Bau und Betrieb einer elek­
trischen Schmalspurbahn (Ueberlandbahn) von der 
Kantonsgrenze über St. Jakob bis Liestal und event. 
später bis Sissach sowie einer Zweiglinie durch das 
Dorf Muttenz, event. auch einer solchen von Muttenz 
nach Neuewelt, dem sog. St. Jakobkomitee erteilt 
werden soll; zugleich wird diesem Komitee bezw. 
der zu bildenden Aktiengesellschaft für den Fall, 
daß der Finanzausweis geleistet werden kann, eine 
Aktienbeteiligung durch Staat und Gemeinden in der 
Höhe von je 20 °/o gemäß den Vorschriften des kan­
tonalen Eisenbahnsubventionsgesetzes zugesichert;

b) der Regierungsrat erhält Auftrag, gemäß § 8 des 
Gesetzes vom 27. Juli 1908 bezüglich der Frage betr. 
Inanspruchnahme von öffentlichem Straßenterrain für 
das Bahnunternehmen eine besondere Vorlage einzu­
bringen.
Liestal, den 2. April 1913.

Namens des Regierungsrates, 
Der Präsident:

Bay.
Der Landschreiber: 

Haumüller.
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Bericht
der

Kommission betreffend eine elektrische Schmal­
spurbahn von Basel nach Liestal 

an den Landrat.
(Vom 25. Februar 1919.)

Dem nachstehenden Bericht liegt die Vorlage des 
Regierungsrates an den Landrat vom 1. Dezember 1917 
zu Grunde, worin dem Landrat Kenntnis gegeben wird 
von den Plänen nebst Kostenberechnung über das Teil­
stück Kantonsgrenze bis Muttenz, sowie über die finanzielle 
Beteiligung der Gemeinden für dieses Teilstück. In Er­
gänzung dieses orientiert der Bericht weiter über die 
Beteiligung der Gemeinden beim Weiterausbau der Bahn 
mit den hiefür zu schaffenden Garantien.

Zur Beratung dieses Berichtes hatte sich die Kom­
mission bereits schon am 16. Januar 1918 versammelt. 
Unsere damaligen Besprechungen standen durchaus noch 
unter dem Eindruck des Weltkrieges mit seinen wirt­
schaftlichen Begleiterscheinungen, und die zur Zeit 
herrschenden Materialpreise und Lieferuugsmöglichkeiten 
ließen keinen Zweifel darüber aufkommen, daß an eine 
Weiterverfolgung der Bahnfrage vor Beendigung des 
Krieges nicht zu denken war* Aber auch aus rein for­
mellen Gründen'konnten wir uns damals nicht entschließen, 
die Vorlage dem Landrat zur Beratung zu empfehlen. 
Laut dem regierungsrätlichen Bericht hatten sich nämlich 
die Baukosten der ersten Teilstrecke (denn nur um diese 
kann es sich vorläufig handeln) seit dem Abschluß der
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■uoac den Gemeinden und deren garantierten 
-xen Verpflichtungen von Fr. 420,000.— auf 

ur. 700,000.— erhöht. Und es schien uns nicht ohne 
weiteres gegeben, daß sich die Gemeinden auf Grund 
dieser neuen Sachlage bei ihren früher beschlossenen 
freiwilligen Beiträgen behaften ließen. Wir halten davon, 
daß besonders inbezug auf die finanzielle Frage bei allen 
beteiligten Gemeinden volle Klarheit herrschen muß 
wenn überhaupt das Projekt der Basellandschaftlichen 
Ueberlandbahn zu einem guten Ende geführt werden 
soll. Nach eingehender Rücksprache beauftragte die 
Kommission den Regierungsrat, er möchte die Gemeinden 
Muttenz, Pratteln und Liestal erneut anfragen, ob die­
selben auch auf Grund der erhöhten Bausumme, sowie 
des vorliegenden Berichtes des Regierungsrates vom 
1. Dezember 1917 ihre bisherigen finanziellen Verpflich­
tungen aufrecht erhalten.

Im Laufe des Jahres 1918 ist dies alsdann geschehen 
und da überdies im gleichen Jahre durch Beendigung 
des Weltkrieges auf eine wirtschaftliche Besserung gehofft 
werden konnte, so erachteten wir nun den Moment für 
gekommen, mit der Weiter Verfolgung der Bahnfrage 
nicht mehr länger zuzuwarten; denn selbst im günstigsten 
Falle, d. h. bei rascher Beschaffung der erforderlichen 
Geldmittel, sind noch zeitraubende, technische Vorarbeiten 
nötig, welche ebenfalls vor Inangriffnahme der eigent­
lichen Bauarbeiten der völligen Abklärung harren.

Was nun die eingegangenen Antworten der befragten 
Gemeinden anbetrifft, so haben sich Muttenz und Liestal 
"ückhaltlos zustimmend erklärt, währenddem die Ge- 
leinde Pratteln einzig die Garantie der Mit Verzinsung 
s Obligationenkapitals ablehnt. Die Kommission ist 
?r der Auffassung, daß diese Einschränkung kein Hin- 
iis sei für die Weiterleitung der Vorlage und dieselbe 
baupt auf die Finanzierung des Unternehmens keinen

A 
eir. 
Hai 
Gen. 
word 
gründ 
im Vt 
wichtig, 
gliedern 
ausdrück 
in der Ko 
Wege zwis 
vereinbart 
pfehlen ist, .

Inbezug 
ungsrätlichen 
die zu gründe 
Finanzierung, si 
zu beantragen, 
geben, den Zeit, 
welchem die Konz 
Gesellschaft abgetr 
Uinen deshalb zu b 

»Der Landrat t
Muttenz, Pratteln i
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entscheidenden Einfluß ausüben könne. Mit Rücksit 
hierauf können auch wir rückhaltslos dem Regierung 
rate zustimmen, es sei die Ueberlandbahnfrage an ei. 
Aktionskomitee unter den diesbezüglichen Bedingungen 
zu überweisen in der Meinung, daß dasselbe vor allem 
die Finanzierung des Unternehmens in die Wege zu 
leiten hätte. Auf Grund des erbrachten Finanzausweises 
könnte alsdann zur endgültigen Gründung der Aktien­
gesellschaft geschritten werden.

Laut Bericht des Regierungsrates ist zur weitern 
bklärung der Angelegenheit bereits ein Entwurf zu 
lern Vertrage zwischen dem Aktionskomitee und den 
iptinteressenten, d. h. dem Staate Baselland und den 
leinden Muttenz, Pratteln und Liestal aufgestellt 
en, desgleichen der Entwurf der Statuten der zu 
enden Aktiengesellschaft. Die Kommission hält die 
ertrage niedergelegten Bestimmungen für derart 

, daß dieser Entwurf ebenfalls gedruckt den Mit- 
des Landrates zugestellt werden soll. Hiebei ist 
lieh festzustellen, daß die Vertragsbestimmungen 
nferenz vom 15. Januar 1917 auf freiwilligem 
eben dem Staate und den beteiligten Gemeinden 
wurden und es deshalb keineswegs zu em- 
A.enderungen hieran vorzunehmen.
auf die speziellen Bedingungen der regier- 
Vorlage betr. Abtretung der Konzession an 
snde Aktiengesellschaft, sowie betr. die 
’nd wir nicht in der Lage, Abänderungen 
Hingegen erachten wir es doch für ge- 
ounkt etwas näher zu präzisieren, in 
ession vom Regierungsrat an die Aktien- 
eten werden kann. Wir beantra0"* 
eschließen : 
genehmigt die 
md Liesfp’
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Inangriffnahme der

entscheidenden Einfluß ausüben könne. Mit Rücksicht 
hierauf können auch wir rückhaltslos dem Regierungs­
rate zustimmen, es sei die Ueberlandbahnfrage an ein 
Aktionskomitee unter den diesbezüglichen Bedingungen 
zu überweisen in der Meinung, daß dasselbe vor allem 
die Finanzierung des Unternehmens in die Wege zu 
leiten hätte. Auf Grund des erbrachten Finanzausweises 
könnte alsdann zur endgültigen Gründung der Aktien­
gesellschaft geschritten werden.

Laut Bericht des Regierungsrates ist zur weitern 
Abklärung der Angelegenheit- bereits ein Entwurf zu 
einem Vertrage zwischen dem Aktionskomitee und den 
Hauptinteressenten, d. h. dem Staate Baselland und den 
Gemeinden Muttenz, Pratteln und Liestal aufgestellt 
worden, desgleichen der Entwurf der Statuten der zu 
gründenden Aktiengesellschaft. Die Kommission hält die 
im Vertrage niedergelegten Bestimmungen für derart 
wichtig, daß dieser Entwurf ebenfalls gedruckt den Mit­
gliedern des Landrates zugestellt werden soll. Hiebei ist 
ausdrücklich festzust'ellen, daß die Vertragsbestimmungen 
in der Konferenz vom 15. Januar 1917 auf freiwilligem 
Wege zwischen dem Staate und den beteiligten Gemeinden 
vereinbart wurden und es deshalb keineswegs zu em­
pfehlen ist, Aenderungen hieran vorzunehmen.

Inbezug auf die speziellen Bedingungen der regier- 
ungsrätlichen Vorlage betr. Abtretung der Konzession an 
die zu gründende Aktiengesellschaft, sowie betr. die 
Finanzierung, sind wir nicht in der Lage, Abänderungen 
zu beantragen. Hingegen erachten wir es doch für ge­
geben, den Zeitpunkt etwas näher zu präzisieren, in 
welchem die Konzession vom Regierungsrat an die Aktien­
gesellschaft abgetreten werden kann. Wir beantragen 
Ihnen deshalb zu beschließen:

„Der Landrat genehmigt die von den Gemeinden 
Muttenz, Pratteln und Liestal zugesicherte Beteiligung

Verhandlungen mit den Gemeinden und deren garantierten 
finanziellen Verpflichtungen von Fr. 420,000. auf 
Fr. 700,000.— erhöht. Und es schien uns nicht ohne 
weiteres gegeben, daß sich die Gemeinden auf Grund 
dieser neuen Sachlage bei ihren früher beschlossenen 
freiwilligen Beiträgen behaften ließen. Wir halten davon, 
daß besonders inbezug auf die finanzielle Frage bei allen 
beteiligten Gemeinden volle Klarheit herrschen muß, 
wenn überhaupt das Projekt der Basellandschaftlichen 
Ueberlandbahn zu einem guten Ende geführt werden 
soll. Nach eingehender Rücksprache . beauftragte die 
Kommission den Regierungsrat, er möchte die Gemeinden 
Muttenz, Pratteln und Liestal erneut anfragen, ob die­
selben auch auf Grund der erhöhten Bausumme, sowie 
des vorliegenden Berichtes des Regierungsrates. vom 
1. Dezember 1917 ihre bisherigen finanziellen Verpflich­
tungen aufrecht erhalten.

Im Laufe des Jahres 1918 ist dies alsdann geschehen 
und da überdies im gleichen Jahre durch Beendigung 
des Weltkrieges auf eine wirtschaftliche Besserung gehofft 
werden konnte, so erachteten wir nun den Moment für 
gekommen, mit der Weiter Verfolgung der Bahnfrage 
nicht mehr länger zuzuwarten; denn selbst im günstigsten 
Falle, d. h. bei rascher Beschaffung der erforderlichen 
Geldmittel, sind noch zeitraubende, technische Vorarbeiten 
nötig, welche ebenfalls vor Inangriffnahme der eigent­
lichen Bauarbeiten der völligen Abklärung harren.

Was nun die eingegangenen Antworten der befragten 
Gemeinden anbetrifft, so haben sich Muttenz und Liestal 
rückhaltlos zustimmend erklärt, währenddem die Ge­
meinde Pratteln einzig die Garantie der Mitverzinsung 
des Obligationenkapitals ablehnt. Die Kommission ist 
aber der Auffassung, daß diese Einschränkung kein Hin­
dernis sei für die Weiterleitung der Vorlage und dieselbe 
überhaupt auf die Finanzierung des Unternehmens keinen
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Namens der Kommission, 
Der Präsident:

A. Meyer.
Der Protokollführer:

Meng.

an der ersten Teilstrecke der Ueberlandbahn Basel« 
Liestal, sowie die für die Fortsetzung der Bahn in 
Aussicht genommenen Garantien und ermächtigt den 
Regierungsrat, die Konzession an die zu gründende 
Aktiengesellschaft abzutreten, sobald das zu bestellende 
Aktionskomitee den Finanzierungsausweis erbracht hat.“ 

Anschließend an vorstehende Darlegungen möchten 
wir nicht unterlassen, noch auf zwei weitere Bestrebungen 
von nicht zu unterschätzender volkswirtschaftlicher Be­
deutung aufmerksam zu machen, die früher oder später 
ihren Einfluß auf die Ueberlandbahn Basel-Liestal ausüben 
werden. Es sind dies die Hafenbauten am Rhein und 
die in allerneuster Zeit aufgeworfene Frage einer elektr. 
Bahn Basel-Liestal-Waldenburg-Solothurn-Bern. Während­
dem das letztere Problem noch der Abklärung harrt, 
kann die Entwicklung am Rhein bereits mit Sicherheit 
vorausgesehen werden. Es ergibt sich hieraus alsdann 
für die Gemeinde cBirsfelden die Möglichkeit durch Ver­
längerung der Linie 3 der Basler Straßenbahn entweder 
bei der sog. Hofackerbrücke zwischen St. Jakob und 
Muttenz, oder aber, was wahrscheinlicher ist, durch die 
Hardt über Schweizerhalle bei Pratteln den Anschluß an 
die Ueberlandbahn zu suchen. Hiedurch wäre also auch 
Birsfelden der direkte Anschluß und Kontakt mit dem 
mittlern und obern Kantonsteil garantiert.



Vertrag;
-zwischen.-,.

1. dem Kanton Basel-Landschaft,
2. den Gemeinden Muttenz, Pratteln und Liestal, und
3. dem Aktionskomitee für die elektrische Schmalspur-

. bahn von Basel nach Liestal, handelnd im Namen 
o einer unter der Firma „Basellandschaftliche Ueber- 
. landbahn“ zu gründenden Aktiengesellschaft, im 
, nachstehenden,,Ueberlandbahngesellschaft“ genannt, 

ist zum Zwecke der Gründung einer Aktiengesellschaft 
mit der Firma „Basellandschaftliche Ueberlandbahn“, die 
nach Maßgabe der Konzession die elektrische Schmalspur­
bahn von Basel (Kantonsgrenze bei St. Jakob) nach Liestal, 
mit allfälliger Abzweigung von Muttenz nach Neue weit 
bauen- un.d betreiben , soll, Folgendes vereinbart worden.

Art. 1. -
Der Kanton Basellandschaft überträgt die ihm von 

der Schweizerischen Bundesversammlung erteilte Kon­
zession für den Bau und den Betrieb. einer elektrischen 
Schmalspurbahn von Basel (Kantonsgrenze bei St. Jakob) 
nach Liestal, mit allfälliger Abzweigung von Muttenz nach 
Neue weit d, d. 4. April 1914 mit Abänderung d. d. 
22. Juni 1916 mit allen daraus.hervorgehenden Rechten 
und Pflichten auf die Ueberlandbahngesellschaft und die 
Ueberlandbahngesellschaft übernimmt die Konzession und 
verpflichtet sich, die .ihr durch die Bestimmungen der Kon­
zession überbundenen Verpflichtungen in allen Teilen zu 
erfüllen, und insbesondere die Sektion I der Bahn, d. h. 
die Teilstrecke Kantonsgrenze bei St. Jakob bis Muttenz, 
sobald als möglich, zur Ausführung zu bringen.

a- ■> jj!?:..Äe-'.ir GUj.fjgx;.; „. . •
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gesellschaft verpflichtet, beim Bundesrate die erforder­
lichen Fristverlängerungen rechtzeitig nachzusuchen.

Art. 5.
1

Für den Fall, daß die Ueberlandbahngesellschaft den 
Betrieb der ganzen Bahn oder von Teilen derselben den 
Basler Straßenbahnen oder einer andern Gesellschaft über­
trägt, unterliegen die bezüglichen Verträge der Geneh­
migung des basellandschaftlichen Regierungsrates.

Art. 4.
Für den Fall, daß die in der Konzession oder vom 

Bundesrate festgesetzten Fristen aus irgend einem Grunde 
nicht eingehalten werden können, ist die Ueberlandbahn-

Art. 6.
Der Kanton Basel-Landschaft verpflichtet sich, sich nach 

Maßgabe des basellandschaftlichen Gesetzes betreffend die 
finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden beim 
Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908 an der Finan­
zierung der Ueberlandbahngesellschaft zu beteiligen.

Zum Zwecke des Baues und Betriebes der Teilstrecke 
Kantonsgrenze bei St. Jakob bis Muttenz verpflichten sich 
die Gemeinden Muttenz, Pratteln und Liestal im Sinne von 
§ 3 des vorgenannten Gesetzes, sich mit 20 °/o der Bau­
kosten am Aktienkapital der Ueberlandbahngesellschaft 
zu beteiligen, und zwar wird von diesen 20 °/o die Ge­
meinde Liestal Fr. 25,000. —, die Gemeinde Pratteln 
Fr. 20,000. — und die Gemeinde Muttenz den Rest über­
nehmen.

Wenn die Teilstrecke Muttenz bis Liestal und allen­
falls Muttenz bis Neuewelt zur Ausführung gelangt, so 
wird alsdann der Landrat gemäß § 3 des vorgenannten 
Gesetzes durch besonderen Beschluß die Höhe der Betei­
ligung der in Frage kommenden Gemeinden an den von 
ihnen gemeinsam zu übernehmenden 20 % der Gesamt­
baukosten der ganzen Strecke Kantonsgrenze bei St. Jakob 
bis Liestal und allenfalls Muttenz bis Neuewelt festsetzen, 
wobei die anläßlich des Baues der Teilstrecke Kantons, 
grenze bei St. Jakob bis Muttenz von den Gemeinden

Art. 3.
Nach Einigung der kantonalen Behörden mit der 

Ueberlandbahngesellschaft über den Zeitpunkt der Inan­
griffnahme der Weiterführung der Bahn nach Liestal und 
allenfalls von Muttenz bis Neuewelt haben sich die Kantons­
regierung und die Ueberlandbahngesellschaft im Sinne 
des vorletzten Absatzes des abgeänderten Art. 6 der Kon­
zession mit dem Bundesrate zwecks Festsetzung der 
Fristen ins Einvernehmen zu setzen. /

Art. 2.
Die Ueberlandbahngesellschaft verpflichtet sich dem 

Kanton Basel-Landschaft gegenüber, die Sektion II der 
Bahnlinie, d. h. die Teilstrecke Muttenz bis Liestal und 
allenfalls Muttenz bis Neuewelt, spätestens nach Ablauf 
von 10 Jahren, vom Datum des definitiven Friedens­
schlusses der am Weltkriege beteiligten Großmächte an 
gerechnet, zur Ausführung zu bringen.

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft ist berech­
tigt, die Ausführung der Sektion II der Bahn schon vor 
Ablauf der 10 Jahre zu verlangen, sofern die allgemeinen 
Verhältnisse es rechtfertigen, und die Finanzierung der 
Fortführung der Bahn bis Liestal sich als möglich erweist.

Andererseits ist die Ueberlandbahngesellschaft berech­
tigt, die Verlängerung der zehnjährigen Frist zu ver­
langen, und der Regierungsrat wird dem Landrat bean­
tragen, eine angemessene Fristverlängerung zu gewähren, 
sofern die allgemeinen Verhältnisse das Gesuch recht­
fertigen, oder die Finanzierung der Fortführung der Bahn 
bis Liestal sich als unmöglich erweist.
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Geschehen in Liestal, in fünffacher Ausfertigung, am

Art. 10.
Die Vertragschliessenden erklären sich damit ein­

verstanden, daß alle eventuell aus diesem Vertrage ent­
stehenden Streitigkeiten, sofern der Streitgegenstand einen 
Hauptwert von mindestens Fr. 3,000. — hat (vgl. Bundes­
gesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege 
Art. 52 Ziff. 1), durch das Schweizerische Bundesgericht 
als einzige Zivilgerichtsinstanz entschieden werden sollen.

■fe

Art. 9.
Die dem Kanton Basel-Landschaft aus der Erwerbung 

der Konzession, für Pläne, für Gutachten etc. und aus 
seinen sonstigen vorbereitenden Maßnahmen erwachsenen 
Kosten sind ihm von der Ueberlandbahngesellschaft zu 
vergüten.

f

Die von der Kantonsregierung und den Gemeinden 
gewählten Mitglieder brauchen nicht Aktionäre der Ge-. 
Seilschaft zu sein, und sind von der Verpflichtung zur 
Hinterlegung von Aktien befreit.

Wenn die Teilstrecke Muttenz bis Liestal und 
allenfalls Muttenz bis Neuewelt zur Ausführung gelangt, 
ist die Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrates auf 9 
bis 11 zu erhöhen, in welchem Falle der Regierung des 
Kantons Basel-Landschaft das Recht zusteht, ein zweites 
Mitglied in den Verwaltungsrat zu wählen.

’ •• -Art. 8.. .. : ' ...
Solange nur die Teilstrecke Kantonsgrenze bei St. Jakob 

bis Muttenz gebaut und betrieben wird, soll der Ver­
waltungsrat der Ueberlandbahngesellschaft aus 7 Mit­
gliedern bestehen, von denen eines vom Regierungsräte 
des' Kantons Basel-Landschaft und je- eines’von den Ge­
meinden Muttenz, Pratteln und Liestal, solange jede dieser 
Gemeinden Aktien im Betrage von wenigstens Franken 
20,000. — besitzt, gewählt werden'- Die übrigen Mitglieder 
werden von der Generalversammlung gewählt.

Muttenz, Pratteln und Liestal bezahlten Beträge diesen 
Gemeinden in Anrechnung zu bringen sind.

Der Kanton und die Gemeinden werden durch die 
von der Regierung und den Gemeindebehörden bezeich­
neten’Vertreter in der Generalversammlung der Ueber­
landbahngesellschaft vertreten. • >

Im übrigen bleiben die Bestimmungen 
nannten Gesetzes in allen Teilen vorbehalten.

des vorge-

Art. 7.
Der Kanton Basel-Landschaft verpflichtet sich, wenn 

nötig, die Zinsen der von der Ueberlandbahngesellschaft 
eventuell auszugebenden Obligationen, deren Gesamtbetrag 
gemäß § 6 des basellandschaftlichen Gesetzes betreffend 
finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden beim 
Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908 einen Drittel des 
Anlagekapitals des Unternehmens nicht übersteigen darf, 
zu garantieren.

Falls der Kanton aus dieser Zinsengarantie in Anspruch 
genommen .wird, so ist ihm die Hälfte der von ihm be­
zahlten Beträge von den an der Ueberlandbahngesell­
schaft beteiligten Gemeinden im Verhältnis ihrer Betei­
ligung am Aktienkapital zu vergüten.
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Liestal, den 10. Dezember 1920.

. Namens des Regierungsrates, 
der Präsident: 

Bay.
der Landschreiber: 

Haumüller.

Der Regierungsrat
an

den Landrat.

Nachdem die vom Kanton erworbene Konzession für 
eine basellandschaftliche Ueberlandbahn gemäß Ihrem 
Beschlüsse vom 2. April 1919 an eine Aktiengesellschaft 
abgetreten worden ist und diese mit dem Bau des Teil­
stückes St. Jakob-Muttenz begonnen batte, stellte der 
Verwaltungsrat das Gesuch um Festsetzung der Beding­
ungen betr. die Benützung von Straßenterrain für das 
Teilstück St. Jakob-Muttenz. Er erklärt sich mit den 
Vorschriften, wie sie Ihnen vorgeschlagen werden, aus­
drücklich einverstanden.

Die Bahn nimmt im ganzen 3215 m2 Staatsareal in 
Anspruch. Der Umstand, daß die Birsbrücke unter dem 
Befahren durch Tramwagen sehr wahrscheinlich Schaden 
nehmen und der Fuhrwerkverkehr daselbst beeinträchtigt 
werden wird, ist besonders berücksichtigt. Im übrigen 
entsprechen die Vorschriften denjenigen, wie sie in ähn­
lichen Fällen schon festgesetzt wurden. Wir legen Ihnen 
einen bezüglichen Landratsbeschluß zur Beratung vor.
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reichten Plänen 
zu benützen.

Art. 5.
Die Bahn erwirbt nach Plan zwischen km 1,5 und 

1,75 einen Landstreifen, der für eine Straßen Verbreiterung 
unentgeltlich an den Staat abgetreten wird.

Art. 7.
Die Bahnanlage und der Betrieb müssen derart sein, 

daß der Verkehr auf der- Kantonstraße, den Gemeinde­
wegen und den öffentlichen Plätzen nicht zu sehr gehindert 
und Zu- und Abfuhr bei den anstoßenden Liegenschaften 
nicht zu sehr erschwert wird.

Landratsbeschluss
• betreffend

Benützung von Straßenterrain zum Bau und 
Betrieb der basellandschaftlichen Überlandbahn, 

Strecke St. Jakob-Muttenz.
(Vom 1920).'

I
I

Art. 6., .
Der Regierungsrat ist berechtigt, auch nachdem die 

technischen Vorlagen durch das Eisenbahndepartement 
genehmigt worden sind, sodann auch später während des 
Betriebes, jederzeit. Anordnungen und Ergänzungen zu 
verlangen, wenn solche im Interesse der Sicherheit des 
Verkehrs auf den benützten Straßenstrecken als geboten 
erscheinen.

Der Landrat des Kantons Basellandschaft, nach Ein­
sichtnahme eines Gesuches des Verwaltungsrates der basel­
landschaftlichen Ueberlandbahn und in Ausführung von 
§ 27 des Gesetzes über das Straßen wesen vom 30. Novem­
ber 1916 sowie von § 8 Abs. 2 des Gesetzes betreffend 
finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden beim 
Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908, beschließt:

Art. 1.
Der Aktiengesellschaft der basellandschaftlichen Ueber­

landbahn wird, die Bewilligung erteilt, gemäß den einge­
reichten Plänen vom 23. Juni 1920 Kantonsstraßenterrain

Art. 3.
Die Eindohlung des Höhlebaches soll bei der Ein­

mündung mit der Sohle auf Kote 275,50 liegen und von 
da an abwärts ein Gefälle von 2 °/0 haben.

Art. 4.
Die Ueberquerung des Dorfbaches in Muttenz soll 

nach Vereinbarung mit der Baudirektion in der Weise 
geschehen, daß keine erhebliche Verminderung des freien 
Durchflußprofils entsteht.

kosten zu tragen. Für Schaden jedoch, der durch den 
Bahnbetrieb entstehen sollte, hat jene ganz aufzukommen.

Sobald die Birsbrücke 
hat die Bahugesellschaft <

Art. 2.
Die Benützung der Birsbrücke bei St. Jakob soll nur 

eine provisorische sein. Sobald als möglich und besonders 
sobald sich Schwierigkeiten für den Straßenverkehr zeigen 
würden, oder: wenn durch den .Bahnverkehr die Brücke 
in der Bausicherheit wirklich leiden sollte, ist von der 
Bahngesellschaft flußaufwärts in der schon vorgesehenen 
Linienführung eine besondere Brücke zu erstellen.

j von der Bahn benützt wird, 
die Hälfte der Unterhaltungs-
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der Landschreiber:

Namens des Landrates, 
der Präsident:

Art. 13.
Im übrigen gelten die Bestimmungen des Gesetzes 

betr. finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden 
beim Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908.

reduziert sich auf Fr. 100. —, sobald die Benützung der 
Birsbrücke aufhört.

Art. 10.'
Für den Fall der Nichtvollendung oder Liquidation 

der Bahn sind die Straßen, Wege und Plätze auf Kosten 
der Bahngesellschaft wieder instand zu setzen. Besonders 
ist auch die Birsbrücke «Yiach der Bahnverlegung gemäß 
Weisung der Baudirektion wieder gehörig herzustellen.

Art. 9.
Wenn in der Folge von Staat- oder Gemeinde neue 

’ Straßen- oder Weganlagen erstellt oder bestehende korri­
giert werden, so hat die Bahn sich den neuen Verhält­
nissen auf eigene Kosten anzupassen. Das betrifft haupt­
sächlich neu zu erstellende Straßen- und Wegübergänge.

'l;
k

1:
I

Art. 11.
Durch die gegenwärtige Bewilligung sollen die Eigen­

tumsverhältnisse des Staates nicht weiter verändert wer­
den, als ausdrücklich zugestanden wird. Es darf das 

Straßenterrain nicht Gegenstand einer Abtretung,benützte C "
noch eines Pfandrechts oder .Nutznießungsrechts sein, noch 
überhaupt mit irgend einer Dienstbarkeit im- Grundbuch 
belastet werden.

-v. Art. 8. : .
Die ganze Anlage soll immer in tadellosem Zustande 

erhalten werden. Der Unterhalt der Straßen und Wege 
'samt ihren Zubehörden, soweit sie mit dem Bahngebiet 

zusammenfallen, ist Sache der Bahn. Besonders ist für 
- gehörige Entwässerung zu sorgen. Allfällig durch Erstellen 

der Bahnanlage entstandene Schädigungen sind unverzüg­
lich nach Anordnung der Baudirektion auszubessern. Das­
selbe gilt für spätere Unterhaltungsarbeiten.

Art. 12.
Für die Bewilligung ist dem Staate eine jährliche 

Gebühr von Fr. 300.— zu entrichten. Diese Gebühr
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Bundesbescliluss
betreffend

Konzession einer elektrischen Schmalspurbahn von Basel 
(Kantonsgrenze bei St. Jakob) nach Liestal, mit all- 
fälliger Abzweigung von Muttenz nach Neuewelt.

(Vom 4. April 1914.)
I I ■
i l -

Die Bundesversammlung •
der schweizerischen Eidgenossenschaft^ 

nach Einsicht
1. einer Eingabe des Regierungsrates des Kantons (Basel-Land­

schaft, vom 27. Dezember 1913;
2. einer Botschaft des Bundesrates vom 27. März 1914,

beschliesst:

Dem Kanton Basel-Landschaft Wird zuhanden einer zu 
bildenden Aktiengesellschaft die Konzession für den Bau und den 
Betrieb einer elektrischen Schmalspurbahn von Basel 
(Kantonsgrenze bei St. Jakob) nach Liestal, mit all- 
fälliger Abzweigung von Muttenz nach Neuewelt, unter den 
in den nachfolgenden Artikeln enthaltenen Bedingungen erteilt.

Art. 1. Es sollen die jeweiligen Bundesgesetze, sowie alle 
übrigen Vorschriften der Bundesbehörden über den Bau und Be­
trieb der schweizerischen Eisenbahnen jederzeit genaue Beachtung 
finden.

Art. 2. Die Bahn wird als Nebenbahn im Sinne des Bundes­
gesetzes vom 21. Dezember 1899 erklärt.

Art. 3. Die Konzession wird auf die Dauer von 80 Jahren, 
vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Beschlusses an gerechnet, 
erteilt.

Art. 4. Der Sitz der Gesellschaft ist in Liestal.
1014 — 180

i
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Art. 5. Die Mehrheit der Direktion und des Verwaltungs­
rates oder weiteren Ausschusses soll aus Schweizerbürgern, welche 
ihren Wohnsitz in der Schweiz haben, bestehen.

Das ständige Personal soll schweizerischer Nationalität sein.

Art. 6.z Binnen einer Frist von 24 Monaten, vom Inkraft­
treten des gegenwärtigen Beschlusses an gerechnet, sind dem 
Bundesrat die vorschriftsmässigen technischen und finanziellen 
Vorlagen für die Erstellung der Linie Basel-Liestal nebst den 
Statuten der Gesellschaft zur Genehmigung einzureichen.

Innert 6 Monaten nach der Plangenehmigung ist mit den 
Erdarbeiten für die Erstellung der Linie Basel-Liestal zu beginnen.

Binnen 2 Jahren, vom Beginn der Erdarbeiten an gerechnet, 
ist die Linie Basel-Liestal zu vollenden und dem Betriebe zu 
übergeben.

Im Falle der Erstellung der Abzweigung von Muttenz nach 
Neuewelt wird der Bundesrat die erforderlichen Fristen festsetzen.

Art. 7. Die Ausführung des Bahnbaues, sowie der zum Be­
trieb der Bahn erforderlichen Einrichtungen darf nur geschehen 
auf Grund von Ausführungsplänen, welche vorher dem Bundesrat 
vorgelegt und von. diesem genehmigt worden sind. Der Bundesrat 
ist berechtigt, auch nach Genehmigung der Pläne eine Abänderung 
derselben zu verlangen, wenn eine solche durch die Fürsorge 
für die Sicherheit des Betriebes geboten ist.

Art. 8. Die Bahn wird mit Spurweite von 1 Meter erstellt 
und mittelst Elektrizität betrieben.

Art. 9. Gegenstände von wissenschaftlichem Interesse, welche 
durch die Bauarbeiten zutage gefördert werden, wie Versteine­
rungen, Münzen, Medaillen usw., sind Eigentum des Kantons 
Basel-Landschaft und an dessen Regierung unentgeltlich abzuliefern.

Art. 10. Den eidgenössischen Beamten, welchen die Über­
wachung der Bahn hinsichtlich der Bauten oder des Betriebes 
obliegt, hat die Bahnverwaltung behufs Erfüllung ihrer Aufgabe zu 
jeder Zeit Einsicht von allen Teilen der Bahn, der Stationen und des 
Materials zu gestatten, sowie das zur Untersuchung nötige Personal 
und Material zur Verfügung zu stellen.

Art. 11. Der Bundesrat kann verlangen, dass Beamte oder 
Angestellte der Gesellschaft, welche in der Ausübung ihrer Funk­
tionen zu begründeten Klagen Anlass geben und gegen welche

die Gesellschaft nicht von sich aus einschreitet, zur Ordnung ge­
wiesen, bestraft oder nötigenfalls entlassen werden.

Ebenso hat er das Recht, zu verlangen, dass Mitglieder der 
Verwaltung, welchen vorübergehend oder dauernd Funktionen 
eines Beamten oder Angestellten übertragen sind und die in der 
Ausübung derselben Anlass zu begründeten Klagen geben, dieser 
Funktionen enthoben werden.

Art. 12. Die Gesellschaft übernimmt die Beförderung von 
Personen lind Handgepäck. -Der Bundesrat kann die Einführung 
des Gepäck- und Güterverkehrs bewilligen, falls sich hierfür ein 
Bedürfnis geltend machen sollte.

Zum Transport von lebenden Tieren ist die Gesellschaft 
nicht verpflichtet.

Art. 13. Die Gesellschaft hat sich dem Transportreglement 
der schweizerischen Eisenbahn- und Dampfschiff Unternehmungen 
zu unterziehen. Soweit sie Änderungen nötig findet, können solche 
erst eingeführt werden, nachdem sie vom Bundesrat genehmigt 
worden sind.

Art. 14. Die Beförderung von Personen soll täglich min­
destens sechsmal nach beiden Richtungen, von einem Endpunkt 
der Bahn zum andern und mit Anhalten auf allen Stationen, erfolgen.

Die FahrgeschwindigkeitderZüge wird vom Bundesratfestgesetzt.
Die Fahrpläne unterliegen der Genehmigung des Bundesrates.

Art. 15. Die Gesellschaft wird zur Personenbeförderung 
Wagen mit nur einer Klasse aufstellen, deren Bauart vom Bundes­
rat genehmigt werden muss.

Art. 16. Für die Beförderung von Personen können Taxen 
bis auf den Betrag von 10 Rappen für den Kilometer der Bahn­
länge bezogen werden.

Für Hin- und Rückfahrten sind die Personentaxen mindestens 
20 % niedriger anzusetzen als für doppelte einmalige Fahrten.

Kinder unter vier Jahren sind taxfrei zu befördern, sofern 
für solche kein besonderer Sitzplatz beansprucht wird.

Für Kinder zwischen dem vierten und dem zurückgelegten 
zwölften Altersjahre ist die Hälfte der Taxe zu zahlen.

Die Gesellschaft ist verpflichtet, zu Bedingungen, welche im 
Einvernehmen mit dem Bundesrat aufzustellen sind, Abonnements­
billette zu ermässigter Taxe auszugeben.
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a.

c.dem Bundesrat

Art. 17. Für die Beförderung von Armen, welche sich als 
solche durch Zeugnis der zuständigen Behörden ausweisen, ist die 
halbe Personentaxe zu berechnen.

Ferner sind die Reisenden und das Personal bei einer Anstalt 
bezüglich derjenigen Verpflichtungen zu versichern, welche aus 
dem Haftpflichtgesetz vom 28. März 1905 mit Bezug auf Unfälle 
beim Bau, beim Betrieb und bei Hülfsgeschäften sich ergeben.

Art. 25. Für die Ausübung des Rückkaufsrechtes des Bundes 
'oder, wenn er davon keinen Gebrauch machen sollte, des Kantons 
Basel-Landschaft gelten folgende Bestimmungen:

Der Rückkauf kann frühestens 30 Jahre nach Eröffnung des 
Betriebes und von da an je auf 1. Januar eines Jahres erfolgen. 
Vom Entschluss des Rückkaufes ist der Gesellschaft drei 
Jahre vor dem Eintritte desselben Kenntnis zu geben.

b. Durch den Rückkauf wird der Rückkäufer Eigentümer der 
Bahn mit ihrem Betriebsmaterial und allen übrigen Zugehören. 
Immerhin bleiben die Drittmannsrechte hinsichtlich des 
Pensions- und Unterstützungsfonds vorbehalten. Zu welchem 
Zeitpunkte auch der Rückkauf erfolgen mag, ist die Bahn 
samt Zugehör in vollkommen befriedigendem Zustande ab­
zutreten. Sollte dieser Verpflichtung kein Genüge getan 
werden, und sollte auch die Verwendung des Erneuerungs­
fonds dazu nicht ausreichen, so ist ein verhältnismässiger 
Betrag von der Rückkaufssumme in Abzug zu bringen.
Die Entschädigung für den Rückkauf beträgt, sofern letzterer 
bis 1. Januar 1950 rechtskräftig wird, den 25fachen Wert 
des durchschnittlichen Reinertrages derjenigen zehn Kalender­
jahre, die dem Zeitpunkte, in welchem der Rückkauf der 
Gesellschaft notifiziert wird, unmittelbar yorangehen; — 
sofern der Rückkauf zwischen dem 1. Januar 1950 und 
1. Januar 1965 erfolgt, den 22^fachen Wert; — wenn der 
Rückkauf zwischen dem 1. Januar 1965 und dem Ablauf 

'der Konzession sich vollzieht, den 20fachen Wert des oben 
beschriebenen Reinertrages; — unter Abzug des Er­
neuerungsfonds.

Bei Ermittlung des Reinertrages darf lediglich die durch 
diesen Akt konzessionierte Eisenbahnunternehmung mit Aus­
schluss aller anderen etwa damit verbundenen Geschäfts­
zweige in Betracht und Berechnung gezogen werden.

d. Der Reinertrag wird gebildet aus dem gesamten Überschuss 
der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben, zu welch 
letztem auch diejenigen Summen zu rechnen sind, welche 
auf Abschreibungsrechnung getragen oder dem Erneuerungs­
fonds einverleibt wurden.

Art. 18. Jeder Reisende ist berechtigt, 10 Kilogramm Reise­
gepäck taxfrei zu befördern, sofern es ohne Belästigung der Mit­
reisenden im Personenwagen untergebracht werden kann.

Art. 19. Im Falle der Einführung des Gepäck- und Güter­
dienstes setzt der Bundesrat die erforderlichen Taxen und Be­
stimmungen fest.

Art. 20. Bei Festsetzung der Taxen werden Bruchteile eines 
Kilometers für einen ganzen Kilometer gerechnet.

Wenn die genaue Ziffer der so berechneten Taxe nicht ohne 
Rest durch 5 teilbar ist, so wird sie auf die nächsthöhere durch 
5 teilbare Zahl aufgerundet, sofern der Rest mindestens einen 
Rappen beträgt.

Art. 21. Für die Einzelheiten des Transportdienstes sind 
Reglements und Tarife aufzustellen.

Art. 22. Sämtliche Reglemente und Tarife sind mindestens 
drei Monate, ehe die Eisenbahn dem Verkehr übergeben wird, 
dem Bundesrat zur Genehmigung vorzulegen.

Art. 23. Wenn die Bahnunternehmung drei Jahre nachein­
ander einen sechs Prozent übersteigenden Reinertrag abwirft, so 
ist das nach gegenwärtiger Konzession zulässige Maximum der 
Transporttaxen verhältnismässig herabzusetzon. Kann hierüber eine 
Verständigung zwischen dem Bundesrat und der Gesellschaft nicht 
erzielt werden, so entscheidet die Bundesversammlung.

Reicht der Ertrag des Unternehmens nicht hin, die Betriebs­
kosten, einschliesslich die Verzinsung des Obligationenkapitals, zu 
decken, so kann der Bundesrat eine angemessene Erhöhung obiger 
Tarifansätze gestatten. Solche Beschlüsse sind jedoch der Bundes­
versammlung zur Genehmigung vorzulegen.

Art. 24. Die Gesellschaft ist verpflichtet, für Äufnung eines 
genügenden Erneuerungsfonds und eines Reservefonds zu sorgen 
und für das Personal eine Kranken- und ünterstützungskasse ein­
zurichten oder dasselbe bei einer Anstalt zu versichern. Die hier­
über aufzustellenden besondern Vorschriften unterliegen der Ge­
nehmigung des Bundesrates.
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Im Falle des Rückkaufes im Zeitpunkte des Ablaufs der 
Konzession ist nach der Wahl des Rückkäufers entweder 
der Betrag der erstmaligen Anlagekosten für den Bau und 
Betrieb oder eine durch bundesgerichtliche Abschätzung zu 
bestimmende Summe als Entschädigung zu bezahlen.

f. Streitigkeiten, die über den Rückkauf und damit zusammen­
hängende Fragen entstehen, unterliegen der Entscheidung 
des Bundesgerichtes.

Art 26. Hat der Kanton Basel-Landschaft den Rückkauf der 
Bahn bewerkstelligt, so ist der Bund nichtsdestoweniger befugt, 
sein Rückkaufsrecht, wie es im Art. 25 definiert worden, jederzeit 
auszuüben, und der Kanton hat unter den gleichen Rechten und 
Pflichten die Bahn dem Bunde abzutreten, wie letzterer dies 
von der konzessionierten Gesellschaft zu fordern berechtigt ge­
wesen wäre.

Art. 27. Der Bundesrat ist mit dem Vollzüge der Vor­
schriften dieses Beschlusses, welcher am 1. Mai 1914 in Kraft 
tritt, beauftragt.

Also beschlossen vom Nationalrate,
Bern, den 4. April 1914.

Der Präsident; Dr. A. v. Planta.
Der Protokollführer: Schatzmann.

Also beschlossen vom Ständerate,
Bern, den 2, April 1914.

Der Präsident: Dr. Eugene Richard.
Der Protokollführer: David.
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Ratschlag
betreffend

Beteiligung des Kantons Basel-Stadt am 
Aktienkapital für die Überlandbahn 

Basel-Liestal, 
erste Teilstrecke Basel-Muttenz.

Dem Großen Rat des Kantons Basel-Stadt vorgelegt 
am 29. Januar 1920.



Tit.

Das Aktionskomitee für die Überlandbahn Basel- 
Liestal hat die Finanzierung für die Linie Basel-Muttenz 
an die Hand genommen. Diese Linie ist als erstes 
Teilstück eines künftigen kantonalen basellandschaft­
lichen Klein bahnnetzes gedacht. Das Trace der Über­
landbahn Basel-Liestal beginnt an der Kantonsgrenze 
bei St. Jakob, wo es an die hiefür im wesentlichen schon 
eingerichtete baselstädtische Straßenbahn anschließt. 
Vorgesehen ist eventuell eine Verbindung von Muttenz 
mit der Birseckbahn von deren Station Neue Welt aus. 
Für die Strecke Basel (St. Jakob)-Muttenz, die nun zu­
nächst gebaut werden soll, ist ein eigentlicher Tram­
betrieb in Aussicht genommen. Für die weiteren Teil­
strecken Muttenz nach Liestal mit späteren Fortsetzungen 
nach Reigoldswil, Langenbruck, Sissach-Bptingen-Läufel- 
fingen, Rotenlluh, ist Überland bahn betrieb mit von der 
Straße möglichst unabhängigem Bahnkörper vorgesehen.

Vom Bunde konzessioniert sind einstweilen Bau 
und Betrieb einer elektrischen Schmalspurbahn von 
Basel (Kantonsgrenze bei St. Jakob) nach Liestal mit 
allfälliger Abzweigung von Muttenz nach Neue Welt in 
der Annahme eines sektionsweisen Baues der Bahn, 
nämlich I. Kantonsgrenze St. Jakob-Muttenz, II. Muttenz- 
Liestal und allenfalls Muttenz-Neue Welt.
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mentwurfes besteht der 
Mitgliedern, von denen 2 von 
‘--3 Baseiland gewählt werden 

—.Jen Muttenz. Pratteln und

Der Unterbau soll von Anfang an für die Doppel­
spur ausgebaut, dagegen vorläufig nur eine einspurige 
Geleiseanlage mit Ausweichgeleise erstellt werden. Vom 
Eigenbetrieb wird einstweilen abgesehen. Der Betrieb 
soll entweder den Basler Straßenbahnen oder der Birseck- 
bahn verpachtet werden. Der elektrische Strom würde 
voraussichtlich von der Elektra Basel land in Liestal 
bezogen.

Die Baukosten — die natürlich jetzt viel höher zu 
stehen kommen als vor dem Krieg — für die Teilstrecke 
St. Jakob-Muttenz werden von der Verwaltung der Basler 
Straßenbahnen auf rund Fr. 840,000.— berechnet.

Diese Summe soll aufgebracht werden durch 
Fr. 600,000.— in Aktien und Fr. 240,000.— in Obli­
gationen. Das Aktienkapital zerfällt in Fr. 400,000. — 
Prioritätsaktien und Fr. 200,000. — Stammaktien, jede 
Aktie zu Fr. 200.— nominal. Zu übernehmen hätten 
je zur Hälfte in Prioritäts- und in Stammaktien: der 
Kanton Baselland Fr. 168,000.—, die Gemeinden Liestal, 
Pratteln und Muttenz zusammen ebenfalls Fr. 168,000. —. 
Der Rest von Fr. 232,000. — Prioritäts- und Fr. 32,000.— 
Stammaktien ist der öffentlichen Subskription vorbehalten 
worden.

. Nach Art. 30 des Statutenentwurfes wird den Priori­
tätsaktien im balle der Gewinnverteilung eine Dividende 
von 5 % vor einer etwaigen Zuweisung an die Stamm­
aktien zugesichert. Das Aktionskomitee hofft, daß eine 

esc.!ei en? Verzinsung des Prioritätsaktien kapital« 
möglich sein werde.

Gemäß Art. 20 des Statutei 
Verwaltungsrat aus 9 I.H _ 
der Regierung des Kantons 1 
und je 1 von den Gemeind.

Liestal, eventuell auch Basel-Stadt, je nach dem Ergebnis 
der Zeichnungen aus Basel, der Generalversammlung zur 
Wahl vorgeschlagen werden, solange jede dieser Ge­
meinden Aktien im Betrage von wenigstens Fr. 20,000. — 
besitzt.

Aus nachbarlichen Rücksichten und im Interesse 
unserer eigenen Straßenbahnen erachten wir eine hier­
seitige Aktienbeteiligung in mäßigem Umfange als ge­
rechtfertigt, zumal da es sich jetzt um die für Basel 
wichtigste Teilstrecke St. Jakob-Muttenz handelt.

Das Zustandekommen dieser Bahnstrecke, deren 
Ausführung auch ohne unser Zutun gesichert erscheint, 
wird allerdings einer gewissen Abwanderung von der . 
Stadt nach Muttenz Vorschub leisten. Bei dem hier 
wohl noch auf geraume Zeit hinaus herrschenden Woh­
nungsmangel werden wir dies aber ohnehin nicht hindern 
können. Andrerseits dürfte der Stadt aus der Be­
günstigung des gegenseitigen Verkehrs durch eine Über­
landbahn auch etwelcher Vorteil erwachsen.

Es sei beigefügt, daß der Kanton Basel-Stadt mit 
Fr. 15,000.— Prioritätsaktien an der Birseckbahn, mit 
Fr. 10,000. — ebenfalls Prioritätsaktien an .der Tram­
bahn Basel-Äsch und mit Fr. 10,000.— Aktien an der 
Birsigtalbahn beteiligt ist.

In Berücksichtigung aller Verhältnisse halten wir 
eine Beteiligung an der Trambahn Basel-Muttenz' mit 
Fr. 25,000. — in Stammaktien und Fr. 25,000. — in 
Prioritätsaktien für gerechtfertigt. Da das Aktions­
komitee die Zeichnungen per 31. Dezember 1919 abzu- 

! schließen wünschte, haben wir die Beteiligung des 
Kantons Basel-Stadt in dieser Höhe unter Vorbehalt der 
Genehmigung des Großen Rates zugesagt. Inzwischen 
ist uns vom Aktionskomitee die Mitteilung zugegangen.
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Basel, den 27. Januar 1920.

Im Namen les Regiemngsrates, 
Der Präsident:

Dr. F. Aemmer.
Der Sekretär:

Dr. H. Matzinger.

(

Grossratsbeschluss 
betreffend

Beteiligung des Kantons Basel-Stadt am Aktien­
kapital für die Überlandbahn Basel-Liestal, 

erste Teilstrecke Basel-Muttenz.
(Vom )

daß das zur öffentlichen Subskription aufgelegte Aktien­
kapital einschließlich unserer Beteiligung voll gezeichnet 
worden sei.

Im fernem ist uns die Zusicherung erteilt worden, 
das Aktionskomitee werde sich in der konstituierenden 
Generalversammlung der zu gründenden Bahnaktienge- 
sellschaft dafür verwenden, daß Basel-Stadt ein Sitz 
im Verwaltungsrat eingeräumt wird, wie es Art. 20 des 
Statutenentwurfes, welcher der Genehmigung der Ge­
neral Versammlung der Aktionäre unterliegt, vorsieht.

Wir ersuchen den Großen Rat, durch Annahme 
des nachstehenden Beschlussescntwurfes die erfolgte 
Zeichnung zu genehmigen.

Der Große Rat des Kantons Basel-Stadt, auf den 
Antrag des Regierungsrates, genehmigt die Zeichnung 
von Fr. 25,000. — in Stammaktien und Fr. 25,000. — 
in Prioritätsaktien, total somit Fr. 50,000. —, namens 
des Kantons Basel-Stadt für die Überlandbahn Basel- 
Liestal, erste Teilstrecke Basel (Kantonsgrenze bei 
St. Jakob)-Muttenz auf Rechnung des allgemeinen Staats­
vermögens.

Dieser Beschluß ist zu publizieren; er unterliegt 
dem Referendum.
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Entwurf
betreffend eine

Trambahn von Basel
über Neuewelt nach Liestal

/
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I. Trace, Anlagen, • Material.
Das Trace folgt zuerst der Basler Strassenbahn und der Birseckbahn, von 

denen es 2, bezw. 1 Kilometer benützt, zusammen also 3 Kilometer bestehende 
Geleise. Die neue Linie beginnt in Neue weit, geht östlich zur Birs, überschreitet 
sie oberhalb des Steges auf einer Betonbrücke, kreuzt die Strasse Münchenstein- 
Muttenz, erreicht sie wieder nach Durchfahren eines Einschnittes und folgt ihr 
bis ins Dorf Muttenz. In diesem wird sie eine genügende Strecke, welche mit 
den Ortsbehörden zu bestimmen sein wird, nach Norden abbiegen und dann 
das Dorf, nach Osten gewandt, wieder verlassen, um am Rand der Hard die 
Strasse nach Pratteln zu gewinnen und ihr bis zum Lachmatt-Weg zu folgen 
(Haltestelle für Schweizerhalle). Von da geht die Linie gerade zum Bahnhof 
Pratteln und, mit Biegung nach Süden, zum Dorf. Von hier folgt sie die Strasse 
nach Liestal bis zum Bahnübergang (Haltestelle für Augst), biegt mit der Bundes­
bahn nach Süden ab, folgt ihr bis zur Ueberführung der Strasse nach Frenken- 
dorf und kreuzt sie auf einer eisernen Brücke, um sich gegen die Kantonsstrasse 
zu wenden und dieser 3,6 Kilometer zu folgen bis zum Exerzierplatz Liestal. 
In der Stadt liegt sie auf 1,6 Kilometer Länge als eigentliche Strassenbahn im 
Strassenkörper, sonst daneben. Die Linie muss mittelst Durchbruch durch ein 
Gebäude über das Tor hinaus geführt werden, weil im Stadt-Innern kein Platz 
für Ausweichgeleise ist und weil sic sich im Interesse von Liestal selbst bis zur 
Kaserne und darüber hinaus erstrecken sollte.

Vorläufiges Ende der Linie: gegenüber dem Exerzierplatz, mit Wagenremise, 
Werkstatt, Wohnung, Gclciseanlage etc. — Wir sagen „vorläufig“, weil die Ver­
längerung bis Sissach mit Bedienung der Ortschaften Lausen und namentlich 
des von der Schweiz. Bundesbahn nicht bedienten Ittingen nur eine Frage kurzer 

« Zeit sein sollte.
Spurweite: 1 Meter, Vignolschienen auf eisernen Schwellen, nur in Liestal 

und Muttenz Rillenschienen. Elektrische Leitung an Holzmasten mit eisernen 
Auslegern. Grösste Steigung 30%o, kleinster Radius 50 m, in der Stadt 25 in. 
Baulänge 13,6, Betriebslänge 13,5 Kilometer.
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II. Baukosten.

T)

r>

11

11

ii

ii

ii

ii

ii

40,000 
200,000 
104,200
29,100
84,600
23,200
48,400

285,000
42,000

136,000
60,000

n
ii

Als Rollmaterial genügen 6 Motorwagen, nämlich 4 Vierachser a 100 Pf. 
und zwei Zweiachser für den Lokalverkehr, sofern die Basler Strassenbahnen 
den Betrieb übernehmen und Reservemotorwagen sowie nötige Anhänger liefern. 
Sonst müsste der bez. Budgetposten erhöht werden.

Es wäre leicht möglich, von Basel nach Liestal eine Trambahn zu bauen, 
welche 1 Kilometer kürzer wäre und dazu sich mit grösserer Fahrgeschwindig­
keit, also mit kürzerer Fahrzeit betreiben liesse, um so der Hauptbahn für den 
Personenverkehr eine Konkurrenz zu schaffen. Damit würde man aber eine 
intensive Berührung der zu bedienenden Ortschaften aufgeben. Die schmal­
spurige Sekundärbahn soll den Verkehr auf kürzere Distanzen mit andern Mitteln 
an sich ziehen: intensive Berührung der Ortschaften mit Haltestellen, bequem 
und nahe der 'Wohnstätten gelegen, und häufige anstatt schnellfahrende Kurse. 
Dadurch haben auch faktisch die bestehenden Vorortbahnen von Basel der 
Hauptbahn den Personenverkehr bereits abgewonnen und wird auch die projek­
tierte Bahn lebensfähig werden.

180,000
67,500

Fr. 1,300,000

Die folgende Aufstellung beruht mit Ausnahme des Postens für Expropria­
tionen auf verbindlichen Eingaben von seriösen Firmen:

I. Allgemeines. Vorstudien, Baupläne, Bauzinsen, Bauleitung usw. Fr.
II. Expropriationen und Entschädigungen ....

III. Erdarbeiten, Transporte
IV. Stütz- und Futtermauern
V. Brücken und Durchlässe

VI. Weganlagen und Pflasterungen .....
VII. Bahnbettung. Liefern und Einbringen des Schotters

VIII. Oberbaulieferung. Vignolschienen und Schwellen, Rillen­
schienen, Spezialstücke . 

IX. Oberbauverlegung incl. Transporte auf Baustelle
X. Elektrischer Linienbau. Masten, Ausleger, Fahrdraht,

Speiseleitung und Schienenrückleitung ....
XI. Hochbauten. Wagenremise, Werkstatt, Wohnung

XII. Rollmaterial. 6 Motorwagen, 2 mit zwei Lenkachsen, 4 mit
zwei Radgestellen, je mit zwei Motoren ä 50 resp. 30 P.S.

XIII. Unvorhergesehenes und Verschiedenes 5%
Gesamtkosten:
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III. Stromlieferung, Betrieb.

»>n

n

IV. Tarif.
4

i
i

Basel-Bahnüberführung 34 Minuten
Münchenstein 31
Dörnach 44
Aesch 50

dass die Trambahn, wenn sie alle Ortschaften

Wir nehmen das System der Taxstrecken ä 10 Cts. Einfache (15 Cts. Re- 
tour-)Fahrt an, was für die Fahrt Neuewelt-Liestal 50 Cts. ergiebt bei Einteilung 
in folgende 5 Strecken: Neuewelt—Muttenz—Schweizerhalle—Pratteln—Nieder­
schönthal—Liestal. Es entspricht dies einem Ansatz von 3V2 bis 4 Cts. per Kilo­
meter (Länge 13,5 Kilometer). * Dieser mässige Satz rechtfertigt sich durch das

Es wird Gleichstrom von 550 Volt Spannung in Aussicht genommen, schon 
wegen dem Verkehr der Wagen auf den Baslerlinien. Wie für die bestehenden 
Bahnen wird der Strom auch für die Liestalerlinie schon in dieser Form von 
den elektrischen Genossenschaften zu gleichen Bedingungen erhältlich sein, von 
Neuewelt bis Lachmatt wohl von der Elektra Birseck, von dort bis zum vor­
läufigen Terminus, östlich Liestal, von der Elektra Baselland. — Für den durch­
gehenden Betrieb Basel-Liestal dürften für den Anfang am Werktag 20 bis 25, 
am Sonntag 25 bis 30 Fahrten in jeder Richtung genügen. Hiefiir kämen .Vier­
achserwagen, bei starker Frequenz am Sonntag mit 1—3 Anhängewagen zur 
Verwendung. Für die Strecken, wo schon für den Anfang ein stärkerer Ver­
kehr zu erwarten ist: Basel-Muttenz, sowie Liestal, vom Terminus bis gegen 
Niederschöntal, würden die nötige Zahl von Zwischenfahrten mit Zweiachsern 
eingeschaltet.

Die Fahrzeit wird auf der neuen Strecke 30 Minuten betragen, wenn die 
Geschwindigkeiten von 3272 Kilometer (incl. Halte) für offene Strecke und von 
12 Kilometer für Liestal, welche wegen den gesetzlichen Vorschriften nicht über­
schritten werden dürfen, zu Grunde gelegt werden. Es ergeben sich so folgende 
Fahrzeiten von Mitte Liestal gerechnet:

Basel-Aeschenplatz 38 Minuten
Neue weit 25
Arlesheim 38
Reinach 42

Es ist selbstverständlich, dass die Trambahn, wenn 
möglichst eng berührt, bez. der Fahrgeschwindigkeit nicht mit der Hauptbahn 
wetteifern kann. Dafür fährt sie viel öfter,w führt nahe zur Wohnstelle und er­
spart dadurch den Reisenden im ganzen viel mehr Zeit, als die Verlängerung 
der Fahrzeit ausmacht. Dazu kommt für viele Relationen eine erhebliche Ver­
kürzung der Fahrstrecke.



6

>i

10
20
30
40

30
40

Kunzenhof
20 Reinach
30 20 Aesch

70
50

20
30

10
20
30

30
40
50

65
75

60
70

50
60

65
75

40
50

50
60
50
60
70

60
70
80

40
50
60

10
20
30
40
50
60
70

30
40
50

30
45
60
75
90
105

45
60
75

10
20
30
40
50
60

20
30
40

20
30
45
60
75

20
30
45

20
30
40

40
50
60

50
60
75

10
20
30
40
50

20
30
45
60

50
60
75

10
20
30

I

% 
ct>
0ö4I
p F H

Basel—Aesch en pla tz 
Ruchfeld-N euc weit 

Muttenz
Schweizerhalle 
20 Pratteln-Augst 
30 
45

Münchenstein
Arlesheim-Dornach

t! >-h
o
Q

& tr* 
4

meist offene und ziemlich ebene Trace und durch die zu erwartende Verkehrs­
dichtigkeit.

Der hier folgende Taxanzeiger giebt sämtliche entstehenden Taxen an 
zwischen Basel, Liestal, Dörnach, Aesch und den Zwischenstationen, wie sie sich 
aus Vorstehendem in Kombination mit den Tarifen der bestehenden Linien er­
geben.

Basel—Aeschenplatz
Wolfgottesacker

Ruchfeld-Neuewelt
Muttenz

Schweizerhalle
Pratteln-Augst
10 Fiillinsdorf-Niederschönthal
20 10 Liestal

45 20
60 '30

40
50
65

Ein Vergleich mit den Taxen der Schweiz. Bundesbahn zeigt, dass diese 
für einfache Fahrt etwas teurer, für Retourfahrt dagegen-etwas billiger sind.

80 95
90 105

90 105 120

20 30
30 40
40 50

80 95
90 105 20

Münchenstein
10 Arlesheim-Dornach

Kunzenhof .
10 Reinach
20 10 Aesch

20 Fiillinsdorf-Niederschönthal
30 20 Liestal

30 20 10
40 30 20
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V. Betriebsbudget
1. Einnahmen.

(Kantonsgrenze)

7»

•n

Lokale Züge in Liestal . . n

I
/■

Lokale Züge Basel-Muttenz .
(Kan ton sgrenze)

Für viele Relationen ist die Fahrt über Neuewelt eine Abkürzung und dann stellt 
sich auch die Taxe für Retourfahrt wesentlich billiger als per S. B. ß.

Billigere Fahrpreise einem Projekt zu Grunde zu legen, würde bei den 
heutigen Anforderungen des Personals und den Materialpreisen eine Täuschung 
darstellen, sie können ja doch kaum aufrecht erhalten werden.- Die Trambahn 
kann nicht rechnen, billiger fahren zu können als die Hauptbahn, sie erhält 
ihre Passagiere durch den öftern Verkehr und die bequemere Bedienung nahe 
zum Hause.

10 °/0 Zuschlag für Sonntage 64 
. 22 Kurse X 2 X 4 Kilom. = 176

16 °/0 Zuschlag für Sonntage 28 
. 50 Kurse X 2 x 3 Kilom. = 300

1206 Zugskilom.

Fr. 10,000.— 
4,000. — 

„ 52,000.— 
Fr. 66,000~^

Die Verhältnisse sind denen der Birseckbahn ähnlich: Parallelbetrieb zu 
einer Normalbahn, gleiche Bedeutung der durchfahrenen Orte, abgesehen vom 
grossem Hauptort Liestal, der aber dafür weiter von Basel abliegt. Muttenz- 
Pratteln ist Ausflugsziel wie Arlcsheim-Dornach. Die Birseckbahn brachte im 
ungünstigen Jahr 1008 per Zugskilometer 55,4 Cts. ein. Für Basel-Liestal dürfen 
wir somit wohl auch 55 Cts. annehmen, umsomehr als die Kopfzahl der inte­
ressierten Bevölkerung hier viel grösser ist.

Nun die Anzahl Zugskilometer. Diese wird ungefähr wie folgt ausfallen: 
Durgehende Züge Basel-Liestal 22 Kurse x 2 x 14,5 Kilom. = 638 Zugskilom.

7)

mal 365 Tage, macht 440,000 jährliche Zugskilometer, also
Jahreseinnahme .... 440,000 x 55 Cts. = Fr. 242,000. —

2. Ausgaben.

Analog Bireckbahn 1908 . . 440,000 x 40 (statt 38,4) = Fr. 176,000. — 
Einnahme-Ueberscbuss somit Fr. 66,000. — 

welcher verteilt werden mag wie folgt:
Zunahme des Erneuerungsfonds........................................
Abschreibung und Einlage in den Reservefonds ....
4%ige Verzinsung des Anlagekapitals von 1,300,000.—
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VI. Zweck und Bedürfnis.
Es ist nicht nötig, naher auszuführen, wie sehr heute die Herstellung einer 

Trainverbindung, wie die projektierte, angezeigt ist, sind doch die Dörfer Muttenz 
und Pratteln faktisch die einzigen grösseren Ortschaften innerhalb eines Radius 
von 10 Kilometer, die noch nicht per Tram mit dem Zentrum Basel verbunden 
sind. Dass Liestal weniger eigentlichen Vorortverkehr mit Basel hat und etwas 
weiter abliegt, wird die Unternehmung deshalb nicht unrentabel machen, denn 
Liestal bildet wieder für sich ein Zentrum für die andern Ortschaften, mit 
welchen sich ein regerer Vorortsverkehr ausbilden wird, und dann wird Liestal 
durch den Verkehr in sich selbst die Rendite günstig beeinflussen.

Dieses Ergebnis dürfte wohl von Beginn erreicht und bald noch günstiger 
werden. Es muss daher schon jetzt ins Auge gefasst werden, sobald das Be­
dürfnis dafür sich zeigt, bezw. der Verkehr die nötige Dichtigkeit aufweist, mehr 
und mehr von den Lokalkursen zu durchgehenden Kursen umzugestalten.

VII. Vorteile der Linienführung über Neuewelt.
Unser Projekt führt die Verbindung Basel-Liestal über Neuewelt, während 

andere konkurrierende Projekte von Muttenz aus über St. Jakob und, nach den 
neuesten Beschlüssen der Regierung von Baselstadt, über die Grosspeterstrasse 
den Aeschenplatz gewinnen wollen, mn, wie sie sagen, die „direkte“ Linie zu 
wählen. Mit diesem leeren Schlagwort wird gegen die Verbindung über Neue­
welt Stimmung gemacht, weil ernsthafte Gründe gegen dieselbe schlechterdings 
nicht aufzutreiben sind.

Für die Vergleichung dieser beiden Traces fällt in Betracht
a) betr. Bahnanlage. Der Längeunterschied vom Aeschenplatz bis Muttenz, 

wenn das Dorf einigermassen richtig und in der Mitte bedient werden soll, be­
trägt höchstens 4—500 Meter, also 2 V2 bis 3 % der Strecke Basel-Liestal. Will 
mehr erreicht werden, so wird Muttenz ungenügend mit der Bahn in Berührung 
gebracht. Eine solche Abkürzung kommt aber doch nicht wesentlich in Betracht. 
— Dagegen sind für die Linie über Neuewelt von den Basler Strassenbahnen 
und der Birseckbahn bereits 3 Kilometer gebaut, beinahe ganz mit Doppel­
geleise, und in Betrieb. Ueber St. Jakob muss von der Münchensteinerstrasse ab 
die ganze Anlage frisch erstellt werden. Wenn wir nun auch die auf Neuewelt 
entfallenden Kosten der Birsbrücke mit ca. Fr. 35,000 in Rechnung bringen, sj 
ergiebt sich doch, dass die Anlage über Neuewelt Fr. 100 bis 150,000 weniger
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Aufwand an Erstellungskosten erfordert. — Die Verhältnisse des Längenprofils 
ergeben sich für beide Wege ziemlich gleich: jeder hat gleiche Steigungen beim 
Ueberschreiten der Birs.

b) Betr. Betrieb und Fahrplan. Wir bemerken bez. Fahrzeit und Fahr­
geschwindigkeit: Es herrscht die irrtümliche Ansicht, die Fahrt über St. Jakob 
ergebe eine erhebliche Zeitersparnis. Dem ist nicht so. Wenn die Abkürzung 
von 4—500 Meter (für Liestal 1/40 der Distanz) auch erzielt werden kann, so 
weist dafür die Linie in der St. Jakobstrasse und der Grosspeterstrasse viel 
längere Strecken auf, in welchen sie nicht auf eigenem Bahnkörper, sondern in 
der Strasse fährt und daher sehr langsam, höchstens mit 12 Kilometer fahren 
muss, auch wenn in Projekten heute eine schnellere Fahrt angenommen wird. 
Die Linie über Neuewelt aber ist frei, auf eigenem Bahnkörper, wo 30 bis 40 
Kilometer erlaubt werden, bis beinahe zur Münchensteinerstrassenbrücke, und 
kann also bis an die innere Stadt hin viel rascher gefahren werden. Die Linie über 
St. Jakob hat 2300 Meter Pillenschienengeleise und Strasse mit beschränkter 
Geschwindigkeit, diejenige über Neuewelt 1200 Meter bis zum Aeschenplatz.- 
Dem gegenüber kommen die 4—500 Meter, welche auf offener Strecke keine 
ganze Minute in Anspruch nehmen, nicht in Betracht. Tatsächlich ist man also 
über Neuewelt rascher auf dem Aeschenplatz als über St. Jakob.

Wir resümieren diese Ausführung dahin, dass für den Verkehr mit Basel 
und dem Leimental, Allschwyl etc. bez. Fahrzeit ein Vorteil zu Gunsten der 
Führung über St. Jakob nicht besteht, auch die Taxen bleiben sich gleich.

Was den zu vermittelnden Verkehr betrifft, so wird noch etwa als Vorteil 
die bessere Eignung der Linie über St. Jakob für die in Muttenz vorhandenen Bahn­
arbeiter und die in der Fabrik St. Jakob beschäftigten Arbeiterinnen angeführt. 
Was die erstem betrifft, so können sie über Neuewelt den Wolfbahnhof gerade 
so gut erreichen wie auch ihre Kollegen in Birstal. Speziell die sich immer mehr 
ausdehnenden Materiallagerplätze in Dreispitz-Ruchfeld, werden Arbeitskräfte 
von Muttenz anziehen, welche nur bei Annahme unseres Trace zu ihrem Ziel 
gelangen können. Bezüglich der Fabrikarbeiterinnen bezweifeln wir nach den Er­
fahrungen mit der viel besser bezahlten Arbeiterschaft der Maschinenfabriken daran, 
dass solche Arbeiterinnen überhaupt den Tram benützen werden, solange er etwas 
kostet. Sie gehen zu Fuss und werden höchstens bei Regenwetter zeitweilig die 
Wagen überschwemmen. — Uebrigens droht ja allen Bandfabriken in Basel, dass 
sie, wie schon manche von ihnen, durch die schwierigen Zollverhältnisse zum 
Verlassen des Schweizerbodens gezwungen werden.
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Von Liestal
nach

Von Muttenz
nach

i

Neue weit 
Münchenstein 
Arlesheim 
Dörnach 
Reinaeh 
Aesch-Pfeffingen

Neue weit 
Münchenstein 
Arlesheim 
Dörnach 
Reinaeh 
Aesch-Pfeffingen

Fahrzeit 
Minuten 

50 
55 
62 
68 
62 
70

Fahrzeit 
Minuten 

30 
35 
42 
48 
42 
50

Fahrzeit 
Minuten 

26 
31 
38 
44 
42 
50

via Neuewelt
Fahrzeit
Minuten

6
11
18
24
22
30

via St. Jakob
Retourtaxe 

Cts.
1.35
1.50
1.65
1.65
1.65
1.80

via St. Jakob 
Retourtaxe 

Cts.
75
90 

1.05 
1.05 
1.05 
1.20

c) Bez. des Verkehrs mit dem Birsthal. Während einerseits die Führung 
über Neuewelt, wie erwähnt, den Ortschaften der neuen Bahnlinie einen Nach­
teil für ihren Verkehr mit Basel nicht bringt, hat er dafür grosse Vorteile 
für ihren Verkehr mit dem Birsthal, und zwar nicht nur mit den nächsten 
Gemeinden, sondern auch mit weiter zurückliegenden, wie Laufen u.s.w. In der 
Tat wird die Distanz zwischen diesen Gemeinden und Münchenstein, Arlesheim, 
Dörnach. Reinaeh, Aesch gegenüber St. Jakob um 5—6 Kilometer abgekürzt, 
und daraus ergeben sich bedeutende Ersparnisse an Zeit und Fahrkosten gegen­
über dem Umweg über St. Jakob-Aeschenplatz. Es hat selbstverständlich nie­
mand einen Nutzen davon, auch Basel nicht, wenn diese Reisenden über- den 
Aeschenplatz 5 */2 Kilometer weit kehren gehen müssen.

Welchen Einfluss für den Verkehr zwischen diesen Ortschaften und den der 
Birsthalgemeinden mit den andern Kantonsteilen überhaupt die Wahl dieser End­
strecke hat, zeigen folgende zwei Beispiele:

via Neuewelt
Retourtaxe

Cts. 
75 
95 

1.05 
1.05 
1.05 
1.20

Retourtaxe 
Cts.
20 
40 
50 
50 
50 
65

Hiebei sind für beide Wege die Umsteigzeiten in Basel oder Neuewelt nicht 
inbegriffen.

Von den Reisenden, welche zwischen den Dörfern verkehren müssen, werden 
infolgedessen bei Führung über Neuewelt Alle die Trambahn benützen, bei 
Führung über St. Jakob aber ein sehr grosser Teil die Hauptbahn.
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Wir können also diese Ausführungen dahin resümieren, dass die Führung 
über Neuewelt, ohne irgend welche Interessen zu verletzen, für die Gemeinden 
von Baselland volkswirtschaftlich wesentlich mehr leistet, als das andere Trace 
und dass sie einem wesentlich grossem Interessenkreis dienstbar ist.

Hiezu kommt noch ein weiteres Moment. Wenn je diese basellandschaft­
lichen Strassenbahnen vereinigt oder auch nur unter einen Betrieb vereint 
werden sollen, so ist einleuchtend, dass das viel leichter geschehen kann ohne 
Abhängigkeit von dem Entscheide Dritter, wenn die Linien, wie über Neuewelt, 
Zusammenhängen, als wenn sie, wie über St. Jakob, durch die städtischen Strassen- 
bahnen getrennt sind. Es ist so gar wahrscheinlich, dass durch letztem Um­
stand der Zusammenschluss und der Selbstbetrieb der basellandschaftlichen 
Trambahnen ganz verunmöglicht wird. Je nach Bedarf kann dann auch Fahr­
material verwendet werden, das vielleicht in Basel wegen der nötigen freien 
Räume etc. nicht zirkulieren könnte. Ueberhaupt muss Baselland, als sou­
veränes Staatswesen, das Beispiel anderer Behörden nachahmen und heute schon 
seine Wirtschaftspolitik so einrichten, dass die öffentlichen Betriebe der Allge­
meinheit (Staat und Gemeinden) dienstbar gemacht werden können. Und gerade 
der eigene Betrieb der Trambahnen muss mit der Zeit für die öffentlichen Ver­
waltungen von grossem Nutzen werden. Die basellandschaftlichen Behörden 
sollten es auch vermeiden, eine Konzession zu geben, welche zwar eine Vor­
stadt von Basel, St. Jakob, begünstigt, dagegen den Interessen von fünf ihrer 
eigenen Gemeinden im Birstal mit rapid anwachsender Bevölkerung geradezu 
ins Gesicht schlägt.

Speziell zu Gunsten der Gemeinden Muttenz und Münchenstein ist noch zu 
erwähnen, dass mit wenigen Kosten die Trambrücke über die Birs bei Neuewelt 
zu einer Brücke für Fuhrwerke kann ausgebaut werden. Diese kann dann auch 
den Steg entbehrlich machen, welcher bisher den genannten Gemeinden nicht 
unbedeutende Unterhaltungskosten verursacht hat und jetzt wieder neu erstellt 
werden sollte.
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Muttenz feierte «seine» Tramlinie

vom 22. Januar 1921 mitwirkte

U.\.

Muttenz aus Kostengründen meist nur 
bis zum Zeughaus fuhren, den Rest des 
Weges in die Stadt dann zu Fuss 
zurücklegten. Es ist noch gar nicht so

Samstag der vor 75 Jahren erfolgten 
Eröffnung der Tramlinie Basel-Mut­
tenz gedacht. Punkt elf Uhr fuhr der

Die Erwartungen der Initianten einer 
Tramlinie nach Muttenz und Pratteln

gische Angaben zur Tramlinie 14 hat 
Karl Bischoff in der letzten Ausgabe 
des Muttenzer Anzeigers zusammen-

lichkeiten Gebrauch gemacht - wie 
viel Zeit würde wohl heute ein solches

zenzen mit der Aufforderung «Nimm Überlandbahn am 21. Februar 1921 
s’Tram in d’Stadt noch Möglichkeit, dr und die Entstehungsgeschichte der 

Tramlinie von St. Jakob nach Muttenz, 
die innerhalb eines Jahres gebaut 
wurde. Offensichtlich wurde damals

...
Die Muttenzer Prominenz vor dem historischen Tramzug. Rechts Fritz Meyer, der als Schüler an der Eröffnungsfeier

lU«’

nung, «kapitalkräftige Leute» ans 
Tram anzuschliessen, ist aufgegangen. 
Das Tram als praktische und rasche

I

Weg zur Bahn oft im «Central» einen 
Zwischenhalt einlegten. Dies war mit

• ’’ .

hatte, freute sich besonders über die 
Anwesenheit von Fritz Meyer sowie 
der Brüder Paul und Rudolf Honegger, Vorhaben beanspruchen? Chronolo- 
die als Schüler die Eröffnung der 
Tramlinie Basel-Muttenz miterlebt 
hatten. 1921, wusste der Muttenzer 
«Verkehrsminister» zu berichten, fuh- gefasst, 
ren auf den Strassen des Baselbiets " 
kaum mehr als 1000 Autos. Wer aus

aus Höflichkeit, dr Tramdiräggter het der Vorortsgemeinde in die Stadt woll- haben sich vollauf erfüllt Ihre Rech- 
te, musste zu Fuss, mit dem Velo, oder 
mit der Bahn nach Basel reisen. Die

-on. - Mit einer kleinen Feier wurde am lange her, dass die Bewohner von Mut­
tenz-West mit dem Tram eher nach 
Basel als ins Dorf fuhren, weil damals ein Grund, dass später aus dieser Dorf- 
bei der Haltestelle «Ingenieurschule», beiz die Gemeindestube wurde.

aus dem Jahre 1933 stammende, sorg- heute «zum Park», eine Taxgrenze war. C---- —.7-™ L.7-------- J._
fältig restaurierte Motorwagen Nr. 215 ~  
mit zwei Anhängern in. die Haltestelle 
Muttenz-Dorf ein, wo die lokale Pro­
minenz zum Empfang bereitstand.
In Abwesenheit von Gemeindepräsi- Gemeinderat Peter Issler, der 
dent Eros Toscanelli, der an diesem rr.cr. mit BmivmmUtm- Um V 
Tag in «Grossvatermission» anderwei- die kleine Feier initiiert und organisiert weit weniger von den Einsprachemög- 
tig engagiert war, begrüsste Vizeprä- ' - ■
sident Christian Kropf die Anwesen­
den, unter ihnen Pius Marrer als Ver­
treter der BVB und Gemeinderat Emst 
Gasser aus Pratteln. Trotz seines ju­
gendlichen Alters wusste Christian 
Kropf einige Anekdoten aus früheren 
Tram-Zeiten zu berichten. So scheint 
sich ihm der Spruch «Wer jung ist steht 
f"‘ tnns.i.1.^ j_ nr.-------

das g’sait» eingeprägt zu haben. Chri­
stian Kropf wusste zu berichten, dass 
anfänglich die Trampassagiere aus Einführung der Tramlinie 14 wurde in

Muttenz umso freudiger begrüsst, als Verbindung zur Stadt ist nicht mehr 
die SBB-Station damals noch weitent- wegzudenken, auch wenn die 1921 an 
femt von den Wohngebiete lag. Über- einem Tag registrierten 10 000 Passa- 
liefert ist, dass die Arbeiter auf dem giere heute nicht mehr erreicht werden.

. " * , ’ m . Gemeinderat Peter Issler schilderte die
Christian Kropf schloss seine Reminis- Gründung der Basellandschaftlichen 

mit der Aufforderung «Nimm

Gmeinroot Muttenz het das g’sait».
• zusam­

men mit Bauverwalter Urs Wiedmer
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'Datum '
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erqutdentaft £>taalerflart4J
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5 '?? ••?

t5B3tffen 
mSjapfe 
,. <£» 
ren Su. 
jn.’SIaä
i. Seffcr 
ter unb

Witt
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• @fahb he» Söetter» a 
nuuwiu, o;-•.vCTvjninnwwrcip , yur > vjjMtrre; uno ^Kiren*. -- — r ■ - ■ 7- - = 

aufrRänfaa, 2. Artitterte,. in'J.., (Stationen
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3dd«ar 2i.
23.

• 24.

et’ti^g . tif .le t am at t # e V et.e t ni g u n g föranb,.ber bebedtenben- ‘©#dben. berüifc#ie. 
afel ben großen'.Vurgbogteifaalfaftganj, gefügt.■., (

* Jüan barf »otjt-tagen,.'baß -bie ,-Seiftüngen-,bet Jungen , t.

i$tWr arw m«»
aufmerffam ma#en:>et feilte im leßten Sltt ben,Malaien ent» 
»eher ganj im $intergrunb plajiereh ober Weglaffen; bet 
lfi#erli#e Sftenfcf) [fort bie Stimmung wehmütiger Senti. 
mcntalität, bie über bem Abfdjieb ü'on-Sfatbie liegt,-atfjufefit. 
'SSiefc lebte ©jene L---- , ... ,.,
ftarbloftgfeit bet Interpretin StätljicS; bas ftrauletn gab 
Uv- IL7. -•■■- — — - .. ‘
mentbotL ©ans börtrcfflichtoat\b.agegen-an.#n «13

begrübet'unb bet ^tau ©örffel, roäbtenb bie §of#argen .toäw e3'J<j

unVmV(|H^lR<)n:e be§’;©r.^üttner hatte bet-herein 5xcf> 
bet $ilf( '
r e t gao ;
l‘ : t .
aff gemeinem Seifa1

ÖBitterungöfteridtt bet
24. Sanitär. i ($ 

91 oubbep refften liegt geilte 
bem 0ü Mo offen be? (Jcbt? 
SBinbo flnb bi« jegt meift 
atfgem-ein trübe mit aeitto, 
Ion bormittag« uodj'al« *■- 
Ufteter. Der Sttpenfft^fufr; 
unb nteberfd>fag«fr-ei gebK 

2tu«ftcbten für ben. 
Kben Vöeft bi« ftorbtoefr 
Demberatur aea-en

Basler !•
Lafttem- Bammel 
ptralw 

o°

Täme'n um
• - ■■ .'•-••i

, . Bafettanb,,. ■..
. :S)ic^ramiinie nadj ■•Wlrnfttray/-.'■?:•, 

Würbe dm Sonntag bon über-10,000 iß e t f Ö n e.n be» 
nutit. bon rurib 7000 Snbdbern bott Slbortnementen unb 
3573 Käufern Von (SinielbilletS. Sn. Sftüttenj freute man 
ftd)'.natürlich-übet btefe SWafferiinVäftori ait3 ’Safel, bie 
manch runben’SÖaten’sürüOlteö. ‘ r . .

: Bayern. 'H ’hS'i'
21.,:'Sm; Saufe bc8 Sabres 1921 ' fält bie bon-'. ben 

SanbOefWern feiner Seit befcfjloffene ©tlbregnlie» 
tu n g jnr ,®itr<hfüf)rung JtommenA Sie nimmt einen 
größerti Umfang an- unb betrifft 'baä^tr eite ebene @e» 
länbe toeftlicß be§ ®orfe8; in ber fog. .^ermatten, <Stoct= 
matten ufW. . -.f -■>’ •• ■. . .

.. ’ Sieftal.
, ' O.'&ier-ftarb am SSotabenb feinet 78. '©eburbStage? nach 

tunet, Shanfieit ber inWeiten Greifen iWannte SEilMm 
$ßlattner«Strübin. ....... ■ ,v ' '• “■ - •

• f . . . .. .... .. ------ ---
? . i Sporf, Turnen unb 5pief.

. .. “ • v 5u&^Qll» <-’,■■••??S<7':.-T- "'■
■Jjlrfo'abtjln'fefer Weilona'Tv'an‘nf<b'aft.‘ ’\ 

.,53.iel, 23..ganuar.' . (ibrtwittel.) ®te?,®a$i bet .'giattortal» 
mannfWaft,, bie beute abe'nb bureb bie' tombetenten Scbörben 
borgenomme«' tvurbe, erfolgte «u8 nadjfolgenben ©rürtben: 
®CI.fl<r..?l>er ®nmtfuer? föeibe batten.^r großes.Rönnen be< 
Wiefcn., u.S8efttnuncri.b für-, bie War bie mfifdOe Rraft 
ocs Senwrö Wje, aueß. fe’ne, Weittragenben «cfreiuiißSfditafle. 
!öcLbcr;5&efet}un<i ber .«ertetbigetpoften »ar man werft ?ur stHfftenung; - .ffunr^3ötten!i.enb < geröntgten. ■. ®(($crtU' Wäre

_ oiunttenj nahm c.nen fept gelungenen ®erlauf. tj>ie Stang» 
•SXts Ufte ift fotgenbe: !. gjrets- Öon- <®5artetfeö (für -Sotbaten unb 
. ©efreite bet Ratoatterie). Sbörcn gat. auf Intention. 2.

Bl
tiQMm fiere) ir Rabatßrtebauptmantt Ruhn ifür @edo,’2. Rabanerie-' 

'Xeufnant-bon ©rillt,.auf Itngebulb, 3. ®aüpfmannJDbercier auf 
5»;fBret3 Wt>n;@flaab. ScbWete Sprungftntfurreng.' 

rtfW.W •> :ftaVaffeUet^utriÄht ton Orenr auf Ungebulb, 2. Rabanerie* 
wiitbttndnn'.Rubn' attKtyecfo unb 3. $aupimann <D?ercier' auf 
ffifbguarb.^ y ;« >’n ' .1 ■ ■■ ,

' V
> grofa; 23.. .Sanuarl, R.- 25. T>le- fCferbetennen, mußten bes 
gCtuartf.q7fP®d)neefatteS. Wege« berfefwben Werben unb finben 
borausfhfrtfid), ®nnncr?t>aa' ben 27. unb Sonntag, ben 30. 
Sanitär ftatt.-. • . .> •' . ■ r .

r.’" lUinferfvotf.' . . .
• " • ^citfdjnee itt Söünbe’n/ r

’<&p\ (Sfmr, 24. £jan. Der <2>d)neefturnt fyat Übernit tietra^f* 
Itdft Weuf^nee- geworfen, fo - tag Me 3totfd>en 70
Sentintcter unb 1 Bieter .70 ©d&ne^ö^e tars-etc^nen.

■ *->. V jß etjo b $ t.tn n e‘h & r t nbe t W a Ib.
©rtnbeitüiilb; 24. £Jannär; : oq. ©ei* einet löetetrtgunö toon 

50 Säufern Wtrrbe <^am5taa unb* <Sonntaö ben 22. unb 23. 
S-anuar ..tn ®HnbC(WuIb ta« 3. 93ertanb«fHrennen ta« fer­
ner ©berlanbe« ab^ctaften. Die fltefultate flnb: Sanalauf 
Mentoren 1: 1.. (Mcm^clcr, $ftaab, 36,53 Wlinuten; 2. Stauf* 
munn, ©rtnbettoatb, 37^8 .-Wlinuttn. ' Senioren 2 ((Sttfe):
1. ' .^errmunn, (Siftanb = 32^52- SHin.; 2. <gkbmtb-, ©ftarrb, 34,01 
WUn.'• Senioren 3: '1. QSobrcn . ^rtnbelhMXb. 34,23 Sttin.;
2. 5öifd>er. S3ern. 34,43 2Rin .Junioren: 1 Brunner, SBtnt, 
ifficnaen, 38,33 ®Mn.; 2. ffretbur^böu«. Srtn-belfoalb, 38,38 
Win. Dümenlauf- 1. ftrL Winnalp, 1,54.Sftin.; Sri. ©äsicr, 
töö^i.SRin. etalonttauf: 1. ttüefcb, Öfttab, 1,11’/B; 2. 29ur- 
(j-ener, , ödnbeltoalb, l,12*/s. . eprungtauf: Mentoren 2: 
1< ecbntib,. ©ftaab. 9lo^? 1.375; 2. Srauiftfi, ^ftaub. 1,578. 
Mentoren 3: 1. 5Brunn<jr; 2B-mter, SBcn^en, 1.634; 2. lobten, 
(Mrinbciwatb 1.983. Junioren: 1. SägoU ©tinbeltnufb, 1.910:
2. bleuer, (yrlutaltontb,'1.957. ' Sänofter (Kftanbener <Sprunß 
33 Bieter. Sür ben $rei« für btf b'efte tombtni-erte Stiftung 
tm eimmalnut unb Sanqlnuf fomtnen in 58etrnd)t: 1. <3<bmib, 
<B., ©ftaab, eWugnotc 1.262; 2. Srauifcbt, (SJftaab, 1.464;
3. ©ntnncr, Balter, Süknqcn, 1.467; 4. iöobwn, Sfcter @rin-
belitalb, 1.591 -

: ! ' .• • Jv’ i 2üifotnb6H. .
(SJencralbcrf «mmltt n ö bet ®e!bti ün ©aftl.

k be« <Sd) Weiser if^ e,n 2X u tu m ob iiri uH,
- Slnfdjliegcnb <nt. ben jöeriebt im Wtarqenbtatt ber „Siaüonal- 

Seltung", /bringen Wir nacbftcbenb «Inen Sabre3beri^t<iu«3ua 
be§ $crrn ^räftbenten Dr,v SRieberquU. '

,.2Bic trog be& febon Vor über jWei Stabrcn erfolgten 29af* 
fenftitiftönbe« ;unb trog.-ber SriebcnSbe-rtrage bie politifciben Sr-anlretd) tff beWöITte« u 
unb Wirtfd>afHieben Skrbättntffe nod) febr Wenig erfreuliche | einigen’ ^e^enfäHen im 91

Safet 
Sern 
®hur j
Fribourg 
®enf , 
@Iaru8 
®öfcbenen 
Jnterlafen 
(HjaurbefonbS 
ßaufanne 
ßoearno . . 
ßugano ' 
Öttaern 
2Jlontreur 
9teudjätel 
Sagas 
@t. ©allen 
<St. Sloriö 
(Sdjaffbaufen 
«Sierre 
£bun 
Seueü 
Büridj .

jtMd.
mm

7«.
745.»"
742.7

falten.' w' B
'adenD».

-- - - -

ertünM

«ragonef'-ßanj Sentumn auf Oaioert >2. ißrels bom SttLbl!« 
bötn ,(fÜt,Untcröfffjtere-.Set.RäiMaerte)Xl. Rorporal brtn Sie» 
BefttWj auHS<^ttere,<2.^ ©attfrleb : auf
fOauWm. (Sf.sWffnttngJpteli» '.(für Aßffisiere; unb'fetten-.

t O^tiptittdfiftt^flrff WW>«,;$atft<. 4.^rmeepref3 (für ©ffb;

Kjruit-V/ ,Vvl5VvUXi|iVlivvil v
©etidrt.fpridrt Süßen,: Wn-.je 30 ?ft. au5.

- >eprtfflftänbt 4iyJttbhttWiv

* tf ^trätet«dita? cr*4t«w4<?
- -------- 1

utt tucuiuiivic, vtv 
wehmütiger ®entt«

litt ohnehin ein wenig bunf^eine gewiffe 
Sarblortafeit bet Bntetpretin stäujies; bas ^räuiein gab vetrateiu^. 
bic8 liebe ftinb. entfebieben au wenig warm^unb tempeta«

äuij; unb ftympathifd) Wlrftett ble ®arfteflet be§ ffellermann,

ben jungen Seuten nitfjt,-fo retfjt lagen, ^üt biejdjwieüge 

t£>ilfe eine? ^ürtftferS/öomASo^ berfl'i’^:. §r. St u ft e» 
gab ben warmhersigen-jilten' Stubentcn präd)tig wieber 

unb entgütfte bie Bufdjauet 4>ürth feine, reife Stunft. Unter 
aflgemeinem Seifau — aud)' Slumenfpenben fehlten nicht — 
fcblofj bie Sorftettung.um.i&.Uht^fpät, abet bennotf). E. A.

3ünfte, (Sefettf^afteh unö Bereite.
• ©cmeinbeuetein <5t.Jtßeotjot.: ,

•< R ©er Wtttkfe ,@tmetnbeberein ®t. Wöbor WH 
rieten ©rmnerStag abenb tnt.2&Htftsint)of feine ,'ft a b« 
re 3b erf ammlung, ab. .< ißräflbent. ©ttcfelber« 
g e r begrüßte W^jablreicben.; Stnmefcnben unb fpesieü 
£en neuen ©ertetnbebfarröf.zSeTtn Sft. 911 b e rfe r, ber 
ben freunblkben . (Smbtang... heran# berbantte. ©te 
Sahre3re(fmung;mtt. 2086. Sr Sinndhmen unb 1820 Sr. 
ausgaben mürbe genehmigt unb anftette bes berftor» 
benen £>errn fPfarTer-'Sinuttermdnn’^crr Wrter 9l i b- 
eder in ben’Sorftanb‘ detnählt:. füaeh ©rlebtgung ber 
gef#äftli#en Strattanben hielt SRiffionSinfpettor ©. 
5r o h n,m eh er einen fepr intereffanten 23ertrag über 

b e of o p b ie unb ß.br ift ent u m", > aus bem 
Stollen fefrüpfenb, fdfrilberte ber gelehrte ^Referent in. an- 
regenber SBeife bie Sntfiebung unb Verbreitung - ber 
©beofopbte bur# Stau 23Iabatitb, Slnnie 23efant unb 
©r. Steiner, Welch leb ter er 1913 unter ber Veaeirfnutng 
antropofopbie eine neue SHchtung begrünbete. 
91a# einer Orientierung über ba§ Söefeit unb bie Biele 
ber ©teinerfepen Scpre. untersog ©. gropnmeber ba3 
Verhältnis smtfeben antbropofoppic unb ©briftentum 
einer etngepenben Stritif, au § ber berborgept,, baß bie 
ftuffaffung SteinerS über. biblif#e . Vorgänge unb Ver» 
onen unb fJInfcpauungen abgelepnt Werben müffe. <Spe« 

Sieb Tann au# ba§, Wa3 Steiner über ba3 Bulünftige 
lcprt, un§ nie befriebigen. • Sie Ausführungen beS JRe,



EINLADUNG

75 Jahre Trambahn Basel-Muttenz

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir laden Sie zu einer kleinen Erinnerungsfeier auf

Samstag, 20. Januar 1996, 11.00 Uhr,

. Seiler

GEMEINDE 
MUTTENZ

Für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer besteht die Möglichkeit, mit einem Tram aus der Zeit 
der Eröffnung der Tramlinie zur Feier zu fahren. Der Jubiläums-Tramzug hält um 10.45 Uhr an 
der Tramstation St. Jakob um die Gäste der Feier mitzunehmen.

bei der Tramhaltestelle Muttenz-Dorf ein. Bei einem Apäro sollen die Entwicklung und der 
Fortschritt, der in unserer Gemeinde mit der Tramverbindung möglich wurde, in Erinnerung ge­
rufen und gewürdigt werden.

4132 Muttenz 1,15. Januar 1996
Postfach 332

Am 21. Januar 1921 fuhr der erste Tramzug von Basel nach Muttenz. Die Muttenzer Bevöl­
kerung feierte damals die Eröffnung der direkten Verbindung in die Stadt Basel mit Freude und 
mit einem grossen Fest. In diesem Jahr wiederholt sich der denkwürdige Tag zum 75. Mal. 
Anlass genug, um die Freude über die nicht mehr wegzudenkende direkte Verbindung zur 
Stadt Basel, und inzwischen zur Region, wieder einmal auszudrücken.

Geht als Einladung an:
- Gemeinderat
- Gemeindekommission
- Bürgerrat
- Herrn Ernst Gasser, Verwaltungsrat BLT, Hertnerstrasse 5, 4132 Pratteln
- Medien

Wir freuen uns, wenn Sie an der kleinen Feier zu dem für unsere Gemeinde wichtigen Ereignis 
teilnehmen können.

Mit freundlichen Grüssen
GEMEINDEVERWALTUNG MUTTEN:

DerVerwalter-Stvr-^
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Basler Tram 1895 -1995

Pharos

Kond

Alex Amstein 
Rudolf Pleuler 
Hansrudolf Schwabe

Basler Strassenbahnen
Basler Verkehrsbetriebe

100 Jahre öffentlicher Nahverkehr 
in der Grenzstadt am Rhein



/(

spur von der Birsfelderstrasse nach Muttenz liess 
allerdings auf sich warten. Der doppelspurige Be­
trieb bis Muttenz konnte erst am 19. November 
1931 aufgenommen werden. Und weitere zwanzig 
Jahre vergingen bis zur Inbetriebsetzung des zwei­
ten Geleises zwischen Muttenz und Pratteln; sie 
erfolgte am 8. Oktober 1951. Seither wird die ganze 
Linie doppelspurig betrieben. Das erlaubt nicht nur 
die unbehinderte Führung von Einsatzkursen, son­
dern ermöglicht auch einen geordneten Sechsminu- 
ten-Betrieb. Kehrschlaufen bestehen seit 1921 in 
Muttenz und seit 1922 in Pratteln, also seit Eröff­
nung der Linie; sie ermöglichen ein rationelles Wen­
den der Züge.

Die Generalversammlung der BUeB vom 2. Juni 
1937 beantragte dem Regierungsrat des Kantons 
Basel-Landschaft, die Gesellschaft von der Ver-

denen Strassenverhältnisse.
Im Betrieb trugen die Tramkurse nach Muttenz, 

wie seit 1916 schon jene nach St. Jakob, die Linien­
nummer 12. Die Züge nach Pratteln fuhren mit dem 
Linienschild 14. Die Liniennummer 12 wurde aufge-

r

Pratteln nach Liestal zu entbinden. Mit dem Verfal­
len der'Konzession war die Ausführung des Teil­
stücks Pratteln-Liestal endgültig begraben.

Das stadtseitige Ende der Linien 12 und 14 war 
anfänglich der Wiesenplatz, ab 1932 die Mustermes­
se und nach dem 4. Dezember 1939 die Schifflände, 
wo damals die noch heute bestehende Gleisschleife 
durch die Spiegelgasse eröffnet wurde. Am 
16. Oktober 1972 wurde die Linie nach Kleinhünin- 
gen verlängert und damit zur wichtigen Durchmes­
serlinie im Stadtverkehr.

Die der Basellandschaftlichen Überlandbahn ge­
hörende Strecke Birsbrücke St. Jakob-Muttenz- 
Pratteln entspricht heute allen Anforderungen, die 
an eine leistungsfähige Vorortslinie gestellt werden 
müssen. Die neue, zwischen den Haltestellen 
Schänzli und Käppeli in den Höhlebachgraben ver­
legte Linie konnte am 3. Februar 1951 in Betrieb 
genommen werden. Da diese Verlegung durch die 
notwendige Verbreiterung der Kantonsstrasse ver­
ursacht wurde, sind die Kosten für die rund 930 m 
lange Neuanlage vom Kanton Basel-Landschaft 
übernommen worden. Dies ermöglichte, da eine 
Aufhebung der Tramlinie nie zur Diskussion stehen

k •

r Die Linie nach Muttenz und Pratteln
Schon vor 1914 waren den Konzessionsbehörden 
von Seiten der Gemeinden und durch Initiativkomi­
tees verschiedene Gesuche für eine Tramverbin­
dung von Basel nach Liestal und sogar weiter einge­
reicht worden. Da es aber keinem der Konzessions­
bewerber gelang, von der Regierung des Kantons 
Basel-Landschaft die erforderliche Bewilligung für 
die Mitbenützung der Staatsstrasse zu erhalten, 
konnte diesen Begehren keine weitere Folge gege­
ben werden.

Am 27. Dezember 1913 reichte dann der Regie­
rungsrat des Kantons Basel-Landschaft selbst ein 
Konzessionsgesuch für eine elektrische Schmalspur­
bahn von der Kantonsgrenze bei St. Jakob nach Lie­
stal, allenfalls mit einer Zweigstrecke von Muttenz 
nach der Neuen Welt, ein. Der Bundesrat beantrag- . pflichtung zum Weiterbau der Strassenbahn von- 
te mit seiner Botschaft vom 27. März 1914 den eid­
genössischen Räten die Erteilung dieser Konzessi­
on. Die Bundesbahnlinie biete keine ausreichenden 
Fahrgelegenheiten für den Lokalverkehr. Von den 
SBB könne eine Vermehrung ihrer Lokalzüge 
kaum erwartet werden. Die geplante schmalspurige 
Bahnverbindung werde daher für die Bundesbah­
nen eine willkommene Entlastung des Lokalver­
kehrs bieten. Die eidgenössischen Räte erteilten die 
nachgesuchte Konzession mit Bundesbeschluss vom 
4. April 1914. Der bald darauf ausbrechende Erste 
Weltkrieg verunmöglichte jedoch die erforderlichen 
Vorbereitungen für die Finanzierung und die Orga­
nisation der zu gründenden Bahngesellschaft. In 
einer an den Bundesrat gerichteten Eingabe vom 
2. Februar 1916 stellte daher der Regierungsrat des 
Kantons Basel-Landschaft das Gesuch, es möchte 
der Artikel 6 der Konzession im Sinne eines ab­
schnittweisen Baues der Bahn abgeändert werden. 
Diesem Antrag wurde mit Bundesbeschluss vom 
22. Juni 1916 entsprochen.

Die konstituierende Generalversammlung der 
Basellandschaftlichen Ueberlandbahn AG (BUeB) 
fand am 21. Februar 1920 statt und die Eröffnung Aufhebung der Tramlmie nie zur Diskussion Steher 
der einspurigen Strecke St. Jakob - Muttenz konnte, eine grosszügige Lösung der prekär gewor-
Januar 1921. Mit der am 20. Oktober 1922 erfolgten 
Eröffnung der einspurigen Verlängerung Muttenz - 
Pratteln wurde zur Erhöhung der Betriebssicherheit 
auch die Doppelspur St. Jakob-Birsfelderstrasse in 
Betrieb genommen. Die Verlängerung der Doppel-

Bh/"
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Unten: Mustermesse-Sonntag 29.4.1950. Trotz Regen 
sind im Verstärkungskurs nach Muttenz mit dem Motor­
wagen 138 zwei Sommerwagen eingesetzt. Die Vorhänge 
bieten nur relativen Schutz. Man beachte die für die 
Überlandbahn nach Prätteln typischen Fahrleitungsma­
sten mit der abgespannten, an Tragseilen aufgehängten 
Fahrleitung. Foto H. U. Würsten, Slg. P. Willen

Oben: Der hier im menschenleeren Muttenz um 1932 
abgebildete, äusser dem Wagenführer ebenfalls men­
schenleere Motorwagen 202 war wohl nur kurze Zeit auf 
der Linie 12 tätig. Bis 1932 fuhren auf der Line 12/14 die 
Pieper-Wagen, und ab 1933 kamen die neu abgelieferten 
Wagen 207-216 und 423-434 zum Einsatz. Der abgebilde­
te Wagen 202 steht heute im Verkehrshaus Luzern.

Pk. Frobenius. Basel. Slg. AA
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Unten: Wegen der starken Wohnbautätigkeit in Muttenz 
und Pratteln musste im Lauf der Jahre der ursprüngliche 
12- und 24-Minuten-Betrieb der Linie 12/14 nach und 
nach auf das 6-Minuten-Intervall verdichtet werden. 
Dafür genügten die zehn Motorwagen 207-216 nicht 
mehr, so dass auch andere Fahrzeugtypen zum Einsatz 
kamen. Unsere Abbildung zeigt einen Vierzehner-Zug 
mit dem Motorwagen 152 und den Anhängern 1233 und 
1204 um 1960 am Marktplatz. Foto AA

I-W j . -.-I J 

f.;.

Oben: Auch zwischen dem Freidorf und Muttenz war um 
1955 noch viel unbebaute Fläche vorhanden. Auf dem 
Bild naht von Basel her bei der jetzigen Haltestelle «Zum 
Park» der Bremsversuchswagen 2060, der zuvor als Proto­
typ-Motorwagen Ce 2/2 72 (302) auf der Linie 11 fuhr.

Foto AA

L 
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Oben: Bis 1932 verkehrte die Linie 12/14 durch die 
St. Johanns-Vorstadt und über die Johanniterbrücke zu 
ihrem stadtseitigen Endpunkt Wiesenplatz. Als Fahrzeu­
ge waren, wie auf unserem Bild von ca. 1930 zu sehen ist, 
die Wagen mit Pieper-Bremse (Mw 182-193, Aw 
386-399) eingesetzt. Pk. Slg. AA

hoben, als nur noch moderne Triebfahrzeuge mit 
Kopf-Endzielanzeigern eingesetzt wurden, die dann 
veränderte Ziele wie Muttenz oder Schänzli mit 
weisser Schrift auf rotem Grund angeben konnten.

Seit der Verlängerung der Linie 12 nach Muttenz 
wurden zuerst Wagen der Serie Be 2/2 137-148 mit 
einem oder zwei Anhängern der Reihe 332-343 auf 
ihr eingesetzt. Luftgebremste Züge verkehrten seit 
der Streckeneröffnung 1922 nach Pratteln. Später 
war die Linie 12/14 bis 1932 das erste Einsatzgebiet 
der Wagen mit Pieper-Öldruckbremse (Be 2/2 
182-192 und B2 386-399). Ab 1933 wurde sie 
hauptsächlich durch die Motorwagen Be 2/2 
207-216 und die dazu passenden Anhänger B2 
423-434 (1947 umnumeriert in 1223-1234) befah­
ren. Diese Wagenserien mit festen Quersitzen 
haben mit seltener Treue während nahezu vierzig 
Jahren das Bild dieser Doppellinie geprägt. Moder­
ne Grossraum-Vierachser erschienen auf der Linie 
12/14 ab 17. Oktober 1960 zunächst im Spätverkehr, 
seit dem 20. Oktober 1969 auch ganztägig. 1972 kam 
die zweite Serie von Düwag-Gelenkmotorwagen 
(Be 4/6 623-658) zur Ablieferung, so dass man ab 
16. Oktober 1972 auf der Linie 14 die letzten alten 
Zweiachserzüge durch Düwag-Gelenkmotorwagen 
mit B4-Anhängern ersetzen konnte. Um auf der 
stark frequentierten Durchmesserlinie 14 auch Ge­
lenkwagen in Doppeltraktion einsetzen zu- können, 
mieteten die BVB wegen Mangels an eigenen 
Gelenkwagenzügen von 1984 bis 1986 einige gelbe 
Sechsachser-Motorwagen der BLT. Diese fuhren in 
Doppeltraktion auf der Linie 14 vön Kleinhüningen 
und Pratteln erstmals fahrplanmässig durch die 
Innerstadt. Nachdem 1986/87 weitere 26 vierachsige 
Motorwagen in den Dienst genommen und vor 
allem auf der Linie 6 eingesetzt wurden, wurden 
sechsachsige Düwag-Gelenkwagen frei, so dass die 
Linie 14 seit jener Zeit ausschliesslich mit Düwag- 
Gelenkzügen in Doppeltraktion bedient wird.
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Unten: Beim alten Zeughausstutz hat Peter Willen am 
4. Juni 1962 diesen in die Stadt fahrenden Vierzehner-Zug 
mit dem Motorwagen 213 aufgenommen. Der Wagen 213 
ist in betriebsfähigem Zustand in einem Trammuseum in 
Roskilde, Dänemark, untergebracht und fährt jeden 
Sonntag auf einer kurzen Probestrecke hin und her..

Foto P. Willen
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Oben: 1948 führte die Prattler Linie östlich von Muttenz 
noch durch freies Feld. Das dritte Gleis im Hintergrund 
ist das zur Schlaufe Muttenz gehörende Abstellgleis für 
Anhänger der Linie 12. Foto H. U. Würsten, Slg. HS
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Letzte Generalversammlung der

J

R.

Bedenken zu zerstreuen, indem er dar­
auf hinwies, dass der Vertrag zwischen 
Basel-Stadt und Baselland über die 
Linien 12/14 der BVB vis zum Inkraft­

treten eines neuen Verkehrsgesetzes 
in Kraft bleibt. Für Muttenz und 
Pratteln seien keine zusätzlichen Kosten 
zu erwarten. Beiträge seien nur für die 
eine Gemeinde interessierenden Linien 
zu entrichten über die in der BLT 
separat Buch geführt werde. P. Manz 
bescheinigte der Verwaltung der BUeB

Fusion sei wichtig im Hinblick auf den 
Verkehrsverbund in dem die Investitio­
nen besser genutzt werden können. Ab­

des Trams, was 1949 genehmigt wurde. 
Mit einem bedeutenden Beitrag der Ge­
meinde Muttenz wurde das heutige 
Trassee erstellt, worüber heute alle 
Instanzen recht froh sind. Anschliessend 
dankte Prof. Leupin seinen Mitarbeitern 
im Verwaltungsrat und den BVB als 
Pächterin der Linie.
Einstimmig ratifizierten die Aktionäre 
die Anträge des Verwaltungsrates, wo­
mit die Basellandschaftliche Überland- 

i bahn AG zu Bestehen aufgehört hat.
In seinem Schlusswort würdigte Regie-

||
— - ,

Basellandschaftlichen Überlandbahn AG
Am 21. November versammelten sich 
die Aktionäre der Basellandschaftlichen 
Überlandbahn AG zu einer ausser­
ordentlichen Generalversammlung um 
die Fusion zur Baselland Transport AG 
sowie den Fusionsvertrag und die 
Fusionsbilanz zu genehmigen. 
Verwaltungsratspräsident Prof. Kurt 
Leupin (Muttenz) begrüsste die anwesen- eine „sparsame Geschäftsführung”. Die 
den Aktionäre, die gesamthaft 5377 
Aktienstimmen vertraten, speziell aber 
die „Hauptaktionäre”, die Regierungs­
räte Dr. L. Lejeune und P. Manz. Wie 
den Ausführungen des Vorsitzenden zu 
entnehmen war, verteilen sich die 
Aktien zum Zeitpunkt der Fusion wie 
folgt: Kanton Baselland 3472, Kanton 
Basel-Stadt 500, Muttenz 780, Pratteln 
690, Liestal 50, Frenkendorf 10, 
Füllinsdorf 5, Private 193 = Toti 
5700 Aktien. Das Gesuch auf Einbe­
rufung der ausserordentlichen General­
versammlung wurde rechtsgültig vom 
Kanton Baselland gestellt, mit den An­
trägen Zustimmung zur Fusion zur 
Baselland Transport AG, Genehmigung 
des Fusionsvertrages und der Fusions­
bilanz, Übertragung der Konzession an 
die BLT. Der Verwaltungsrat sei, so 
Prof. Leupin, gegenüber dem Fusions­
projekt positiv eingestellt und beantragt 
Zustimmung zu den Verträgen. Ob­
schon noch einige Fragen offen seien, 
habe man „blindes Vertrauen” in die 
künftige Verwaltung. Insbesondere hege 
man Bedenken gegenüber den Auswir­
kungen von § 11 des Fusionsvertrages 
im Hinblick auf die möglichen finanziel­
len Folgen für die Gemeinden. Die 
Defizite der einzelnen Linien sollten 
separat errechnet und die Gemeinden 
entsprechend belastet werden. Eine 
gleichmässige Verteilung des Defizits 
auf die Gemeinden wäre ungerecht.
Regierungsrat Paul Manz versuchte diese ten sollte die Tramlinie neben der ver­

breiterten Strasse geführt werden. In 
einer mit 1494 Unterschriften versehe­
nen Petition an den Landrat forderte 
die Gemeinde Muttenz die Verlegung

dass der Kanton die Defizitanteüe nicht 
zu Ungunsten der Gemeinden ändern 
könne, dass es jedoch möglich sei, dass 
die finanzielle Leistungsfähigkeit der 
Gemeinden inskünftig mehr berücksich­
tigt werde.
Der Vertreter von Basel-Stadt erklärte 
Zustimmung mit Vorbehalten, indem 
die finanziellen Auswirkungen noch 
nicht ersichtlich seien. Basel will jeden­
falls keine grössere Belastung hinneh­
men.
Prof. Leupin, der seit 36 Jahren dem 
Verwaltungsrat angehört, gab einen 
kurzen Rückblick auf die 52jährige Ge­
schichte der Basellandschaftlichen Über­
landbahn. Die Linie 12 nach Muttenz 
wurde am 21. Januar 1921 eröffnet, die 

s Linie 14 nach Pratteln folgte am 19. Ok­
tober 1922. Von Bedeutung war die 
ständige Verbesserung des Trassees. So 
wurden die Teilstrecken Rennbahn- 
Muttenz und Rothaus—Pratteln ohne 
jede Subvention auf Doppelspur ausge­
baut. Die Planauflage für die Verlänge­
rung der Linie bis Liestal erfolgte 1927, 
musste jedoch 1938 infolge der Ab­
lehnung durch Basel-Stadt und die SBB 
wieder aufgehoben werden. Im Jahre 
1947 erfolgte die Korrektion der St. 
Jakobstrasse. Nach Ansicht der Exper-

| jedoch Entscheide treffen bevor das 
letzte Detail geregelt sei. Die BLT 
sollte im ersten Betriebsjahr nicht 
schlechter abschneiden als zuvor die 
einzelnen Bahnen gesamthaft. Es sei ein 
Schritt getan worden zur Vorbereitung 
der Zukunft. Der verdiente Dank des 
Baudirektors an Prof. Leupin für seinen 
jahrelangen Einsatz für die BUeB war 
das Schlosswort dieser letzten General­
versammlung. -on.

schliessend bekräftigte der Baudirektor, :
rungsrät Paul Manz die Zustimmung der 

i Aktionäre zur Fusion als nicht selbst- 
. verständlich. Heute sei keine andere 
[' Lösung möglich, obschon noch nicht 
' alle Fragen geklärt seien. Man müsse
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Trambahn Basel-Muttenz - wichtigste Daten

Kehrschleifen seit 1921 in Muttenz, seit 1922 in Pratteln.

19.11.1931
3.2.1951
8.10.1951

21.2.1920
22.1.1921
20.10.1921

(< tut«-

Die Linie nach St. Jakob (am 19.8.1916 in Betrieb genommen) „bildete auch die Vor­
aussetzung für die nach Muttenz und Pratteln führende Basellandschaftliche Ueber- 
landbahn (BUeB) mit den Linien 12 und 14.“ Seite 126

Konstituierende Generalversammlung der BUeB 
Eröffnung der Einspurigen Strecke St.Jakob-Muttenz 
Eröffnung der einspurigen Verlängerung nach Pratteln 
gleichzeitig der Doppelspur St.Jaklob-Birsfelderstrasse 
Doppelspur bis Muttenz

Verlegung in den Höhlebachgraben in Betrieb 
Doppelspur bis Pratteln
Linien-Nr 12 (wie St. Jakob) bis Muttenz, Nr. 14 bis Pratteln
Die Linie 12/14 führte bis 1932 durch die St.-Johann- Vorstadt 

über die Johanniterbrücke bis zum Wiesenplatz.
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223.

Telefon-DurchwahlIhre ZeichenIhre Nachricht vom

Sehr geehrter Herr Issler

P. Marrer

Beilagen erwähnt

I Basler 
' Verkehrs 
Betriebe

Herrn
Peter Issler
Hüslimattstrasse 32
4132 Muttenz

Bitte Korrespondenz nicht persönlich 
sondern an die BVB adressieren.

Telefon (061) 2678181
Telefax (061) 2679048
Tplpy QR3 90R

Unsere Zeichen
DS/pm/rg

Mit freundlichen Grüssen
BASLERVERKEHRS-BETRIEBE
Pressechef

4005 Basel
15.11.95

Basler Verkehrs-Betriebe 
Postfach, Claragraben 55 
ZLAAC

I.

Wie mir Herr Oertli mitgeteilt hat, beabsichtigen Sie, am 21. Januar 1996 in irgend­
einer Form das 75jährige Jubiläum der Tramverbindung nach Muttenz zu feiern. 
Beigelegt erhalten Sie Kopien des Kapitels im Buch “Basler Tram 1895-1995", welches 
die Geschichte der Muttenzer Linie behandelt Selbstverständlich stellen wir Ihnen - 
soweit vorhanden - auch gerne Bildmaterial für das 75jährige Jubiläum zur Verfügung.

/
Seitens der BVB sind wir gerqe bereit, an allfälligen Aktivitäten am 21. Januar 1996 im 
Rahmen unserer Möglichkeiten mitzuwirken. Falls dies gewünscht wird, bitte ich Sie 
mit mir gelegentlich telefonisch Kontakt aufzunehmen (Tel. 267 89 52, Fax 267 90 48).



■if
X

<f*

r

lr
i. I
■

l
l
i-

?’

1

s
|T

I
i

J *
■ I

i

j

i
i
1

i
J
)

p

BB 
☆ 

E 
'©’

; fej
J.. '\'L ...;.

museu...uttenz • ß P c!

0------------------------ ------ ------

mumu
: Inventur 2021
I

; behaelter
:: b-000256

5/5 >



Amtliche Mitteilungen

öU

Mitteilungen des Gemeinderates von 
Muttenz
Die Basler Verkehrsbetriebe teilen mit, dass dem 
Begehren um Erstellung eines Überganges bei der 
Tramhai teste Ile Technikum nicht entsprochen 
werden kann, weil dadurch ein neuer Gefahren­
punkt geschaffen würde. Es seien Bestrebungen im . 
Gange, sämtliche Bahnübergänge an der BUeB 
durch Unterführungen zu ersetzen oder durch 
Signalanlagen abzusichern. Es wäre unverständlich, 
mit einem neuen Übergang an dieser Haltestelle 
einen Zustand wieder herzustellen, den man auf 
dem restlichen Streckenabschnitt eliminieren 
wolle.

Am 30. Juni wohnten 16 392 Personen in der Ge-
I meinde. Nach den Berechnungen der Bauverwal- 

tung dürfte die Ein wohne rzahl bis Ende 1974 auf 
rund 18 800, bis Ende 1977 auf 20 900 ansteigen.

Gemeindeverwaltung Muttenz
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1909

1911

1913

1914

1915

1919

1919

1919

1920

1920

1920

1921

1921

1922

Unterlagen zur Ueberlandbahn Basel—Liestal 
Von Prof. Kurt Leupin an Hans Bandli

- (Tc.AU-
t/ V-v-^ ' -t_ _ÖTL a.-v- ^0 Lvx— Ig* ■> l c—

Entwurf betreffend eine Trambahn von Basel über Neuewelt 
nach Liestal. Arelsheim 1909
An die Regierung des Kantons Baselland Liestal, St.fallen 
und Zürich, den 14. Oktober 1911. Kilchmann Ing., Studer 
Bericht des Regierungsrates an den Landrat betreffend 
eine elektrische Bahn Basel—Liestal, vom 2.Aapril 1913 
Bundesbeschluss betreffend Konzession einer elektrischen 
Schmalspurnahn von Basel (Kantonsgrenze bei St.Jakob) nach 
Liestal, mit allfälliger Abzweigung von Muttenz nach Neue- 
weit, vom 4. April 1914
Ratschlag betreffend einer Strassenbahnlinie durch die 
Hardstrasse, Adlerstrasse, zeughausstrasse, StJakobsstrasse 
bis St.Jakob, Dem Grssoen Rate des Kantons Basel-Stadt vor­
gelegt den 28. Januar 1915
Bericht der Kommission betreffend eine elektrische Schmal­
spurnahn von Basel nach Liestal an den Landrat, vom 25. 
Februar 1919
Karl Braun, Ingenieru. Langenthal: An das titl. Aktions­
komitee für eine Ueberlandbahn Basel--Liestal, 30.8.1919
Prospekt für das Teilstück Basel--Muttenz der Ueberland- 
bahn Basel (Kantonsgrenze bei ST.Jakob)—Liestal, 29. 
Oktober 1919 (Mit Plan und STatutenentwurf
Ratschlag betreffend Beteiligung des Kantons Basel-Stadt 
aam Aktienkapital für die Ueberlandbahn Basel—Liestal, 
erste Teilstrecke Basel—Muttenz, dem Grossen Rat des 
Kantons Basel-Stadt vorgelegt am 29. Januar 1920
Basellandschaftliche Uebrlandbahn, Statuten, vom 21.
Februar 192o, mit Genehmigung des Eidg. Eisenbahndepar­
tements vom 3. September 1020
DEr Regierungsrat (des Kantons Basel-Landschaft) an den 
Landrat: Entwurf eines Landratsbeschlusses betreffend Be­
nützung von Strassen terrain zum Bau und Betrieb der 
basellandschaftlichen Ulberlandbahn, Strecke St.Jakob— 
Muttnz, vom 10. Dezember 1920
DEr RR des Kt BL an den Verwaltungsrat der Basellandschaft­
lichen Ueberlandbahn, Liestal: Verdankung der Einladung 
sowie Anmeldung zur ERöffnungsfeier des Teielstückes 
St.Jakob—Muttenz vom 21.Janur 1921, datiert 18.1.1921
Pachtvertrag zwiwschen der Verwaltung der Basler Strasen- 
bahnen, vorbehaltlich der Ratifizierung durch den RR des 
Kt BS einerseits und der Aktiengesellschaft der Basel­
landschaftlichen Ueberlandbahn in Liestal anderseits, 
3. bzw. 5. bzw. 11. Januar 1921, GEnehmigung durch den 
Grossen Rat BS vom 29.9.1921 - Original und Druck.
Nachtrag zum Vertrag vom 3.1.1921: Pratteln statt Muttenz. 
- Original



1921

1922

1922

1925

1926

1930

vom
1930

1931

1931

1931

1931

1931

vom 14.4.1951

1946

12.88 bi

(1936)
1951
1957

Pachtvertrag für Kantonsgrnze—Pratteln, 
mit Nachtrag Nr.1 vom 16.10/18.12.1957
Jubiläums-Generalversammlung der BUeB vom 17.6.1946:
Unterhaltungsprogramm und Einladungsliste

Basellandschaftliche Ueberlandbahn, Teilstück Muttenz- 
Pratteln: Prospeekt mit Zeichnungsschein, 22.11.1921 
Einweihungs—Feier der Basel landschaftlichen Ueberland— 
bahn (Teilstück Muttenz —Pratteln), Donnerstag, 19. 
Oktober 1922 in Pratteln 
schreiben des RR BL, dass er corpore mit dem Land­
schreiber daran teilnehmen werde, vom 13.10.1922
Berricht des RR betreffend die Benützung von Kantons­
strassengebiet zum Bau und Betrieb einer lektrischen Bahn 
von Birsfelden über Schweizerhalle nach Augst, vom 
16. März 1925 (mit Entwurfs eines Landratsbeschlusses) 
Basler STrassenbahnen, Direktion, an den Verwalungsrat 
der UeB vom 4.2.1926 betr. zweispurigen Ausbau der Strecke 
zwisxhen Birsfelderstrasse und Muttenz
Bericht des Regierungsrates an den Landrat betreffend 
finanzielle beteiligung des Kt Bl und der Einwohnerge- 
,meinden Liestal, Frenkendorf, Füllinsdorf, Pratteln und 
M;uttenz an den Baukosten der Strecke Pratteln—Liestal 
der BUeB, vom 4. Februar 1930
Ratschlag betreffend weitere Beteiligung des Kt Bs am 
Aktienkapital für die Ueberlandbahn Basel—Liestal,dritte 
Teilstrecke Pratteln —Liestal und betreffend Uebernahme 
des betriebes der vollausgebauten Lienie Basel—Liestal 
durch die Basler Strassenbahnen, dem Grossen Rate des 
Kt BS vorgelegt am 28.2.1929
BUeB, Verwaltungsrat an den Grossen Rat des Kt BS, 
10. Mai 1930
BUeB, Kostenvoranschlag für die ERstellung der Doppelspur- 
analage zwischen WEiche No 337 und Muttenz, Bahnkm 1,778 
bis Bahnkm 2,444 und ERstellen eines Abstellgeleises in 
Muttenz, 18.März 1931, G.Graber, Bahningenieur
schreiben des Gemeinderates Muttenz vom 30. Jili 1931 
an den VR der BUeB, dass Pläne aufgelegt waren und keine 
Einsprachen eingegangen sind
2 Project-Pläne: ERstellung der Doppelspuranlage zwi­
schen Birsfelderstr. und Muttenz (1:500), ausgefertgit 
von Bahn-Ingenieur Graber am 17.III.1931. Der Plan 
mit der Inventar-No 8094 mit Zusatzplan "Projekt. Ab­
stellgeleise Muttenz (1:1000) aus welchem auch die 
Kehrschleife ersichtlich ist. - Die Haltestelle Muttenz 
Dorf ist vollständig westlich der Hauptstrasse!
Edig. Eisenbahndepartement: Genehmigung des zweiten Ge­
leises Bahnkm 1,778-2,444, vom 7.8.1931
Basler Strassenbahnen (BSB) an BUeB betr. Schienen­
materialproben, vom 15.9.1931, zuhanden Eisenbahndep. 
Vertragsentwurf 1936 (?) für Pacht Strecke St.Jakob— Pratteln
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Basel, den 22. August 1975

Herrn
H.Bandli
In den Wegscheiden 5

4152 M u t t e n z

Betrs Einige Baten zur Entstehungs-Geschichte der Tramlinie 12 später auch 14.

1916

1921
2U

Route t

1922

20. Oktober

M .10 . W'?

B V B
Bü/St/ge

1. April
19. August

wird bis Muttenz gefahren. ( In den Hauptverkehrszeiten alle 
12 Minuten, sonst alle 24 Minuten).

Wiesenplatz - Johanniterbrücke - Marktplatz - 
Barfüsserplatz - Aeschenplatz -St. Jakob - Freidorf - Muttenz. 
Bis Zeughaus aber immer 12 Minuten - Betrieb.

Basler Verkehrs-Betriebe 
Bibliothek

Auf Anordnung an Sonntagen eine Linie Riehen - Muttenz in Betrieb 
( 12 Minutenlinie = 6 Minuten Betrieb mit den fahrplanmässigen 
Linien).

/

Linie 14 nach Pratteln geführt.
Nach Pratteln alle 24 Minuten; nach Muttenz, aber nur während 
den guten VerkehrsZeiten, alle 12 Minuten.
Route Linie 12/14; Wiesenplatz — Barfüsserplatz - Aeschenplatz- 
St. Jakob - Muttenz - Pratteln.

ab 22«Januar

Neue Linie Hardstrasse - Zeughaus und ab 
bis St« Jakob . 12 Minuten - Betrieb
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BASELLAN DSCHAFTLICH E ÜBE RLAN OBAHN

I. Allgemeines.
Am 22. Januar 1921 ist die Strecke Basel (St. Jakob)-Muttenz der Basellandschaftlichen 

Ueberlandbahn, welche den Basler Straßenbahnen verpachtet ist, dem Betrieb übergeben worden. 
Der Verwaltungsrat begann unmittelbar nach der Betriebseröffnung mit den Vorarbeiten für die 
Weiterführung der Bahn. Man entschied sich aus verschiedenen, insbesondere finanziellen Gründen, 
von der Strecke Muttenz-Liestal zunächst nur wieder das Teilstück Muttenz-Pratteln in Angriff 
zu nehmen.

Durch Bundesbeschluss vom 25. Juni 1921 wurde unserer Gesellschaft gestattet, die II. Sektion 
Muttenz-Liestal und allenfalls Muttenz-Neuewelt in zwei Teilen auszuführen, nämlich:

I. Muttenz-Pratteln
II. Pratteln-Liestal und allenfalls Muttenz-Neuewelt.

PROSPEKT
für das Teilstück Muttenz-Pratteln

II. Bahnbau und Betrieb.
Wie schon beim ersten Teilstück soll der Unterbau Muttenz-Pratteln auch von Anfang an 

für die Doppelspur gebaut werden, jedoch soll vorläufig nur eine einspurige Geleise-Anlage mit 
Ausweichgeleisen erstellt werden.

Das Trace führt von Muttenz am Fuße des Wartenberg entlang, südlich Lachmatthof vorbei, 
ziemlich geradlinig in das Dorf Pratteln. Haltestellen sind vorgesehen beim Rothausweg, Lach­
matthof, Endstation beim Friedhof in Pratteln. .Das Trace weist eine Länge von 3,7 km auf, die 
Gesamtstrecke St Jakob-Pratteln 6,5 km. Damit zwischen Friedhof und Buholz keine Bauten ent­
stehen, die das zukünftige Trace Pratteln-Liestal irgendwie beeinträchtigen könnten, so soll jetzt 
schon das notwendige Land bis zum Buholz erworben werden.

Der Betrieb der Strecke dürfte voraussichtlich bis auf weiteres auch wieder den Basler 
Straßenbahnen gegen angemessene Entschädigung verpachtet werden.

Die Bahn wird sich bestreben, die Taxen so niedrig als möglich zu halten.

Vf >

III. Baukosten und Finanzierung.
Die eigentlichen Baukosten für die im Betriebe befindliche Strecke St.jakob-Muttenz (2,9 km) 

werden rund Fr. 860,000.— betragen. Dazu kommen für diverse Unkosten (Eidgen. Stempelsteuer, 
Vermittlungsprovisionen für die Kapitalbeschaffung und dergleichen) ca. 40,000.—, sodaß mit einer 
Gesamtbausumme von Fr. 900,000.— zu rechnen ist. Dieser Betrag wurde aufgebracht durch 
Fr. 600,000.— in Aktien und Fr. 280,000.— in Obligationen (letztere mit Zinsgarantie des Kantons 
Baselland und der beteiligten Gemeinden).



Fr. 160,000.—
20 0 o

160,000.—n

»
»

im Ganzen

n

Fr. 340,000.—n

Fr.
n

Fr. 200,000.—

Das Aktienkapital würde sich zusanimensetzen aus:

Prioritäts-Aktien
des Staates 
der Gemeinden
der freien Subskription

Stamm-Aktien
des Staates . . .
der Gemeinden . .
der freien Subskription

Bezüglich der Rendite der Strecke Basel-Muttenz kann folgendes gesagt werden:
Der Betrieb ist den Basler Straßenbahnen verpachtet. Diese bezahlen der Gesellschaft einen 

jährlichen Pachtzins von 3% bis zum Ende des ersten vollen Betriebsjahres (1922), von 4% für 
das zweite volle Betriebsjahr und hierauf von 5% des Baukapitals. Pro 1921 ergibt die Pachtzins­
summe rund Fr. 24,000.—. Davon finden 17,000.— Verwendung für die Verzinsung des Obligationen- 
Kapitals und der Rest für Unkosten und notwendige Abschreibungen. Wir hoffen, im zweiten 
vollen Betriebsjahre eine bescheidene Dividende auf das Prioritäts-Aktienkapital auswerfen zu können.

Die Rendite der Strecke Muttenz-Pratteln hängt auch wieder von der Höhe der Pachtzins­
summe ab. Wir werden uns bestreben, für unsere Gesellschaft einen möglichst günstigen Pacht­
vertrag abzuschließen, sodaß wahrscheinlich im zweiten vollen Betriebsjahr mit der Auszahlung 
einer Dividende begonnen werden kann.

80,000.—
80,000.—
40,000.—

Fr. 80,000.—
80,000.—

180,000.—

Für die neu zu bauende Strecke Muttenz-Pratteln (3,7 km) hat die Direktion der Basler 
Straßenbahnen einen Kostenvoranschlag von Fr. 758,000.— aufgestellt. Um gegen alle Eventualitäten 
geschützt zu sein, rechnen wir bei der Aufstellung unseres Finanzplanes mit einer Summe von 
Fr. 800,000.—, wobei wir uns bestreben werden, den Voranschlag der Basler Straßenbahnen nicht 
zu überschreiten.

Gemäß £ 6 des Gesetzes betreffend finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden 
beim Bau von Eisenbahnen sind Fr. 260,000.— in Obligationen und Fr. 540,000.— in Aktien 
aufzubringen.

220,000.—
260,000.—

Fr. 800,000.—

Vom Aktienkapital haben zu übernehmen:

der Kanton Baselland = 20 6 o der Bausumme......................................
die Gemeinden Muttenz, Pratteln, Frenkendorf, Füllinsdorf, Liestal 

der Bausumme  
(der Verteiler ist durch den Landrat aufzustellen)

durch öffentliche Subskriptionen sind aufzubringen:
Aktien
Notstands-Aktion bezw. Obligationen

• H

Total Aktienkapital Fr. 540,000.—



Liestal, den 10. November 1921.

Der leitende Ausschuß:

Zeichnung sschein.
D.

, den

Unterschrift und genaue Adresse:

Namens des Verwaltungsrates 
der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn:

Der Präsident: Der Vicepräsident:
Dr. C. Tanner, Reg.-Rat. Dr. A. Veit-Gysin.

Der Sekretär:
Dr. Wirth.

!
f

. Unterzeichnete zeichnet zu Emissionsbedingungen

Stück Prior Hats ~ Aktien Basellandsch&ftliche Ueberlandbahn 
a Fr. 200.— nominal.

IV. Emission des Aktienkapitals.
Das gemäß obiger Aufstellung der freien Subskription verbleibende Aktienkapital von 

Fr. 180,000.— Prioritätsaktien und Fr. 40,000.— Stammaktien wird hiemit zu folgenden Bedingungen 
öffentlich aufgelegt:
1. Der Bezugspreis beträgt Fr. 200.— für jede Aktie von nominal Fr. 200.— lautend auf den Inhaber.
2. Der Bezugspreis von Fr. 200.— ist wie folgt einzuzahlen: 20% — Fr. 40.— bis 15. Januar 1922. 

Für den Rest sind ebenfalls Teilzahlungen vorgesehen. Der Verwaltungsrat der Ueberlandbahn- 
gesellschaft bestimmt die weiteren Zahlungsfristen.

3. Die Auflage beginnt am 20. November 1921 und dauert bis 20. Dezember 1921.
4. Als Zeichnungsstellen sind bestimmt:

a) Bascllandschaflliche Kantonalbank in Liestal; ihre Filialen in Arleshcim, Binningen, Gelter- 
kinden, Sissach, Waldenburg und ihre Agenturen in Birsfelden und Pratteln;

b) Basellandschaftliche Hypothekenbank in Liestal und ihre Filialen in Basel und Gelferkinden:
c) Schweiz. Bankgesellschaft Liestal;
d) Basler Kantonalbank in Basel.

5. Als Einzahlungsstellen sind bezeichnet die unter Ziffer 4 genannten Institute.
Gegen ihre Einzahlungen erhalten die Zeichner Interimsquittungen, gegen welche später, auf 
besondere Anzeige hin, die definitiven Titel bezogen werden können. Die Stempelgebühr über-

6. nimmt die Gesellschaft.
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I. Allgemeines.
1. Der Landrat befasste sich mit der Frage der finan­

ziellen Beteiligung von Kanton und Gemeinden am Bau der 
Basellandschaftlichen Überlandbahn (B. Ü. B.) letztmals in 
seiner Sitzung vom 29. Dezember 1921. Damals hatte Ihre 
Behörde die Höhe der Aktienbeteiligung des Staates und der 
interessierten Gemeinden für den Bau der Strecke Muttenz- 
Pratteln festgesetzt.

Die Teilstrecke Muttenz-Pratteln wurde am 19. Oktober 
1922 dem Betrieb übergeben. Die B. Ü. B. hat den beiden 
Gemeinden zweifelsohne einen neuen Aufschwung gegeben. 
In der Bevölkerung von Muttenz und Pratteln ist sicherlich 
niemand mehr, der die Überlandbahn missen möchte.

2. Der Ausbau Muttenz-Pratteln war als Teilstück der 
Strecke Basel-Liestal gedacht. Bevor der Verwaltungsrat 
der B. Ü. B. Vorbereitungen für die Fertigstellung der ganzen 
Linie bis Liestal traf, wollte er — wie dies vor Beginn des

betreffend

finanzielle Beteiligung des Kantons Basellandschaft 
und der Einwohnergemeinden Liestal, Frenkendorf, 
Fiillinsdorf, Pratteln und Muttenz an den Baukosten 
der Strecke Pratteln«LiestaI der Basellandschaftlichen 

Überlandbahn.

(Vom 4. Februar 1930).

Bericht des Regierungsrafes 
an den Landrat



2

i

/

I

Baues der Strecke Muttenz-Pratteln auch getan worden war 
— einige Jahre abwarten, um die neue Betriebsstrecke sich 
konsolidieren zu lassen.

Nachdem etwa 4 Jahre seit der Betriebseröffnung der 
Strecke Muttenz-Pratteln verflossen waren, begann der Ver­
waltungsrat der B. Ü. B. in Hinsicht auf die ihm vom Land- 
rat und den interessierten Gemeinden vertraglich gesetzte, 
am 21. Februar 1930 ablaufende Baufrist mit den Vorberei­
tungen für den Bau der Strecke Prattelu-Liestal. Zunächst 
wurde die Verwaltung der Basler Strassenbahnen beauf­
tragt, ein Projekt, mit Plänen und Kostenvoranschlag auf­
zustellen. Nachdem diese vom Verwaltungsrat genehmigt 
worden waren, wurde die öffentliche Planauflage mit Ein­
gabefrist bis 17. Oktober 1927 durchgeführt. Es gingen 
zahlreiche Eingaben der interessierten Landeigentümer ein. 
welche im Expropriationsverfahren zur Erledigung kommen 
werden, sobald die Finanzierungsfrage gelöst sein wird.

Zu erwähnen ist noch, dass der Verwaltungsrat der 
B. Ü. B. schon anlässlich des Landerwerbes für die Baustreckc 
Muttenz-Pratteln in vorsorglicher Weise das für die neue 
Baustrecke in Betracht fallende Land von der Endstation 
Pratteln bis zum Buholz bereits erworben hat, um zu ver­
hindern, dass angesichts der regen Bautätigkeit in Pratteln 
die Strecke überbaut werden konnte, (s. Geschäfts­
bericht der B. Ü. B. 1928 Seite 18-, unter „Aktiven“ den Posten 
„Unvollendete Bauobjekte“ Fr. 32,609.90). Mit Rücksicht 
auf die vertraglichen Abmachungen (s. II) durfte der Ver­
waltungsrat ohne Bedenken und Risiko diesen Landerwerb 
vollziehen.

3. Mit Schreiben vom 13. Januar 1928 hat uns die 
B. Ü. B. vom Stand der Vorbereitungen Kenntnis gegeben 
und uns gebeten, der Kanton Baselland (Kanton und Ge­
meinden) möchte sich mit 40% an den Baukosten der dritten 
Bauetappe beteiligen. Mit dieser Eingabe war die Mittei­
lung verbunden, dass unter gleichem Datum ein Gesuch
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an den Regierungsrat von Basel-Stadt des Inhaltes ergangen 
sei, der Kanton Basel-Stadt möge sich mit einem Betrage 
von Fr. 600.000.— in Aktien beteiligen und die Verwaltung 
der Basler Strassenbahnen möge den Entwurf eines neuen 
Betriebs Vertrages vorschlagen.

Im Ratschlag betreffend weitere Beteiligung des Kantons 
Basel-Stadt am Aktienkapital für die Überlandbahn Basel- 
Liestal, dritte Teilstrecke Pratteln-Liestal, und betreffend 
Übernahme des Betriebes der vollausgebauten Linie Basel- 
Liestal durch die Basler Strassenbahnen vom 28. Februar 1929 
schlägt der Regierungsrat von Basel-Stadt dem Grossen Rat 
eine Beteiligung von 35% der damals auf Fr. 1,500,000.— 
veranschlagten Baukosten, im Maximum mit Fr. 525,000.— 
durch Zeichnung von Stamm- und Prioritätsaktien zu 
gleichen Teilen und Genehmigung des Pachtvertragsentwurfes 
vor.

Der Grosse Rat hat diesen Ratschlag noch nicht be­
handelt, weil er zuerst die Stellungnahme der baselland­
schaftlichen Behörden abwarten wollte.

Wir fügen den baselstädtischen Ratschlag unserm vor­
liegenden Bericht als Beilage 1 bei.

Die Generalversammlung der Aktionäre der B. Ü. B. 
vom 29. Mai 1929 hat den neuen Pachtvertragsentwurf be­
reits genehmigt.

4. Wir haben in der Folge die Frage der Weiterführung 
nach verschiedenen Richtungen hin abzuklären versucht und 
sind in der Lage, Ihnen nachfolgend über die Ergebnisse 
unserer Prüfung zu berichten. Unterdessen war auch der 
8. Geschäftsbericht des Verwaltungsrates der B. Ü. B. für 
das Jahr 1928 erschienen, welcher sich auf Seite 3 ff. ein­
gehend über die Weiterführung der Linie von Pratteln nach 
Liestal, insbesondere über folgende Fragen ausspricht:

a) Rückblick. Konzession und Verpflichtung des Ver­
waltungsrates zur Vorbereitung alles dessen, was zur
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Wetterführung der Linie von Prattehi nach Liestal 
erforderlich ist.

b) Tracd.
c) Finanzierungsfrage.
d) Pachtvertrag und Rendite.
e) Volkswirtschaftliche Bedeutung der Überlandbahn und 

deren Weiterführung von Pratteln nach Liestal.
Wir legen Ihnen den Geschäftsbericht 1928 als Bei­

lage 2 bei. Derselbe bildet einen integrierenden Bestandteil 
unseres vorliegenden Berichtes. Dort Gesagtes möchten wir in 
unserer Vorlage hier nur wiederholen, wo wir .es unbedingt als 
notwendig erachten.

II. Rechtliches und wirtschaftliche Fragen.
1. Die Grundlage für die Beteiligung von Staat und Ge­

meinden am Bau der Überlandbahn bildet einmal das Gesetz 
betreffend finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden 
beim Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908. Gemäss § 2 
des cit. Gesetzes beträgt die Beteiligung des Staates 20% 
der Baukosten. § 3 schreibt vor, dass in allen Fällen, wo 
Staatsbeteiligung eintritt, auch die an dem betreffenden 
Unternehmen interessierten Einwohnergemeinden Aktien zu 
übernehmen haben. Der Landrat bestimmt in jedem einzelnen 
Falle durch besondern Beschluss die in Frage kommenden 
Gemeinden und setzt die Höhe ihrer Aktienbeteiligung fest 
und zwar bei Schmalspurbahnen auf zusammen 10-20% der 
Baukosten.

2. Im besondern kommt für die Beteiligungspflicht des 
Kantons und der Gemeinden der nachfolgende vor 10 Jahren 
abgeschlossene Vertrag in Betracht. Da derselbe Ihrer Be­
hörde in allen Einzelheiten nicht mehr gegenwärtig sein 
dürfte, drucken wir ihn nachfolgend mit seinem ganzen 
Inhalt ab:
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Art. 2.
Die Überlandbahngesellschaft verpflichtet sich dem 

Kanton Basellandschaft gegenüber, die Sektion II der Bahn­
linie, d. h. die Teilstrecke Muttenz bis Liestal und allenfalls

Vertrag.
Zwischen

1. dem Kanton Basel-Landschaft,
2. den Gemeinden Muttenz, Pratteln und Liestal, und
3. dem Aktionskomitee für die elektrische Schmalspur­

bahn von Basel nach Liestal, handelnd im Namen 
einer unter der Firma ,,Basellandschaftliche Über­
landbahn“ zu gründenden Aktiengesellschaft, im 
nachstehenden „Überlandbahngesellschaft“ genannt,

ist zum Zwecke der Gründung einer Aktiengesellschaft mit 
der Firma „Basellandschaftliche Überlandbahn“, die nach 
Massgabe der Konzession die elektrische Schmalspurbahn 
von Basel (Kantonsgrenze bei St. Jakob) nach Liestal, mit 
allfälliger Abzweigung von Muttenz nach Neuewelt bauen 
und betreiben soll, folgendes vereinbart worden.

Art. 1. *
Der Kanton Basellandschaft überträgt die ihm von der 

Schweizerischen Bundesversammlung erteilte Konzession 
für den Bau und den Betrieb einer elektrischen Schmal­
spurbahn von Basel (Kantonsgrenze bei St. Jakob) nach 
Liestal mit allfälliger Abzweigung von Muttenz nach Neue- 
weit d. d. 4. April 1914 mit Abänderung d. d. 22. Juni 1916, 
mit allen daraus hervorgehenden Rechten und Pflichten 
auf die Überlandbahngesellschaft und die Überlandbahnge­
sellschaft übernimmt die Konzession und verpflichtet sich, die 
ihr durch die Bestimmungen der Konzession überbundenen 
Verpflichtungen in allen‘Teilen zu erfüllen und insbesondere 
die Sektion I der Bahn, d. h. die Teilstrecke Kantonsgrenze 
bei St. Jakob bis Muttenz, sobald als möglich zur Aus­
führung zu bringen.
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Art. 5.
Für den Fall, dass die Überlandbahngesellschaft den 

Betrieb der ganzen Bahn oder von Teilen derselben den 
Basler Strassenbahnen oder einer andern Gesellschaft über-

Art. 3.
Nach Einigung der kantonalen Behörden mit der Über­

landbahngesellschaft über den Zeitpunkt der Inangriffnahme 
der Weiterführung der Bahn nach Liestal und allenfalls von 
Muttenz bis Neuewelt haben sich die Kantonsregierung und 
die Überlandbahngesellschaft im Sinne des vorletzten Ab­
satzes des abgeänderten Art. 6 der Konzession mit dem 
Bundesrate zwecks Festsetzung der Fristen ins Einver­
nehmen zu setzen.

Muttenz bis Neuewelt, spätestens nach Ablauf von 10 Jahren, 
vom Datum der konstituierenden Generalversammlung an 
gerechnet, zur Ausführung zu bringen.

Der Landrat des Kantons Basellandschaft ist berech­
tigt, die Ausführung der Sektion II der Bahn schon vor 
Ablauf der 10 Jahre zu verlangen, sofern die allgemeinen 
Verhältnisse es rechtfertigen und die Finanzierung der 
Fortführung der Bahn bis Liestal sich als möglich erweist.

Anderseits ist die Überlandbahngesellschaft berechtigt, 
die Verlängerung der zehnjährigen Frist zu verlangen, und 
der Regierungsrat wird dem Landrat beantragen, eine an­
gemessene Fristverlängerung zu gewähren, sofern die allge­
meinen Verhältnisse das Gesuch rechtfertigen oder die Finan­
zierung der Fortführung der Bahn bis Liestal sich als un­
möglich erweist.

Art. 4.
Für den Fall, dass die in der Konzession oder vom Bundes­

rate festgesetzten Fristen aus irgend einem Grunde nicht 
eingehalten werden können, ist die Überlandbahngesellschaft 
verpflichtet, beim Bundesrate die erforderlichen Fristver­
längerungen rechtzeitig nachzusuchen.
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trägt, unterliegen die bezüglichen Verträge der Genehmigung 
des basellandschaftlichen Regierungsrates.

Art. 6.
Der Kanton Basellandschaft verpflichtet sich, sich nach 

Massgabe des basellandschaftlichen Gesetzes betreffend die 
finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden beim 
Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908 an der Finanzierung 
der Übcrlandbahngesellschaft zu beteiligen.

Zum Zwecke des Baues und Betriebes der Teilstrecke 
Kantonsgrenze bei St. Jakob bis Muttenz verpflichten sich 
die Gemeinden Muttenz, Pratteln und Liestal im Sinne von 
§ 3 des vorgenannten Gesetzes, sich mit 20% der Baukosten 
am Aktienkapital der Überlandbahn zu beteiligen, und zwar 
wird von diesen 20% die Gemeinde Liestal Fr. 25,000.—, die 
Gemeinde Pratteln Fr. 20,000.— und die Gemeinde Muttenz 
den Rest übernehmen.

Wenn die Teilstrecke Muttenz bis Liestal und allenfalls 
Muttenz bis Neuewelt zur Ausführung gelangt, so wird als­
dann der Landrat gemäss § 3 des vorgenannten Gesetzes durch 
besonderen Beschluss die Höhe der Beteiligung der in Frage 
kommenden Gemeinden an den von ihnen gemeinsam zu 
übernehmenden 20% der Gesamtbaukosten der ganzen Strecke 
Kantonsgrenze bei St. Jakob bis Liestal und allenfalls 
Muttenz bis Neuewelt festsetzen, wobei die anlässlich des 
Baues der Teilstrecke Kantonsgrenze bei St. Jakob bis 
Muttenz von den Gemeinden Muttenz, Pratteln und Liestal 
bezahlten Beträge diesen Gemeinden in Anrechnung zu 
bringen sind.

Der Kanton und die Gemeinden werden durch die von 
der Regierung und den Gemeindebehörden bezeichneten 
Vertreter in der Generalversammlung der Überlandbahnge­
sellschaft vertreten.

Die Überlandbahn verpflichtet sich, dem gesamten 
Personal die für solche Betriebe üblichen Lohn- und Arbeits­
bedingungen zu gewähren.
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Im übrigen bleiben die Bestimmungen des vorgenannten 
Gesetzes in allen Teilen vorbehalten.

Art. 7.
Der Kanton Basellandschaft verpflichtet sich, wenn 

nötig, die Zinsen der von der Überlandbahngesellschaft event. 
auszugebenden Obligationen, deren Gesamtbetrag gemäss 
§ 6 des basellandschaftlichen Gesetzes betreffend finanzielle 
Beteiligung von Kanton und Gemeinden beim Bau von 
Eisenbahnen vom 27. Juli 1908 einen Drittel des Anlage­
kapitals des Unternehmens nicht übersteigen darf, zu garan­
tieren.

Falls der Kanton aus dieser Zinsengarantie in Anspruch 
genommen wird, so ist ihm die Hälfte der von ihm bezahlten 
Beträge von den an der Überlandbahngesellschaft beteiligten 
Gemeinden im Verhältnis ihrer Beteiligung am Aktien­
kapital zu vergüten.

Art. 8.
Solange nur die Teilstrecke Kantonsgrenze bei St. Jakob 

bis Muttenz gebaut und betrieben- wird, soll der Verwaltungs­
rat der Überlandbahngesellschaft aus 9 Mitgliedern bestehen, 
von denen zwei vom Regierungsrate des Kantons Basel­
landschaft und je eines von den Gemeinden Muttenz, 
Pratteln und Liestal, solange jede dieser Gemeinden Aktien 
im Betrage von wenigstens Fr. 20,000.— besitzt, gewählt 
werden. Die übrigen Mitglieder werden von der General­
versammlung gewählt.

Die von der Kantonsregierung und den Gemeinden ge­
wählten Mitglieder brauchen nicht Aktionär der Gesellschaft 
zu sein und sind von der Verpflichtung zur Hinterlegung 
von Aktien befreit.

Wenn die Teilstrecke Muttenz bis Liestal und allen­
falls Muttenz bis Neue weit zur Ausführung gelangt, ist die 
Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrates auf 11 zu erhöhen.
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Art. 9.
Die dem Kanton Basellandschaft aus der Erwerbung 

der Konzession, für Pläne, für Gutachten etc. und aus 
seinen sonstigen vorbereitenden Massnahmen erwachsenen 

. Kosten sind ihm von der Überlandbahngesellschaft zu ver­
güten.

Art. 10.
Die Vertragsschliessenden erklären sich damit einver­

standen, dass alle eventuell aus diesem Vertrage entstehenden 
Streitigkeiten, sofern der Streitgegenstand einen Hauptwert 
von mindestens Fr. 3,000.— hat (vgl. Bundesgesetz über die 
Organisation der Bundesrechtspflege Art. 52, Ziff. 1), durch 
das Schweizerische Bundesgericht als einzige Zivilgerichts­
instanz entschieden werden sollen.

Geschehen in Liestal, in fünffacher Ausfertigung, am 
21. Februar 1920.

Namens des Regierungsrates des Kantons Baselland, 
der Präsident: der Landschreiber i. V.:

sig. Dr. Gricder. sig. Mong.

Namens des Gemeinderats von Liestal, 
der Gemeindeschreiber: der Präsident:

sig. Strübin. sig. Stutz.

Namens des Gemeinderats von Muttenz, 
der Gemeindeschreiber: der Präsident:

sig. Meyer. sig. J. Brüderlin.

Namens des Gomcinderats von Pratteln, 
der Gemeindeschreiber: der Präsident: 

sig. Wüthrich. sig. Dürr.

Namens des Aktionskomitees, 
der Sekretär: der Präsident:

sig. Wirth. sig. Tanner.
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Durch diesen Vertrag, den der Landrat in seiner Sitzung 
vom 31. März 1919 genehmigte, haben Kanton und Gemein­
den die B. Ü. B. verpflichtet, die Bahn bis 21. Februar 1930 
(Ablauf der 10 Jahre vom Datum der konstituierenden Ver­
sammlung vom 21. Februar 1920 an) zur Ausführung zu 
bringen. Die Bahngesellschaft hat ihre Vorbereitungen 
rechtzeitig getroffen. Verschiedene Verumständungen auf 
unserer Seite, wie Einholung eines Gutachtens usw., haben 
die Angelegenheit etwas herausgezogen. Der Sache als sol­
cher ist damit kein Abbruch getan.

In rechtlicher Beziehung ist noch hervorzuheben, dass 
der Landrat hätte verlangen können, dass die Bahn schon 
vor Ablauf der 10 Jahre gebaut würde. Dazu lag kein Grund 
vor.

Andererseits ist die Überlandbahngesellschaft berechtigt, 
Verlängerung der 10jährigen Frist zu verlangen. Das tut 
sie nicht, sondern wünscht die Strecke Pratteln-Liestal zu 
bauen.

Im Vertrag ist nicht vorgesehen, dass auch der Kanton 
und die Gemeinden Fristverlängerung verlangen können.

Rein rechtlich gesprochen, könnte die B. Ü. B., welche 
wir zum Bau der Strecke Basel-Pratteln vertraglich ver­
pflichtet hatten, auf dem Rechtswege die gesetzlichen Bei­
träge’ für die Linie Pratteln-Liestal verlangen.

3. Die B. Ü. B. ist mit uns der Meinung, sie würde auf 
der Fertigstellung der Linie Basel-Liestal nicht beharren, 
wenn die wirtschaftlichen Grundlagen, welche seinerzeit 
zum Vertragsabschluss geführt haben, nicht mehr vorhanden 
wären. Wir haben aus diesem Grunde Wert darauf gelegt, 
zu untersuchen, ob sich der Ausbau der Strecke Pratteln- 
Liestal auch heute noch aus wirtschaftlichen Gründen recht­
fertige und haben zunächst von der B. Ü. B. einen Spezial­
bericht über die Frage der Wirtschaftlichkeit einverlangt, 
der uns am 7. Juni 1929 zugegangen ist. In diesem Bericht, 
der bei den Akten liegt und Ihnen zur Verfügung steht,
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I
I

zu folgen­

stellt die Bahngesellschaft die sehr erfreuliche Frequenz des 
Personenverkehrs auf der Linie Basel-Pratteln fest. Sie ist 
überzeugt, dass auch die Strecke Pratteln-Liestal einen be­
friedigenden Personenverkehr erhalten wird und weist auf 
die Vorteile hin, die dadurch entstehen, dass von Liestal weg 
mit dem Tram direkt in das Herz der Stadt Basel hineinge­
fahren werden kann. Im fernem macht sie darauf aufmerksam, 
dass das Birseck und seine Nebenbahnen über Barfüsser- 
und Aeschenplatz in Basel direkt an die zwischen Basel 
und Liestal liegenden Gemeinden angeschlossen werden. 
Im weitern behandelt der genannte Bericht der Bahngesell­
schaft die Vorteile, welche die Weiterführung für verschiedene 
Erwerbsgruppen bringt; sie weist auf die bauliche Entwick­
lung hin, welche das angrenzende Land nehmen wird, ferner 
auf die Vorteile für die Arbeiter und Angestellten der Floret- 
spinnerei Ringwald in Niederschönthal und die Besucher 
der Krankenanstalten in Liestal.

In seiner Eingabe kommt der Verwaltungsrat 
dem Schluss:

„Die Wirtschaftlichkeit der Weiterführung der Linie 
von Pratteln nach Liestal ist unserer festen Überzeugung 
nach unbedingt zu bejahen. Die beiden Kantonshaupt* 
Städte Basel und Liestal sowie die übrigen an der Linie 
liegenden aufstrebenden Gemeinden Muttenz, Pratteln, Fren- 
kendorf und Füllinsdorf werden durch die Ausführung des 
Projektes erhebliche Vorteile erzielen.“

4. Mit dieser Ansichtsäusserung der B. Ü. B., der wir 
uns zwar ohne weiteres anschliessen konnten, haben wir uns 
nicht begnügt, sondern wir hielten es für tunlich, noch durch 
einen ganz unabhängigen Fachmann verschiedene Fragen 
abzuklären. Für dieses Gutachten hat sich uns auf unsere 
Anfrage hin Herr Ingenieur K. Braun, Direktor der Emmen­
thalbahn und der Solothurn-Münsterbahn, in Burgdorf, zur 
Verfügung gestellt. Herr Braun, damals Abteilungschef der 
bernischen Eisenbahndirektion, hatte schon vor Beginn der
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Bauarbeiten für die Strecke St. Jakob-Muttenz ein Gut­
achten über verschiedene den Bau betreffende Fragen er­
stattet, kennt also einigermassen die hierortigen Verhältnisse.

Das Gutachten Braun ist uns im November 1929 ein­
gereicht worden. Wir legen dasselbe unserer Vorlage als 
Beilage 3 bei. Zur Frage der Wirtschaftlichkeit stellt Herr 
Braun mit Überzeugung fest, dass die Weiterführung der 
Überlandbahn von Prattcln nach Liestal vom Standpunkte der 
basellandschaftlichen Volkswirtschaft aus unbedenklich empfoh­
len werden dürfe.

Wir stellten das Gutachten Braun, auf das wir weiter 
unten noch zurückkommen werden, der B. Ü. B. zur Vernehm­
lassung zu. Sie antwortete uns in ihrem Schreiben vom 
10. Januar 1930, es sei nunmehr für Staats- und Gemeinde­
behörden vom Gesichtspunkte der Wirtschaftlichkeit aus die 
Grundlage gegeben, dass sie mit ruhigem Gewisseh die im 
Vertrage vom 21. Februar 1920 eingegangene Verpflichtung 
zur Finanzierung der Linie bis Liestal ausführen dürften.

UI. Kostenvoranschlag und Finanzplan.
Der vor einigen Jahren von der Direktion der Basler , 

Strassenbahnen als Projektverfasserin äufgestellte Kosten­
voranschlag belief sich anfänglich auf rund Fr. 1,500,000.—. 
In der Folge haben sich einige Posten desselben, die nur 
schätzungsweise berechnet waren, erhöht, sodass der Vor­
anschlag auf Fr. 1,624,990.— festgesetzt wurde. Der regie- 
rungsrätliche Experte kommt in seinem schon genannten 
Gutachten auf Fr. 1,710,000.—.

Über die Entwicklung des Kostenvoranschlages lassen 
wir eine von der Basler Strassenbahn einverlangte Auf­
stellung folgen, aus welcher Sie alle Einzelheiten ersehen. . 
Die Projektverfasserin glaubt, es würde voraussichtlich 
keine Überschreitung stattfinden, sofern nicht die Expro­
priation des Landes Überraschungen bringen würde.
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1926 1930

17.000 17,000

Total Fr.

210,000
888,990
330,000
140,000

251,000
900,000
330,000
155,000

203.500
783,700
315,000
144,000

Fr.
25.000

Fr.
35,000

10,000
12,000

1,710,000

4,000 
10,000 

L624?99Ö

Bahnbau.
3. Erwerb von Grund und 

Rechten
4. Unterbau
5. Oberbau
6. Stromleitungsanlage
7. Signale und Verschie­

denes 
8. Hochbau

Allgemeine Kosten.
1. Bauleitung und Verwal­

tungskosten 
2. Verzinsung des Baukapi­

tals 

Erläuterungen.
ad 1. und 2. Beim Kosten Voranschlag vom Jahre 1926 

handelt es sich um einen generellen Kostenvoranschlag. 
Wenn die bezüglichen Posten seither erhöht werden mussten, 
so ist dies damit begründet, dass nachher erfolgte Detail­
studien diese Erhöhung notwendig machten.

ad 3. Die Kostenerhöhung ist infolge der Verlängerung 
des eigenen Bahnkörpers in Füllinsdorf und Liestal auf die 
vermehrten Inkonvenienzentschädigungen und Obstbäume­
vergütungen zurückzuführen.

ad 4. Im Jahre 1926 konnten die Kunstbauten nur 
geschätzt werden, während 1929 und 1930 die errechneten 
Kosten^ auf Grund der gemachten Detailstudien vorliegen. 
Auch ist das Unvorhergesehene und Diverses in diesem 
Posten enthalten.

4,800 
25,000 

i'ööiToöö”

Vergleichende Zusammenstellung der Kosten.
Kosten-V oranschläge 

vom Jahre 
1929 .
Fr.

25.000
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340,000.—

■

Hiezu ist zu bemerken, dass unser Kanton in vorsorg­
licher Weise jährliche Rückstellungen gemacht hat. Der be­
treffende Fonds für Weiterführung der Überlandbahn von

ad 5. Die Erhöhung ist begründet durch die Verwen­
dung eines schwereren Schienenprofils, 30 kg /1. Meter statt 
26 kg / 1. Meter.

ad 6. Die Sicherungsmassnahmen der Telephon Verwal­
tung und der Elektra Baselland für ihre Leitungen begrün­
deten die Kostenerhöhung.

ad 7. Die neuen bundesgesetzlichen Vorschriften vom 
7. Mai 1929 über Abschluss und Signalisierung der Niveau­
kreuzungen machen die Kostenerhöhung notwendig. Auch 

* die Haltestellen sollen besser ausgebaut werden.

ad 8. Es sollen vier einfache, zweckentsprechende Warte­
häuschen ä Fr. 3,000.— erstellt werden.

Bemerken möchten wir noch, dass für die 6,287 km 
lange Strecke St. Jakob-Pratteln ein Betrag von rund 
Fr. 1,500,000.— an Baukosten aufgewendet werden mussten. 
Die zu bauende Strecke Pratteln-Liestal beträgt 6,022 km.

Gestützt auf den neuen Kostenvoranschlag von Fr. 
1,700,000.— hat uns die B.-Ü. B. folgenden Finanzierungs­
plan eingereicht:

Kanton Basellandschaft, 20 % der Bau­
kosten ........................................................Fr.

Gemeinden Muttenz, Pratteln, Frenkendorf, 
Füllinsdorf, Liestal, 15% der Baukosten „ 

Kanton Basel-Stadt 
Privat-Aktienkapital
Bankdarlehen . . .

255,000.—
525,000.— 
100,000.— 
480,000.—

Total Fr. 1,700,000.—



15

Pratteln nach Liestal weist per Ende 1929 einen Saldo von 
Fr. 347,003.75 auf.

Was die Gemeinden anbetrifft, hat die B. Ü. B. sich 
einverstanden erklärt, an Stelle der vertraglichen Verpflich­
tung von 20% nur eine Beteiligung von 15% zu verlangen; 
dies mit Rücksicht auf die sonstige starke Beanspruchung 
der Gemeinden.

Von Basel-Stadt unsenn Nachbarkanton ist zu erwarten, 
dass er mithilft, das gemeinsam begonnene Werk zu beendigen.

Das Privataktienkapital von Fr. 100,000.— hofft die 
Gesellschaft, ohne besondere Schwierigkeiten aufzubringen.

Bezüglich der Fr. 480,000.— Bankdarlehen hat die 
B. Ü. B. die Zusicherung, dass dieser Betrag von einem 
Konsortium unter Führung der Basellandschaftlichen Kan­
tonalbank zur Vsrfügung gestellt werden wird.

IV. Beteiligung des Kantons Basel-Landschaft.
Wir sind der Ansicht, Ihre Behörde sollte ohne Bedenken 

den Staatsbeitrag bewilligen. Die Hälfte der Beteiligung, 
also Fr. 170,000.—, würde in Prioritätsaktien, die andere 
Hälfte in Stammaktien gemäss gesetzlicher Vorschrift zu­
geteilt.

Was .die Rendite anbetrifft, verweisen wir auf den basel­
städtischen Ratschlag Seite 25, wo ausgeführt wird, es 
werde gestützt auf den von den Basler Strassenbahnen zu 

- zahlenden Pachtzins ermöglicht werden, dass die Prioritäts­
aktien von Anfang an mit 4% verzinst werden können. Die 
Stammaktien bleiben vorläufig unverzinslich, weil der Pacht­
zins nicht ausreicht, um auch diese jetzt schon einer Dividende 
teilhaftig werden zu lassen. Hiezu ist aber zu bemerken, 
dass der Kanton und die Gemeinden in anderer Weise wie 
z. B. durch die Erhöhung des Katasterwertes des in der 
Nähe der Bahnlinie befindlichen Landes usw. finanzielle 
Vorteile erhalten.
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Gemeinde Vermögen

4500Muttenz 
Freidorf 
Pratteln 
Frenkendorf 
Füllinsdorf 
Liestal

Muttenz
Pratteln
Frenkendorf
Füllinsdorf
Liestal , .

Einw.-
Zabl

22,406.-
15,848-

Einkoinmon 
netto

Fr.
4,217,573.- 
1,245,238- 
7,648,658- 
1,589.901.- 
1,165,528- 

11,117,068.-

Fr. 143,000.— 
.. 125,000.— 

10,000.— 
5,000.— 

.. 50,000.—

Sozial- 
Abzügc 

Fr.
87,631- 
38,344.-

2. Gemäss § 3 des basellandschaftlichen Eisenbahn­
gesetzes’ sind für die Höhe der Zuteilung in erster Linie 
massgebend die Einwohnerzahl und die Steuerkraft sowie 
das volkswirtschaftliche Interesse, das die einzelne Gemeinde 
an dem Zustandekommen der betreffenden Bahn hat.

3. Der Regierungsrat hatte in Verbindung mit dem Aus­
schuss des Verwaltungsrates der B. Ü. B. einen provisorischen

Einkommen 
brutto

Fr.
4,305.204.-
1,283,582.-
7,794,605.- 145,947-
1,612,307.-
1,181,376.-

V. Beteiligung der Gemeinden.
1. Als interessierte Gemeinden kommen wie beim Bau 

der Teilstrecken Basel-Muttenz und Muttenz-Pratteln die 
Einwohnergemeinden von Muttenz, Pratteln, Frenkendorf, 
Füllinsdorf und Liestal in Betracht.

Gestützt auf diese Bestimmung ist die Beteiligung der 
Gemeinden für die bestehende Strecke seinerzeit wie folgt 
festgesetzt worden:

Eine statistische Aufstellung über Bevölkerungszahl, 
Vermögen und Einkommen der betreffenden Gemeinden 
ergibt folgendes Bild:

4850
1600
1150
6600
Total 141,431,996- 27,415,402.- 431,436- 26,983,966.-

Fr.
17,192,031.-

6,625,457.-
50,529,014-
4,360,853.-
5,815,399.-

56,909,242.- 11,238.328.- 121,260.-
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zu

TotalGemeind©

VI. Schlussbcmcrkungcn und Anträge.

Wir hoffen, Ihnen mit unsern Ausführungen und dem 
in den 3 Beilagen Gesagten dargetan zu haben, dass sowohl 
rechtliche wie wirtschaftliche Gründe für die Weiterführung 
der B. Ü. B. von Pratteln nach Liestal sprechen. Der Aus­
bau der III. Teilstrecke ist eine jener wirtschaftlichen Fragen, 
welche von beiden Kantonen Stadt und Land gemeinsam 
gelöst werden müssen. Beide Kantone ziehen wirtschaftliche 
Vorteile daraus.

Muttenz
Pratteln
Frenkendorf
Füllinsdorf
Liestal

An derselben wurde zunächst das Gutachten Braun in 
Beratung gezogen. Aus der Diskussion ergab sich die Fest­
stellung, dass die Schlussfolgerungen des Experten hinsicht­
lich der Wirtschaftlichkeit von keiner Seite beanstandet 
worden sind.

neuer 
Zuschlag 
10,000.— 
40,000.— 
25,000.— 
25,000.— 

155,000.—

bisherige 
Beteiligung 
143,000.— 
125,000.—

10,000.— 
5,000.— 

50,000.—

153,000.— 
165,000.— 
35,000.— 
30,000.— 

205,000.—

besprochen.
Konferenz geäusserten Meinungen schlagen 
folgende Verteilung vor:

Kostenverteiler aufgestellt und zur Besprechung desselben 
Vertreter der Gemeinden und des Verwaltungsrates 
einer Konferenz auf den 24. Januar 1930 einberufen.

Im weitern wurde der Kostenverteiler für die Gemeinden 
Auf Grund der Ueberprüfung der in dieser 

wir Ihnen nun

Wir halten davon, diese Verteilung bilde einen gerechten 
Ausgleich der Interessen der verschiedenen am Unternehmen 
beteiligten Gemeinden.
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40,000.—
25,000.—
25,000.—

155,000.—

1. Der Kanton Baselland beteiligt sich gemäss § 2 des 
Gesetzes betreffend finanzielle Beteiligung von Kanton 
und Gemeinden beim Bau von Eisenbahnen vom 
27. Juli 1908 an den zu Fr. 1,700,000.— veranschlagten 
Baukosten der Strecke Pratteln-Liestal der Baselland­
schaftlichen Uebcrlandbahn mit 20% = Fr. 340,000.—. 
Dieser Betrag, der zur einen Hälfte in Prioritätsaktien, 
zur andern Hälfte in Stammaktien zu zeichnen ist, 
ist dem Separatfonds für die Weiterführung der Ueber- 
landbahn von Pratteln nach Liestal zu entnehmen.

Fr. 10,000.—
99

99

99

99

Der Verwaltungsrat der B. Ü. B. schreibt in seinem 
Geschäftsbericht pro 1928, er würde es begrüssen, wenn 
die Erledigung dieser Eisenbahnfrage sowohl im basel­
städtischen Grossen Rat wie im basellandschaftlichcn Landrat 
mit demjenigen wirtschaftlichen und idealen Weitblick in 
eine fernere Zukunft beider Kantone behandelt würde, die 
sie in Tat und Wahrheit verdiene.

Wir schliessen uns aus voller Überzeugung „ diesem 
Wunsche an und stellen Ihnen zum Schlüsse folgende 
Anträge:

2. Als interessierte Gemeinden im Sinne von § 3 des 
genannten Gesetzes werden die Einwohnergemeinden 
von Liestal, Frenkendorf, Füllinsdorf, Pratteln und 
Muttenz bezeichnet. Die Höhe ihrer Beteiligung ent­
sprechend 15% der Baukosten wird auf Fr. 255,000.— 
festgesetzt. Diese Summe wird auf die einzelnen Ge­
meinden verteilt wie folgt:

Muttenz ....
Pratteln ....
Frenkendorf . . 
Füllinsdorf . . 
Liestal ....
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Liestal, den 4. Februar 1930.

I

l
I

it

Diese Beträge sind zur einen Hälfte in Prioritätsaktien 
und zur andern Hälfte in Stammaktien zu zeichnen.

Namens des Regierungsrates, 
der Präsident: 
J. Mosimann.

der Landschreiber: 
Hauiniiller.

Beilagen:
1. Ratschlag des Regierungsrates von Baselstadt vom 

22. Februar 1929.
2. Geschäftsbericht der Überlandbahngesellschaft pro 

1928.
3. Gutachten von Ingenieur Braun vom November 1929.
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2922.

Dem Grossen Rate des Kantons Basel-Stadt 
vorgelegt am 28. Februar 1929.

weitere Beteiligung 
des Kantons Basel-Stadt 

am Aktienkapital für die Ueberlandbahn 
Basel-Liestal,

dritte Teilstrecke Pratteln-Liestal,
und betreffend

Uebernahme des Betriebes der 
vollausgebauten Linie Basel - Liestal 

durch die Basler Strassenbahnen.

Ratschlag
betreffend





Tit.

■

*

i.
Auf Grund des Ratschlages No. 2289 vom 

27. Januar 1920 betreffend Beteiligung des Kantons 
Basel-Stadt am Aktienkapital für die Ueberland- 
bahn Basel-Liestal, erste Teilstrecke Basel-Muttenz, 
hat der Grosse Rat am 12. Februar 1920 die Zeich­
nung von Fr. 25,000.— in Stammaktien und Fr. 
25,000.— in Prioritätsaktien, total somit Fr. 50,000.— 
für die erste Teilstrecke Basel (Kantonsgrenze bei 
St. Jakob)-Muttenz auf Rechnung des allgemeinen 
Staatsvermögens bewilligt. Nach erfolgtem Bau dieses 
Teilstückes hat der Grosse Rat am 29. September 1921 
den mit Ratschlag No. 2387 vom 28. Juni 1921 
vorgelegten Pachtvertrag betreffend Uebernahme des 
Betriebes der Strecke Basel-Muttenz der Ueberland- 
bahn durch die Verwaltung der Basler Strassenbahnen 
genehmigt.

In der Folge ist die Weiterführung der Ueber- 
landbahn von Muttenz nach Pratteln in Angriff 
genommen worden, und der Grosse Rat hat daher 
am 19. Januar 1922 auf unsern Antrag hin (Ratschlag 
No. 2417 vom 24. Dezember 1921) die Beteiligung 
des Kantons Basel-Stadt mit weitern Fr. 50,000.—Ä
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I

je zur Hälfte in Stamm- und Prioritätsaktien, be­
schlossen. Im damaligen Ratschlag hatten wir darauf 
hingewiesen, dass auch der Betrieb der neuen Teil­
strecke an die Basler Strassenbahnen verpachtet 
werden solle. Nachdem dann die Linie Muttenz- 
Pratteln im Spätsommer 1922 dem Betrieb übergeben 
worden war, und die einfachste und zweckmässigste 
Lösung der Verpachtungsfrage darin bestand, den 
für die Teilstrecke Basel-Muttenz abgeschlossenen 
Betriebsvertrag vom 3./5. Januar 1921 auf die neue 
Teilstrecke Muttenz-Pratteln auszudehnen, ist zwi­
schen der Ueberlandbahngesellschaft und der Ver­
waltung der Basler Strassenbahnen am 12./16. Sep­
tember 1922 ein entsprechender Nachtragsvertrag 
abgeschlossen worden, dem der Grosse Rat gemäss 
unsenn Antrag Ratschlag No. 2475 vom 14. Ok­
tober 1922) am 11. Januar 1923 seine Genehmigung 
erteilt hat.

gekommen 
Pratteln-Liestal 

projektpläne 
-■ !ag liegt vor 

""■'i'« ‘rr

Mit der 
für den Bau 
Ueshd hat ! 
<u*h Knnlo 

Käst--«
1,1 Äi','"'.
Hh.U *•> ...
"'"i ui..

......
'» eil,,

II.
Verleihung der generellen Konzession 
und Betrieb der Ueberlandbahn Basel- 

iisSR /uCSCS Unternehmen dem Landrat 
ase andschaft gegenüber verpflichtet, 

vollend“/ ZU bauen und bis zum 20. Fe- 
• »z-P. ni u.i5’UC.1,dem das zweile Linien- 

i"<. *'<'■ <• l l lfheh°" seit -Jahre 1922 
U .»»hgernde die Zeit 

r 
■■

c Basellai ‘ 
"" 'S.
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der Kanton Basel-Stadt möchte sich an den auf 
Fr. 1,500,000.— veranschlagten Kosten der pro­
jektierten Bahnverlängerung mit einem Betrag von 
Fr. 600,000.— beteiligen unter gleichzeitiger Aus­
dehnung des bestehenden Betriebsvertrages auf das 
End teilstück Pratteln-Liestal.

• III.
Die bestehende Linie Basel-Pratteln hat sich 

über ihre wirtschaftliche Berechtigung durch die 
bisher erzielten Verkehrsziffern ausgewiesen und es 
kann keinem Zweifel unterliegen, dass das neu zu 
erschliessende Alimentationsgebiet im Raume Prat- 
teln-Liestal dem Gesamtverkehr der Linie einen 
mächtigen Impuls verleihen wird. Nicht allein die 
Hauptrelation Basel-Liestal und umgekehrt wird 
sich im Hinblick auf die gegenseitigen Verkehrs­
bedürfnisse eines grossen Zuspruchs erfreuen, sondern 
auch der Zwischenverkehr wird eine wesentliche 
Steigerung erfahren, wenn die von der Bahn be­
dienten Dörfer und Siedelungen äusser mit Basel 
auch mit ihrem Kantonshauptort verbunden sein 
werden. Das Bestreben Liestals, mit Basel auf wirt­
schaftlichem Gebiet in einen immer engern Kontakt 
zu kommen, hat sich in jüngster Zeit wiederholt 
mit aller Deutlichkeit gezeigt und zu praktischen 
Resultaten geführt; in diesem Zusammenhang sei 
beispielsweise an die Gasversorgung erinnert. Ander­
seits hat Basel ein erhebliches Interesse daran, 
seinem natürlichen Hinterland möglichst günstige 
Verkehrsbedingungen zu schaffen. Ein Blick auf 
den vorgelegten Uebersichtsplan zeigt, dass nicht 
allein längs der bestehenden Ueberlandbahnstrecke
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zahlreiche Wohnkolonien und Einzelsiedelungen ent­
standen sind, sondern dass auch zwischen der der­
zeitigen Endstation und der Stadt Liestal — deren 
bauliche Ausdehnung in der Richtung nach Basel 
tendiert — eine rege Bautätigkeit eingesetzt hat, die 
durch den Vollausbau der Ueberlandbahn natur­
gemäss weiter gefördert wird. Ferner ist zu beachten, 
dass die Stadtgemeinde Liestal sowie die Gemeinden 
Niederschönthal, Frenkendorf und Füllinsdorf eine 
bessere Verbindung mit zahlreichen Gemeinden des 
Bezirks Arlesheim via Basel erhalten werden. Vom 
volkswirtschaftlichen wie vom verkehrspolitischen 
Standpunkt aus ist daher das Erweiternngsprojekt 
nur zu empfehlen.

IV.
Bevor wir zu einzelnen mit der geplanten Ver­

längerung der Ueberlandbahn nach Liestal zusammen­
hängenden Fragen technischer und finanzieller Natur 
Stellung nehmen, scheint es uns unerlässlich, zu er­
örtern, ob sich für die gewünschte Verbindung 
zwischen Liestal und Basel nicht eine andere und 
vielleicht bessere Lösung finden lässt, als durch die 
Weiterführung der Ueberlandbahn.

Wenn wir uns vergegenwärtigen, dass zur Her­
stellung einer leichtern Verkehrsmöglichkeit äusser 
der Strassenbahn als weitere taugliche Transport­
mittel die Eisenbahn und der Autobus in Betracht 
fallen, so weist diese Ueberlegung den Weg, den wir im 
Nachfolgenden einschlagen. Es handelt sich darum, die 
Vor-und Nachteile der drei genannten Verkehrsmittel 
gegen einander abzuwägen und auf Grund des Ergeb­
nisses sich für diese oder jene Lösung zu entscheiden.
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1.
Geht man in richtiger Erkenntnis der Verhält­

nisse davon aus, dass die angestrebte neue Ver­
bindung dazu berufen ist. die Bedürfnisse eines stetig 
im Wachsen begriffenen Vorortverkehrs zu be­
friedigen, so erhellt ohne weiteres, dass die Eisenbahn, 
deren Stärke auf dem Gebiete des Fernverkehrs 
liegt, schon aus rein technischen Gründen äusser 
Stande ist, so zahlreiche Verbindungsmöglichkeiten 
zu bieten, wie die Strassenbahn. Wohl hat die 
Gcneraldireklion der schweizerischen Bundesbahnen 
je und je darauf hingewiesen, dass es volkswirtschaft­
lich nicht richtig sei, wenn neben ihrem eigenen Bahn­
körper eine Sekundärbahnlinie nach Liestal betrieben 
werde. Nur mit einem gewissen Zögern haben 
sich aber die Bundesbahnen dazu verstehen können, 
dem unbestreitbar vorhandenen Bedürfnis nach ver­
mehrtem Zugsverkehr durch die Einlage einiger 
weniger Vorortzüge bis zu einem gewissen Grade 
Rechnung zu tragen. Trotzdem stösst man immer 
wieder auf die Behauptung, die bestehenden Eisen­
bahnverbindungen reichten wohl aus und könnten 
schlimmsten Falls noch vermehrt werden. Diese 
Einstellung der Anhänger der Vollbahn wird dem 
Wesen der Sache nicht gerecht, weil sie unbestreit­
bare Vorteile, welche nur die Kleinbahn zu bieten 
vermag, übersieht. Mögen die Bundesbahnen noch 
so viele Vorortzüge einschalten, so werden doch 
zahlreiche zwischen den Eisenbahnstationen liegende 
Ansiedelungen nicht diejenige Verbindung erhalten, 
auf die sie mit Recht Anspruch erheben können. 
Wohl werden mehr Fahrgelegenheiten geboten, allein 
der oft weite Weg zum nächsten Bahnhof bleibt den
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Interessenten nicht erspart, und gerade dieser miss­
liche Zustand ist es, welcher einer Tramverbindung, 
die sich den örtlichen Bedürfnissen anpasst, ruft. 
In diesem Zusammenhang darf füglich auch darauf 
hingewiesen werden, dass es sich beim Ausbau der 
projektierten Ueberlandbahnlinie weniger um eine 
Konkurrenzierung der Bundesbahnen handelt, als 
vielmehr um eine Ergänzung des Beförderungs­
geschäftes der Normalbahn. Wenn die Strecken­
belastung der Bundesbahnen zwischen Basel und 
Liestal zunimmt, wie es zu wünschen ist, dann kann 
es der Vollbahn nur angenehm sein, auch beim elek­
trischen Betrieb vom Lokal verkehr etwas entlastet 
zu werden; ein Beispiel hierfür ist das unwirtschaft­
liche Halten von Schnellzügen in Pratteln nach neun 
Kilometern ab Basel, um einige Abonnenten ab­
zusetzen. Es ist nicht daran zu zweifeln, dass der 
geplante Ausbau der Ueberlandbahn nach Liestal 
eine Verkehrsbelebung mit sich bringen wird, die 
beiden Unternehmen zu Gute kommt, wie dies die 
bereits im Betrieb befindliche Strecke Basel-Pratteln 
recht anschaulich zeigt. Sollte der Betrieb der Ueber­
landbahn bis Liestal die Bundesbahnen veranlassen, 
ihren Lokalzugsverkehr zu verbessern, dann wird da­
durch eine weitere Unterstützung der Ueberlandbahn 
durch Basel-Stadt keineswegs überflüssig, weil eben 
die Kleinbahn vor der Normalbahn Vorzüge aufweist, 
die das fahrende Publikum am besten zu schätzen 
weiss. Es ist abgesehen von Erwägungen finanzieller 
Natur schon aus rein technischen Gründen gänzlich 
ausgeschlossen, dass die Bundesbahnen ihre Vorort­
züge je im regelmässigen 24 Minutenbetrieb werden 
führen können, weil bei der Belegung der zur Ver-
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fügung stehenden Geleise auf Zugskompositionen 
(Schnellzüge und Güterzüge), deren Fahrzeiten in­
ternational bedingt sind, Rücksicht genommen werden 
muss. Nicht so die Kleinbahn; sie verkehrt alle 
24 Minuten in beiden Richtungen, bedient zahl­
reiche Siedelungen, die mehr oder weniger weit von 
den Stationen der Normalbahn abliegen, und vermag 
sich mit Leichtigkeit und rasch allen Verkehrs­
bedürfnissen, seien sie vorübergehender oder dauern­
der Natur, anzupassen. Die Einschiebung von Extra­
wagen, die nicht an einen Fahrplan gebunden sind, 
stösst auf keinerlei Schwierigkeiten und lässt sich im 
Bedürfnisfalle noch in letzter Stunde bewerkstelligen. 
Wir denken hierbei vor allem an den oft nicht voraus­
zusehenden Stossverkehr an schönen Feiertagen, an­
lässlich von Festen, Rennen und dergleichen Ver­
anstaltungen mehr. Dazu kommt, dass die Fahr­
taxen, wenigstens in den Hauptrelationen, sich 
niedriger stellen werden, als die Billettpreise der 
Bundesbahnen. Durch den Einbezug der neuen 
Strecke in das baselstädtische Tarifsystem wird die 
Gültigkeit der Strassenbahnabonnemente auf diese 
ausgedehnt, wodurch der neuen Linie auch zahl­
reiche vollzahlende Fahrgäste zugeführt werden. 
Dies mögen folgende Berechnungen veranschaulichen:

Der Trambenützer, der heute für 50 Cts. von 
Allschwil bis nach Pratteln fährt, wird, wie wir in 
Aussicht genommen haben, inskünftig für die Hin- 
und Rückfahrt nach Liestal mit der gewöhnlichen 
Billettaxe 2 x 75 Cts. = Fr. 1.50, mit dem Inhaber­
abonnement 2 x 70 Cts. — Fr. 1.40 zu bezahlen haben, 
während er bei Benützung von Eisenbahn und 
Strassenbahn Fr. 2.50 resp. Fr. 2.40 auszugeben hat,
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wovon Fr. 1.80 auf das Eisenbahnbillelt entfallen; 
die .Ersparnis bei der Fahrt mit der Ueberlandbahn 
beträgt somit Fr. 1.—. Nimmt man an, dass der 
Fahrgast der Bundesbahn nur eine Strassenbahn­
linie in der Stadt benützt, so hat er für seine Beise 
von Basel nach Liestal oder umgekehrt Fr. 2.30 
resp. Fr. 2.20 auszugeben, wovon 50 Cts. resp. 40 Cts. 
für den Tram, während er bei Inanspruchnahme der 
Ueberlandbahn beispielsweise vom Kleinbasel nach 
Liestal und retour oder umgekehrt lediglich eine 
Fahrtaxe von Fr. 1.50 resp. Fr. 1.40 zu entrichten 
hat. Dass eine derart einschneidende Taxverbilligung 
eine bedeutende Verkehrsbelebung mit sich bringt, 
steht äusser allem Zweifel; der volkswirtschaftliche 
Nutzen der Ueberlandbahn nach Liestal ist evident.

Ein weiteres Argument, das gegen den Ausbau 
der Ueberlandbahn ins Feld geführt wird, ist die 
der Normalbahn gegenüber längere Dauer der Fahr­
zeit. Es ist richtig, dass die Ueberlandbahn für die 
Zurücklegung der Strecke Basel-Liestal mehr Zeit 
beanspruchen wird, als die Eisenbahn. Allein es 
darf nicht übersehen werden, dass ein Ausgleich 
zwischen den verschiedenen Fahrzeiten insofern 
stattfindet, als die Zeit, welche der Beisende benötigt, 
um zum Bahnhof zu gelangen, am Schalter das 
Billett zu lösen und sich auf den Bahnsteig zu begeben, 
in die Fahrdauer eingerechnet werden muss; der 
dadurch bedingte Zeitverlust fällt bei Benützung der 
Ueberlandbahn, welche der Fahrgast in der Stadt 
selbst besteigen kann, weg. Das Gleiche gilt im um­
gekehrten Falle, wo ein Beisender von Liestal aus 
irgendeine Haltestelle der hiesigen Strassenbahn 
erreichen will. Dazu kommt ein nicht zu unter-
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schätzendes psychologisches Moment: dem Abon­
nenten sind die sich regelmässig wiederholenden 
Fahrzeiten der Trambahn ohnehin bekannt und jeder 
andere Benützer der Ueberlandbahn weiss zum vorne- 
herein, dass er alle 24 Minuten eine Fahrgelegenheit 
hat; das Publikum ist somit nicht genötigt, einen 
Fahrplan zu Rate zu ziehen, wie es dies in den weit­
aus meisten Fällen Lun muss, wenn es mit der Eisen­
bahn fahren will. Der Zugkraft dieser an sich gering­
fügigen Annehmlichkeit wird sich derjenige, der die 
Mentalität der Strassenbahnbenützer kennt, nicht 
verschliessen können.

Die Beanstandung der gegenüber der Eisenbahn 
längeren Fahrzeit der Strassenbahn gibt uns Anlass, 
auch die Frage der Möglichkeit einer Reduktion der 
Fahrdauer zu erörtern. Der Umstand, dass die 
Fahrzeit des Trams durch die Beschaffenheit des 
zur Verwendung gelangenden Rollmaterials wesent­
lich bedingt ist, erheischt eine Auseinandersetzung 
nach dieser Richtung hin. In erster Linie fragt sich, 
ob vierachsige oder nur zweiachsige Wagen den 
Dienst der Ueberlandbahn versehen sollen. Dass 
sich mit Vierachsern grössere Geschwindigkeiten er­
zielen lassen, als mit Zweiachsern, steht fest, doch 
bleibt zu prüfen, ob die erreichbare höhere Ge­
schwindigkeit sich praktisch auch ausnützen lässt 
und ob der Vierachserbetrieb sich unter den ge­
gebenen Verhältnissen als wirtschaftlich erweist. 
Die Verwendung von vierachsigem Wagenmaterial 
bietet nun wegen der geringen Ausnützungsmög­
lichkeiten keine wesentlichen Vorteile. Auf der 
Ueberlandbahnstrecke Kantonsgrenze-Pratteln kann 
sich zwar zwischen einigen wenigen weit auseinander
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liegenden Haltestellen die höhere Geschwindigkeit 
der Vierachser auswirken und ebenso auf einem 
rund zwei Kilometer messenden Teilstück der neuen 
Strecke Pratteln-Liestal. Dadurch liesse sich die 
Gesamtfahrzeit Aeschenplatz-Liestal, welche 40 Mi­
nuten betragen wird, um etwa drei bis vier Minuten 
verkürzen. Dieser minime Zeitgewinn rechtfertigte 
es jedoch nicht, einen neuen Wagentypus einzuführen, 
zumal da dieser auf den rein städtischen Linien seiner 
Ausmasse wegen unbrauchbar wäre. Gerade die 
Verwendungs- und Ausnützungsmöglichkeit kleinerer 
Wagen auf den städtischen Strassenbahnnetzen hat 
dazu geführt, dass die neuesten Strassenbahnwagen­
konstruktionen, auch solche für den Vorortverkehr, 
durchweg auf dem Zweiachsersystem beruhen. Im Zu­
sammenhang damit sie darauf hingewiesen, dass die 
zubauende Linie nach der Ueberwindung von rund zwei 
Kilometern offenem Gelände zwischen der äussersten 
Haltestelle in Pratteln und der ersten Haltestelle von 
Schöntal/Frenkendorf/Füllinsdorf den gleichen Cha­
rakter aufweist, wie die I .inie nach Biehen und Lörrach, 
welche mit dem dort verwendeten Rollmaterial sehr 
gut bedient ist. In der Stadt wird sich die projektierte 
Bahnverlängerung durch eine bessere Besetzung der 
Kurse der Linien 12 und 14 sowie durch einen ver­
mehrten Anhängewagenbetrieb der in die Hauptver­
kehrszeiten fallenden Kurse bemerkbar machen. Ob 
nun die Kurse der Linien 12 und 14, die alle 24 Minuten 
verkehren, einen oder zwei Anhänger führen, ist für 
die Belastung der städtischen Strassen nicht von 
grosser Bedeutung; es darf nicht vergessen werden, dass 
die Wirtschaftlichkeit der Basler Strassenbahnen zum 
grossen Teil auf dem Anhängewagenbetrieb basiert.
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2.
Nach dem Gesagten bleibt der Vollständigkeit 

halber noch zu prüfen, ob für die Bedienung der 
Reststrecke Pratteln-Liestal nicht mit der Einrich­
tung eines Autobusdienstes auszukommen wäre. Wir 
möchten gleich zum vorneherein bemerken, dass wir 
einer derartigen Lösung nicht das Wort reden können. 
Es liegt auf der Hand, dass die zum Umsteigen in 
Pratleln notwendige Umschlagszeit eine nicht un­
erhebliche Verlängerung der gesamten Fahrzeit mit 
sich bringt, welche die Konkurrenzfähigkeit des 
Unternehmens mit der Normalbahn derart herab­
drückte, dass an eine Prosperität nicht zu denken 
ist; zudem würde sich diese umständliche Beför­
derungsweise bei den interessierten Kreisen keiner 
grossen Beliebtheit erfreuen. Ferner ist zu beachten, 
dass die volle Leistungsfähigkeit eines solchen kom­
binierten Train-Autobusbetriebes wegen des geringen 
Fassungsvermögens der Autobusse nicht zur Geltung 
kommen könnte, wenn nicht die Autokurse zeit­
weilig durch Reservewagen vervielfacht würden, was 
aber allzu unwirtschaftlich wäre. In Zeiten des 
Stossverkehrs könnten kaum genug Autocars ein­
gestellt werden und in flaueren Zeiten hätte man 
einen relativ grossen Wagenpark, dessen Unterhalt 
erkleckliche Summen verschlingt, nutzlos in der 
Garage stehen; eine weitere Schwierigkeit ergäbe sich 
in Bezug auf die Verwendung des zeitweise beschäf­
tigungslosen Bedienungspersonals. Alle diese Er­
wägungen zeigen deutlich, dass die Einführung eines 
Autobusverkehrs an Stelle einer Strassenbahnver­
bindung nicht in Frage kommen kann; eine der-
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V.

1.
Hinsichtlich der technischen Seite des Ausbaues 

der Ueberlandbahn auf der Strecke Pratteln-Liestal 
glauben wir uns kurz fassen zu können. Was in­
teressiert, ist die Trac&führung, deren Festlegung 
auf Grund eingehender Studien der Strassenbahn­
verwaltung erfolgt ist, welche die Zustimmung der 
Experten Prof. Studer und Kantonsingenieur Keller 
in Zürich gefunden hat. Darnach verläuft das Trac6 
von der derzeitigen Endhaltestelle Pratteln zunächst 
über das von der Ueberlandbahn vorsorglich er-

3.
Zusammenfassend ist zu sagen, dass weder die 

Normalbahn noch der Autobus den in Frage stehen­
den Bedürfnissen so gut entsprechen wie eine 
Strassenbahnverbindung nach Liestal. Nach reiflicher 
Abwägung aller dafür und dagegen sprechenden 
Faktoren kommen wir zum Schluss, dass sowohl 
vom verkehrspolitischen wie auch vom volkswirt­
schaftlichen Standpunkt aus die Weiterführung der 
Ueberlandbahn durchaus zweckmässig ist und die 
unseres Erachtens einzig mögliche und richtige 
Lösung des Problems darstellt.

Nach diesen Erörterungen grundsätzlicher Natur 
gehen wir zur Behandlung des Erweiterungsprojektes 
selbst über.

artige Lösung wird denn auch von keiner Seite 
ernstlich ins Auge gefasst.
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2.
a) Eingangs der Erörterung der finanziellen 

Tragweite des Bahnverlängerungsprojektes für den 
Kanton Basel-Stadt sei darauf hingewiesen, dass die 
gegenwärtige Gesamtbeteiligung unseres Kantons 
am Aktienkapital der Ueberlandbahn Fr. 100,000.— 
beträgt und ungefähr 9% des dermaligen Gesell­
schaftskapitals von Fr. 1,140,000.— entspricht, das 
sich wie folgt verteilt:

worbene Land in der Richtung Blötzen, die Strasse 
Prattcln-Krumme Eich (Zweienstrasse) bei km 7 
kreuzend. Unmittelbar darauf biegt die Linie nach 
dem Niveauübergang dieser Strasse mit der Bundes­
bahn ab, wo sie unter dieser durchgeführt werden 
soll. Dann folgt sie der Bundesbahn bis zum nächsten 
Wärlerhaus, von wo aus sie sich nach der Kantons­
strasse wendet, die sie ebenfalls mit eigenem Bahn­
körper bis zur Einmündung der Frenkendörferstrasse 
begleitet. Von hier aus liegen die Geleise im Strassen­
körper bis zur Gutsmatte, wo die Linie die Kantons­
strasse verlässt. Die schwierigste technische Frage 
ist die Führung der Bahn durch die Stadtgemeinde 
Liestal. Das Projekt sicht vor, dass die Bahn die 
Rheinstrasse beim Berryschen Gut verlässt, über 
die sogenannte Gutsmatte hinter der Liegenschaft 
des Spitalarztes vorbei durch den Florapark fährt, die 
Bahnhofstrasse zwischen der Liegenschaft der Schwei­
zerischen Bankgesellschaft und der Landschäftler 
A.-G. schneidet und in der ,,Allee“ als Endhalte­
stelle endigt. Für weitere Einzelheiten der Tracö- 
führung sei auf den vorgelegten Plan verwiesen.
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TotalStammaktienPrioritätsaktien

661,000.-Fr. 328,000.- Fr.

100,000.-,, 50,000.-50,000.-

„ 22,000.-

1

145,000.-
234,000.-

Betcili gongen
Basellandschaft

(Staat und Gemeinden) Fr. 333,000.- 
Baselstadt
(Kanton)

Verband Schweiz.
Konsumvereine

Div. Aktionäre

b) Nunmehr handelt es sich um die Ausführung 
des dritten Streckenteilstückes Pratteln - Liestal 
und damit um die Vollendung der Ueberlandbahn 
Basel-Liestal. Die Finanzierung dieses Rest­
stückes gestaltet sich schwieriger als diejenige der 
beiden bestehenden Teilstücke, da der Verband 
schweizerischer Konsumvereine an dieser Strecke 
weniger interessiert ist und auch keine eidgenössische 
Subvention in Aussicht steht. Die Finanzierung der 
Teilstrecken Basel-Muttenz und Muttenz-Pratteln 
ohne eine stärkere Inanspruchnahme unseres Kantons 
ist lediglich deshalb möglich gewesen, weil der 
Verband schweizerischer Konsumvereine, der in 
Pratteln Lagerhäuser besitzt und auch die Interessen 
des Freidorfes vertritt, dem Unternehmen eine wirk­
same finanzielle Unterstützung hat angedeihen lassen, 
und weil das Baukonto der Bahn zufolge Gewährung 
einer Bundessubvention aus dem Kredit zur Be­
kämpfung der Arbeitslosigkeit um Fr. 100,000.— 
hat entlastet werden können.

Heute liegen die Verhältnisse so, dass eine Vollen­
dung des Werkes nur dann möglich ist, wenn Basel- 
Stadt sich am weitern Ausbau der Bahn in gleichem

„ 123,000.-
„ 234,000.-

Total Fr. 740,000.- Total Fr. 400,000.-
Gesamttotal Fr. 1,140,000.-
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Masse beteiligt wie Baselland. Bei der Beantwortung 
der Frage, ob sich eine weitere Beteiligung unseres 
Gemeinwesens rechtfertigt, ist, abgesehen davon, dass 
der weitere Ausbau der Ueberlandbahn auf der Strecke 
Pratteln-Liestal einem Verkehrsbedürfnis entspricht 
und überaus geeignet ist, die mannigfachen Bezie­
hungen zwischen Stadt und Land enger zu gestalten, 
auch in Betracht zu ziehen, welche direkten und 
indirekten Vorteile das Projekt für unsern Kanton 
mit sich bringt.

Um die finanziellen Auswirkungen des Er­
weiterungsprojektes zu übersehen, hat die Strassen- 
bahnverwaltung die notwendigen Berechnungen vor­
genommen. Auf Grund der Frequenzzählungen, die 
auf der bestehenden Strecke nach Pratteln statt­
gefunden haben, ergibt sich für diese eine mittlere 
Jahresfrequenz von 1,573,455 Fahrgästen und eine 
Einnahme von Fr. 514,000.—. Von dieser Summe 
entfallen, gemäss der Streckenlänge verteilt, 
Fr. 258,000.— auf baselstädtisches Gebiet und 
Fr. 256,000.— auf die auf basellandschaftlichem 
Boden liegende Strecke. Die jährlichen Betriebs­
ausgaben für die Landstrecke einschliesslich der 
Verzinsung des Anlagekapitals zu 5% p. a. ergeben 
den Betrag von Fr. 332,000.—, somit — wenn für den 
bis zur BetriebseröfTnung der neuen Linie ein­
tretenden Verkehrszuwachs von 10% Fr. 26,000.— 
Mehreinnahmen bei der bestehenden Linie eingesetzt 
werden—einen Ausgabenüberschuss von Fr. 50,000.—. 
Nach Abzug der unveränderlichen Ausgaben, die 
auch ohne diesen Betrieb zu bestreiten wären, 
beträgt das Defizit der basellandschaftlichen Strecke 
noch Fr. 29,000.—, welches aus den Einnahmen von
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Fr. 258,000.— des Verkehrs der Ueberlandbahnfahr- 
gäste auf der städtischen Linie gedeckt werden kann, 
die auch ohne Ueberlandbahn bestände. Es ver­
bleiben dann als Anteil der städtischen Linie immer 
noch Fr. 229,000.—»woraus die günstige Rückwirkung 
des Ueberlandbahnbetriebes auf den städtischen 
Betrieb erhellt.

Für die Berechnung des Verkehrs nach und ab 
Liestal ist auf die Frequenzziffern von Muttenz und 
Pratteln abzustellen.; die Absicht, die Frequenz der 
Bundesbahnen auf den Stationen Muttenz, Pratteln, 
Schöntal, Liestal mitzuberücksichtigen, hat aufge­
geben werden müssen, weil die Bundesbahnen die 
nachgesuchte statistische Auskunft aus geschäft­
lichen Gründen nicht erteilt haben. Nach den Er­
gebnissen der Zählungen beträgt die Tagesfrequenz 
zwischen Basel und Muttenz und Pratteln 1900 resp. 
1380 Personen; der Zwischenverkehr Muttenz-Prat- 
teln beziffert sich auf täglich 200 Fahrgäste. Für 
Liestal nehmen wir 1600 Personen an, wovon je 
die Hälfte mit gewöhnlichen Billetts resp. mit In­
haberkarten und mit persönlichen Abonnementen 
(Monatskarten oder Arbeiterkarten). Diese Zahl ist 
nicht übersetzt, wenn man bedenkt, dass das Ver­
kehrsbedürfnis nach und ab Liestal resp. von und 
ab Basel und den Zwischenstationen viel grösser ist, 
als bei Pratteln mit seiner noch stark bäuerlichen 
Bevölkerung. Aus diesem Verkehr ergibt sich eine 
Einnahme von Fr. 264,000. —, wovon nach der 
Kilometerlänge Fr. 59,000.— auf Stadtgebiet, 
Fr. 105,000.— auf die Strecke Kantonsgrenze Pratteln 
und Fr. 100,000.— auf die neue Strecke Pratteln- 
Liestal entfallen. Die errechneten Ausgaben be-
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tragen Fr. 182,000.—; sie setzen sich aus den Betriebs­
ausgaben und einer 3%igen Verzinsung eines Anlage­
kapitals von Fr. 1,500,000.— mit Fr. 45,000.— zu­
sammen. Das Defizit der Gewinn- und Verlust­
rechnung beträgt somit Fr. 82,000.—, welches nach 
Abzug eines Betrages von Fr. 10,000.— für un­
veränderliche Ausgaben in Wirklichkeit auf die 
Summe von Fr. 72,000.— zurückgeht. Der neue 
Verkehr bringt der bisherigen Landstrecke eine 
Einnahme von Fr. 105,000.—, wodurch deren Ge­
samtei n nähme zuzüglich einer inzwischen zu er­
wartenden Ertragszunahme von 10% auf rund 
Fr. 387,000.— ansteigt, während die Ausgaben ein­
schliesslich einer 5%igcn Kapital Verzinsung 
Fr. 336,000. - betragen werden, sodass ein Rechnungs­
überschuss von Fr. 51,000.— resultiert, der sich nach 
Abzug der unveränderlichen Ausgaben auf Fr.72,000.- 
erhöht und zufälligerweise genau das Defizit auf der 
Lieslalcrstrecke ausgleicht.

Aus diesen Darlegungen geht hervor, dass die 
Verlängerung der Ueberlandbahn nach Liestal eine 
Verbesserung der Rentabilität des ganzen Unter­
nehmens bringt, indem sich dieses nach erfolgtem 
Ausbau vollständig selbst erhalten kann, ohne dass 
dadurch der Einnahmeanteil der städtischen Strecke 
eine Schmälerung erfährt; letzterer nimmt zufolge 
Inbetriebnahme des Reststückes Pratteln-Liestal 
sogar um Fr. 59,000.— zu und beträgt dann Fr. 
317,000.—, statt nur Fr. 258,000.—. Aus diesen 
Einnahmen müssen nun freilich noch die Ausgaben 
für allfällige in der Betriebsrechnung nicht schon 
enthaltene Mehrleistungen auf städtischem Gebiet 
bestritten werden; auch sind diejenigen Einnahmen in
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Abzug zu bringen, welche die mit der Bundesbahn 
fahrenden und vom und nach dem Zentralbahnplatz 
die Strassenbahn benützenden Personen eingebracht 
hätten. Hierbei kann es sich aber nur um Summen 
handeln, die lediglich einen Bruchteil der Einnahmen 
aus dem Ueberlandverkehr darstellen.

Abschliessend ist zu sagen, dass die Verlängerung 
der Ueberlandbahn bis Liestal vom finanziellen Stand­
punkt der Basler Strassenbahnen aus sehr wohl 
empfohlen werden kann; dies selbst dann, wenn die 
den obigen Berechnungen zu Grunde gelegten Fre­
quenzzahlen nicht gleich von Anfang an sollten 
erreicht werden.

c) Nachdem wir dargelegt haben, dass der Be­
trieb der Bahn selbst kein Defizit bringen wird, 
bleibt noch zu prüfen, wie hoch die weitere Beteiligung 
des Kantons Basel-Stadt am Aktienkapital der Ueber­
landbahn bemessen werden soll.

Gemäss dem von der Strassenbahnverwaltung 
aufgestellten Kosten Voranschlag in der Höhe von 
Fr. 1,500,000.— für die rund sechs Kilometer mes­
sende Strecke Pratteln-Liestal war ursprünglich 
geplant, dass der Kanton Basellandschaft und die 
interessierten Gemeinden die Summe von Fr.600,000.- 
übernehmen sollten; die Uebernahme einer gleich 
hohen Quote mit je Fr. 300,000.— in Stamm- und 
Prioritätsaktien war dem Kanton Basel-Stadt zu­
gedacht, während der verbleibende Restbetrag von 
Fr. 300,000.— zur privaten Zeichnung aufgelegt 
werden sollte. Im Verlaufe weiterer Verhandlungen 
ist es dann gelungen, für unsern Kanton eine Re­
duktion der in Aussicht genommenen Beteiligungs­
quote von Fr. 600,000.— um Fr. 75,000.— auf
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Fr. 525,000.— zu erreichen. Wenn wir heute dem 
Grossen Rate beantragen, der Zeichnung von Stamm- 
und Prioritätsaktien in dieser Höhe zuzustimmen, so 
führt uns dazu der Umstand, dass der Kanton 
Basellandschaft und die interessierten Gemeinden 
mindestens 35% der benötigten Bausumme auf­
bringen werden und es daher kein unbilliges Ver­
langen ist, wenn auch von Seiten des Kantons 
Basel-Stadt eine gleich hohe Beteiligung erwartet 
wird. Die Erwägung, dass sich die Interessen am 
Zustandekommen der projektierten Linie hüben und 
drüben ungefähr die Wage halten dürften, hat uns 
veranlasst, eine Beteiligung des Kantons Basel- 
Stadt am neuen Aktienkapital mit 35% in Aussicht 
zu stellen in der Meinung allerdings, dass die Summe 
von Fr. 525.000.— eine Höchstgrenze darstellt. Eine 
Beteiligung des Kantons Basel-Stadt in dieser Höhe 
rechtfertigt sich auch von dem Gesichtspunkt aus, 
dass die Opposition in den basellandschaftlichen 
Gemeinden neue Nahrung findet, wenn der Landschaft 
grössere Opfer zugemutet werden als der Stadt. 
Dem Einwand, Basel sei am Restausbau der Ueber- 
landbahn weniger interessiert als der Kanton Basel­
landschaft, ist entgegenzuhalten, dass Basel-Stadt 
für die Linie nach Muttenz und Pratteln relativ sehr 
wenig geleistet hat, obschon es seiner geographischen 
Lage wegen in ungleich höherem Masse interessiert 
gewesen ist, als beispielsweise Liestal, das bereits 
früher Fr. 50,000.— geleistet hat, ohne bis jetzt 
den geringsten Nutzen gehabt zu haben. Am gegen­
wärtigen Gcsellschaftskapital von Fr. 1,140,000.— 
partizipiert Basel, wie wir weiter oben ausgeführt 
haben, mit nur Fr. 100,000.—, also mit rund 9%; diese
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Beteiligung ist als sehr bescheiden anzusprechen, 
wenn man das erhebliche Interesse berücksichtigt, 
welches wir am Bestehen der Linie Basel-Pratteln 
haben. Der Grund, weshalb unser Kanton seinerzeit 
finanziell nicht stärker herangezogen worden ist, 
Hegt einerseits darin, dass dem Unternehmen 
bisher von privater Seite reichlichere Mittel zur 
Verfügung gestellt worden sind und dass das Bau­
konto der Bahn dank der Gewährung einer Bundes­
subvention um Fr. 100,000.— hat entlastet werden 
können, anderseits darin, dass Basel-Stadt absichtlich 
nicht in dem Masse in Anspruch genommen worden 
ist, wie dies seinem wirtschaftlichen . Interesse ent­
sprochen hätte, weil man für den Ausbau des End­
stückes Pratteln-Liestal eine wirksame Reserve haben 
wollte. Gerade dieses letzte Argument erscheint uns 
als durchschlagend. Selbst wenn sich unser Kanton 
— in der Annahme, dass Basel-Stadt und Baselland 
an den Baukosten der neuen Strecke zu gleichen 
Teilen mit je 35% partizipieren — mit Fr. 525,000.— 
beteiligt, so kommen wir unter Einrechnung unserer 
bisherigen Aufwendungen für die Ueberlandbahn auf 
eine Gesamtbeteiligung von nur rund einem Viertel 
des neuen Gesamtaktienkapitals. Der Beteiligung 
des Kantons Basel-Stadt mit total Fr. 625,000.—, steht 
eine solche von basellandschaftlicher Seite mit 
Fr. 1,186,000.—gegenüber. Damit bleibt unser Ge­
meinwesen, selbst wenn es jetzt weitere Fr. 525,000.— 
leistet, um Fr. 561,000.— hinter Baselland zurück; 
es ergibt sich somit ein endgültiges Beteiligungs­
verhältnis von 25% zu 48%. Die unserm Kanton 
zugemutete finanzielle Leistung erscheint somit kei­
neswegs als übersetzt, zumal da berücksichtigt werden
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VI.
In engem Zusammenhang mit dem Projekt des 

Ausbaus der Ueberlandbahn nach Liestal steht die 
Frage der Uebernahme des Betriebes der neuen Teil­
strecke durch die hiesige Strassenbahnverwaltung. 
Die Ueberlandbahngesellschaft hat denn auch das 
Gesuch gestellt, es möchte der bestehende Betriebs­
vertrag für die Linie nach Pratteln auf die geplante 
neue Strecke Pratteln-Liestal ausgedehnt werden. 
Hierzu ist Folgendes zu bemerken:

Nach Vollendung der ersten Teilstrecke St.Jakob- 
Muttenz, der auf baselstädtischem Boden der Bau 
der Strassenbahnlinie Hardstrasse - St. Jakob vor­
angegangen war, hat die hiesige Strassenbahnver­
waltung den Betrieb der Muttenzerlinie übernommen 
und zwar auf Grund eines mit der Basellandschafl- 
lichen Ueberlandbahn abgeschlossenen Pachtvertrages, 
welcher am 29. September 1921 vom Grossen Rate 
genehmigt und anlässlich der Linienverlängerung bis 
Pratteln durch Grossratsbeschluss vom 11. Januar

muss, dass die gewünschten Geldmittel keinen Beitrag 
ä fonds perdu darstellen; die Verzinsung der Priori­
tätsaktien und die Speisung des Erneuerungsfonds 
sind durch die Einnahmen aus dem Betriebsvertrag 
garantiert und auch die Stammaktien dürfen in 
absehbarer Zeit auf eine Verzinsung rechnen, die 
umso schneller eintritt, je höher die neue Beteiligung 
am Unternehmen ist. Dazu kommt, dass die Be­
schaffung des noch erforderlichen privaten Kapitals 
auf weniger Schwierigkeiten stossen wird, wenn die 
Interessenten sehen, dass das Unternehmen auch 
von baselstädtischer Seite in grosszügiger Weise 
finanziert wird.
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1923 auch auf das neue Teilstück Muttenz-Pratteln 
erstreckt worden ist. Nach diesem Vertrag über­
nimmt die Verwaltung der Basler Strassenbahnen den 
Betrieb der Ueberlandbahn auf eigene Rechnung und 
bezahlt der Gesellschaft für die Benützung der 
Anlage einen jährlichen Pachtzins von 3% bis zu 
Ende des ersten vollen Betriebsjahres, von 4% für 
das zweite volle Betriebsjahr und hierauf von 5% 
des Baukapitals, zahlbar in vierteljährlichen Raten 
jeweilen auf Ende eines Kalenderquartals; die Päch­
terin äufnet den Erneuerungsfonds, der von der 
Ueberlandbahn verwaltet wird. Hinsichtlich Tarif 
und Fahrplan ist die Ueberlandbahn in das Netz der 
Basler Strassenbahnen einbezogen, welchen sämt­
liche Einnahmen zufliessen.

Bei dieser Sachlage ist ohne weiteres klar, dass 
die neue Strecke Basel-Liestal nicht für sich betrieben 
werden kann; ein wirtschaftlicher Erfolg der Linie 
ist nur von einem einheitlichen Betrieb der Gesamt­
strecke Basel-Liestal denkbar. Diese Erwägung 
führt dazu, dass dem Wunsch der Ueberlandbahn- 
gesellschaft, den Betriebsvertrag auf die neue Strecke 
auszudehnen, ohne weiteres entsprochen werden 
kann, wenn die Höhe des jährlichen Zinsfusses mit 
der Verkehrsentwicklung in Einklang gebracht wird.

Während nach dem bestehenden Vertrag eine 
5%ige Verzinsung des Anlagekapitals bereits nach 
Ablauf der beiden ersten vollen Betriebsjahre ein­
gesetzt hat, soll für die Strecke Pratteln-Liestal die 
volle Verzinsung zu 5% erst nach Ablauf von sechs 
Betriebsjahren einsetzen in der Meinung, dass das 
Anlagekapital bis nach den drei ersten vollen Betriebs­
jahren zu 3%, in den nachfolgenden drei Jahren zu
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4% und erst vom siebenten Betriebsjahre an zu 
5% p. a. verzinst werden soll. Der Grund, warum wir 
in den ersten drei Betriebsjahren eine Verzinsung 
des neuen Aktienkapitals von nur 3% vorgesehen 
haben, ist einerseits darin zu suchen, dass unsere 
Renditenberechnung — wie wir weiter oben aus- 

’geführt haben — mit einer Verzinsung in dieser Höhe 
ausbalanciert ist, während anderseits diese 3%ige 
Verzinsung genügt, um eine Verzinsung der Priori­
tätsaktien zu 4% p. a. von Anfang an sicherzustellen, 
was unbedingt notwendig ist, wenn die für die End­
strecke erforderlichen Geldmittel sollen beschafft 
werden können. Da mit der vorauszusehenden 
Steigerung der Frequenzziffern der Ueberlandbahn 
ein entsprechendes Anwachsen der unserer Strasscn- 
bahnverwaltung zufallenden Betriebseinnahmen Hand 
in Hand geht, kann — ohne unvorsichtig zu rechnen 
— nach Ablauf einer dreijährigen Betriebsperiode 
eine 4%ige Verzinsung des neuen Aktienkapitals 
eintreten, welche dann nach weiteren drei Jahren auf 
den heute für das alte Aktienkapital geltenden Pacht­
zinsfuss von 5% gebracht wird.

Der Verwaltungsrat der Basellandschaftlichen 
Ueberlandbahn hat sich mit einer derartigen Regelung 
einverstanden erklärt und dem beigedruckten neuen 
Betriebsvertrag, welcher sowohl die alten Teil­
strecken Basel-Muttenz und Muttenz-Pratteln als 
auch das Endteilstück Pratteln-Liestal beschlägt und 
im beidseitigen Interesse* auf zehn Jahre fest ab­
geschlossen worden ist, zugestimmt. Zu besonderen 
Bemerkungen gibt der neue Betriebsvertrag, dessen 
Ratifikation durch den Grossen Rat vorbehalten ist, 
keinen Anlass; er entspricht in den übrigen Punkten
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Beilagen: 1. Uebersichtsplan 1:25,000.
2. Betriebsvertrag.

dem früheren Pachtvertrag nebst Nachtrag und soll 
auf den Tag der für das Frühjahr 1931 vorgesehenen 
Betriebseröffnung der Strecke Pratteln-Liestal in 
Wirksamkeit treten.

Dass die neue finanzielle Beteiligung unseres 
Kantons am Unternehmen der üeberlandbahn den 
Anspruch auf einen zweiten Sitz im Verwaltungsrat 
rechtfertigt, bedarf wohl keiner einlässlicheren Be­
gründung. Der Ausschuss des Verwaltungsrates hat 
sich auch ohne weiteres bereit erklärt, dem Kanton 
Basel-Stadt ein weiteres Verwaltungsratsmitglied 
zuzugestehen in der Meinung, dass das Recht des 
Regierungsrates, seine beiden Vertreter selbst zu 
wählen, statutarisch festgclegt werden soll.

Auf Grund dieser Ausführungen beantragen wir 
dem Grossen Rate, durch Annahme des nachstehen­
den Beschlussesentwurfs der für die dritte Teilstrecke 
Pratteln-Liestal in Aussicht genommenen weiteren 
Beteiligung des Kantons Basel-Stadt am Aktien­
kapital der Üeberlandbahn zuzustimmen und dem 
diesem Ratschlag beigedruckten neuen Betriebs­
vertrag seine Genehmigung zu erteilen.

Basel, den 22. Februar 1929.
Im Namen des Regierungsrates,

Der Präsident:
Dr. F. Hauser.

Der Sekretär: 
Dr. H. Malzinger.



weitere Beteiligung des Kantons Basel-Stadt 
am Aktienkapital für die Ueberlandbahn 

Basel - Liestal,
dritte Teilstrecke Pratteln-Liestal,

und bei reffend

Uebernahme des Betriebes der 
vollausgebauten Linie Basel-Liestal 

durch die Basler Strassenbahnen.
(Vom ........................... )

Grossratsbeschluss
betreffend

Der Grosse Bat des Kantons Basel-Stadt er­
mächtigt den Regierungsrat, sich namens des Kantons 
Basel-Stadt an der Finanzierung der Ueberland- 
bahnstrecke Pratteln-Liestal (drittes Teilstück) mit 
35% der auf Fr. 1,500,000.— veranschlagten Bau­
kostensumme, im Maximum mit Fr. 525,000.— 
(durch Zeichnung von Stamm- und Prioritätsaktien 
zu gleichen Teilen, höchstens aber im Betrage von 
je Fr. 262,500.—) auf Rechnung des allgemeinen 
Staatsvermögens zu beteiligen, und genehmigt den 
vorgelegten Pachtvertrag betreffend die Uebernahme 
des Betriebes der vollausgebauten Linie Basel- 
Liestal durch die Basler Strassenbahnen.

Dieser Beschluss ist zu publizieren; er unterliegt 
dem Referendum.
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anderseits
ist folgender Vertrag abgeschlossen worden:

Zwischen der
Verwaltung der Basler Strassenbahnen 

vorbehaltlich der Ratifikation 
durch den Regierungsrat und den Grossen Rat des 

Kantons Basel-Stadt 
einerseits 
und der

Aktiengesellschaft 
der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn 

in Liestal

§ 1-
Die Basellandschaftliche Ueberlandbahn mit 

Sitz in Liestal verpachtet ihre Bahnanlage St. Jakob- 
Liestal der Verwaltung der Basler Strassenbahnen. 
Diese übernimmt den Betrieb der Strecke auf eigene 
Rechnung nach den Bestimmungen der Konzession 
der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn vom 4.April 
1914 resp. 22. Juni 1916 und bezahlt der Gesellschaft 
für die Benützung der Anlage einen jährlichen Pacht­
zins. Dieser beträgt für die Strecke St. Jakob- 
Pratteln 5% des Baukapitals und für die Strecke 
Pratteln-Liestal 3% des Baukapitals bis zu Ende 
des dritten vollen Betriebsjahres, 4% vom vierten 
bis zu Ende des sechsten vollen Betriebsjahres und 
5% für die weiteren Jahre, zahlbar in vierteljährlichen 
Raten, jeweilen auf Ende des Kalenderquartals.



29

§ 2.
Für die Stromlieferung für den Bahnbetrieb tritt 

die Verwaltung der Basler Strassenbahnen an Stelle 
der Ueberlandbahn in die von dieser bereits ab­
geschlossenen und mit andern Gesellschaften noch 
abzuschliessenden Stromlieferungsverträge.

§ 5.
Hinsichtlich Tarif und Fahrplan wird die ganze 

Bahnstrecke St. Jakob-Liestal in das Netz der Basler 
Strassenbahnen einbezogen. Fahrplan und Tarif 
sind dem Verwaltungsrat der BaseHandschaftlichen

§ 4.
Die Verpflichtung, welche die Verwaltung der 

Basler Strassenbahnen auf sich nimmt, umfasst den 
gesamten Betriebsdienst inkl. Stromlieferung, die 
Bahnpolizei, die Bahnbewachung, den Unterhalt der 
Bahn, die Stellung des Rollmaterials, die Versicherung 
des Personals, der Passagiere und Drittpersonen, die 
reglementarische Einlage in den Erneuerungsfonds 
und die Erledigung der Reklamationen, welche den 
Betrieb betreffen. In der Verpflichtung nicht in­
begriffen sind allfällige Abgaben und Steuern für 
das Baukapital.

§ 3.
Die Pächterin äufnet den Erneuerungsfonds, der 

von der Ueberlandbahn verwaltet wird. Für die 
Einlagen und Entnahmen aus dem Fonds sind die 
eidgenössischen Vorschriften und die Kontrolle des 
eidgenössischen Eisenbahndepartements massgebend.



30

I

§ 7-
Ergänzungs- und Erweiterungsarbeiten zu Lasten 

des Baukontos werden durch die Basellandschaftliche 
Ueberlandbahn unter der Bauleitung der Basler 
Strassenbahnen ausgeführl.

§ W.
Die Entscheidung in Streitigkeiten fällt den 

ordentlichen Gerichten von Baselland und in höchster 
Instanz dem. Bundesgericlit zu.

§ 6-
Alle Einnahmen der Strecke gehören ausschliess­

lich der Verwaltung der Basler Strassenbahnen.

Ueberlandbahn jeweilen zur Anbringung von Wün­
schen zur Kenntnis zu bringen. Bei allfälligen Dif­
ferenzen ist der Entscheid des eidgenössischen Eisen­
bahndepartements massgebend.

§ 9.
Dieser Vertrag tritt am Tage der Betriebs­

eröffnung der Strecke Pratteln-Liestal in Kraft; er 
wird auf zehn Jahre vom Tage der Betriebseröffnung 
an fest abgeschlossen. Wird er nicht rechtzeitig 
gekündigt, so wird er jeweilen um ein Jahr verlängert; 
die Kündigungsfrist beträgt ein Jahr.

§ 8.
Der Ueberlandbahn-Gesellschaft werden all­

jährlich rechtzeitig die Ausweise zur Aufstellung der 
Jahresrechnung nach den Vorschriften der eid­
genössischen Aufsichtsbehörden zur Verfügung ge­
stellt.
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Basel, den 20. Februar 1929.
Verwaltung der kantonalen 

Strassenbahnen:
Der Direktor: 

sig. A. Gysin.

Vom Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 
genehmigt:

Basel, den 22. Februar 1929.
Der Präsident:

Hauser.

Der Vorsteher 
des Strassenbahnwesens: 

sig. Niederhauser.

Der Sekretär:
Dr. H. Matzinger.

§ 11.
Die Gesellschaft wird zu gegebener Zeit die 

nötigen Schritte für die Genehmigung dieses Vertrages 
durch die Bundesbehörden tun.

§ 12.
Mit Inkrafttreten dieses Vertrages • sind 

früheren Betriebsverträge aufgehoben.

Liestal, den 19. Februar 1929.
Basellandschaftliche Ueberlandbahn: 

sig. Dr. A. Veit-Gysin. sig. Wirth.
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Bericht des Regierungsrafes
an

den Laodrat
. betreffend

die Benützung von Kantonsstrassengebiet Zum 
Bau und Betrieb einer elektrischen Bahn von 
Birsielden . über Schweizerhalle nach Augst.

(Vom 10i Februar! 1928.)

llr-- Mit Vorlage vorn 16: März1925: haben wir--Ihnen* den 
ü ‘ - Entwurf zu einem Landratsbeschluss vorgelegt, in dem vor- 

' gesehen war, der ■ Verwaltung der- Basler Strassenbahnen 
’'r zu 'Händen1-einer zu gründenden Aktiengesellschaft zu 
•'4 ■ ■ gestatten; zum B au • und Betrieb einer: elektrischen Meter- 

spurbahn ■ vön Birsfelden über Schweizerhalle * nach Augst 
7 ••• Kaütonsstrassengebiet zu benützen. In Ihrer - Sitzung vom 

11. Mai 1925 wurde -diese Vorlage an -den : Regierungsrat 
•jV'zurückgewiesen mit. dem Ersuchen, den beteiligten Ge- 
23*>meinden nochmals . Gelegenheit zu geben, »sich.; über? das 
f’- Projekt.auszusprechenr Dies ist. erfolgte und die- Vertreter

• der - Gemeinden Augst, Birsfelden, i Muttenz ^und ; Pratteln 
invüiaben der-1 Vorlage; zugestimmt mit.rdem Vorbehalt, -dass 
ij’cüber eine .eventuelle i Beteiligung- • des> Kantons., und . der 

Gemeinden ein besonderer Beschluss ? desir Landrates : vor­
bei, behalten bleibe .und dass den interessiertem Gemeinden 

noch. Gelegenheit gegeben-., .werden solle, zur . Vorlage Stel- 
’-udung zu nehmen;;^Letzterem ist-Rechnung, getragen?worden.
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den Gemeinden postulierte Er-

Augst und Birsfelden haben in der Folge der Vorlage zuge­
stimmt, während Muttenz und Pratteln sich gegen diese 
ausgesprochen haben.

Es wurde bei dieser Gelegenheit in Vorschlag gebracht, 
dass die Konzession einer Basellandschaftlichen Gesell­
schaft reserviert werden sollte. Aus diesem Grunde haben 
mit dem Regierungsrat von Basel-Stadt über diesen Punkt 
Verhandlungen stattgefunden. Mit Zuschrift vom 28. Ok­
tober 1927 teilt uns diese Behörde mit, dass sie gewillt 
sei. sofern der Erteilung der Konzession an die Verwaltung 
der Basler Strassenbahnen zugestimmt werde, diese an 

‘ eine zu bildende Gesellschaft abzutreten, der die beiden 
Kantone, basellandschaftliche Gemeinden und private Inte­
ressenten ^angehören und die unserm Gesetz betreffend 
die finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden 
beim Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908 entspreche. 
Sie sei auch mit der Abtretung der Konzession an die 
Gesellschaft der Basellandschaftlichen Überlandbahn ein­
verstanden und würde also nicht die Bildung einer beson­
deren Gesellschaft verlangen. Wir haben hierauf den Ver­
waltungsrat dieser Gesellschaft um Prüfung der Frage 
ersucht. Mit Schreiben vom 2. Januar 1928 bringt er uns 
zur Kenntnis, dass er sich nach eingehender Diskussion 
grundsätzlich bereit erkläre, seinerzeit die Frage der Über­
nahme der Konzession ernsthaft zu prüfen.

Es hat sich inzwischen ein Aktionskomitee aus Ver­
tretern von Augst, Schweizerhalle, Birsfelden, Giebenach 
und Kaiseraugst gebildet zum Zwecke, den Bau der Strassen­
bahn möglichst zu fördern, um mit Basel eine bessere Ver­
bindung zu erhalten. An einer nachgesuchten Konferenz 
ist diesem Komitee über den Stand der Angelegenheit Auf­
schluss erteilt worden.

In Bezug auf die von 
gänzung von § 1 des Entwurfes, wonach über die Beteili­
gung des Kantons und der Gemeinden ein besonderer
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Beschluss des Landrates vorbehalten bleibe, verweisen wir 
auf § 10, worin festgelegt ist. dass die Bestimmungen des 
Gesetzes betreffend die finanzielle Beteiligung von Kanton 
und Gemeinden gelten sollen.

Schon in unserer eingangs erwähnten Vorlage wurde 
auf das von Herrn Ingenieur Bosshardt in Basel in dieser 
Sache eingeholte Gutachten hingewiesen. Dieses lautet 
folgendermassen:

„Die Überlandbahn würde eine wesentliche Erleichte­
rung des Verkehrs mit dem Auhafen. namentlich von der 
Stadt Basel her, zur Folge haben. Bei der Abzweigung 
der Zufahrtstrasse zum Hafen wäre eine Haltestelle vor­
zusehen, von welcher aus das Hafengebiet in wenigen 
Minuten erreichbar ist. In baulicher Beziehung ergeben 
sich keine Komplikationen, da das Hafen-Anschlussgeleise 
bei der Landstrasse Basel-Rheinfelden unterführt wird. 
Es wäre lediglich beim Bau der Strassenbrücke darauf Rück­
sicht zu nehmen, dass diese auch das Geleise der Überland­
bahn aufnehmen kann.“

Der vorliegende Beschlusses-Entwurf deckt sich in der 
Hauptsache mit den bereits erteilten Bewilligungen für 
Strassenbahnanlagen, wobei allerdings einzelne Bestim­
mungen mit Rücksicht auf die gesammelten Erfahrungen 
oder auf die Bundesgesetzgebung entsprechend abgeändert 
und in Art. 1 gegenüber dem 1. Entwurf erweitert worden 
sind. Diese Erweiterung wurde auf Empfehlung des eid­
genössischen Eisenbahndepartements vorgenommen, damit 
die Möglichkeit besteht, die Bauausführung eventuell zweck­
mässiger zu gestalten als bei der Überlandbahn Basel- 
Pratteln, wenn dies ohne Mehrkosten möglich ist, oder eine 
billigere Ausführung zu wählen, wenn diese nicht zum 
Nachteil der Anlage ausfällt. Die eidgenössische Amts­
stelle hat ferner darauf verwiesen, dass es mit Rücksicht 
auf bauliche Arbeiten auf Bahn- oder Strassengebiet wünsch­
bar sei, Art. 4 des früheren Entwurfes durch einen wei-
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Liestal, den* 10. Februar 1928.* ; •

t

Namens des Regierungsrates, 
der Präsident: 
Dr. A. Griederj 

der Landschreiber: 
Haumüller.

fern Absatz zu ergänzen. Dadurch könnten Reibungen, und 1 
Konflikte'.vermieden werden.-in

Die Bahngesellschaft hat die: gleichen : Gebühren zu . j 
entrichten, wie die bestehenden Trambahnunternehmungen rw 
des Kantons. e-.s

Durch die Zusicherung der zuständigen Behörden .von 
Basel-Stadt ist nach unserm Ermessen • dem Begehren um 
Wahrung der basellandschaftlichen Interessen Rechnung 
getragen.- Es sei noch darauf hingewiesen, dass der Bau 
dieser elektrischen Bahn ca. Fr. 1,500,000.—• kosten wird ■ 
und- die Konzessionsnehmerin die Beteiligung unseres Kan- r 
tons und der Gemeinden als notwendig erachtet.

Wir * beantragen Ihnen, die Vorlage in unveränderter : 
Form zum Beschlüsse zu erheben. h



Landrafsbeschluss
betreffend

(Vom ) •

die Benützung von Kantonsstrassengebiet zum 
Bau und Betrieb einer elektrischen Bahn von 
Birstelden über Schweizerhalle nach ftugst.

i

1

Art. 1.
Der Verwaltung der Basler Strassenbahnen wird zu­

handen einer zu gründenden Aktiengesellschaft, die äusser 
dem' Konzessionsbewerber aus dem Kanton Baselland 
(Staat), den Gemeinden, interessierten Industriellen und 
Privaten bestehen soll, die Bewilligung erteilt, zum Bau 
und Betrieb einer elektrischen Meterspurbahn von Birs- 
felden über Schweizerhalle nach Augst Kantonsstrassen- 
gebiet-zu benützen. 1

An diese Bewilligung werden die in den nachstehenden 
Artikeln- niedergelegten Bedingungen geknüpft, r

Der Landrat des Kantons Basellandschaft, nach Ein­
sichtnahme des Konzessionsgesuches der Verwaltung der 
Strassenbahnen des Kantons Baselstadt, sowie eines Be­
richtes ' des Regierungsrates von Baselland, und in Aus­
führung von § 27 des Gesetzes betr. das Strassenwesen 
vom 30. November 1916 und von § 8, Abs. 2 des Gesetzes 
betr. finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden 
beim Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908, beschliesst:
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Art. 2.
Die gesamte bauliche Anlage und Ausstattung soll 

im allgemeinen derjenigen der Überlandbahn Basel-Liestal 
entsprechen.

Art. 3.
Die Bahnanlage und der Betrieb müssen derart sein, 

dass der Verkehr auf Kantons- und Gemeindestrassen nicht 
zu sehr gehindert und die Zu- und Abfuhr bei den an­
stossenden Liegenschaften nicht zu sehr erschwert wird.

Die Bahngesellschaft hat für die gehörige Beleuchtung 
der Haltestellen während des Bahnbetriebes besorgt zu sein.

Die ganze Anlage soll immer in tadellosem Zustande 
erhalten werden und es ist besonders für gehörige Entwässe­
rung zu sorgen. Die Bau- und Unterhaltungskosten hiefür 
hat die Bahn zu tragen.

Art. 4.
Wo infolge baulicher Arbeiten an der Bahn Kor­

rektionen der Strasse* Verlegung und Verlängerung von 
Wasserleitungen, Abzugskanälen, Einfahrten und der­
gleichen notwendig werden, haben dieselben im Einver­
ständnis mit der Baudirektion auf Kosten der Bahn zu 
geschehen.

Wenn in der Folge vom Staate Korrektionen an der 
von der Bahn benützten Strassenstrecke vorgenommen 
werden sollten, so hat die Gesellschaft das Bahngeleise 
den neuen Verhältnissen in eigenen Kosten anzupassen, 
ohne Anspruch auf Entschädigung.

Die Bahn Verwaltung hat sich über alle baulichen Mass­
nahmen. welche auf Strassengebiet an der Bahn vor­
genommen werden, vorher mit der Baudirektion ins Ein­
vernehmen zu setzen. Die Baudirektion wird ihrerseits 
die Bahn Verwaltung von allen baulichen Arbeiten, welche 
an den von der Bahn benützten Strassen vorgenommen
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c

Gemeinde-

$

i

Art. 8.
Durch die gegenwärtige Bewilligung sollen die Eigen­

tumsverhältnisse des Staates nicht weiter verändert wer­
den als ausdrücklich zugestanden ist. Es darf das benützte 
Strassengebiet nicht Gegenstand einer Abtretung, 
eines Pfandrechtes oder Nutzniessungsrechtes 
überhaupt mit irgend einer Dienstbarkeit im 
belastet werden.

Art. 7.
Für den Fall der Nichtvollendung oder Liquidation 

der Bahn ist die Strasse auf Kosten der Bahngesellschaft 
in allen Teilen wieder in Stand zu setzen.

Art. 5.
Der Fahrplan soll den Verkehrsbedürfnissen angepasst 

werden; Wünsche der interessierten Gemeinden sollen so 
weit als möglich berücksichtigt werden.

werden sollen, rechtzeitig benachrichtigen und ihr Gelegen­
heit geben, allfällige Einwendungen vor Beginn der Ar­
beiten geltend zu machen.

noch 
sein, noch* 
Grundbuch

. Art. 9.
Die Unternehmung ist von Staats- und 

steuern befreit. Sie bezahlt eine jährliche Gebühr nach 
Massgabe der Bahnkilometer und zwar Fr. 75.— per Bahn­
kilometer, sofern die Dividende 4%% nicht übersteigt, 
eine Gebühr von Fr. 100.— bis auf 5% Dividende und füt 
jedes weitere %% Dividende Fr. 50.— mehr.

Art. 0.
Auf die Erhebung einer besonderen Konzessionsgebühr 

sowie von Steuern seitens des Staates und der Gemeinden 
wird während der Dauer der Konzession verzichtet.
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Liestal, den

der Landschreiber:

«r-

e

/ (
/’■

Namens des Landrates, 
der Präsident:

• r Art. 10.
Im übtigen gelten die Bestimmungen des: Gesetzes 

betreffend finanzielle Beteiligung von Kanton und- Ge­
meinden beim Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908.
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Bericht des Regierungsrates
an

den Landrat
betreffend

die Benützung von Kantonsstrassengebiet zum 
Bau und Betrieb einer elektrischen Bahn von 

Birsfelden über Schweizerhalle nach Augst.
(Vom 16. Marz 1925.)

Mit Schreiben vom 22. Juni 1920 hat uns das eidg. 
Eisenbahndepartement das von der Verwaltung der 
Strassenbahnen des Kantons Basel-Stadt eingereichte 
Konzessionsgesuch für eine Ueberlandbahn von Birsfel- 
den über Schweizerhalle und Augst nach Rheinfelden 
zur Vernehmlassung übermittelt. Nachdem wir den 
interessierten Gemeinden Birsfelden, Muttenz, Pratteln 
und Augst 'Gelegenheit gegeben hatten, sich zu dem Ge­
suche auszusprechen, haben wir dem eidg. Eisenbahn­
departement geantwortet, dass wir das Projekt zur Kon- 
zessionierung empfehlen können, allerdings unter dem 
Vorbehalt, dass die Konzession erteilt wird zuhanden 
einer zu gründenden Aktiengesellschaft, die aus den 
beteiligten Kantonen und Gemeinden, sowie aus interes­
sierten Industriellen bestehen soll. Die Verwaltung der 
Basler Strassenbahnen hat sich hiemit einverstanden er­
klärt. Inzwischen ist jedoch das Projekt in der Weise

/ ;7
'M/-
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abgeändert worden, dass die Anlage vorläufig nur bis 
Augst vorgesehen wird, also die Weiterführung bis 
Rheinfelden vorderhand fallen gelassen wird.

Da es uns von Bedeutung schien, vorerst abklären 
zu lassen, welchen Einfluss die projektierte Ueberland- 
bahn auf den Auhafen ausüben werde, haben wir von 
Herrn Ingenieur Bosshardt ein Gutachten hierüber ein­
geholt. Dieses lautet folgendermassen:

«Die Ueberlandbahn würde eine wesentliche Er­
leichterung des Verkehrs mit dem Auhafen, namentlich 
von der Stadt Basel her, zur Folge haben. Bei der Ab­
zweigung der Zufahrtstrasse zum Hafen wäre eine Hal­
testelle vorzusehen, von welcher aus das Hafengebiet in 
wenigen Minuten erreichbar ist. In baulicher Beziehung 
ergeben sich keine Komplikationen, da das Hafen- 
Anschlussgeleise bei der Landstrasse Basel-Rheinfelden 
unterführt wird. Es wäre lediglich beim Bau der 
Strassenbrücke darauf Rücksicht zu nehmen, dass 
diese auch das Geleise der Ueberlandbahn aufnehmen 
kann.»

,Die Verwaltung der Strassenbahnen des Kantons 
Basel-Stadt sucht nun die Bewilligung zur Benützung 
von Kantonsstrassengebiet zum Bau und Betrieb der ge­
planten elektrischen Bahn von Birsfelden über Schwei­
zerhalle nach Augst nach. Nach längern Verhandlungen 
mit der Gesuchstellerin und dem eidgen. Eisenbahn­
departement sind wir in der Lage, Ihnen den Entwurf 
eines bezüglichen Landratsbeschlusses vorzulegen.

■ Diese Vorlage deckt sich in der Hauptsache mit den 
bereits erteilten Bewilligungen für Strassenbahnanla­
gen, wobei allerdings einzelne Bestimmungen mit Rück­
sicht auf die gesammelten Erfahrungen oder auf die 
Bundesgesetzgebung entsprechend abgeändert worden 
sind. Der Vorbehalt der Gründung einer Aktiengesell­
schaft, die äusser dem Konzessionsbewerber aus dem
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Liestal, den 16. März 1925.

i

f

Namens des Regierungsrates, 
der Vize-Präsident:

Frei,
der Landschreiber:

Haumüller.

Kanton Baselland, den Gemeinden, interessierten Indu­
striellen und Privaten bestehen soll, ist in Art. 1 aufge­
nommen und es ist vorgesehen, dass die bauliche Anla­
ge und Ausstattung derjenigen der Ueberlandbahn Ba­
sel-Liestal entsprechen soll. Orientierend für die Lage 
im allgemeinen gilt der Situationsplan 1 : 25,000 vom 
5. Juni 1920, welcher dem Konzessionsgesuch zu Grunde 
liegt. Auf die Erhebung einer besondern Konzessions­
gebühr sowie von Steuern jeder Art seitens des Staates 
und der Gemeinden soll während der Dauer der Kon­
zession verzichtet werden, dagegen hat die Bahngesell­
schaft der Staatskasse Baselland für die dem Kanton 
Basel land durch die Bahnanlage am Strassenunterhalt 
erwachsenden Mehrkosten eine jährliche Gebühr von 
Fr. 750.— pro Kilometer benützten Strassenareals zu 
entrichten. Die übrigen Bestimmungen betreffen die 
technische ^Anlage u. ä. und geben zu Bemerkungen 
nicht weiter Anlass.

Wir beantragen Ihnen, die Vorlage in unveränder­
ter Form zum Bes^Jilusse zu erheben.
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Art. 1.
Der Verwaltung der Basler Strassenbahnen, wird zu? 

handen. einer zu gründenden Aktiengesellschaft, die äus­
ser dem Konzessionsbewerber aus dem Kanton Baselland 
(Staat), den Gemeinden, interessierten Industriellen und 
Privaten bestehen soll, die Bewilligung erteilt, zum Bau 
und Betrieb einer elektrischen Meterspurbahn von Birs- 
felden über Schweizerhalle nach Augst Kantonsstrassen­
gebiet zu benützen.

An diese Bewilligung werden die in den nachste­
henden Artikeln niedergelegten Bedingungen geknüpft.

Art. 2.
Die. gesamte bauliche Anlage und Ausstattung soll 

derjenigen der Ueberlandbahn Basel-Liestal entspre­
chen.

Landrats -Beschluss 
betreffend

die Benützung von Kantonsstrassengebiet zum
Bau und Betrieb einer elektrischen Bahn von 

Birsfelden über Schweizerhalle nach ftugst.
(Vom 1925.)

Der Landrat des Kantons Basellandschaft, nach 
Einsichtnahme des Konzessionsgesuches der Verwal­
tung der Strassenbahnen des Kantons Baselstadt, sowie 
eines Berichtes des Regierungsrates von Baselland, und 
in Ausführung von § 27 des Gesetzes betr. das Strassen­
wesen vom. 30. November 1916 und von § 8, Abs. 2 des 
Gesetzes betr. finanzielle Beteiligung von Kanton und 
Gemeinden beim Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 
1908, beschliesst:
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Der Situationsplan 1 : 25,000 vom 5. Juni 1920 gilt 
als im allgemeinen orientierend über die Anlage der 
Bahnlinie.

Art. 3.
Die Bahnanlage und der Betrieb müssen derart sein, 

dass der Verkehr auf Kantons- und Gemeindestrassen 
nicht zu sehr gehindert und die Zu- und Abfuhr bei den 
anstossenden Liegenschaften nicht zu sehr erschwert 
wird.

Die Bahngesellschaft hat für gehörige Beleuchtung 
der Haltestellen während des Bahnbetriebes besorgt zu 
sein. i

Die ganze Anlage soll immer in tadellosem Zustan­
de erhalten werden und es ist besonders für gehörige 
Entwässerung zu sorgen. Die Bau- .und Unterhaltungs­
kosten hiefür hat die Bahn zu tragen.

Art. 5.
Der Fahi-plan soll den Verkehrsbedürfnissen ange­

passt werden; Wünsche der interessierten Gemeinden 
sollen so weit als möglich berücksichtigt werden.

i
I 
s

Art. 4. i
Wo infolge baulicher Arbeiten an der Bahn Korrek­

tionen der Strasse, Verlegung und Verlängerung von 
Wasserleitungen, Abzugskanälen, Einfahrten und der­
gleichen notwendig werden, haben dieselben im Einver­
ständnis mit der Baudirektion auf Kosten der Bahn zu 
geschehen.

Wenn in der Folge vom Staate Korrektionen an der 
von der Bahn benützten Strassenstrecke vor genommen 
werden sollten, so hat die Gesellschaft das Bahngeleise 
den neuen Verhältnissen in eigenen Kosten anzupassen, 
ohne Anspruch auf Entschädigung.
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1925.Liestal, den

der Landschreiber:

Namens des Landrates, 
der Präsident:

Art. 7.
Für den Fall der Nichtvollendung oder Liquidation 

der Bahn ist die Strasse auf Kosten der Bahngesell­
schaft in allen Teilen wieder in Stand zu setzen.

Art. 8.
Durch die gegenwärtige Bewilligung sollen die Ei­

gentumsverhältnisse des Staates nicht weiter verändert 
werden, als ausdrücklich zugestanden ist. Es darf das 
benützte Strassengebiet nicht Gegenstand einer Abtre­
tung, noch eines Pfandrechtes oder Nutzniessungsrech­
tes sein, noch überhaupt mit irgend einer Dienstbar­
keit im Grundbuch belastet werden.

Art. 9.
Für die dem Kanton Baselland durch die Bahnan­

lage am Strassenunterhalt erwachsenden Mehrkosten 
hat die Bahngesellschaft der Staatskasse Baselland eine 
jährliche Gebühr von Fr. 750.— pro Kilometer benützten 
Strassenareals zu entrichten.

Art. 10.
Im übrigen gelten die Bestimmungen des Gesetzes 

betr. finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden 
beim Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908.

Art. 6.
Auf die Erhebung einer besondern Konzessionsge­

bühr sowie von Steuern jeder Art seitens des Staates 
und der Gemeinden wird während der Dauer der Kon­
zession verzichtet.
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Bafellandfchaftiiche Überlandbahn.

Statuten.

1920. Buchdruckerei Lüdin & Co.. Liestal. 1920.
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Statuten
der

Basellandschafflichen Ueberlandbahn.

I. Firma, Sitz, Zweck und Dauer der Gesellschaft.

I

Unter der Firma 
bahn»

Art. 2.
Der Zweck der Gesellschaft ist der Bau und Betrieb 

einer elektrischen Schmalspurbahn von Basel (Kan­
tonsgrenze bei St. Jakob) nach Liestal, mit allfälliger 
Abzweigung von Muttenz nach Neuewelt nach Massgabe 
der von der Bundesversammlung unterm 4. April 1914 
dem Kanton Basellandschaft erteilten und von diesem an 
die Gesellschaft abgetretenen Konzession und der unterm 
22. Juni 1916 von der Bundesversammlung beschlossenen 
Abänderung dieser Konzession.

Es wird vorerst die erste Sektion der Bahn, d. h. die 
Teilstrecke Kantonsgrenze bei St. Jakob bis Muttenz ge­
baut und betrieben. Die zweite Sektion, d. h. die Teil­
strecke Muttenz bis Liestal und allenfalls Muttenz bis 
Neuewelt wird gemäss den Bestimmungen des in Art. 3 
erwähnten Vertrages, später zur Ausführung gelangen.

Art. 1.
«Basellandschaftliche Ueberland- 

wird auf Grund der gegenwärtigen Statuten eine 
Aktiengesellschaft errichtet, welche ihren Sitz in Liestal 
(Kanton Basellandschaft) hat.
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Art. 5.
Die Dauer der Gesellschaft beträgt 80 Jahre, vom 4. 

April 1914 an gerechnet, vorausgesetzt, dass weder der 
Bund noch der Kanton Basellandschaft von den ihnen 
konzessionsgemäss zustehenden Rückkaufsrechten vorher 
Gebrauch machen.

Art. 4.
Die dem Bund gemäss der eidgenössischen Gesetz­

gebung und dem Kanton Basellandschaft und den Ge­
meinden gemäss dem Gesetz betreffend finanzielle Betei­
ligung von Kanton und Gemeinden beim Bau von Eisen­
bahnen vom 27. Juli 1908 zustehenden Rechte werden in 
vollem Umfange vorbehalten.

Insbesondere darf die Gesellschaft ohne Bewilligung 
des basellandschaftlichen Regierungsrates weder eine 
Fusion mit einer andern Gesellschaft eingehen noch die 
Konzession an eine andere Gesellschaft abtreten. Statu­
tenänderungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmi­
gung des basellandschaftlichen Regierungsrates.

Unter Vorbehalt der Genehmigung durch die zustän­
digen Behörden kann die Gesellschaft ihr Bahnnetz durch 
Bau, Ankauf, Pacht oder Uebernahme des Betriebs an­
derer Linien erweitern oder sich am Bau oder Betriebe 
von solchen in der ihr zweckmässig erscheinenden Art 
und Weise beteiligen.

Art. 3.
Die Gesellschaft übernimmt den zwischen dem Ak­

tionskomitee für die elektrische Schmalspurbahn von 
Basel nach Liestal, dem Kanton Basellandschaft und den 
Gemeinden Muttenz, Pratteln und Liestal unterm 15. Ja­
nuar 1917 abgeschlossenen Vertrag mit allen ihr daraus 
erwachsenden Rechten und Pflichten.
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II. Grundkapital, Aktien und Obligationen.

III. Organe der Gesellschaft.
i

Art. 7.
Sämtliche Aktien lauten auf den Inhaber.
Die Aktien tragen die Unterschriften von zwei Mit­

gliedern des Verwaltungsrates.

Art. 9.
Die Organe der Gesellschaft sind:

1. Die Generalversammlung.
2. Der Verwaltungsrat.
3. Die Kontrollstelle.

Art. 8.
Der Generalversammlung steht das Recht zu, die zur 

Erreichung des Gesellschaftszweckes weiter nötigen 
Geldmittel auf dem Wege der Ausgabe von Obligationen 
mit oder ohne Hypothek auf die Anlagen und Etablisse- 
mente der Gesellschaft zu beschaffen.

Die Obligationen tragen, wie die Aktien, die Unter­
schriften von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrates.

Art. 6.
Solange nur die Teilstrecke Kantonsgrenze bei St. Ja- // / 

kob bis-Muttenz gebaut und betrieben wird, beträgt 
Grundkapital der Gesellschaft Fr. 600,000.—, eingeteilt in//4V-/^ 

^OOOy^kttep Nr. 1 bis-300t); jede zu Fr. 200.—, wovon 
Fr. '’MwlOÖr-^ als Stammaktien und Fr. 400,000.^ als 
Prioritätsaktien gegeben werden. ~

Für die spätere Ausführung der Teilstrecke -Mtrttenz 
bis Liestal und allenfalls Muttenz bis Neuewelt soll das 
Grundkapital den finanziellen Bedürfnissen entsprechend 
erhöht werden.
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1. Die Generalversammlung.

Art. 11.
Die Generalversammlung findet an dem vom Verwal­

tungsrate bezeichneten Orte statt.
Der Präsident des Verwaltungsrates oder der Vize­

präsident oder in Verhinderung der Genannten ein vom 
Verwaltungsrat zu bestimmendes sonstiges Mitglied des­
selben führt den Vorsitz und ernennt einen Sekretär und 
die nötigen Stimmenzähler.

Ueber die Verhandlungen wird ein Protokoll aufge­
nommen, welches von dem Vorsitzenden und dem Sekre­
tär zu unterzeichnen ist.

Art. 10.
Die Generalversammlung wird vom Präsidenten des 

Verwaltungsrates einberufen mittelst Einladung in den 
für die Bekanntmachungen der Gesellschaft bestimmten 
Blättern, welche einmal und zwar wenigstens 8 Tage vor 
dem Versammlungstage zu veröffentlichen ist.

Die Einladung muss die Tagesordnung enthalten.
Ueber Gegenstände, welche nicht in der Tagesord­

nung angegeben sind, können Beschlüsse nicht gefasst 
werden. Hievon ist jedoch der Beschluss über den in 
einer Generalversammlung gestellten Antrag auf Beru­
fung einer ausserordentlichen Generalversammlung aus­
genommen. Zur Stellung von Anträgen und zu Verhand­
lungen ohne Beschlussfassung bedarf es der Ankündigung 
in der Tagesordnung nicht.

Art. 12.
Der Verwaltungsrat kann die ihm gutscheinenden 

Vorschriften darüber erlassen, in welcher Weise die Ak­
tionäre, die an der Generalversammlung teilnehmen 
wollen, sich über ihren Aktienbesitz auszuweisen haben.
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Art. 13.

Aktionäre können durch ihre gesetzlichen Vertreter 
oder auf Grund schriftlicher Vollmacht vertreten werden.

Art. 14.
Die Abstimmungen in der Generalversammlung er­

folgen in der Regel offen, durch Stimmzettel jedoch, wenn 
der Vorsitzende solches anordnet oder 3 Aktionäre dies 
verlangen.

Die Wahlen geschehen durch Stimmzettel. Nur für die 
Wahlen der Revisoren kann der Vorsitzende mit Geneh­
migung der Versammlung offene Abstimmung anordnen.

Die Generalversammlung ist beschlussfähig ohne 
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Aktionäre und 
vertretenen Stimmen, mit Ausnahme jedoch der in Art. 19 
erwähnten Fälle.

Sie fasst ihre Beschlüsse, soweit die Statuten nicht 
etwas anderes bestimmen, durch die absolute Mehrheit 
der gültig abgegebenen Aktienstimmen; bei Stimmen­
gleichheit entscheidet der Präsident.

Die Wahlen werden ebenfalls durch die absolute 
Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen getroffen. Ist 
im ersten Wahlgang das absolute Mehr nicht erreicht 
worden, so findet ein zweiter Wahlgang statt, bei wel­
chem das relative Mehr entscheidet. Bei Stimmengleich­
heit entscheidet das Los.

Art. 15.
Jede Aktie gibt das Recht auf eine Stimme.
Für die Ermittlung der Stimmenzahl eines an der 

Generalversammlung teilnehmenden Aktionärs werden 
seine eigenen Aktien und diejenigen, welche er vertritt, 
zusammen gerechnet.
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Art. 16;

Beschlüsse über:

Niemand darf mehr als den fünften Teil der sämtlichen 
in der Generalversammlung vertretenen Stimmrechte in 
sich vereinigen.

Abänderungen oder Ergänzungen der Statuten,
Erhöhung oder Herabsetzung des Aktienkapitals,
Erweiterung oder Verengerung des Geschäftsbereiches 

der Gesellschaft,
Erweiterung des Bahnnetzes der Gesellschaft durch Bau, 

Ankauf, Pacht oder Uebernahme des Betriebes anderer 
Linien oder Beteiligung am Bau oder Betrieb anderer 
Linien,

Verpachtung der Linie, Uebertragung des Betriebes an 
eine andere Gesellschaft oder Eingehung einer Betriebs­
gemeinschaft mit einer andern Gesellschaft,

Veräusserung des ganzen Bahnnetzes oder von Teilen 
desselben,

Vereinigung der Gesellschaft mit einer andern Gesell­
schaft,

Auflösung der Gesellschaft
können nur in einer Generalversammlung, in welcher min­
destens die Hälfte des Aktienkapitals vertreten ist, gefasst 
werden und die zustimmende Mehrheit muss mindestens ’ 
zwei Dritteile der gültig abgegebenen Stimmen umfassen.

Ist in der zu einem der obgenannten Zwecke einbe­
rufenen Generalversammlung nicht die genügende Zahl 
von Aktien vertreten, so ist eine zweite Generalversamm­
lung einzuberufen, welche ohne Rücksicht auf die Zahl 
der vertretenen Aktien mit zwei Dritteln Mehrheit der 
gültig abgegebenen Stimmen beschliessen kann.
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Art. 17.
Generalversammlung ist alljährlich 
nach dem Schlüsse des Geschäfts-

Eine ordentliche 
innerhalb 5 Monaten 
jahres abzuhalten.

Derselben hat der Verwaltungsrat die Jahresrechnung 
und Bilanz und seine Anträge über die Verwendung des 
Ergebnisses der letztem vorzulegen.

Die ordentliche Generalversammlung erteilt nach Ent­
gegennahme des Berichtes der Kontrollstelle der Verwal­
tung Döcharge, falls sich kein Anstand ergibt, beschliesst 
über das Ergebnis der Bilanz, setzt die Dividende fest und 
nimmt - die statutengemässen Neuwahlen zum Verwal­
tungsrate und zur Kontrollstelle vor.

Art. 19.
Der Generalversammlung sind folgende Geschäfte 

vorbehalten:
a) Abnahme bezw. Genehmigung der Jahresrechnung und 

Bilanz, Beschlussfassung über das Ergebnis derselben 
und Festsetzung der Dividende, beides nach vorheriger 
Entgegennahme des Berichtes und der Anträge der 
Kontrollstelle;

b) Wahl der Mitglieder des'Verwaltungsrates;
c) Wahl der Kontrollstelle;

Art. 18.
Ausserordentliche Generalversammlungen finden 

statt, wenn der Verwaltungsrat oder die Kontrollstelle 
es für notwendig erachten.

Ausserdem müssen ausserordentliche Generalver­
sammlungen einberufen werden auf Beschluss einer Gene­
ralversammlung oder wenn ein oder mehrere Aktionäre, 
die sich zusammen über den Besitz des zehnten Teiles des 
Aktienkapitals ausweisen, in einer von ihnen unterzeich­
neten Eingabe unter Anführung des Zweckes es verlangen.
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2. Der Verwaltungsrat.

d) Erweiterung des Bahnnetzes der Gesellschaft durch 
Bau. Ankauf, Pacht oder Uebernahme des Betriebes 
anderer Linien sowie Beteiligung am Bau oder Betrieb 
anderer Linien.

e) Verpachtung der Linie, Uebertragung des Betriebes an 
eine andere Gesellschaft oder Eingehung einer Betriebs­
gemeinschaft mit einer andern Gesellschaft;

f) Veräusserung des ganzen Bahnnetzes oder von Teilen 
desselben;

g) Abänderung oder Ergänzung der Statuten;
h) Erhöhung oder Herabsetzung des Aktienkapitals;
i) Vereinigung der Gesellschaft mit einer andern Gesell­

schaft;
k) Auflösung der Gesellschaft.

Äusser obigen Geschäften, welche dem Entscheide 
der Generalversammlung ausdrücklich vorbehalten sind, 
fasst sie über alle Angelegenheiten der Gesellschaft Be­
schlüsse, welche der Verwaltungsrat ihr zum Entscheide 
vorzulegen sich veranlasst findet oder welche gemäss 
Art. 21 Absatz 2 vor sie gebracht werden.

Art. 20. y/
Der Verwaltungsrat besteht aus V. Mitgliedern, von 

denen 2 vom Regierungsrate des Kantons Basellandschaft 
gewählt werden und je eines von den Gemeinden Muttenz, 
Pratteln, Liestal und Baselstadt, der Generalversammlung 
zur Wahl vorgeschlagen werden, solange jede dieser Ge­
meinden Aktien im Betrage von wenigstens Fr. 20,000.— 
besitzt.

Die Mehrheit des Verwaltungsrates muss aus 
Schweizerbürgern, welche ihren Wohnsitz in der Schweiz 
haben, bestehen.
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Art. 22.
Der Verwaltungsrat versammelt sich auf Einladung 

des Präsidenten oder Vizepräsidenten, so oft es die Ge­
schäfte erfordern. Er muss einberufen werden, wenn zwei 
Mitglieder oder die Direktion ein dahinzielendes schrift­
liches und begründetes Begehren stellen.

Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrates 
beträgt 3 Jahre, wobei unter einem Jahr der Zeitraum von 
einer ordentlichen Generalversammlung bis zur nächsten 
verstanden ist.

Die in Austritt kommenden Mitglieder sind stets wie­
der wählbar. Bei Ersatzwahlen treten die neugewählten 
Mitglieder in die Amtsdauer derjenigen ein, die sie er­
setzen. Auch für neu hinzugewählte Mitglieder läuft die 
Amtsdauer gleichzeitig mit derjenigen der übrigen Mit­
glieder ab.

Beamte und Angestellte der Gesellschaft können nicht 
Mitglieder des Verwaltungsrates sein.

Jedes Mitglied des Verwaltungsrates hat während 
seiner Amtsdauer zehn Aktien der Gesellschaft an der 
vom Verwaltungsrate bezeichneten Stelle zu hinterlegen. 
Die hinterlegten Aktien können bis zu ihrer Rückgabe 
weder veräussert noch beschwert werden.

Die von der Kantonsregierung und den Gemeinden 
abgeordneten Mitglieder brauchen nicht Aktionäre der 
Gesellschaft zu sein und sind von der Verpflichtung zur 
Hinterlegung von Aktien befreit.

Art. 21.
Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte für eine 

Amtsdauer von 3 Jahren einen Präsidenten und einen 
Vizepräsidenten. Er ernennt ferner seinen Sekretär, wel­
cher nicht Mitglied des Verwaltungsrates zu sein braucht.
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Ueber die Verhandlungen und Beschlüsse des Verwal­
tungsrates wird ein Protokoll geführt, das nach Genehmi­
gung vom Vorsitzenden der Sitzung und vom Sekretär zu 
unterzeichnen ist.

Art. 24.
Der Verwaltungsrat fasst bindende Beschlüsse für 

die Gesellschaft in allen Fällen, deren Erledigung nicht 
zufolge Gesetz oder dieser Statuten der Generalversamm­
lung zusteht.

Art. 25.
Der Verwaltungsrat ist berechtigt, zur Leitung und 

Beaufsichtigung der laufenden Geschäfte aus seiner Mitte

Art. 23.
Ein Mitglied des Verwaltungsrates kann sich in einer 

Sitzung durch ein anderes Mitglied vertreten lassen, kraft 
einer schriftlichen, für die spezielle Sitzung gegebenen 
Vollmacht. Ein Mitglied darf nicht mehr als eine Vollmacht 
führen.

Zur Beschlussfähigkeit des Verwaltungsrates ist die 
persönliche Anwesenheit der absoluten Mehrheit der sämt­
lichen Mitglieder erforderlich. Die Beschlüsse des Ver­
waltungsrates werden mit absoluter Mehrheit der abge­
gebenen Stimmen der abwesenden und vertretenen Mit­
glieder gefasst; bei Stimmengleichheit zählt die Stimme 
des Vorsitzenden doppelt.

Beschlussfassungen auf dem Zirkulationswege sind 
statthaft in Fällen, welche das Präsidium für dringlich 
erachtet.

Die Wahlen erfolgen, sofern nicht anderes beschlos­
sen wird, in geheimer Abstimmung. Im ersten Wahlgang 
entscheidet das absolute, im zweiten das relative Mehr; 
bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.
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3. Kontrollstelle.

Art. 26.
Der Verwaltungsrat bezeichnet diejenigen Personen 

aus seiner Mitte und ausserhalb derselben, welchen die 
rechtsverbindliche Unterschrift für die Gesellschaft oder 
das Recht die Firma Der Prokura zu zeichnen, zusteht.

Der Verwaltungsrat bestimmt die Art und Weise, in 
welcher die Zeichnung für die Gesellschaft zu erfolgen hat.

Art. 27.
Die Mitglieder des Verwaltungsrates und eines even­

tuell von ihm ernannten Ausschusses haben Anspruch auf 
Vergütung ihrer Reisekosten und auf ein Sitzungsgeld. 
Der Verwaltungsrat ist ausserdem befugt, einzelne seiner 
Mitglieder für besondere Bemühungen angemessen zu 
entschädigen.

Art. 28.
Die Generalversammlung wählt jedes Jahr zwei Re­

visoren und für Verhinderungsfälle derselben einen Er­
satzmann, welche nicht Aktionäre der Gesellschaft zu sein 
brauchen.

Die Revisoren haben die Jahresrechnung und die Bi­
lanz zu prüfen und über dieselben sowie über die An­
träge des Verwaltungsrates der Generalversammlung 
Bericht und Antrag vorzulegen.

einen Ausschuss zu wählen und dessen Aufgaben und 
Kompetenzen zu bestimmen. Er kann auch unter von 
ihm festzusetzenden Bedingungen einen beliebigen Teil 
seiner Befugnisse an einzelne seiner Mitglieder oder an 
einen oder mehrere Dritte ausserhalb seiner Mitte über­
tragen. Er setzt die Obliegenheiten und Kompetenzen 
dieser Personen und deren Entschädigungen fest.
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Art. 30.

IV. Rechnungsabschluß, Erneuerungsfonds, Reserven, 
Dividende.

Sie sind jederzeit berechtigt, und mindestens einmal 
im Jahr verpflichtet, neben der Revision der Jahresrech­
nung eine Revision der gesamten Geschäftsführung vor­
zulegen.

Der Verwaltungsrat setzt die Entschädigung für die 
Revisoren fest.

Den Prioritätsaktien wird im Falle der Gewinnver­
teilung eine Dividende von 5% zum voraus garantiert, 
bevor an die Stammaktionäre etwas ausgewiesen wird.

Art. 29.
Das Rechnungsjahr schliesst mit dem 31. Dezem­

ber ab.
Für die Aufstellung der Rechnungen und der Bilanz 

gelten die Vorschriften des Schweizerischen Obligatio­
nenrechts und des Bundesgesetzes über das Rechnungs­
wesen der Eisenbahnen vom 27. März 1896.

Die Bilanz und die Rechnung über Gewinn und Ver­
lust sind mit dem Bericht und dem Antrag der Rechnungs­
revisoren spätestens acht Tage vor der ordentlichen Ge­
neralversammlung in den Geschäftslokalitäten der Ge­
sellschaft zur Einsicht der Aktionäre aufzulegen. Von 
dieser Auflage ist den Aktionären in den Publikations­
organen der Gesellschaft Kenntnis zu geben. Ferner ist 
die Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung mit der 
von den Aktionären genehmigten Fassung spätestens 6 
Monate nach dem Bilanztage im Schweizerischen Han­
delsamtsblatt zu veröffentlichen.



13

Art. 33.
Der nach Vornahme der erforderlichen Abschrei­

bungen und Amortisationen und nach Dotierung des Er­
neuerungsfonds und des ordentlichen Reservefonds ver­
bleibende Reingewinn steht zur Verfügung der General­
versammlung, welche die an die Aktionäre auszuzahlende 
Dividende festsetzt.

Die Auszahlung der Dividende erfolgt nach Geneh­
migung der Rechnungen durch die zuständigen Behörden 
auf den vom Verwaltungsrate zu bestimmenden Zeitpunkt.

Art. 32.
Zur Bestreitung ausserordentlicher und unvorherge­

sehener Ausgaben, sowie zur Deckung von Verlusten ist 
ein ordentlicher Reservefonds zu bilden, dem alljährlich 
mindestens 5% des Reingewinns zugewiesen werden, bis 
er mindestens 15% des Aktienkapitals beträgt.

Der Reservefonds wird nicht verzinst.

Art. 34.
Die Generalversammlung ist befugt, aus den zu ihrer 

Verfügung gestellten Beträgen des Reingewinnes belie­
bige weitere Reserveanlagen zu beschliessen. Ebenso 
kann sie über solche Reserveanlagen auf Vorschlag des 
Verwaltungsrates wieder beliebig verfügen.

Art. 31.
Für die einer wesentlichen Abnützung unterworfenen 

Anlagen und Einrichtungen, als Oberbau mit der elektri­
schen Hochspänn- und Kontaktleitung, Rollmaterial, Mo­
biliar und Gerätschaften wird ein Erneuerungsfonds an­
gelegt. lieber die jährlichen Einlagen in diesen Fonds 
und die Beanspruchung desselben wird das Nähere in 
einem besondern Reglement bestimmt, welches der Ge­
nehmigung des Bundesrates unterliegt.
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V. Liquidation der Gesellschaft.

VI. Bekanntmachungen.

VII. Schlußbestimmung.

Muttenz, den 21. Februar 1920.

Namens der Generalversammlung:

Der Präsident:
Dr. Tanner.

Der Sekretär:
Dr. Wirth.

Art. 35.
Im Falle der Liquidation der Gesellschaft ernennt die 

Generalversammlung die Liquidatoren und bestimmt zu­
gleich das Verfahren der Liquidation.

Art. 36.
Alle von den Gesellschaftsorganen zu erlassenden 

Bekanntmachungen erfolgen im Schweizerischen Handels­
amtsblatt.

Der Verwaltungsrat wird ausserdem noch andere Pu­
blikationsorgane bezeichnen.

Art. 37.
Diese Statuten treten nach deren Genehmigung durch 

die zuständigen kantonalen und eidgenössischen Behörden 
in Kraft.



Das Eidg. Eisenbahndepartement,
nach Einsicht

der von der konstituierenden Generalversammlung der 
Basellandschaftlichen Ueberlandbahn vom 21. Febr. 1920 
aufgestellten Statuten,

gestützt auf Art. 56 des B. R. B. vom 17. Nov. 1914 
betreffend die Zuständigkeit der Departemente und der 
ihnen unterstellten Amtsstellen zur selbständigen Erledi­
gung von Geschäften

beschliesst:
1. Den Statuten der Gesellschaft der Basell. Ueber­

landbahn vom 21. Feb. 1920 wird, vorbehältlich der be­
stehenden und künftigen gesetzlichen Vorschriften im 
Sinne von Art. 7 des Bundesgesetzes vom 23. Dez. 1872, 
die Genehmigung erteilt.

2. Dieser Beschluss ist den Statuten beizudrucken und 
es ist ein mit den Originalunterschriften versehenes 
Exemplar derselben im Bundesarchiv niederzulegen.

Bern, den 3. September 1920.
Eidg. Eisenbahndepartement:

Dr. Haab.
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Bericht
der

Kommission betreffend eine elektrische Schmal­
spurbahn von Basel nach Liestal 

an den Landrat.
(Vom 25. Februar 1919.)

Dem nachstehenden Bericht liegt die Vorlage des 
Regierungsrates an den Landrat vom 1. Dezember 1917 
zu Grunde, worin dem Landrat Kenntnis ’ gegeben wird 
von den Plänen nebst Kostenberechnung über das Teil­
stück Kantonsgrenze bis Muttenz, sowie über die finanzielle 
Beteiligung der Gemeinden für dieses Teilstück. In Er­
gänzung dieses orientiert der Bericht weiter über die 
Beteiligung der Gemeinden beim Weiterausbau der Bahn 
mit den hiefür zu schaffenden Garantien.

Zur Beratung dieses Berichtes hatte sich die Kom­
mission bereits schon am 16. Januar 1918 versammelt. 
Unsere damaligen Besprechungen standen durchaus noch 
unter dem Eindruck des Weltkrieges mit seinen wirt- 
schädlichen Begleiterscheinungen, und die zur Zeit 
herrschenden Materialpreise und Lieferungsmöglichkeiten 
ließen keinen Zweifel darüber aufkommen, daß an eine 
Weiterverfolgung der Bahnfrage vor Beendigung des 
Krieges nicht zu denken war. Abei’ auch aus rein for­
mellen Gründen konnten-wir uns damals nicht entschließen, 
die Vorlage dem Landrat zur Beratung zu empfehlen. 
Laut dem regierungsrätlichen Bericht hatten sich nämlich 
die Baukosten der ersten Teilstrecke (denn nur um diese 
kann es sich vorläufig handeln) seit dem Abschluß der
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Verhandlungen mit den Gemeinden und deren garantierten 
finanziellen Verpflichtungen von Fr. 420,000. — auf 
Fr. 700,000.— erhöht. Und es schien uns nicht ohne 
weiteres gegeben, daß sich die Gemeinden auf Grund 
dieser neuen Sachlage bei ihren früher beschlossenen 
freiwilligen Beiträgen behaften ließen. Wir halten davon, 
daß besonders inbezug auf die finanzielle Frage bei allen 
beteiligten Gemeinden volle Klarheit herrschen muß, 
wenn überhaupt das Projekt der Basellandschaftlichen 
Ueberlandbahn zu einem guten Ende geführt werden 
soll. Nach eingehender Rücksprache beauftragte die 
Kommission den Regierungsrat, er möchte die Gemeinden 
Muttenz, Pratteln und Liestal erneut anfragen^ ob die­
selben auch auf Grund der erhöhten Bausumme, sowie 
des vorliegenden Berichtes des Regierungsrates vom 
1. Dezember. 1917 ihre bisherigen finanziellen Verpflich­
tungen aufrecht erhalten.

Im Laufe des Jahres 1918 ist dies alsdann geschehen 
und da überdies im gleichen Jahre durch Beendigung 
des Weltkrieges auf eine wirtschaftliche Besserung gehofft 
werden konnte, so erachteten wir nun den Moment für 
gekommen, mit der Weiter Verfolgung ,der Bahnfrage 
nicht mehr länger zuzuwarten; denn selbst im günstigsten 
Falle, d. h. bei rascher Beschaffung der erforderlichen 
Geldmittel, sind noch zeitraubende, technische Vorarbeiten 
nötig, welche ebenfalls vor Inangriffnahme der eigent­
lichen Bauarbeiten der völligen Abklärung harren.

Was nun die eingegangenen Antworten der befragten 
Gemeinden anbetrifft, so haben sich Muttenz und Liestal 
rückhaltlos zustimmend erklärt, währenddem die Ge­
meinde Pratteln einzig die Garantie der Mit Verzinsung 
des Obligationenkapitals ablehnt. Die Kommission ist 
aber der Auffassung, daß diese Einschränkung kein Hin­
dernis sei für die Weiterleitung der Vorlage und dieselbe 
überhaupt auf die Finanzierung des Unternehmens keinen
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entscheidenden Einfluß ausüben könne. Mit Rücksicht 
hierauf können auch wir rückhaltslos dem Regierungs­
rate zustimmen, es sei die Ueberlandbahnfrage an ein 
Aktionskomitee unter den diesbezüglichen Bedingungen 
zu überweisen in der Meinung, daß dasselbe vor allem 
die Finanzierung des Unternehmens in die Wege zu 
leiten hätte. Auf Grund des erbrachten Finanzausweises 
könnte alsdann zur endgültigen Gründung der Aktien­
gesellschaft geschritten werden.

Laut Bericht des Regierungsrates ist zur weitern 
Abklärung der Angelegenheit bereits ein Entwurf zu 
einem Vertrage zwischen dem Aktionskomitee und den 
Hauptinteressenten, d. h. dem Staate Baselland und den 
Gemeinden Muttenz, Pratteln und Liestal aufgestellt 
worden, desgleichen der Entwurf der Statuten der zu 
gründenden Aktiengesellschaft. Die Kommission hält die 
im Vertrage niedergelegten Bestimmungen für derart 
wichtig, daß dieser Entwurf ebenfalls gedruckt den Mit­
gliedern des Landrates zugestellt werden soll. Hiebei ist 
ausdrücklich festzustellen, daß die Vertragsbestimmungen 
in der Konferenz vom 15. Januar 1917 auf freiwilligem 
Wege zwischen dem Staate und den beteiligten Gemeinden 
vereinbart wurden und es deshalb keineswegs zu em­
pfehlen ist, Aenderungen hieran vorzunehmen.

Inbezug auf die speziellen Bedingungen der regier- 
ungsrätlichen Vorlage betr. Abtretung der Konzession an 
die zu gründende Aktiengesellschaft, sowie betr. die 
Finanzierung, sind wir nicht in der Lage, Abänderungen 
zu beantragen. Hingegen erachten wir es doch für ge­
geben, den Zeitpunkt etwas näher zu präzisieren, in 
welchem die Konzession vom Regierungsrat an die Aktien­
gesellschaft abgetreten werden kann. Wir beantragen 
Ihnen deshalb zu beschließen :

„Der Landrat genehmigt die von den Gemeinden 
Muttenz, Pratteln und Liestal zugesicherte Beteiligung
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Namens der Kommission, 
Der Präsident:

A. Meyer.
Der Protokollführer:

Meng.

an der ersten Teilstrecke der Ueberlandbahn Basel- 
Liestal, sowie die für die Fortsetzung der Bahn in 
Aussicht genommenen Garantien und ermächtigt den 
Regierungsrat, die Konzession an die zu gründende 
Aktiengesellschaft abzutreten, sobald das zu bestellende 
Aktionskomitee den Finanzierungsausweis erbracht hat.“ 

Anschließend an vorstehende Darlegungen möchten 
wir nicht unterlassen, noch auf zwei weitere Bestrebungen 
von nicht zu unterschätzender volkswirtschaftlicher Be­
deutung aufmerksam zu machen, die früher oder später 
ihren Einfluß auf die Ueberlandbahn Basel-Liestal ausüben 
werden. Es sind dies die Hafenbauten am Rhein und 
die in allerneuster Zeit aufgeworfene Frage einer elektr. 
Bahn Basel-Liestal-Waldenburg-Solothurn-Bern. Während­
dem das letztere Problem noch der Abklärung harrt, 
kann die Entwicklung am Rhein bereits mit Sicherheit 
vorausgesehen werden. Es ergibt sich hieraus alsdann 
für die Gemeinde Birsfelden die Möglichkeit durch Ver­
längerung der Linie 3 der Basler Straßenbahn entweder 
bei der sog. Hofackerbrücke zwischen St. Jakob und 
Muttenz, oder aber, was wahrscheinlicher ist, durch die 
Hardt über Schweizerhalle bei Pratteln den Anschluß an 
die Ueberlandbahn zu suchen. Hiedurch wäre also auch 
Birsfelden der direkte Anschluß und Kontakt mit dem 
mittlern und obern Kantonsteil garantiert.



Vertrag
zwischen

Art 1.
Der Kanton Basellandschaft überträgt die ihm von 

der Schweizerischen Bundesversammlung erteilte Kon­
zession für den Bau und den Betrieb einer elektrischen 
Schmalspurbahn von Basel (Kantonsgrenze bei St. Jakob) 
nach Liestal, mit allfälliger Abzweigung von Muttenz nach 
Neuewelt d. d. 4. April 1914 mit Abänderung d. d. 
22. Juni 1916 mit allen daraus hervorgehenden Rechten 
und Pflichten auf die Utberlandbahng es eil schäft und die 
Ueberlandbahngesellschaft übernimmt die Konzession und 
verpflichtet sich, die ihr durch die Bestimmungen der Kon­
zession überbundenen Verpflichtungen in allen Teilen zu 
erfüllen, und insbesondere die Sektion I der Bahn, d. h. 
die Teilstrecke Kantonsgrenze bei St. Jakob bis Muttenz, 
sobald als möglich zur Ausführung zu bringen.

1. dem Kanton Basel-Landschaft,
2. den Gemeinden Muttenz, Pratteln und Liestal, und
3. dem Aktionskomitee für die elektrische Schmalspur­

bahn von Basel nach Liestal, handelnd im Namen 
einer unter der Firma „Basellandschaftliche Ueber- 
landbahn“ zu gründenden Aktiengesellschaft, im 
nachstehenden„Ueberlandbahngesellschaft“ genannt, 

ist zum Zwecke der Gründung einer Aktiengesellschaft 
mit der Firma „Basellandschaftliche Ueberlandbahn“, die 
nach Maßgabe der Konzession die elektrische Schmalspur­
bahn von Basel (Kantonsgrenze bei St. Jakob) nach Liestal, 
mit allfälliger Abzweigung von Muttenz nach Neuewelt 
bauen und betreiben soll, Folgendes vereinbart worden.



In
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Art. 2.
Die Ueberlandbahngesellschaft verpflichtet sich dem 

Kanton Basel-Landschaft gegenüber, die Sektion II der 
Bahnlinie, d. h. die Teilstrecke Muttenz bis Liestal und 
allenfalls Muttenz bis Neuewelt,.- spätestens nach Ablauf 
von 10 Jahren, vom Datum des definitiven Friedens­
schlusses der am Weltkriege beteiligten Großmächte an 
gerechnet, zur Ausführung zu bringen. •■■■'* •>

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft ist berech­
tigt, die Ausführung der Sektion II der Bahn schon vor 
Ablauf der 10 Jahre zu verlangen, sofern die. allgemeinen 
Verhältnisse . es rechtfertigen, und die Finanzierung der 
Fortführung der Bahn bis Liestal sich als möglich. erweist.

Andererseits ist die Ueberlandbahngesellschaft berech­
tigt, die Verlängerung, der zehnjährigen Frist .zu ver­
langen, und der Regierungsrat wird dem. Landrat bean­
tragen, eine angemessene Fristverlängerung zu gewähren, 
sofern .die allgemeinen Verhältnisse das Gesuch .recht­
fertigen, oder die Finanzierung der Fortführung der Bahn, 
bis Liestal sich als unmöglich erweist.

.n/
•. . ; •' . Art' M • d

Nach Einigung der. kantonalen Behörden . mit der 
Ueberlandbahngesellschaft über den Zeitpunkt der Inan­
griffnahme der Weiterführung der Bahn nach Liestal und 
allenfalls von Muttenz bis Neuewelt haben sich die Kantons­
regierung und die Ueberlandbahngesellschaft im Sinne 
des vorletzten Absatzes des abgeänderten Art. 6 der Kon­
zession mit dem Bundesrate zwecks Festsetzung der 
Fristen ins Einvernehmen zu setzen. , :

>'■■■• i! .••• • i.» 1G ■ i ’» '; ■ <

; ; j ■ . , :, Art,. 4.. y »• -u : » >1 : ( i«.r •...

Für den Fall, daß die in der Konzession* oder vom 
Bundesrate festgesetzten Fristen aus irgend einem Grunde 
nicht eingehalten werden. können, ist. die Ueberlandbahn-



m
gesellschaft verpflichtet, beim Bundesrate die erforder­
lichen Fristverlängerungen rechtzeitig nachzusuchen.

Art. 5.
Für den Fall, daß die Ueberlandbahngesellschaft den 

Betrieb der ganzen Bahn oder von Teilen derselben den 
Basler Straßenbahnen oder einer andern Gesellschaft über­
trägt, unterliegen die bezüglichen -Verträge der Geneh­
migung des basellandschaftlichen Regierungsrates.

Art. 6.
Der Kanton Basel-Landschaft verpflichtet sich, sich nach 

Maßgabe des basellandschaftlichen Gesetzes betreffend die 
finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden beim 
Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908 an der Finan­
zierung der Ueberlandbahngesellschaft zu beteiligen.

Zum Zwecke des Baues und Betriebes der Teilstrecke 
Kantonsgrenze bei St. Jakob bis Muttenz verpflichten sich 
die Gemeinden Muttenz, Pratteln und Liestal im Sinne von 
§ 3 des vorgenannten Gesetzes, sich mit 20 °/o der Bau­
kosten am Aktienkapital der Ueberlandbahngesellschaft 
zu beteiligen, und zwar wird von diesen 20 % die Ge­
meinde Liestal Fr. 25,000. —, die Gemeinde Pratteln 
Fr. 20,000. — und die Gemeinde Muttenz den Rest über­
nehmen.

Wenn die Teilstrecke Muttenz bis Liestal und allen­
falls Muttenz bis Neüewelt zur Ausführung gelangt, so 
wird alsdann der Landrat gemäß § 3 des vorgenannten 
Gesetzes durch besonderen Beschluß die Höhe der Betei­
ligung der in Frage kommenden Gemeinden an den von 
ihnen gemeinsam zu übernehmenden 20 °/o der Gesamt­
baukosten der ganzen Strecke Kantonsgrenze bei St. Jakob 
bis Liestal und allenfalls Muttenz bis Neüewelt festsetzen, 
wobei die anläßlich des Baues der Teilstrecke Kantons­
grenze bei St. Jakob bis Muttenz von den. Gemeinden



IV

1

ä

Art. 7.
Der Kanton Basel-Landschaft verpflichtet sich, wenn 

nötig, die Zinsen der von der Ueberlandbahngesellschaft 
eventuell auszugebenden Obligationen, deren Gesamtbetrag 
gemäß § 6 des basellandschaftlichen Gesetzes betreffend 
finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden beim 
Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908 einen Drittel des 
Anlagekapitals des Unternehmens nicht Übersteigen darf, 
zu garantieren.

Falls der Kanton aus dieser Zinsengarantie in Anspruch 
genommen wird, so ist ihm die Hälfte der von ihm be­
zahlten Beträge von den an der Ueberlandbahn gesell - 
schäft beteiligten Gemeinden im Verhältnis ihrer Betei­
ligung am Aktienkapital zu vergüten.

Art. 8.
Solange nur die Teilstrecke Kantonsgrenze beiSt. Jakob 

bis Muttenz gebaut und betrieben wird, soll der Ver- 
waltungsrat der Ueberlandbahngesellschaft aus 7 Mit­
gliedern bestehen, von denen eines vom Regierungsrate 
des Kantons Basel-Landschaft und je eines von den Ge­
meinden Muttenz, Pratteln und Liestal, solange jede dieser 
Gemeinden Aktien im Betrage von wenigstens Franken 
20,000. — besitzt, gewählt werden. Die übrigen Mitglieder 
werden von der Generalversammlung gewählt. .

Müttenz, Pratteln und Liestal bezahlten Beträge diesen 
Gemeinden in Anrechnung zu bringen sind.

Der Kanton und die Gemeinden werden durch die 
von der Regierung und den Gemeindebehörden bezeich­
neten Vertreter in der Generalversammlung der Ueber­
landbahngesellschaft vertreten.

Im übrigen bleiben die. Bestimmungen des vorge­
nannten Gesetzes in allen Teilen vorbehalten.



V

Geschehen in Liestal, in fünffacher Ausfertigung, am

S -

Art. 10.
Die Vertragschliessenden erklären sich damit ein­

verstanden, daß alle eventuell aus diesem Vertrage ent­
stehenden Streitigkeiten, sofern der Streitgegenstand einen 
Haupt wert von mindestens Fr. 3,000. — hat (vgl. Bundes­
gesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege 
Art. 52 Ziff. 1), durch das Schweizerische Bundesgericht 
als einzige Zivilgerichtsinstanz entschieden werden sollen.

Die von der Kantonsregierung und den Gemeinden 
gewählten Mitglieder brauchen nicht Aktionäre der Ge­
sellschaft zu sein, und sind von der Verpflichtung zur 
Hinterlegung von Aktien befreit.

Wenn die Teilstrecke Muttenz bis Liestal und 
allenfalls Muttenz bis Neue weit zur Ausführung gelangt, 
ist die Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrates auf—9- 
bis 11 zu erhöhen; in welchem Falle der Regierung des 
Kantons Basel-Landschaft das Recht zusteht, ein zweites 
Mitglied in den Verwaltungsrat zu wählen.

Art. 9.
Die dem Kanton Basel-Landschaft aus der Erwerbung 

der Konzession, für Pläne, für Gutachten etc. und aus 
seinen sonstigen vorbereitenden Maßnahmen erwachsenen 
Kosten sind ihm von der Ueberlandbahngesellschaft zu 
vergüten.
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1982.

Ratschlag
betreffend

Erstellung einer Strassenbahnlinie
durch die

Hardstrasse, Adlerstrasse, Zeughausstrasse, 
St. Jakobsstrasse bis St. Jakob.

Dem Grossen Kate des Kantons Basel-Stadt vorgelegt 
den 28. Januar 1915.
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Im Ratschlag No. 1918 betreffend ein generelles 
Strassenbahnnetz, der dem Grossen Rat am 9. Oktober 1913 
vorgelegt wurde, bis heute aber noch nicht zur Behand­
lung gelangte, haben wir über die Linie

Hardstrasse-Zeughausstrasse-St. Jakob
folgendes ausgeführt:

„Diese Linie ersetzt die früheren Projekte einer 
Strassenbahnverbindung nach St. Jakob (und weiter nach 
Muttenz), die die Benützung der St. Jakobsstrasse oder der 
Grosspeterstrasse vorgesehen hatten. Jene Projekte hatten 
den Nachteil, dass sie durch Strassen führten, die vor­
läufig und wohl noch auf längere Zeit schwach bebaut 
sind, während eine Linie in der Hardstrasse einem grossen 
Quartier eine Verbindung eröffnet. Sie wird nicht länger 
als die Linie Aeschenplatz-St. Jakobsstrasse-München- 
steiner - Grosspeter - äussere St. Jakobsstrasse; eine Halte­
stelle an der Zeughausstrasse ist für den Verkehr mit dem 
Güterbahnhof bequem gelegen. Die Linie macht aller 
Voraussicht nach sowohl die Grosspeterlinie als die Linie 
zwischen Luftmatt und Sommerkasino überflüssig, während 
umgekehrt die Ausführung einer dieser Linien uns der 
Notwendigkeit nicht enthöbe, im äussern St. Albanquartier 
eine neue Verbindung zu schaffen. Für den Anschluss 
einer Linie, die von Liestal und Muttenz her die Kantons-
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grenze erreicht, eignet sich das neue vorgeschlagenc 
Projekt ebenso gut, wie die andern. Die Ausführung soll 
nächstens an die Hand genommen werden.“

Im Budget des Jahres 1914 waren auch die Kosten 
für den Bau der Linie bereits enthalten. Der Grund, 
weshalb wir dem Grossen Rate die Ausführung im ver­
flossenen Jahre noch nicht vorschlagen konnten, lag haupt­
sächlich darin, dass die Fertigstellung der von der Hard- 
strasse nach der Zeughausstrasse quer durch das Singergut 
führenden Adlerstrasse abgewartet werden musste. Diese 
Strasse ist nun fertig aufgefüllt und soll in nächster Zeit 
vollendet werden. Es steht somit der projektierten Trace- 
führung nichts mehr im Wege.

Wir beantragen daher, die Linie, deren Baukosten 
vom Vorjahr ins Budget 1915 übertragen worden sind, 
im laufenden Jahre zu erstellen. Dadurch wird u. a. 
sowohl für das ständige Baupersonal der Strassenbahn­
verwaltung, dessen Arbeitspensum bis zum Frühjahr infc 
grossen und ganzen sich erschöpft haben würde, als auch 
für einen weitern Kreis von Arbeitssuchenden willkom­
mene Arbeitsgelegenheit geschaffen.

Im Einzelnen haben wir zum Linienprojekt folgendes 
zu berichten:

Im Jahre 1911 und 1912 sind beim Regierungsrat 
zwei Petitionen eingegangen, die eine vom Verein des 
äussern St. Albanquartiers, worin die Prüfung der Frage 
verlangt wird, ob nicht die projektierte Stassenbahnlinie 
nach Muttenz durch das äussere St. Albanquartier, speziell 
durch die Hardstrasse, geführt werden könnte, die andere 
von 62 Industrie- und Handelsfirmen und privaten Ger 
schäftsleuten, worin . zur Erleichterung des starken und 
immer zunehmenden Verkehrs von der Stadt nach dem 
Güterbahnhof Wolf und zur bessern Erschliessung des für 
industrielle Anlagen sehr geeigneten grossen Terrains auf
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J

Stadtgebiet zwischen St. Jakob und Birsfelden um die 
endliche Erstellung einer Strassenbahn nach St. Jakob 
ersucht wird.

Es lässt sich nun nicht bestreiten, dass die von beiden 
Interessengruppen dargelegten Gründe für die Anhand- 
nahme einer Strassenbahnlinie in der dortigen Gegend 
Beachtung verdienen; es ist namentlich richtig, dass das 
wohlbebaute äussere Albanquartier zu seinem Schaden 
einer Strassenbahnlinie entbehrt und dass grosse unbe­
baute Areale, die zum Teil im Besitz der Christoph 
Merianischen Stiftung sind, erst durch eine Strassenbahn­
linie der Verwertung näher kommen werden. In neuester 
Zeit tritt hinzu die Erbauung des neuen Zeughauses, das 
ein grosser Teil- unserer Bevölkerung zu besuchen häufig 
in die Lage kommen wird.

Die Begehren der verschiedenen Interessenten können 
nun durch eine und dieselbe Linie befriedigt werden, 
wenn die Verbindung der Station am Aeschenplatz mit 
St Jakob nicht, wie bisher vorgesehen, durch die innere 
St. Jakobsstrasse, Münchensteinerstrasse und Grosspeter- 
strasse, sondern durch die Hardstrasse, Adlerstrasse und 
Zeughausstrasse bewerkstelligt wird.

Das erste Projekt einer St.jakobslinie nahm seiner­
zeit die innere und die äussere St. Jakobsstrasse in Aus­
sicht; hiegegen wurde aber mit Recht geltend gemacht, 
dass die Strecke zwischen Sommerkasino und Luftmatt, 
die zur Zeit einen schönen Spaziergang bietet, durch eine 
doppelgcleisige Strassenbahn, die zur Beseitigung der 
Baumreiho nötigte, verunstaltet würde. Man kam dann 
auf das Projekt, die Wagen der neuen Linie auf der 
jetzigen Münchensteinerlinic bis zur Grosspeterstrasse fahren 
zu lassen und sodann mittelst der Grosspeterstrasse die 
äussere St. Jakobsstrasse erst bei den Gebäuden des Güter­
bahnhofs Wolf zu erreichen. Gegen dieses Projekt, das
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im Ratschlag 1693 (25. Februar 1909) empfohlen ist, 
spricht aber das Bedenken, dass die Grosspeterstrasse als 
Hauptzufahrtstrasse zum Güterbahnhof Wolf für den 
schweren Güterverkehr von Strassenbahngeleisen frei er­
halten werden sollte, und es darf auch vom Standpunkt 
der Rentabilität aus dagegen gesagt werden, dass es keine 
neue bewohnte Gegend an die Strassenbahn anschliesst.

Wir sind infolgedessen auf das Projekt zurückge­
kommen, das von Anfang an bei der Behandlung der 
St. Jakobslinie ebenfalls in Erwägung gezogen wurde, 
nämlich das Projekt der Linienführung durch die Hard- 
strasse, wodurch die Aufgaben einer Erschliessung des 
äussern Albanquartiers für die Strassenbahnen und einer 
Verbindung derselben mit dem Güterbahnhof Wolf, mit 
dem neuen Zeughaus, mit St. Jakob und eventuell mit 
Muttenz, gleichzeitig gelöst werden.

Hinsichtlich der Linionlänge ist zu sagen, dass die 
Führung durch die St. Jakobsstrasse natürlich die kürzeste 
wäre, dass aber die Hardstrassenlinie nicht länger ist, als 
die Grosspeterlinie.

Was die Rentabilität betrifft, so kann nicht bestritten 
werden, dass eine Linie, die durch das äussere Alban­
quartier führt,’ einer Linie durch die Grosspeterstrasse 
und noch mehr einer Linie, die zwischen Sommerkasino 
und Luftmatt, mithin zwischen unbebautem Areal fährt, 
überlegen ist. Es kommt aber weiter in Betracht, dass 
durch die Hardstrassenlinie sowohl die Grosspeterlinie, 
als die Linie zwischen Sommerkasino und Luftmatt gegen­
standslos wird, während natürlich die Erstellung einer der 
eben genannten Linien für das äussere Albanquartier be­
deutungslos wäre und demnach eine Hardstrassenlinie auf 
die Länge nicht hintanhalten könnte.

Der Wunsch des äusseren Albanquartiers, endlich 
an das Strassenbahnnetz angeschlossen zu werden, er-
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scheint gerechtfertigt, wenn in Betracht gezogen wird, 
dass die Peripherie keines äussern Stadtteiles (abgesehen 
von den kleineren isolierten Villenkolofrien), gleich weit 
von einer Strassenbahnlinie entfernt liegt. Die weiteste 
Distanz beträgt für die äussersten Häuser im Bachletten­
quartier an der Benkenstrasse 600 m von der Steinen- 
ringlinie, während der Bewohner der Wartenbergstrasse 
und des St. Albanrings über 900 m nach der Haltestelle 
Engclgasse und 750—800 m nach den Haltestellen Hard- 
strasse und Gellert der Birsfelderlinie zurückzulegen hat. 
Noch weitere Distanzen ergeben sich für das der Erschlies­
sung noch harrende Terrain der Christoph Merianischen 
Stiftung ausserhalb des St. Albanrings. Es scheint uns 
aber im öffentlichen Interesse zu liegen, dass die Aus­
dehnungsmöglichkeit dieses Quartiers erleichtert wird.

Die Linie erhält eine Länge von 2,1 km. Sie zweigt 
bei der Einmündung der Hardstrasse in die . St. Alban­
anlage von der Birsfelderlinie ab, durchfährt die Hard­
strasse, Adlerstrasse, Zeughausstrasse, biegt beim neuen 
Zeughaus in die St. Jakobsstrasse ein und endigt ausser­
halb St. Jakob auf eigenem Bahnkörper südlich neben der 
Hauptstrasse bei der Kantonsgrenze. Die dortige Stations­
anlago mit Geleiseschlaufe wird einem gesteigerten Ver­
kehr bei Festlichkeiten auf der St. Jakobswiesc und an 
schönen Sonntagen Genüge leisten und ohne Schwierig­
keiten einer späteren elektrischen Bahn von Muttenz oder 
Liestal her Anschluss gewähren können.

Die gesamten Baukosten einschliesslich einer Ver­
breiterung der Brücke über den Teich bei St. Jakob be­
tragen lautVoranschlag Fr.348,800.—, wovon Fr.324,800.— 
auf Rechnung des Anlagekapitals der Strassenbahnen und 
Fr. 24,000.— auf Rechnung des Baudepartements als 
Beitrag an die mit der neuen Linie verbundenen Strassen­
korrektionen zu bewilligen wären.
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Beilagen:
4 Pläne der Strftssenbahnanlage.

Basel, den 16. Januar 1915.

Im Namen des Regierungsrates, 
Der Präsident:

Dr. F. Mangold.
Der Sekretär:

Dr. A. ImHof.

Da die Bestellungen des erforderlichen Schienen­
materials und des Kupferdrahtes besonders unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen frühzeitig erfolgen müssen, 
empfehlen wir die Vorlage zu baldmöglicher Behandlung.

Wir beantragen folgende Beschlussfassung:
Dor Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, auf den 

Antrag des Regierungsrates, bewilligt für die Erstellung 
einer doppelspurigen Strassenbahnlinie von den St. Alban­
anlagen durch die Hardstrasse, Adlerstrasse, Zeughaus­
strosse, St. Jakobsstrasse bis St. Jakob im Laufe des Jahres 
1915 auf Rechnung des Anlagekapitals der kantonalen 
Strassenbahnen einen Kredit von Fr. 324,800.— und auf 
Rechnung des Baudepartements für die Vornahme’ der 
notwendigen Strassenkorrektionen einen Kredit von Fr. 
24,000.—.

■ Dieser Beschluss ist zu publizieren; er unterliegt dem 
Referendum.
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1909

1911

1913

1914

1915

1919

1919

1919

1920

1920

1920

1921

1921

1922

Unterlagen zur Ueberlandbahn Basel Liestal 
Von Prof. Kurt Leupin an Hans Bandli

Entwurf betreffend eine Trambahn von Basel über Neuewelt 
nach Liestal. Arelsheim 1909
An die Regierung des Kantons Baselland Liestal, St.fallen 
und Zürich, den 14. Oktober 1911. Kilchmann Ing., Studer 
Bericht des Regierungsrates an den Landrat betreffend 
eine elektrische Bahn Basel—Liestal, vom 2.Aapril 1913 
Bundesbeschluss betreffend Konzession einer elektrischen 
Schmalspurnahn von Basel (Kantonsgrenze bei St.Jakob) nach 
Liestal, mit allfälliger Abzweigung von Muttenz nach Neue- 
weit, vom 4. April 1914
Ratschlag betreffend einer Strassenbahnlinie durch die 
Hardstrasse, Adlerstrasse, zeughausstrasse, StJakobsstrasse 
bis St.Jakob, Dem Grssoen Rate des Kantons Basel-Stadt vor­
gelegt den 28. Januar 1915
Bericht der Kommission betreffend eine elektrische Schmal­
spurnahn von Basel nach Liestal an den Landrat, vom 25. 
Februar 1919
Karl Braun, Ingenieru. Langenthal: An das titl. Aktions­
komitee für eine Ueberlandbahn Basel—Liestal, 30.8.1919
Prospekt für das Teilstück Basel—Muttenz der Ueberland­
bahn Basel (Kantonsgrenze bei ST.Jakob)—Liestal, 29. 
Oktober 1919 (Mit Plan und STatutenentwurf
Ratschlag betreffend Beteiligung des Kantons Basel-Stadt 
aam Aktienkapital für die Ueberlandbahn Basel—Liestal, 
erste Teilstrecke Basel—Muttenz, dem Grossen Rat des 
Kantons Basel-Stadt vorgelegt am 29. Januar 1920
Basellandschaftliche üebrlandbahn, Statuten, vom 21.
Februar 192o, mit Genehmigung des Eidg. Eisenbahndepar­
tements vom 3. September 1020
DEr Regierungsrat (des Kantons Basel-Landschaft) an den 
Landrat: Entwurf eines Landratsbeschlusses betreffend Be­
nützung von Strassen terrain zum Bau und Betrieb der 
basellandschaftlichen Ulberlandbahn, Strecke St.Jakob— 
Muttnz, vom 10. Dezember 1920
DEr RR des Kt BL an den Verwaltungsrat der Basellandschaft­
lichen Ueberlandbahn, Liestal: Verdankung der Einladung 
sowie Anmeldung zur ERöffnungsfeier des Teielstückes 
St.Jakob—Muttenz vom 21.Janur 1921, datiert 18.1.1921
Pachtvertrag zwiwschen der Verwaltung der Basler Strasen- 
bahnen, vorbehältlich der Ratifizierung derch den RR des 
Kt BS einerseits und der Aktiengesellschaft der Basel­
landschaftlichen Ueberlandbahn in Liestal anderseits, 
3. bzw. 5. bzw. 11. Januar 1921, GEnehmigung durch den 
Grossen Rat BS vom 29.9.1921 - Original und Druck.
Nachtrag zum Vertrag vom 3.1.1921: Pratteln statt Muttenz. 
- Original



1921

1922

1922

1925

1926

1930

vom
1930

1931

1931

1931

1931

1931

1946

12.88 bi

Pachtvertrag für Kantonsgrnze—Pratteln, vom 14.4.1951 
mit Nachtrag Nr.l vom 16.10/18.12.1957
Jubiläums-Generalversammlung der BUeB vom 17.6.1946:
Unterhaltungsprogramm und Einladungsliste

(1936)
1951
1957

Basellandschaftliche Ueberlandbahn, Teilstück Muttenz— 
Pratteln: Prospeekt mit Zeichnungsschein, 22.11.1921 
Einweihungs-Feier der Basellandschaftlichen Ueberland- 
bahn (Teilstück Muttenz —Pratteln), Donnerstag, 19. 
Oktober 1922 in Pratteln

BUeB, Kostenvoranschlag für die ERstellung der Doppelspur- 
analage zwischen WEiche No 337 und Muttenz, Bahnkm 1,778 
bis Bahnkm 2,444 und ERstellen eines Abstellgeleises in 
Muttenz, 18.März 1931, G.Graber, Bahningenieur
Schreiben des Gemeinderates Muttenz vom 30. Jili 1931 
an den VR der BUeB, dass Pläne aufgelegt waren und keine 
Einsprachen eingegangen sind
2 Project-Pläne: ERstellung der Doppelspuranlage zwi­
schen Birsfelderstr. und Muttenz (1:500), ausgefertgit 
von Bahn-Ingenieur Graber am 17.III.1931. Der Plan 
mit der Inventar-No 8094 mit Zusatzplan "Projekt. Ab­
stellgeleise Muttenz (1:1000) aus welchem auch die 
Kehrschleife ersichtlich ist. - Die Haltestelle Muttenz 
Dorf ist vollständig westlich der Hauptstrasse!
Edig. Eisenbahndepartement: Genehmigung des zweiten Ge­
leises Bahnkm 1,778-2,444, vom 7.8.1931
Basler Strassenbahnen (BSB) an BUeB betr. Schienen­
materialproben, vom 15.9.1931, zuhanden Eisenbahndep.
Vertragsentwurf 1936 (?) für Pacht Strecke St.Jakob— 
Pratteln

Schreiben des RR BL, dass er corpore mit dem Land­
schreiber daran teilnehmen werde, vom 13.10.1922
Berricht des RR betreffend die Benützung von Kantons­
strassengebiet zum Bau und Betrieb einer lektrischen Bahn 
von Birsfelden über Schweizerhalle nach Augst, vom 
16. März 1925 (mit Entwurfs eines Landratsbeschlusses)
Basler STrassenbahnen, Direktion, an den Verwalungsrat 
der UeB vom 4.2.1926 betr. zweispurigen Ausbau der Strecke 
zwisxhen Birsfelderstrasse und Muttenz
Bericht des Regierungsrates an den Landrat betreffend 
finanzielle beteiligung des Kt Bl und der Einwohnerge- 
,meinden Liestal, Frenkendorf, Füllinsdorf, Pratteln und 
M;uttenz an den Baukosten der Strecke Pratteln—Liestal 
der BUeB, vom 4. Februar 1930
Ratschlag betreffend weitere Beteiligung des Kt Bs am 
Aktienkapital für die Ueberlandbahn Basel—Liestal,dritte 
Teilstrecke Pratteln —Liestal und betreffend Uebernahme 
des betriebes der vollausgebauten Lienie Basel--Liestal 
durch die Basler Strassenbahnen, dem Grossen Rate des 
Kt BS vorgelegt am 28.2.1929
BUeB, Verwaltungsrat an den Grossen Rat des Kt BS, 
10. Mai 1930
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□ er GEMEiriDERfiT MUTTEPIZ
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.. > ■

Mit Gegenwärtigem teilen wir Ihnen mit, dass
die Erstellung der Doppelspuranlage zwischen Bahnkm.1,778

publiziert haben. Die Pläne sind vom 21. Juni bis 21. Juli
1931 auf der Gemeindekanzlei zur Einsicht aufgelegen.
Einsprachen gegen die Erstellung der Anlagen sind bei uns
nicht eingegangen.

Hochachtend,

Namens des Gerneinderates,

Der Gemeind,

fr'Besorgt I.8.3I.H.

Der Präsident:

den.

und Bahnkm. 2,444- und die Erstellung eines neuen Abstell­
geleises bei der Kehrschleife in Muttenz in den Tagesblättern

den Verwaltungsrat der Basellandschafti. Ueberlandbahn,
Liestal.

>.<vV

chreiber:
4/ /
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t Bahnkai. 1,778 bis Bahnkw.2,444 und ErctellGn Ginas& u t t s n 2

neuen Äbstellgeleises in Muttenz»

Frs. 1030.-.

n

590.-. 20230.-.sc

23,200.-»

600.-.

33000.-.H

88C0.-.

ixu.oä.GüÜ.-.

5. Verhaltnag & Bsnloltung. 1,500.-.!»

6• erzinaung doo Baukupit&la» 0

Total Baukosten

Basei,den 18.März 1931.
Dor Bahuingoniöur:

5,000.-.
1,000.-.
1,200.-.

Breiland schaf tllo he 
U e h erland bahn.

6,200.-.
500.-.

1,300.-.
200.-.
800.-.

Kosten - Voranschlag
fit ?j r •& •& « "? a. s n ~ •:■ w ■» -t- 'S 'S -i » x x - a w •<. ü ar a es ä's s ft 'n o. et -x. ■

i'är die Erstellung der Doppel spur anlage zwischen IM ehe Ho.33? und

1,500.-.

rfl. 16,503.-.
3,200.-.

2. Unterbau.äy~Döppelspur.Abhoben der Grasnarbe 
cu.m 3•50 br eit * 15 d«.tief,einsOhl.

a
zs

Abfuhr des Llaterials. m 720 x 23.-. 
b) Abstollgeleiöe. m 14.0 x 23.-. 
Bahnulnfriecigung,lercon varl?gon 
& MvarÄesj.

1. VernesnunÄ^kostnn der Feldregulierung V 
Ä^rjiacHädigung’Tur Cbstbäiuaa in neuen 
Ab > t allgeia i 3e.

Doppelspur « GlciBieter oa.720.
Aöotol igleia«' ” ca.140.

4* $trealeitungaanläge.
J £irlriPI‘r • ^ont&ktloltuiig m 600 *
liSokl ei tüng (Verbi nd or).

D} •ya-_t;311 gelej se, Kontsktle 1 tung. 
ISofilel^iang,7 Ve rb Inder.) 
Urvorherge«ehon*s,Livnrsev.

Oberbau.
a’7 roppolnpur.

GTeiTTerTig verlegt untorkranpt» 
m 720 x 35.-. «

1 Linkswoiche ab freidorf aua-und 
oIngebaut.

b) Abstelltel^iua.
140 m 01 eis””i artig vor legt.
1 Linksweiche ah Froidorf verlogt.
U nvorherg »sö ebenes, Jiv erses.

Fra. 66,000.-.
t»*• w r 9 ti üx s - 's»
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Liestal, den 10. Mai 1930.

An den

Großen Rat des Kantons

Basel-Stadt

Sehr geehrter Herr Großratspräsident,
Sehr geehrte Herren Großräte,

Baseiiandschaniiche ueöeriannoahn
V erwaltungsrat

Nachdem der Landrat des Kantons Basellandschaft in seiner Sitzung vom 14. April 
1930 sich für den Vollausbau der Ueberlandbahn Basel-Liestal auf der Teilstrecke Pratteln- 
Liestal entschieden hat, wird nun auch Ihre Behörde demnächst zu diesem Projekt Stellung 
zu nehmen haben.

In einem eingehenden Ratschlag betreffend weitere Beteiligung des Kantons Basel- 
Stadt am Aktienkapital für die Ueberlandbahn Basel-Liestal, dritte Teilstrecke Pratteln-Liestal, 
und betreffend Uebemahme des Betriebes der vollausgebauten Linie Basel-Liestal durch die 
Basler Strassenbahnen vom 22. Februar 1929 sind die Gründe, die für die endgültige Ver­
wirklichung des Ueberlandbahnprojektes sprechen, auseinandergesetzt worden. Die basel­
städtische Vorlage erörtert auch die mit dem Projekt zusammenhängenden Fragen wirt­
schaftlicher und finanzieller Natur bis in alle Einzelheiten und kommt auf Grund objektiver 
und sorgfältig abwägender Darlegungen zum Schluß, daß sich eine weitere Beteiligung Ihres 
Kantons am Aktienkapital unseres Unternehmens rechtfertige.

Wie Sie den beigeschlossenen Imprimaten entnehmen wollen, sind die zuständigen 
basellandschaftlichen Behörden zum nämlichen Resultat gelangt.

Diese Uebereinstimmung ist als umso erfreulichere Erscheinung zu bewerten, wenn 
in Berücksichtigung gezogen wird, daß die Regierungen der beiden Halbkantone naturgemäß 
in erster Linie die Interessen ihres eigenen Standes haben wahren müssen und gewahrt haben. 
Anderseits verkennen aber die beidseitigen Regierungen nicht, daß sich die baselstädtischen 
und die basellandschaftlichen Interessen nicht kreuzen, sondern im Gegenteil decken.

Wir sind uns wohl bewußt, daß gewisse Zeitungen hüben und drüben diese Tat­
sache nicht gelten lassen wollen und darauf hinzielen, das seiner Vollendung entgegensehende 
Ueberlandbahnprojekt zu Fall zu bringen. Wir verhehlen uns auch keineswegs, daß finan­
ziell gut fundierte Kräfte am Werke sind, um gegen den Vollausbau der Ueberlandbahn 
Stimmung zu machen. In diesem Zusammenhang erinnern wir vorab an die den Mitgliedern 
des Großen Rates unlängst zugegangene anonyme Broschüre: „Neue Zeit — neue Verkehrs­
politik“. Wir versagen uns Mutmassungen über die Herkunft dieser Schrift und beschränken 
uns auf die Feststellung, daß es einen Unbefangenen zum mindesten stark befremden muß, 
wenn der Verfasser nicht einmal .seinen Namen nennen darf. Immerhin zwingt uns die Auf­
machung der Druckschrift und insbesondere'die Art ihrer Verbreitung zu .einigen Bemerkungen.

Auch dem uneingeweihten Leser kann nicht verborgen bleiben, daß die mit Bundes- 
bahnen-Klischees reich geschmückte Broschüre darauf angelegt ist, die Bundesbahnen gegen 
die Ueberlandbahn auszuspielen und die Ueberlegenheit der ersteren zu illustrieren. Der 
Kehrreim klingt in der Feststellung aus, daß die Bundesbahnen — zumal nach ihrer Elek­
trifizierung — wohl in der Lage seien, den Lokalverkehr Basel-Liestal und vice versa zu 
bewältigen und daß es volkswirtschaftlich unverantwortlich sei, .das „nationale Transport­
unternehmen“ durch eine parallel verlaufende Kleinbahn zu konkurrenzieren. Dem gegenüber 
sei nachdrücklich darauf hingewiesen, daß die angestrebte neue Tramverbindung berufen 
ist, die Bedürfnisse «eines -stetig im Wachsen begriffenen Vor Ortsverkehrs zu befriedigen.
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rein technischen Gründen außer Stande sind, so zahlreiche 
bieten, wie die Ueberlandbahn. Wir möchten nicht verfehlen, 
bemerken, daß die Strecke Basel-Liestal die meistbelastete

Daraus erhellt ohne weiteres, daß die Bundesbahnen, deren Stärke auf dem Gebiete des 
Fernverkehrs liegt, schon aus 
Verbindungsmöglichkeiten zu 
in diesem Zusammenhang zu
des ganzen Bundesbahnnetzes ist und daß es ohne eine Vermehrung der derzeitigen Schienen­
stränge gänzlich ausgeschlossen ist, einen intensiveren Lokalzugsverkehr einzurichten. Dazu 
kommt, daß die zahlreichen zwischen den Eisenbahnstationen liegenden Ansiedelungen einzig 
durch die Ueberlandbahn eine ihnen zusagende Verbindung erhalten können. Wenn betont 
wird, die Verhältnisse hätten sich insofern geändert, als die Bundesbahnen elektrifiziert 
worden seien, so darf nicht vergessen werden, daß dadurch in der Hauptsache die Belastungs­
möglichkeit der Schnellzüge erhöht worden ist, daß aber der Fahrplan als solcher keinerlei 
wesentliche Verbesserungen erfahren hat. Die Drohung, im Falle des Vollausbaues der 
Ueberlandbahn stehe eine Verschlechterung des Lokalverkehrs auf der strittigen Strecke zu 
befürchten, kann kaum verfangen. Sollte sie übrigens wahr gemacht werden, so beweist 
dies schlagend, wie notwendig eben die Erstellung der dritten Teilstrecke Pratteln-Liestal 
ist; von einem „nutzlosen Parallelbetrieb" kann demnach mit Grund nicht die Rede sein. 
Die anonyme Broschüre übersieht bewußt, daß die Ueberlandbahn die Bundesbahnen nicht 
konkurrenzieren, sondern ergänzen will. Diese richtige Auffassung scheinen die maßgebenden 
Instanzen der Bundesbahnen früher geteilt zu haben, sonst wäre es unverständlich, daß sie 
seinerzeit bei der Erteilung der Konzession für die Ueberlandbahn formell keine Einsprache 
erhoben haben.

Die finanziellen Konsequenzen des Ueberlandbahnprojekles bieten für seine Gegner­
schaft einen weiteren beliebten Angriffspunkt. Daß das Unternehmen finanziell gesichert da­
steht, belieben Sie den beiliegenden Jahresberichten zu entnehmen. Von den für den Rest­
ausbau erforderlichen Mitteln sind Fr. 1,175,000.— sichergestellt; zu diskutieren bleibt einzig die 
weitere Beteiligung des Kantons Basel-Stadt mit einer Summe von Fr. 525,000.—. Dieser Betrag 
ist sicherlich nicht zu hoch gegriffen, wenn in Betracht gezogen wird, daß einer endgiltigen 
Gesamtbeteiligung des Kantons Basel-Stadt in der Höhe von Fr. 625,000.— eine solche von 
basellandschaftlicher Seite mit rund Fr. 1,200,000.— gegenübersteht, sodaß sich ein Betei­
ligungsverhältnis von einem Drittel zu zwei Dritteln ergibt, wobei zu berücksichtigen ist, 
daß die Hälfte des von Basel-Stadt noch zu zeichnenden Betrages in sofort zinsgenössigen 
Prioritätsaktien erfolgt und daß auch die zu übernehmenden Stammaktien in absehbarer 
Zeit auf eine angemessene Verzinsung rechnen können. Was die Fr. 262,500.— Stammaktien an­
belangt, so ergibt sich vorläufig in Verbindung mit den bereits im Baselstädtischen Portefeuille 
befindlichen Fr. 50,000.— Stammaktien bei Annahme eines Zinsfußes von 5% ein jährlicher 
Zinsentgang von Fr. 15,625.—. Dies macht einen Betrag von rund Fr. 42.— aus, den Basel- 
Stadt für eine direkte Tramverbindung mit Muttenz, Pratteln, Füllinsdorf, Frenkendorf und 
Liestal täglich ausgeben muß! Wir glauben die Finanzierungsfrage nicht verabschieden 
zu können, ohne ihre Aufmerksamkeit darauf hingelenkt zu haben, daß der Kanton Basel- 
Stadt sich bisher nicht in dem Maße an der Ueberlandbahn beteiligt hat, wie dies seinen 
mannigfachen Interessen an unserm Unternehmen entsprochen hätte. Es wäre vielleicht 
klüger gewesen, den Kanton Basel-Stadt in einem früheren Zeitpunkt zu einer höheren 
Beteiligung zu veranlassen; allein beachtenswerte Erwägungen haben dazu geführt, von 
diesem Vorhaben abzusehen. Einmal standen seinerzeit ausreichende private Mittel und 
auch eine Bundessubvention zur Verfügung, zum andern wurde Basel-Stadt finanziell ab­
sichtlich nicht in dem Maße herangezogen, wie dies seinem wirtschaftlichen Interesse ent­
sprochen hätte, weil man für den Ausbau des Endstückes Pratteln-Liestal eine wirksame 
Reserve haben wollte; diese Reserve soll nun erschlossen werden. Es ist dies wahrlich 
kein unbilliges Verlangen. Gewiß ist Basel-Stadt rechtlich nicht verpflichtet, durch seine 
weitere Beteiligung den Vollausbau der Ueberlandbahn zu ermöglichen, allein es besteht 
eine moralische Verpfichtung dies zu tim, die im konkreten Falle einer rechtlichen unbe­
dingt gleichgesetzt werden muß. Wir erblicken den springenden Punkt darin, daß es sich 
heute um die gemeinsame Vollendung eines von den beiden Halbkantonen gemeinsam be­
gonnenen Werkes handelt.

Wir können darüber nicht] hinweggehen, ohne Ihnen in Erinnerung gerufen zu 
haben, daß sich die Behörden von Basel-Stadt im Jahre 1912 bereit gefunden haben, den 
Bau der Ueberlandbahn im Verein mit Baselland zu beginnen, und daß sie ferner in der 
Zwischenzeit dem Ausbau einer weitern Teilstrecke des Unternehmens zugestimmt haben.
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Namens des Verwaltungsrates 
der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn:

Der Präsident:
Dr. A. Veit-Gysin.
Der Sekretär:

Wirth.

uns in Interna baselstädtischer Trampolitik mischen

Das bisherige wohlwollende Verhalten von Basel-Stadt, welches dem Ueberlandbahnprojekt 
bis anhin günstig gesinnt gewesen ist, schließt die Verpflichtung in sich, Treue bis zum 
Schluß zu bewahren.

Beigefügt sei, daß ein zustimmender Entscheid dem Großen Rate umso leichter 
fallen dürfte, als der Vollausbau der Ueberlandbahn für die Basler Straßenbahnen sicher­
lich kein schlechtes Geschäft bedeutet.

Wenngleich es uns ferne steht, 
zu wollen, so glauben wir doch feststellen zu dürfen, daß der in der Presse erhobenen 
Forderung, es seien verschiedene baselstädtische Trambegehren zu erledigen, bevor über 
eine Beteiligung am Restausbau der Ueberlandbahn diskutiert werden könne, der Boden 
nunmehr entzogen ist, nachdem, wie uns von maßgebender Seite mitgeteilt worden ist, 
sämtliche baselstädtische Belange ihre Berücksichtigung gefunden haben.

Wir möchten in diesem Zusammenhang auf einige andere wirtschaftliche Fragen 
hinwl^sen, welche in das Gebiet beider Halbkantone fallen. Einmal die Frage des Gases. 
Für das Gaswerk Basel-Stadt war es außerordentlich wichtig, an die basellandschaft­
lichen Vorortsgemeinden Gas zu liefern und mit dem Gaswerk Liestal und der Gasversor­
gung Birseck A.-G. Verträge abzuschließen, denen zufolge diese Werke auf ihren Weiter­
betrieb verzichten. Für die Benützung der Straßen etc. sind ohne Bedenken die erforder­
lichen Konzessionen erteilt worden und auch bezüglich der Steuern war unseres Wissens 
die basellandschaftliche Behörde sehr entgegenkommend. Es sei hier auch verwiesen auf 
das Kraftwerk Basel-Augst, das für Basel-Stadt sicherlich eine gut rentierende Anlage ist. Für 
die Zukunft ist gemeinsam das Birsfelder Kraftwerk auszuführen und später der Ausbau 
eines gemeinsamen Hafens in Birsfelden.

Damit möchten wir unsere Ausführungen schließen, in der Hoffnung, es werde dem 
von den beiden Halbkantonen gemeinsam ins Leben gerufenen Unternehmen, das ungeachtet 
der politischen Grenzen einem Wirtschaftsgebiet dient, der gebührende abschließende Erfolg 
im Interesse einer weiteren gesunden Zusammenarbeit der beiden Halbkantone auf wirt­
schaftlichem Gebiet beschieden sein.

Genehmigen Sie, Herr Präsident, Herren Großräte, die Versicherung unserer ausge­
zeichneten Hochachtung.

Beilagen:
I. Geschäftsbericht der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn pro 1928 und 1929 (folgen separat).

II. Bericht des Regierungsrates von Baselland vom 4. Februar 1930 an den Landrat samt Gutachten Braun. (Wir 
hatten seiner Zeit den Mitgliedern des Landrates von Baselland auch den baselstädtischen Ratschlag behufs 
Orientierung zugestellt.)

III. Bericht der landrätlichen Kommission vom 18. März 1930 an den Landrat.
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Langenthal, den 30. August 1919.

An das titl.
Aktion skomitä für eine Ueberlnndbahn

Basel - Liestal

Liestal .

Hochgeehrter Herr Präsident
Hochgeehrte Herren!

Anlässlich einer Konferenz mit Herrn Finanz-
direkter Br. Tanner & Herrn Br. Birth in Liestal haben Sie mir
den Auftrag erteilt, erstens ein Gutachten abzugeben über die vor-

vorr

spreche über die Vor- und Bachteile einer Linienführung über "Bene

■Belt” und Anschluss an die Birseckbahn.

Hach einem eingehenden Studium der umfangreichen Akten,

in Begleitung von Herrn Br. Y/irth vorgenommenen Begehung der beiden

. V/ie aus den Akten ersichtlich ist, soll das Teil stück

Da die frage, ob Trambetrieb oder Heber-

landbahnbetrieb gewählt werden soll zu verschiedenen Malen in l'is-

lÄe inung

tens eine Revision des approximativen Kostenvoranschlags 
nehmen und ihn den heutigen veränderten Verhältnissen anzupassen.

1
'5

Frage des Baues und der Anlage dos ersten Teil Stückes selbst.

L>.hL BTUJfc , 
Ingenieur

LAIiÖLLTIlnL

Kantonsgrenze bis Muttenz die erste Etappe einer elektrischen Basel- 
Liestal - Bahn darstellen.

gesehene Linienführung von der Kantonsgrenze bis Muttenz und zwei-

I. Allgemeines über denBau einer Ueberlandbahn Basel- Liestal.

Trassen über St. Jakob und “Neue Weit” nach Muttenz, erlaube ich

kussion stand, fühle ich mich veranlasst,auch hierüber meine 
auszusprechen, da diese Frage im engen Zusammenhang steht mit der

die mir zur Verfügung gestellt wurden und einer am 14. August ds. J.

mir, Ihnen hiemit folgenden Bericht abzugeben:

Es wurde auch der Wünsch geäussert, dass ich mich aus-
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Reisedauer gewährleistet.

desbahnen "bestehen zu können.

Sie wür d e h aupt sä chli chStaubplage etc., fallen gelassen werden.

schätzen

und die Anschaffung von eigenem Rollmaterial sich nicht "rechtfer­
tigen wurde.

niemals aber dem Hauptvericehr mit der Stadt Base 1,der-doch 

im V o r d e r grün de s t e ht.

»
I

eine entspre—

Sie ist natürlich abhän•• 

gig vom Lichtraumprofil der städtischen Strassenbahnen,das heisst:

Bei einer elektrischen UeberlfUxlbahn ist nicht zu unter-., 

die Wahl des Roll- & Wagenmateriales. Für das erste Teil­

stück kommt diese Frage noch nicht in Betracht, da der Betrieb 

wie vorgesehen von den Anschlusslinien übernommen werden müsste , 

da die Verhältnisse für einen eigenen Betrieb viel zu klein wären

Basel nach Liestal 

kommen. Fine ^nlage, die den neuesten "Anforderungen, 

elektrische Schmalspurbahn gestellt werden,voll und ganz ent- 

allen ein von der Strasse möglichst

Meines Erachtens kann für eine elektrische Linie von 

nur eine ausgesprochene Ueberlandbal'in in Frage 

die an eine

Roch ist jetzt schon auf die spätere Wahl des Roll- * 

materials Lücks ic ,t zu nehmen,da dieselbe in engem Zusammenhänge 
r 

steht mit der Ausführung der Bahnanlage selbst, spezie 1*1 in B.erück- 
\ Lichtraumprofiles .

sichtigung des / Als Wagen kamen in Betracht irr-

vieraehsige Fersonenmotcrwagen und vierachsige Ai-Qiängewagen. Die 

WagenLreite sollte möglichst gross gewählt werden,um 

chend grosse Sitzplatzzahl zu erhalten.

Charakter,Vielehe die Strasse benützen würde, sollte abgesehen von 

der allzugrossen Fahrzeit schon wegen der Unannehmlichkeiten,

nur dem Verkehr zwischen den einzelnen Gemeinden unter sich 

dienen,

pricht und dies sind vor ----- ----   w f

freier, unabhängiger Bahnkörper und eine Linienfuhrung punkto Ra­

dienverhältnisse, die die grösste gesetzliche zulässige Fahrge­

schwindigkeit (40 - 45 km.) erlaubt und so -eine möglichst kurze

Nur eine solche Linie’ ist nach meiner

Auffassung in der Lage,dem Verkehr von Basel nach Liestal und um­

gekehrt so zu dienen, wie er zwischen den HauptZentren der beiden 

Kantone gewünscht wird, zugleich aber Aussicht hat,neben den Bun- 

Fine elektrische Bahn mit Tram-
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vom

für

vom

Tra mb ahnen haben

Wenn später die ganze Linie

rial einen von den städtischen Strassenbahnen unabhängigen Be-

Das hindert natürlich nicht,dass

die Wagen der Basel - Liestal - Bahn auf der niedereren Spannung
der Stadt.Strassenbahnen fahren können; umgekehrt können aber d?e

4

Dies sind einige Punkte,auf die ich speziell aufmerk-

dürfen.

II. Linienführung über St. Jakob.

Motorwagen der Stadt.Strassenbahnen auf der Linie mit höherer 
S p annun g nie ht v e rk e hr e n.

*]3 km. würden viel zu gross werden.
bis Liestal ausgebaut sein wird, wird sie mit eigenem Bollmate-

von Anfang an
Ich erachte diese Lösung

Die Linienführung über St.Jakob sieht im Anschlu
die .Staadt .Strassenbahn, die bis zur Kantonsgrenze zweispurig' aus­
gebaut ist, eine einspurige Geleiseanlage vor, mit vorläufig einem 
Auswbichgeleise. Der Unterbau soll jedoch gleich

• für die Doppel spujlr ausgobaut werden.

sam machen wollte und die schon bei der Erstellung des ersten 
Teilstückes und der Aufstellung des definitiven Projektes von 
grösster Bedeutung sind und nicht äusser Acht gelassen werden

1000 Volt gewählt werden-
sten Teilstückes m,E.schon Rücksicht zu nehmen.
gewöhnlich Spannungen von 500-800 Volt. Dieselbe, eignet sich aber 
für Ueberlandbahnen nicht,weil sie zu wenig leistungsfähig wäre. 
Der Stromabfall und Spasmungsverlust auf die Distanz von zirka

trieb einrichten und die elektr .Anlagen,Mo t.oren etc. für eine 
*

höhere Spannung ausbauen lassen.

Abstand der Leitungsmasten von der Geleisemitte und vom Ab­
stand der Geleise bei der bestehenden Doppelspuhr. Bei neuen 
Bahnen geht man bei der ’:’ahl der Wagenbreiten bis 2.70 m. 
Schmal spuhrbahnen. Meines Erachtens sollte die Wagenbreite unter 
2.20 m. nicht angenommen werden.

Eine andere Präge von grundsätzlieher Bedeutung ist die- 
jenige der Hohe, der elektrischen Spannung. Für Ueberlandbahnen

Typus der Vorliegenden sollte die Spannung nicht unter normal 
Auch hierauf ist beim Ausbau des er-
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■bedeuten de Me h rk ostenere
ve ru.r s a c h en;

in das Dorf Muttenz ist
Vom Bau

ziell in Berücksichtigung des spätern,durchgehenden Verkehrs der

Solche Wünsche tauchen Bei allen BahnprojektenU e he r1andbahn.

Mei-

sächlich in der Kürzc der Strecke. Dagegen bietet-sie auch eine

Menge Nachteile ,die speziell für den spätern Ueberlandbahnbotrieb

werden muss, deren Bahnkörper in der Strasse verlegt ist und so-

auf, indem jeder Dorfteil die Linie möglichst nahe haben will, j 
stens rühren diese Bemühungen von einer Wirtschaftspolitik im

Sie sollten aber zu Gunsten de®r

dingt Umgang genommen werden.
dass sich.eine eigene Trämlinie für Muttenz rentieren könnte und 
als. solche-.müsste dieses Teilstück doch aufgefasst werden,spe-

eng st en Sinne des Viertes her.
besten und rationellsten Losung zurücktreten.-

Der-,Vorteiyder Linienführung über St.Jakob liegt haupt-

von grosser VJichtigkeit sind. Sie liegen zur Hauptsache darin, dass 
■■ . ?

eine Stecke von zirka 2200 m. der Basler Strassenbahnen befahren

Die Einführung der Linie

glücklich gewählt und für eine Veiterführung günstig.

einer Abzweigung durch das Dorf Muttenz selbst, sollte in.L.unbo-

Die Distanzen sind zu gering,als

Folge hat. Auf der Ueberlandbahnstrecke kommt als Minimal-Radius 

100 in. in Frage,während bei den Strassenbahnen Radien von 20 in. 

sehr häufig Vorkommen. Dass dadurch die Geschwindigkeit reduziert 

werden muss,und daher eine längere Fahrzeit notwendig ist,liegt 

auf der Hand.

im Unterbau gleich von Anfang an auszubauen.

mit nur eine Geschwindigkeit von 20-25 km- per Stunde gestattet.

Zudem' sind einige sehr enge Kurven zu befalnx-.i,auf die bei der Kon-1 

struktion des Rollmaterials der Ueberlandbahn Rücksicht genommen 

werden muss, was aber für’den Uebcrlandbahnbetrieb Nachteile zur

für die richtige. Mit der spätern Y.;eiterführung der Linien von 

Muttenz nach Liestal und mit der baulichen Entwicklung der Stadt 

nach dieser Richtung hin wird die Belastung des ersten Teilstük- 

kes so gross,dass die Doppelspu/r zur Notwendigkeit wird. Dor spä-

Bau der Doppelspufcr würde aber ganz

os rechtfertigt sich daher voll und ganz,die Anlage
4
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Approximativer Kostenvoranschlag für die Strecke

Fr.I.Allgemeine Kosten.

a

II.Bahnanlagen imd feste Einrichtungen

• 170.000.A
196.000b.Unterbau

205.000.c. Oberbau ,

20.000d.Ho chbau

60.0003. E inr i chtung für e1ekt r.Zugför d erung

5.000f.Telephon,Signale & Sicherungsanlagen
III.Rollmaterial pro Memoria

IV.Mobiliar & Gerätschaften pro Memoria

Fr.T otale Bausvmme 687.000
3t.Jakob Muttenz.

I. allgemeine Kosten.

3/> des’a.Organisation & Verwaltungskosten. liier wurden ca.

Ich erachte -die­

sen Ansatz als zu niedrig,weil sämtliche Kosten für Vorarbei­

ten & Projekte in dieser Summe untergebracht werden müssen.

b. Verzinsung des Baukapitals. Pa das Unternehmen eine A.G.

bildet, ist während der Bauzeit das Aktienkapital nicht zu ver-

. richten.

verzinsbar zu 5 / während einem Jahr.

Bahnlänge nach Projekt 
Gele iselänge n.Projek t

2803 Ile ter.
3825 Meter.

Zu verzinsen ist einzig das Obligationenkapital.
Ich rechne dasselbe zu 1/3 der Bausumme also ca.zu Fr.230.000

Das Obiigat ionenkapita1 
ist erst nach der vollen Einzahlung der Aktien aufzunehmen und 
deshalb wird ein Jahr für die Verzinsung ausreichen.

a.Erwerb von Grund & I.echten in cl. Vermarkung

zinsen. Die Einzahlung der Aktien wird etappenweise erfolgen 
und sich nach dem Geldbedürfnis d.h.nach dem Baufortschritt

Bemerkungen zum Kostenvoranschlag

Anlagekapitals angenommen. In den Voranschlägen der Basler 
Strassenbahnen sind je 2 c'jo eingesetzt worden.

.0rganisation- d VerwaItungskosten ca .3/ des Anlagekap. 20.000 

des Baukapitals (Obligationenzinse) 11.000

St. Jakob - Muttenz.

b.Verzinsung



II. Balmanlage und feste Einrichtungen..

I;ie hier angeführtea. Erwerb von Grund und Hechten.

>

darf unter keinen Umständen vor-

Von einzelnen

Grundeigentümern wurde der Bodenpreis niedrig angese’t zt, da­

für ater die Inkonvenienzentschädigung umso höher berechnet ,

sodass ein Missverhältnis zwischen diesen beiden Ansätzen ent­

steht.

den.

es

zu ?

Ich bin überzeugt,dass bei einer Schätzung durch die 

eidg.Schätzungskommission niederigere Ansätze angenommen wür-

Angaben der Städt .Strassenbahnen in den Kostenvoranschlägen 

voiji 9.0kt.1916 und vom 19. September 1917..

Für diese Schätzungen dienen in erster Linie die in der 

letzten Zeit vor genommenen Landverkäufe der Umgebung als Grund- 

lage/flobei bezahlte Liebhaberpreise unberücksichtigt bleiben.

b. Unterbau. Als Grundlage für diese Summe dienten die

wert,den es dadur ch gewinnt?

her schon in Berücksichtigung gezogen werden.

gesetzt sind. Vorläufig ist das meiste Land,das durch die 

Balmanlage beansprucht wird,Kulturland und nicht Bauland.

Es wird solches erst mit der Erstellung der Balm, Per Mehr-

Urn eine genaue Be­

rechnung auf stellen zu können,müsste man die Letalis der Un- 

terbauarbeiten kennen,(Erdbewegungen,?<aurerarbeiton,Beschot- 

.terung etc.) wie sic bei der Einstellung der Berechnung vor­

lagen. Mit den mi r zur Verfügung stehenden Grundlagen ist 

nur möglich,die approximative prozentuale Preiserhöhung 

bestimmen. Biese rührt zur Hauptsache von der Steigerung der 

4.rbeitskölme und der Verminderung der Arbeitsleistung \Ar­

beitsunlust) her,welche gegenüber 1916 zusammen eine Erhöhung 

von mehr wie 100/0 beträgt. Pie hier aufgefüjirte Summe ist als 

eine rein approximative anzusehen.

Summe entspricht den u.ngaben,dic von der Gemeinde Muttenz am 

9.August d.J>gemacht wurden,dabei sind eingerechnet Fr.5.000 

für die Fertigung und Vermarkung der Grundstücke. Ls muss hier 

allerdings ausdrücklich betont worden, dass die von der Gross­

zahl der Grundeigentümern geforderten Preise viel zu hoch an-
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c. Oberbau.
wurden Fr. 500.-

noch

d.' Hochbau.
diese Position nicht berücksichtigt. Ich erachte es aber als un-

l
werden müssen.

werden,bei Unwetter unter freien Himmel auf den Zug zu warten,

ist wie in -einerda die Zugsfolge eben nicht eine so grosse

sich die notwendig-Stadt. Mit dem Betrag von Fr.20,000 lassen

sten Vorkehren treffen.

L'er hie’r' angeführteEinrichtung für elektr .Zugförderung.

Betrag basiert auf Freisdn,vjie sie gegenwärt 1g ,be.i verschiede­

nen Bahnen,die die Elektrifikation durchführen,Gültigkeit naben.
Die Positionen von Rollmaterial , Mobiliar «^ Gerät­

schaften etc.sind nur pro Memoria aufgeführt. Für den Au sbau
der ersten Teilstrecke haben sie keine Bedeutung.
111.L ini enführung über”Heue Veit”.

Die Linienführung über sieht den Zns chlus s
an die Birseckbahn bei der Haltstelle “Heue Welt“ vor. Von dort
bis .Muttenz sind zwei Vatianten ins Zuge gefasst worden. Die

t

Dagegen tritt

erlässlich,dass an den Haupthaltestellen Wartehallen erstellt

Es kann dem reisenden Publikum nicht zugemutet

via Baslerweg nach Muttenz, wobei als Schlusstück die 

Dorfstrasse von Muttenz benützt würde.

xils Einheitspreis pro Tonne neue Schinnen 

ängenommon,welcher Freis der heutigen Markt-

Trotz Friedensschluss sind auf Eisen immer

mit genauen Zahlen bis zu

Schluss nicht gerechnet werden kanru Ler ml Geleise stellt sich

Verd/^Hochbau? ’^1 In’den Voranschlägen der Strassenbahnen ist

Die.- zweite Variante ist nach meiner Auffassung für die 

spätere Meiterführung der Ueberlandbahn derart ungünst ig ,da ss 

sie ohne weiteres fallen gelassen werden sollte.

die Variante L.in den Vordergrund und zwar nicht als Verbin­

dungsstück zwischen der Birseckbahn und der Linie über St.Jakob 

wohih aber als eigene Linie.

läge entsprecht.

bedeutende Preisschwankungen vorhanden,sodass auch hier 

einem definitiven Schienenkaufab-

“Heue Veit”

eine als blosses Verbindungsstück zwischen “Heue Vielt" und der 

Linie St.Jakob Muttenz 3: die andere als unabhängige Linie "Neue 

Vielt “
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über ”Keue -.eit"- Luzert nach Mut--.. 1 ne Linie nf ührun

tenz bietet gegenüber den? Linie über St .‘Jakob für eine spatere

über der Lan-

zum

bahn cu befahren

Die Ortschaften des alten Kantonsteiles würden durch die2. £
Jeberlandbahn direkt mit dem neuen Kantonsteil verbunden und so-

3.

Sem verlegen

Kähe des Fr e i d orfe s

gerückt.! Der Konsumverein hat ein Interesse daran,dass sein Per­

sonal nicht den weitern 7/eg über St.Jakob

hat, s oh de m üb er ’" ITeue 7; e 11" in nächste Nahe der Arbeitsstelle ge—

führt wird.•

Basel ein sogenanntes Freidorf erstellt werden.

der Halt stelle an die Kurve bei Punkt 284 (Siegf.Karte 25ooo) ist

II eue 77 e 11 ” in unm i 11 e 1b ar e

mit an der Finanzierung der neuen Linie interessiert.

Zwischen Schärizli und Luzert soll vom Allg.Konsum-Verein

4. Der Kanton Basel-Land hat ein Interesse daran,dass die bestehen­

den Bahnen,Birseckbahn und Basel-Aesch von der neuen.Linie profi­

tieren und nicht die Basler Strassenbahnen.

• Ueberlandbahn ganz bedeutende Vorteile:’

1 . Die Ueberlandbahn konnte bis zur Uebcrführung

Die Linie über M TI eue Vielt” würde vorläufig auch nur ein - 

spuhrig erstelltjim Unterbau aber für DoppelspuX1' aus^-gebaut.

Fach dem spätem vollständigeh .Ausbau der gesamten Linie wäre nur 

das Zwischenstück von ca .400 m.Lange der Birseckbahn von "Neue 

Welt" zur Haltstelle auf dem Kuchfeld

esc] le np 1 at z zu nehm en

die Linie über- ”

m. ge ge nü be r de r

Linie über St.Jakob nach Huttens.' Sä aber die Bahn bis auf den

gierbahnhof Basel auf dem Bahnkörper der Birseckbahn. in die

Stadt geführt werden und hätte von dort nur mehr ca.900 m. bis

Aeschanplatz das in der Strasse verlegte Geleise der Strassen-

. ■ ■■■ >■.

einspurig,was die Leistungs- • 

Fähigkeit der Linie in keiner Weise beeinträchtigen würde. Ls müss- * 

ten Sicherungsanlagen angebracht werden,damit nicht zwei Züge zu­

gleich die Strecke in entgegengesetzter’ Lichtung befahren körnten.., 

Der I-achte 11 der Linie über "neue Welt” liegt haupt­

sächlich in der grossem Strecke. Die iCehrlänge beträgt -.e sehen­

platz über ” Neue Vielt” nach ITüttenz ca. looo
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in der Stadt Basel auf eigener Trace fährt,kann durchletzten km.
die erhöhte Geschwindigkeit die Fahrzeit beinahe ausgeglichen wer­

den.
Bin -weiterer Bachteil liegt in der kostspieligem’Ueber-

brückung des "neu :-elt" Teiches und der Birs •

T.ie Kosten der Linie über "Eeue Welt” nach luttenz sind

etwas höher als für die Streik'- über St.Jakob. Fach den nämlichen

jene ergitbt sich e inge pamte Laus

Fr. 740.000.-

T r ot z d i e s e r He hr k o s t o n v on r un d F r . 5 3. d 0 0 hä 1 > d i e

Linie über "Beue Welt” den Vergleich mit derjenigen über St ..Jakob

Es wird Sache der Behörden sein, zu entsohei--m .E . sehr wohl aus.

den,welcher der beiden Linien der Vorzug gegeben weiden soll.

Genehmigen Sie ,hochgeehrte Herren, die Versiehei.*ung
meiner vorzüglichen F ha. c h tun g;

sig.Braun. Ing.

f

4

Ansätzen berechnet wi^- rne vc*

infolge der Flehr-Läng-.- der neu zu erstellenden Strecke (ca.180 m. }
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-xsx« Dr. W i r t h , Sekretär des VerwaltungsratesHerrn

Wir beehren uns Jhnen unter Bezugnahme auf Jhr Schreiben
vom 25. Oktober und unsere Zuschrift vom 27. Oktober 1921 in der Bei­
lage ein Exemplar des zwischen Jhrem Verwaltungsrat und unserer Ver­
waltung betreffend die Verpachtung Jhrer Bahnanlage unterm 3./5.
Januar 1921 abgeschlossenen Vertrages zur gefl. Bedienung zu über-
senden, nachdem derselbe sowohl durch den Regierungsrat als auch durch
den Grossen Rat genehmigt worden und die Referendumsfrist unbenützt
abgelaufen ist.

Ho chachtungsvo11

Beilage erwähnt.

der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn, LIESTAL.
*************

Basler Strassenbahnen.
Direktion.

Basel, gnvemhfii* 1921.
hß 17. MV. 1921 

j.fe——

Verwaltung der 
Kantonalen Stpiasenbahnen 

Der Direktor J
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Nr. 229.

Der Regierungsrat
DES KANTONS

Basel-Landschaft
an

den Verwaltungsrat der Basellandschaftlichen Überlandbahn,

Liestal .

Hochgeachtete Herren !

Wir beehren uns, Ihnen Ihre freundliche Einladung zu der am

21. Januar nächsthin stattfindenden Eröffnungsfeier des Teilstückes

St. Jakob-Muttenz bestens zu verdanken und Jhnen mitzuteilen, dass

Namens des Regierungsrates,

der Präsident:

ehre ib er:der Lan

c

Haumüller abordnen werden.

Mit vorzüglicher Hochachtung,

wir hiezu die Herren Regierungspräsident G. Bay, Regierungsrat Br.

A. Grieder und Landschreiber J

{

Liestal, den 18. Januar 1921.
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iVb. Wir ersuchen um baldgefl. Zusendung
des Prospektes betr. die Finanzierung der
Strecke Muttenz - Pratteln der Base1landschaft-

16. Kovbr.1921.

< J

liehen Ueberlandbahn in einer Anzahl Exemplare.

Sanier Strassenbahnen

47
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4. Februar 1926.

An den Verwaltungsrat der Basellandsch.Ueberlandbahn,

Auf Ihre Zuschrift vom 1. Februar 1926 betr. zweispurigen
Ausbau der Strecke zwischen Birsfelderstrasse und Kuttenz, beehren
wir uns Ihnen folgendes zu antworten:

Die empfohlene Ergänzung der Doppelspur wäre zweifellos für den
Betrieb vorteilhaft, aber mit dem Vorbehalt, dass das vorhandene, in
diese Erweiterung einzubeziehende Abstellgeleise ersetzt würde. Die
länge der neu zu erstellenden Geleisestrecke beträgt nicht 500, son­
dern 650 m. und die daherigen Kosten sind mit Fr. 42.000.- anzusohla-

Geleiseschlaufe würde mit dem nötigen Landerwerb (600 m'
Fr. 3000.-) auf Fr. 11.000.- zu stehen kommen, der gesamte finanzielle
Aufwand somit Fr. 53.000.- betragen.

Wir sind bereit, Ihnen genaue Pläne und Kostenvoranschläge aus­
zuarbeiten und die Ausführung zu besorgen, dagegen erlauben wir uns
Sie darauf aufmerksam zu machen, dass unsere Verwaltung eine Verzin-
sung des aufgewendeten Kapitals nicht übernehmen könnte, einmal weil
wir diese Ausgabe bis auf weiteres nicht als absolut nötig erachten
und weil unsere Ertragsrechnung der Ueberlandbahn schon übermässig 
hoch mit Kapitalzinsen belastet ist.

Basler Straßenbahnen
Direktion

—<$>—
1 I E S T A L . 

********************

Hochachtungsvoll
Basler Strassenbahnen

Der Direktor: - r.

Basel, den

gen. Bin neues Abstellgeleise von 100 m. Länge im Anschluss an die
& Fr.5.- ®
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Liestal, den 13. Oktober 1922.Nr. 4254.

Der Regierungsrat
DES KANTONS

Basel-Landschaft
an

den Verwaltungsrat der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn,

Liestal.

Hochgeachtete Herren.'

Muttenz-Rratteln bestens zu verdanken und Jhnen mitzuteilen, dass wir
gedenken, in corpore mit dem Landschreiber daran teilzunehmen.

Mit vorzüglicher Hochachtung,

Namens des Regierungsrates,
der Vizepräsident:

.Schreiber:der La:

16. OKI. 1922 j
! LJ S

Wir "beehren uns, Jhnen Jhre freundliche Einladung zu der am
19. Oktober nächsthin stattfindenden Eröffnungsfeier des Teilstückes



ßießal, den 12. Oktober 4922.
Dafellandfchafllidie Überlandbahn 

dJerrDaltungsrat

Hochachtung
Dafellandfchaflliehe Heberlandbahn

C.Danner. DOirtb.

HUir gefallen uns hiemit, öie zur Eröffnungsfeier des Deilßückes 
Hluttenz^Dratteln der’dhafellandfchaftlichen'dleberlandbahnauf Don­
nerstag, den 19. Oktober 4922 nachmittags einzuladen.

44 Hhr Sdbfahrt ab clramßation Hlutteng nach Drallein.
Es würde uns freuen, wenn öie unferer EinladungHolge leißen könnten. 
HjJir bitten öie, Hire Antwort möglichß umgehend an Herrn <D-cWirtb 
in ßieftal gelangen zu laßen. ^Dei Behörden bitten mir um Angabe der 
Hamen der Delegation.

HJir begrüßen öie mit
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13.30 Utjr SIbfatjrt ber (Semeinbebeljörbc ^Sratteln 
nad) SQluttcnz gut <2Ibf)o(ung ber (Säfte.

14.00 Uf)r 9iückfaf)rt nad) ^ratteln; bortfelbft bei 
ber $a(teftcHe ‘Begrünung burd) ein 
SBeijörbemttgltcb unb ©efangoortrag 
burd) bie 6d)üler.

15.00 Ufyr Sufammenfcunft zum offiziellen 
im ©afttjof jum Odjfen.

^inwefljunos-Jeier
bet S3afellanbfd)aftlicf)en Heberfanbbabn 

(Seilftiicft stuften}-Sßratteln)
Sonnerotag, 19. Oktober 1922 in ^rntteln
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BASELLANDSCHAFTLICHE ÜBERLANDBAHN

PROSPEKT
für das Teilstück Muttenz-Pratteln

III. Baukosten und Finanzierung.
Die eigentlichen Baukosten für die im Betriebe befindliche Strecke St. Jakob-Muttenz (2,9 km) 

werden rund Fr. 860,000.— betragen. Dazu kommen für diverse Unkosten (Eidgen. Stempelsteuer, 
Vermittlungsprovisionen für die Kapitalbeschaffung und dergleichen) ca. 40,000.—, sodaß mit einer 
Gesamtbausumme von Fr. 900,000.— zu rechnen ist. Dieser Betrag wurde aufgebracht durch 
Fr. 600,000.— in Aktien und Fr. 280,000.— in Obligationen (letztere mit Zinsgarantie des Kantons 
Baselland und der beteiligten Gemeinden).

I. Allgemeines.
Am 22. Januar 1921 ist die Strecke Basel (St. Jakob)-Muttenz der Basellandschaftlichen 

Ueberlandbahn, welche den Basler Straßenbahnen verpachtet ist, dem Betrieb übergeben worden. 
Der Verwaltungsrat begann unmittelbar nach der Betriebseröffnung mit den Vorarbeiten für die 
Weiterführung der Bahn. Man entschied sich aus verschiedenen, insbesondere finanziellen Gründen, 
von der Strecke Muttenz-Liestal zunächst nur wieder das Teilstück Muttenz-Pratteln in Angriff 
zu nehmen.

Durch Bundesbeschluss vom 25. Juni 1921 wurde unserer Gesellschaft gestattet, die II. Sektion 
Muttenz-Liestal und allenfalls Muttenz-Neuewelt in zwei Teilen auszuführen, nämlich:

I. Muttenz-Pratteln
II. Pratteln-Liestal und allenfalls Muttenz-Neuewelt.

II. Bahnbau und Betrieb.
Wie schon beim ersten Teilstück soll der Unterbau Muttenz-Pratteln auch von Anfang an 

für die Doppelspur gebaut werden, jedoch soll vorläufig nur eine einspurige Geleise-Anlage mit 
Ausweichgeleisen erstellt werden.

Das Trace führt von Muttenz am Fuße des Wartenberg entlang, südlich Lachmatthof vorbei, 
ziemlich geradlinig in das Dorf Pratteln. Haltestellen sind vorgesehen beim Rothausweg, Lach­
matthof, Endstation beim Friedhof in Pratteln. Das Trace weist eine Länge von 3,7 km auf, die 
Gesamtstrecke St. Jakob-Pratteln 6,5 km. Damit zwischen Friedhof und Buholz keine Bauten ent­
stehen, die das zukünftige Trace Pratteln-Liestal irgendwie beeinträchtigen könnten, so soll jetzt 
schon das notwendige Land bis zum Buholz erworben werden.

Der Betrieb der Strecke dürfte voraussichtlich bis auf weiteres auch wieder den Basler 
Straßenbahnen gegen angemessene Entschädigung verpachtet werden.

Die Bahn wird sich bestreben, die Taxen so niedrig als möglich zu halten.



Fr. 160,000—

„ 160,000—

im Ganzen

Fr.

Fr. 340,000—n

Fr.

n •r

Das Aktienkapital würde sich zusammensetzen aus:

Prioritäts-Aktien
des Staates 
der Gemeinden
der freien Subskription

Stamm-Aktien
des Staates . . .
der Gemeinden .
der freien Subskription 

80,000—
80,000—

180,000—

80,000—
80,000—
40,000—

= 20%

„ 220,000—
„ 260,000—

Fr. 800,000—

Für die neu zu bauende Strecke Muttenz-Pratteln (3,7 km) hat die Direktion der Basler 
Straßenbahnen einen Kostenvoranschlag von Fr. 758,000— aufgestellt. Um gegen alle Eventualitäten 
geschützt zu sein, rechnen wir bei der Aufstellung unseres Finanzplanes mit einer Summe von 
Fr. 800.000—, wobei wir uns bestreben werden, den Voranschlag der Basler Straßenbahnen nicht 
zu überschreiten.

Gemäß § 6 des Gesetzes betreffend finanzielle Beteiligung von Kanton und Gemeinden 
beim Bau von Eisenbahnen sind Fr. 260,000— in Obligationen und Fr. 540,000— in Aktien 
aufzubringen.

Bezüglich der Rendite der Strecke Basel-Muttenz kann folgendes gesagt werden:
Der Betrieb ist den Basler Straßenbahnen verpachtet. Diese bezahlen der Gesellschaft einen 

jährlichen Pachtzins von 3% bis zum Ende des ersten vollen Betriebsjahres (1922), von 4% für 
das zweite volle Betriebsjahr und hierauf von 5% des Baukapitals. Pro 1921 ergibt die Pachtzins­
summe rund Fr. 24,000.—. Davon finden 17,000.— Verwendung für die Verzinsung des Obligationen- 
Kapitals und der Rest für Unkosten und notwendige Abschreibungen. Wir hoffen, im zweiten 
vollen Betriebsjahre eine bescheidene Dividende auf das Prioritäts-Aktienkapital auswerfen zu können.

Die Rendite der Strecke Muttenz-Pratteln hängt auch wieder von der Höhe der Pachtzins­
summe ab. Wir werden uns bestreben, für unsere Gesellschaft einen möglichst günstigen Pacht­
vertrag abzuschließen, sodaß wahrscheinlich im zweiten vollen Betriebsjahr mit der Auszahlung 
einer Dividende begonnen werden kann.

Vom Aktienkapital haben zu übernehmen:

der Kanton Baselland — 20 ” o der Bausumme......................................
die Gemeinden Muttenz, Pratteln, Frenkendorf, Füllinsdorf, Liestal

der Bausumme
(der Verteiler ist durch den Landrat aufzustellen)

durch öffentliche Subskriptionen sind aufzubringen:
Aktien
Notstands-Aktion bezw. Obligationen

Fr. 200,000—
Total Aktienkapital Fr. 540,000.—



Liestal, den 10. November 1921.

Der leitende Ausschuß:

Zeichnungsschein.
D 

 , den 

Unterschrift und genaue Adresse:

Namens des Verwaltungsrates 
der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn:

Der Präsident: Der Vicepräsident:
Dr. C. Tanner, Reg.-Rat. Dr. A. Veit-Gysin.

Der Sekretär:
Dr. Wirth.

i

Unterzeichnete.... zeichnet zu Emissionsbedingungen
Stück Prioritais ~ Aktien Basellandschaftliche Ueberlandbahn 

a Fr. 200.— nominal.

IV. Emission des Aktienkapitals.
Das gemäß obiger Aufstellung der freien Subskription verbleibende Aktienkapital von 

Fr. 180,000.— Prioritätsaktien und Fr. 40,000.— Stammaktien wird hiemit zu folgenden Bedingungen 
öffentlich aufgelegt:
1. Der Bezugspreis beträgt Fr. 200.— für jede Aktie von nominal Fr. 200.— lautend auf den Inhaber.
2. Der Bezugspreis von Fr. 200.— ist wie folgt einzuzahlen : 20% — Fr- 40.— bis 15. Januar 1922. 

Für den Rest sind ebenfalls Teilzahlungen vorgesehen. Der Verwaltungsrat der Ueberlandbahn- 
gesellschaft bestimmt die weiteren Zahlungsfristen.

3. Die Auflage beginnt am 20. November 1921 und dauert bis 20. Dezember 1921.
4. Als Zeichnungsstellen sind bestimmt:

a) Basellandschaftliche Kantonalbank in Liestal; ihre Filialen in Arlesheim, Binningen, Gelter- 
kinden, Sissach, Waldenburg und ihre Agenturen in Birsfelden und Pratteln;

b) Basellandschaftliche Hypothekenbank in Liestal und ihre Filialen in Basel und Gelterkinden;
c) Schweiz. Bankgesellschaft Liestal;
d) Basler Kantonalbank in Basel.

5. Als Einzahlungsstellen Sind bezeichnet die unter Ziffer 4 genannten Institute.
6. Gegen ihre Einzahlungen erhalten die Zeichner Interimsquittungen, gegen welche später, auf 

besondere Anzeige hin, die definitiven Titel bezogen werden können. Die Stempelgebühr über­
nimmt die Gesellschaft.
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Zwischen der

Verwaltung der Basler Strassenbahnen
vorbehaltlich der Ratifizierung durch den Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

einerseits

und der

anderseits

Aktiengesellschaft der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn 
in Liestal

§ 4.
Die Verpflichtung, welche die Verwaltung der Basler Strassenbahnen auf sich nimmt, um­

fasst den gesamten Betriebsdienst inkl. Stromlieferung, die Bahnpolizei, die Bahnbewachung, den 
Unterhalt der Bahn, die Stellung des Rollmaterials, die Versicherung des Personals, der Passagiere 
und Drittpersonen, die reglementarische Einlage in den Erneuerungsfonds und die Erledigung der 
Reklamationen, welche den Betrieb betreffen. In der Verpflichtung nicht inbegriffen sind allfällige 
Abgaben und Steuern für das Baukapital.

Ende des ersten vollen Betriebs- 
von 5% des Baukapitals, zahlbar in

§ 3.
Die Pächterin äuffnet den Erneuerungsfonds, der von der Ueberlandbahn verwaltet wird.
Für die Einlagen und Entnahmen aus dem Fonds sind die eidgenössischen Vorschriften 

und die Kontrolle des eidgenössischen Eisenbahndepartements massgebend.

§ 1-
Die Basellandschaftliche Ueberlandbahn mit Sitz in Liestal verpachtet ihre Bahnanlage 

St. Jakob-Muttenz der Verwaltung der Basler Strassenbahnen. Diese übernimmt den Betrieb der 
Strecke auf eigene Rechnung nach den Bestimmungen der Konzession der Basellandschaftlichen 
Ueberlandbahn vom 4. April 1914 resp. 22. Juni 1916 und bezahlt der Gesellschaft für die Be­
nützung der Anlage einen jährlichen Pachtzins von 3% bis zu 
jahres, von 4% für das zweite volle Betriebsjahr und hierauf 
vierteljährlichen Raten, jeweilen auf Ende des Kalenderquartals.

ist folgender Vertrag abgeschlossen worden.

§ 2.
Für die Stromlieferung für den Bahnbetrieb tritt die Verwaltung der Basler Strassenbahnen 

an Stelle der Ueberlandbahn in den von dieser mit der Genossenschaft Elektra Birseck abge­
schlossenen Vertrag.



Basel, den 5. Januar 1921.

Basellandschaftliche Ueberlandbahn :
Tanner. Wirth.

Vom Grossen Rate genehmigt.

Basel, den 29. September 1921.

Namens des Grossen Rates:
Der Präsident: Der I. Sekretär:

P. Bonus. A. Glatz.

Der Vorsteher des Strassenbahnwesens: 
Hauser.

Vom Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt genehmigt 

Basel, den 11. Januar 1921.

Der Präsident: Der Sekretär:
Brenner. Br. H. Matzinger.

Verwaltung der kantonalen Strassenbahnen:
Der Direktor:

Arnold Gysin.

§ 5.
Hinsichtlich Tarif und Fahrplan wird die Strecke St. Jakob-Muttenz in das Netz der 

Basler Strassenbahnen einbezogen. Fahrplan und Tarif sind dem Verwaltungsrat der Baselland­
schaftlichen Ueberlandbahn jeweilen zur Anbringung von Wünschen zur Kenntnis zu bringen. Bei 
allfälligen Differenzen ist der Entscheid des Schweiz. Eisenbahndepartements massgebend.

§ io.
Die Entscheidung in Streitigkeiten fällt den ordentlichen Gerichten von Baselland und in 

höchster Instanz dem Bundesgericht zu.

§ 9.
Dieser Vertrag tritt am Tage der Betriebseröffnung der Strecke St. Jakob-Muttenz in 

Kraft und kann jeweilen auf Ende eines Kalenderjahres mit vorausgehender einjähriger Kündigung 
aufgelöst werden.

§ 11.
Die Gesellschaft wird zu gegebener Zeit die nötigen Schritte für die Genehmigung dieses 

Vertrages durch die Bundesbehörden tun.

Liestal, den 3. Januar 1921.

§ 6.
Alle Einnahmen der Strecke gehören ausschliesslich der Verwaltung der Basler Strassen­

bahnen.
§ 7.

Ergänzungs- und Erweiterungsarbeiten zu Lasten des Baukontos werden durch die Basel­
landschaftliche Ueberlandbahn unter der Bauleitung der Basler Strassenbahnen ausgeführt.

§ 8.
Der Ueberlandbahn-Gesellschaft werden alljährlich rechtzeitig die Ausweise zur Aufstellung 

der Jahresrechnung nach den Vorschriften der eidgen. Aufsichtsbehörden zur Verfügung gestellt.



3

s>

i

i

V-

I
I
I
I
I
I
I
I
I

T

I 
v 9

■ i ä 
. H

a. .

; J
i

- i .
*■

i

l
• i

i

* •

f I 
t
I ■

ri-

Q

88
☆

13 
{§} 

H]

13
........ 4^-'

museu...uttenz ; £_f. j.; J, <1

□-----------------------
mumu
Inventur 2021 
behaelter 
b-000256

< 5/5



■ PRATTELN, den 22. November 1921.

P. P.
Die unterzeichnete Behörde übermittelt Ihnen hierdurch den

f

Der Gemeindeverwalter:
M. Wüthrich.

Basellandschaftliche Überlandbahn
Teilstück Muttenz - Pratteln

Hochachtungsvoll

Namens des Gemeinderates von Pratteln 
Der Präsident:

F. Dürr.

Prospekt mit Zeichnungsschein
für die Finanzierung der Weiterführung der Ueberlandbahn von Muttenz bis Pratteln. Indem wir 
dies tun, möchten wir Sie gleichzeitig ersuchen, Ihrerseits durch Zeichnung von Aktien das Mög­
lichste dazu beizutragen, damit das Werk zustande kommt. Wir verhehlen uns keineswegs, daß 
wir mit dieser Anforderung in heutiger Zeit von unserer Einwohnerschaft ein Opfer verlangen. 
Die Entwicklung unserer Ortschaft mit ihren Begleiterscheinungen in verkehrspolitischer Hinsicht 
sind bei unserm Vorgehen nicht allein entscheidend, vielmehr ist es die Tatsache, daß durch die 

.Ausführung dieses Bahnbaues der stetig zunehmenden großen Zahl von Arbeitslosen sichere und 
für jedermann mögliche Arbeit erschlossen wird. Helfe daher jeder nach seinen Kräften, daß die 
durch Staat, Gemeinde und Private unumgänglich zu verausgebenden Unterstützungen an die 
Arbeitslosen für die letztem und die Geber nutzbringendere Verwendung finden.

Auch wollen wir nicht unterlassen, darauf hinzuweisen, daß die baldige Ausführung der 
Bahn die bereits begonnenen Arbeiten der Feldregulierung wesentlich erleichtern wird.

Nur durch Anspannung aller finanziellen Kräfte wird die Ausführung des neuen Teil­
stückes der Ueberlandbahn möglich sein und möchten wir Sie bitten, sich vorgenannten Erwäg­
ungen nicht zu verschließen.

Sofern Sie nicht vorziehen, Ihren Zeichnungsschein bei einer der im Prospekt genannten 
Zeichnungstellen, oder auf der Gemeindekanzlei Pratteln abzugeben, wird sich ein Mitglied der 
unterzeichneten Behörde erlauben, in der Zeit vom 15. bis 20. Dezember 1921 zur Entgegennahme 
des Zeichnungsscheines bei Ihnen vorzusprechen.
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J
Nachtrag zum

Strassenbahnen in Basel für den Betrieb der Teilstrecke Basel-Muttenz
der basellandschaftlichen Ueberlandbahn.

Zur Uebernahme $es Betriebes der Strecke Muttenz-Pratteln der
basellandschaftlichen Ueberlandbahn durch die kantonalen Strassenbahnen
wird der am S./5. Januar 1921 abgeschlossene Vortrag folgendermassen
abgesondert:

§ 1 erhalt folgende Fassung:
Die Basellandschaftliche Ueberlandbahn mit Sitz in Liestal ver­

pachtet ihre Bahnanlage St.Jakob - Brattein der Verwaltung der Basler
Strassenbahnen. Diese übernimmt den Betrieb der Strecke auf eigene
Rechnung nach den Bestimmungen der Konzession der Base Hands chaftli-

vierteljährlichen Raten, jeweilen auf Ende des Kalenderquartals.
Jn den §§ 5 und 9 wird das Wort "Muttenz” durch ”TratteIn” er­

setzt.
Basel, denZZ. 3 eptbr. 1922.

Der Sekretär:

chen Ueberlandbahn vom 4. April 1914 resp. 22* Juni 1916 und bezahlt
-—Zier Gesellschaft für die Benützung der Anlage für die einzelnen dem _

Betrieb übergebenen Teilstrecken je einen jährlichen Pachtzins von 3 % 
bis zu Ende des ersten vollen Betriebsjahres, von 4 % für das zweite 
volle Betriebsjahr und hierauf von 5 % des Baükapitals, zahlbar in

Verwaltung der 
Kantonalen Strassenbahnen 

Der Dto&tor; y

l

Vertrag 
--------

zwischen der
Basellandschaftlichen Ueberlandbahn und der Verwaltung der kantonalen

* gßfl./wenden!f——

DSU VORSTEHER DBS S TRASSEHBAHWESaHS:

Vom Rsgierungsrat des Kantons Basel-Stadt genehmigt
Basel, den ^.22.

Der Präsident:

vom 3./5. Januar 1921

Liestal, denSeptember 1932.
BASELLANDSCHAPTLICHB ÜBERLAHDBAHN

Basel, den September 1922.
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Zwischen der

StrassenbahnenBaslerVerwaltung der

vorbehaltlich der Ratifizierung durch den Regierungsrat
des Kantons Basel- Stadt

einerseits
und der Aktiengesellschaft der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn

in Liestal
anderseits

abgeschlossen worden.Vertragist folgender
-»00O00

§ . 1 •
Die Basellandschaftliche Ueberlandbahn mit Sitz in Liestal ver­

pachtet ihre Bahnanlage St.Jakob- Muttenz der Verwaltung der Basler
Diese übernimmt den Betrieb der strecke auf eigeneStrassenbahnen

Rechnung nach den Bestimmungen der Konzession der Basellandschaftli-
chen Ueberlandbahn vom 4. April 1914 resp. 22. Juni 1916 und bezahlt

zahlbar in vierteljährlichen Raten, j©weilen auf End© des Kalender­
quartals.

§ . 2 .
Für die Stromlieferung für den Bahnbetrieb tritt die Verwaltung

der Basler Strassenbahnen an Stelle der Ueberlandbahn in den von die­
ser mit der Genossenschaft Elektra Birseck abgeschlossenen Vertrag.

§ . 3 .
Die Pächterin äuffnet den Erneuerungsfond, der von der Ueberland­

bahn verwaltet wird.
Für die Einlagen und Entnahmen au© dem Fonds sind die eidg.Vor­

schriften und die Kontrolle des eidg. Eisenbahndepartements massgebend.

der Gesellschaft für die Benützung der Anlage einen jährlichen Pacht­
zins von 3 % bis zu Ende des ersten vollen Betriebsjahres, von 4 % 
für das zweite volle Betriebsjahr und hierauf von 5 % des Baukapitals,



§ . 4 .

betreffen. In der Verpflichtung nicht inbegriffen sind allfällige Ab­
gaben und Steuern für das Baukapital.

§ . 5 .
Hinsichtlich Tarif und Fahrplan wird die Strecke 3t.Jakob-Muttenz

in das Netz der Basler Strassenbahnen einbezogen. Fahrplan und Tarif
sind dem Verwaltungsrat der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn jewei-

massgebend.
§ . 6 .

Alle Einnahmen der Strecke gehören ausschliesslich der Verwal-

Der Ueberlandbahn-Gesellschaft werden alljährlich rechtzeitig

len zur Anbringung von Wünschen zur Kenntnis zu bringen. Bei allfäl­
ligen Differenzen ist der Entscheid des Schweiz. Eisenbahndeparteipents

Ergänzungs- und Erweiterungsarbeiten zu Lasten des Baukontos 
werden durch die Basellandschaftliehe Ueberlandbahn unter der Baulei-

(

tung der Basler Strassenbahnen.
§ • 7 .

tung der Basler Strassenbahnen ausgeführt.
§ 8 .

Die Verpflichtung, welche die Verwaltung der Basler Strassen­
bahnen auf sich nimmt, umfasst den gesamten Betriebsdienst inkl.Strom­
lieferung, die Bahnpolizei, die Bahnbewachung, den Unterhalt der Bahn, 
die Stellung des Rollmaterials, die Versicherung des Personals, der 
Passagiere und Drittpersonen, die reglementarische Einlage in den Er­
neuerungsfonds und die Erledigung der Reklamationen, welche den Betrieb

Die Entscheidung in Streitigkeiten fällt den ordentlichen Ge­
richten von Baselland und in höchster Instanz dem Bundesgerloht zu.

die Ausweise zur Aufstellung der Jahresrechnung nach den Vorschriften 
der eidg. Aufsichtsbehörden zur Verfügung gestellt.

§ • 9 .
Dieser Vertrag tritt am Tage der Betriebseröffnung der Strecke 

St.Jakob-Muttenz in Kraft und kann jeweilen auf Ende eines Kalender­
jahres mit vorausgehender einjähriger Kündigung aufgelöst werden.

§ . 10 .



§ . 11 .

L i e a t a 1 , den 3. Januar 1921. Sa^Msflhafiliche Ü b a ;lan d bah o

Basel , den 5. Januar 1921.

Der Sekretär-

<./y.

Die Gesellgohaft wird 

für die Genehmigung dieses

Kegierungsrat des K^atws
Basel-Stadt genehmigt

den /^Z-
Der Präsident:

Verwaltung der 
Kantonalen Strassenbahnen 

Der Dl»kt<rti

zu gegebener Zeit die nötigen Schritte 
Vertrags durch die Bundesbehörden tun*

Bar

Vom Grossen Rate genehmigt
Basel, —•—-19/
Namens des grossen Rates 

Der Erlßident*
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J.N^ 8094

Plan N? Z .

PRO JE CT. PLAN
Erstellung der Doppelspuranlage.

Bahnkm. 1,778 - 2,444.

SITUATIONSPLANL :

M,1'500,

/

1931

BASELLANDSCHAFTL. UEBERLANDBAHN 
Strecke St. Jakob-Muttenz

zwischen B i rsßldersf r u nd M uften z

Liestal,
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GUTACHTEN

über den inneren Wert der vier basellandschaftlichen Vorortsbahnen

1. Auftrag

2. Erwägungen

nach dem in Aussicht stehenden Nutzen. Sollte dieser Grundsatz

©

ü

zurechnen. Diese liegen bei unsern vier Gesellschaften im wesent-

Basellandschaftliche Kantonalbank 
Banque Cantonale de Bäle-Campagne

Nach welchen Gesichtspunkten sollen die Aktien der genannten vier 
basellandschaftlichen Verkehrsbetriebe bewertet werden? Im allge­
meinen Geschäftsverkehr bemisst sich der Wert einer Kaufsache

In Ausführung des uns am 6. Dezember 1971 mündlich erteilten Auf­
trages (siehe Bestätigung vom 15. Januar 1972) haben wir die Bi­
lanzen der vier Vorortsbahnen BEB, BTB, BUeB und TBA einer ein­
gehenden Analyse unterzogen. Als Hauptaufgabe der Untersuchungen 
war uns die Ermittlung des inneren Wertes der Aktien jeder einzel­
nen Bahn gestellt.

bei der Bewertung der Bahnaktien gelten, könnte bei keinem der 
vier Bahnunternehmen von einem wertmässigen Nutzen gesprochen 
werden. Das Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 1957 sieht beim 
Rückkauf von Bahnunternehmungen durch die öffentliche Hand in 
Art. 77 als Erwerbspreis eine aufgrund des kommerziellen Wertes 
und des Bilanzwertes errechnete Entschädigung vor. Im Hinblick 
auf die derzeitigen und wohl auch für die absehbare Zukunft zu 
erwartenden.defizitären Betriebsergebnisse fällt wie gesagt ein 
als Ertragswert zu verstehender kommerzieller Wert für die Be­
wertung äusser Betracht. Somit bleibt als Bemessungsgrundlage 
nach Gesetz einzig der Bilanzwert der Bahnanlagen. Er wird aus 
den Erstellungs- und Anschaffungskosten der Anlagen unter Abzug 
der gesetzlich vorgeschriebenen Abschreibungen errechnet. Zu dem 
so ermittelten Bilanzwert sind noch die stillen Reserven hinzu-



2
/

©

o

Der Vollständigkeit halber müssen wir noch darauf hinweisen, dass 
nur eine Liquidationsbilanz den absolut richtigen Wert der Aktien 
ergäbe. Diese Berechnungen müssten auf dem effektiven Liquidations­
wert der Bilanzaktiven basieren. Das heisst, dass aus dem Erlös 
des Areals, der Gebäulichkeiten, der Fahrzeuge sowie von Schrott 
und Altmaterial sämtliche Schulden zurückbezahlt würden. Der ver­
bleibende üeberschuss würde die nominellen Werte der Aktienkapi­
talien bei allen vier Bahnen weit übersteigen. Der um das Zwanzig­
bis Fünfzigfache gestiegene Bodenwert allein liefert den Beweis 
für den beträchtlich über dem Nominalwert liegenden Substanzwert. 
Wenn auch diese Betrachtungsweise wegen der Konzessionspflicht 
mehr theoretischer Natur ist, kann deren Richtigkeit kaum ange­
zweifelt werden.

Wir sind uns bewusst, dass für eine feiner ausgewogene Bewertung 
der Aktien weitere Komponenten herangezogen werden könnten, doch 
scheinen uns alle andern Verfahrensarten problematisch. Der Ent­
scheid für die Festsetzung des Kaufpreises der im privaten Besitz 
befindlichen Aktien würde Ihnen dadurch kaum erleichtert.

liehen in Grundstücken und Gebäuden, die für den Bahnbetrieb ent­
behrlich und deshalb nicht konzessionsbelastet sind. Daraus er­
gibt sich der eigentliche Substanzwert (vgl. Beilage I). Bei der 
Bewertung der die stille Reserve bildenden entbehrlichen Liegen­
schaften stützten wir uns auf Preisangaben massgeblicher Stellen, 
wobei wir mit unsern Ansätzen stets an der untern Grenze blieben.

Es ist klar', dass die Substanzwerte der vier Bahnen unterschied­
lich ausfallen mussten, weil die Vermögenslagen der einzelnen 
Unternehmungen wesentlich voneinander abweichen. Nach unserer Auf­
fassung dürfte der sorgfältig und objektiv errechnete Substanz­
wert der einzelnen Bahnaktien Ihrer Offertstellung für den Erwerb 
der Aktien aus privater Hand als massgebliche Grundlage dienen.
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3. UebernahmepreisI

zum NennwertVariante I:

stanzwert liegt.
Kaufpreis ca. Fr. 1 675 OOP

zum SubstanzwertVariante II:
&

Kaufpreis ca. 2 621 OOPFr.

zum reduzierten SubstanzwertVariante III:

0

Erläuterungen zu obigen Varianten
I

II

Wir haben verschiedene Varianten für mögliche Uebernahmepreise 
durchgerechnet (vgl. Beilagen II und III), nämlich:

Als Grundlage für die Berechnung des Uebernahmepreises kann 
nach unserer Auffassung nur der Substanzwert in Frage kommen.
Auf diese Weise ist es möglich, die erheblichen Differenzen

ist zur Hauptsache auf die Landpreise des freien 
Areals zurückzuführen.

Dieser entspricht dem inneren Wert per Ende
Dezember 1970. Seine relativ beachtliche Höhe

Jeder Aktionär bekommt den Nominalwert, der bei 
sämtlichen Unternehmen wesentlich unter dem Sub-

Diesen Preis halten wir nicht für angemessen, ja sogar für 
fragwürdig, da er der wirklichen Vermögenslage der einzelnen 
Unternehmungen nicht Rechnung trägt und keine Differenzierung 
aufweist.

A: 3/4 des Substanzwertes
Kaufpreis ca. Fr. 1 964 PPP

C: 1/2 des Substanzwertes
Kaufpreis ca. Fr. 1 312 000

B: 2/3 des Substanzwertes
Kaufpreis ca. Fr. 1 749 000
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4. Schlussbemerkungen

©

Wir machen noch darauf aufmerksam, dass sich die Berechnungen des 
Gesamt-Kaufpreises auf die Anzahl der sich in Privatbesitz be­
findlichen Aktien beziehen. Die betreffenden Angaben erhielten 
wir von den vier Bahnverwaltungen. Nicht eingeschlossen sind so­
mit die Aktien im Besitze von Einwohner- und Bürgergemeinden so­
wie selbstverständlich jene im Besitze des Kantons.

zwischen den vier Unternehmungen hinsichtlich der'Vermögens­
lage zu berücksichtigen.

i

i

III Falls nicht der volle Substanzwert für die Berechnung des 
Uebernahmepreises in Frage kommt, muss ein bestimmter Pro­
zentsatz nach Ermessen des Käufers festgesetzt werden. Da­
bei würde wohl zweckmässigerweise ein runder Ansatz gewählt 
werden; deshalb haben wir die Varianten 3/4, 2/3 und 1/2. 
durchgerechnet.

Wir glauben-, den uns erteilten Auftrag nach bestem Wissen und 
Gewissen ausgeführt zu haben. Je mehr man sich in die ganze Ma­
terie vertieft, umso mehr wird man sich der Tatsache bewusst, dass 
eine für alle Teile befriedigende Lösung ausserordentlich schwie­
rig ist. Unsere Tabellen beruhen auf eingehenden Untersuchungen. 
Von Anfang an und in allen Belangen stützten wir uns nur auf Reali­
täten, weshalb nach unserer Auffassung die Berechnungen den Tat­
sachen entsprechen dürften. Von grosser Auswirkung sind die zutage 
getretenen stillen Reserven, die sich fast ausschliesslich beim 
freien Areal manifestieren. Einzig die BUeB weist namhafte offene 
Reserven auf, entstanden aus zurückbehaltenen frühem Gewinnen, 
zum Teil auch aus Landabtretungen. Nochmals weisen wir darauf 
hin, dass die zugrunde gelegten Bodenpreise an der untern Grenze 
liegen. Von den Bahnverwaltungen wurden uns zum Teil wesentlich 
höhere Preise genannt. Unsere Ansätze basieren auf Angaben ver­
antwortlicher Gemeindestellen, wobei durchwegs betont niedrigere
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..VERFAHREN für den Aktienkauf

Der Vollständigkeit halber möchten wir noch auf eine weitere 
Möglichkeit, die Privataktionäre angemessen zu entschädigen, hin­
weisen: Es könnte auch erwogen werden, den privaten Aktionären 
eine Dividende auszurichten unter Belassung der Besitzverhältnisse. 
Diese Praxis wenden die Hamburger Verkehrsbetriebe bzw* der Ham­
burger Verkehrsverbund an. Finanziell wäre die Belastung für den 
Staat ungefähr die gleiche wie bei einem Ankauf der in privatem 
Besitz befindlichen Aktien, da in diesem Fall die zu beschaffen­
den Mittel ja ebenfalls verzinst werden müssen.

Preise gemeldet»wurden, als die in letzter Zeit in jenen Lagen 
bezahlten.

Für die Durchführung der Ankaufstransaktion stellen wir Ihnen 
unsere Dienste gerne zur Verfügung. Dabei möchten wir Ihnen fol­
gendes Verfahren Vorschlägen:

Die von Ihnen festgesetzten Uebernahmepreise werden vorerst den 
Verwaltungsräten der betroffenen Unternehmen zur Kenntnis ge­
bracht. Hierauf erfolgt die Bekanntmachung Ihres Uebernahmeange- 
botes an die privaten Aktionäre durch Inserate in der Tagespresse 
und den hiefür in Betracht kommenden lokalen Wochenzeitungen. Die 
Aktionäre, die das Angebot annehmen wollen, sind darin einzula­
den, ihre Aktien innert einer angemessenen Frist gegen Vergütung 
des Usbernahmepreises bei einer unserer Geschäftsstellen einzu­
reichen.

Die immateriellen Werte (Goodwill) haben wir in keiner Weise 
mitberücksichtigt, was auch nicht in unsem Aufgabenkreis fiel. 
Dass diese aber volkswirtschaftlich hoch zu veranschlagen sind, 
kann kaum bestritten werden. Als Träger des öffentlichen Verkehrs 
sind die vier Vorortsbahnen für den Staat von einem den Substanz­
wert weit übersteigenden Wert.
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Liestal, 26. Januar 1972

BASELLANDSCHAFTLICHE KANTONALBANK

Für den Fall, dass die erforderliche Genehmigung der Aktienüber­
nahme seitens des Landrates im Zeitpunkt der Durchführung noch 
nicht vorliegen sollte, sind wir auch bereit, die Aktienkäufe 
vorerst treuhänderisch für den Kanton vorzunehmen. Die entspre­
chenden Treuhandkonti wären - gleichbleibende Verhältnisse Vor­
behalten - bis auf weiteres zu 5V2 % zu verzinsen.

Für unsere Bemühungen zur Abwicklung der Aktienkäufe würden wir 
die in der Courtagekonvention der Schweizerischen Effektenbörsen 
festgesetzte Kommission von 1 % des Uebernahmepreises berechnen. 
Ausserdem ist die eidgenössische Umsatzabgabe von 0,30 sowie 
bei Käufen auf dem Platz Basel die dort übliche kantonale Börsen­
gebühr von 0,10 %o zu entrichten. Da die Vergütung des Uebernahme­
preises an die Aktionäre nach unserer Meinung ohne jeden Abzug 
erfolgen sollte, würden Kommission und Gebühren sowie Insertions­
kosten und allfällige weitere damit verbundene Spesen zu Lasten 
der Staatskasse fallen.

Selbstverständlich werden wir auch die uns bekannten Aktionäre 
durch ein persönliches Schreiben auf das Uebernahmeangebot auf­
merksam machen und ihnen die Annahme empfehlen. Ueberdies werden 
wir die übrigen Banken der Region, von denen wir vermuten können, 
dass sie solche Aktien in Verwaltung haben, um die Weiterleitung 
der Kaufsofferte an ihre Kunden ersuchen.
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Ermittlung der Substanzwerte

T
TBA TotalBTB BUeBBEB

fr ‘ frfrfrfri

1 210 000
178 000

2 600 000 1 000 0001 400 000
4 915

20 052 5359 592 7505 677 327 2 389 543 2 392 915

20 060
fr
fr ■ 2 392 915Netto / Total A’" 18 634 2225 657 267 8 194 497 2 389 543

209,60 ; 197.76121,40 142.24141,43

I

i*

Substanzwert in % des Aktienkapitals
L

i
III

?
!

i

• abzüglich •" z
Verlustvortrag

’ Abschreibungsnachholbedarf

Vorstehende Berechnungen erfolgten 
aufgrund der in den Jahresberichten 
veröffentlichten Bilanzen sowie ge­
stützt auf Angaben der betreffenden 
Bahnverwaltungen über stille Reser­
ven und Abschreibungsnachholbedarf.

4 000 000
277 327

898 253
500 000

1 140 000
692 000

5 500 000
62 458 i

td ro
P(FJQ
Hii

Eigenkapital
Aktienkapital
Offene Reserven
Stille Reserven-(entbehrliche fr

Grundstücke & Liegenschaften) 
Gewinnvortrag

6 750 000
242 750

918 313
500 000

a .
500 000
57 543

13 100 000 : 
.1 390 077 '

— \
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TBA DurchschnittBUeBBEB BTB

% 209,60 197,76 142,24121,40141,43
197.76282.86 303.50 419.20Substanzwert pro Aktie fr
100.—250.— 200.—200.—Nennwert pro Aktie fr

100.—250.— 200.—Nennwert 200.—Var. I fr
420.—Var. II .Substanzwert 304.— 198.—* 28?.—fr

3/4 des Substanzwerts frVar.Illa 148.—212.— 228.- 315. —*

Illb- 2/3 des Substanzwerts fr 280.— 132.—203.—* 189.—
IIIc 1/2 des Substanzwerts fr 142.— 152.— 210.—* 99- —

1I1
i
1

Substanzwert der Aktien 
gemäss Tabelle I

!.

11
1
1

td CD 
H“
P CF5CD
M M

Mögliche Gestaltung des 
Uebemahmepreises :

* gerundete Beträge
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TotalTBABUeBBTBBEB

1 938 1 656'1 855

frfrfr frfr
165 600 1 674 700.653 600 484 500 571 000IKosten nach Variante

2 620 984779 100 527 888tt ii ii II 589 152924 844
1 964 095692 816 441 864 245 088ti n it III a 584 525

617 652M 519 400 1 749 058n ii III b 393 414 218 592
165 944ii n n 464 056 294 576 1 512 126III c 389 550

Kapitalbedarf für die 
Abfindung der Privataktionäre 
nach Varianten I - III

bd CD H- 
H 5D (KJ CD
M H H

5 268
£

Anzahl Aktien in Privatbesitz 
(ohne Einwohner-iund Bürger­
gemeinden)
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den Kantonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt

betreffend

die Basler Verkehrs-Betriebe (BVB)

(Vom 14. September 1971 / 5. April 1972)

1.

2.

3.

4.

Separatdruck aus der
Gesetzessammlung des Kantons Basel-Landschaft, Band 24

Vertrag
zwischen

Art 1

Defizitbeleiligung

Der Kanton Basel-Landschaft übernimmt grundsätzlich 2/3 aller 
nicht durch Betriebs- oder andere Einnahmen gedeckten finanziel­
len Aufwendungen, die den Basler Verkehrs-Betrieben aus dem 
Umstand erwachsen, daß sie Linien auf basellandschaftlichem Ge­
biet betreiben.
Die finanziellen Leistungen des Kantons Basel-Landschaft an die 
Basler Verkehrs-Betriebe werden in der Form
a) von Abgeltungsbeiträgen ä fonds perdu für gemeinwirtschaft­

liche Leistungen,
b) von Beiträgen a fonds perdu an die jährlichen Betriebsdefizite 
erbracht.

Maßgebend für die Ermittlung der Betriebsergebnisse sind die von 
den Basler Verkehrs-Betrieben jährlich für die basellandschaft­
lichen Linien separat zu erstellenden Betriebsrechnungen. Die Be­
triebsrechnungen haben die diesen Linien anrechenbaren Erträge 
und Aufwendungen, einschließlich Abschreibungen und Kapital­
kosten, vollständig zu erfassen.

Allfällige Überschüsse sind künftigen Fehlbeträgen anzurechnen.

Art. 2
Betrieb auf den basellandschaftlichen Strecken

Die Basler Verkehrs-Betriebe halten den Betrieb im Rahmen der 
für das Gesamtnetz gegebenen personellen und technischen Voraus­
setzungen aufrecht.
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1.

2.

1.

2.

3.

4.

I

Art. 3
Zuständigkeit und Kompetenzen der Behörden des 

Kantons Basel-Landschaft
Die in Art. 1 genannten finanziellen Leistungen werden durch die 
zuständigen Organe des Kantons Basel-Landschaft beschlossen.

Beschlüsse der Basler Verkehrs-Betriebe, die den Tarif der auf 
basellandschaftlichem Gebiet betriebenen Linien betreffen, bedür­
fen der Genehmigung des Regierungsrates des Kantons Basel- 
Landschaft.
Beschlüsse, die den Fahrplan auf diesen Linien betreffen, bedür­
fen der Genehmigung der Baudirektion.

Art. 4
Paritätische Kommission

Als ständiges konsultatives Organ zur Behandlung aller die Ver­
tragspartner gemeinsam betreffenden Fragen, die sich aus dem 
Vollzug dieses Vertrags stellen, besteht eine Paritätische Kom­
mission.
Die Paritätische BVB-Kommission zählt sechs Mitglieder, die je 
zur Hälfte von den beiden Kantonsregierungen bezeichnet werden. 
Die Regierung von Basel-Stadt entsendet drei Vertreter in die 
Kommission, die Regierung von Basel-Landschaft zwei Vertreter 
der Baudirektion und einen Gemeinde-Vertreter.
Die Paritätische BVB-Kommission konstituiert sich selbst und be­
zeichnet im Turnus ihren Präsidenten. Dieser gibt im Falle von 
Stimmengleichheit den Entscheid.
Der Kommission steht es frei, weitere Fachleute mit beratender 
Stimme beizuziehen und einen Sekretär zu ernennen.

Die Paritätische BVB-Kommission hat insbesondere folgende Auf­
gaben :
a) Sie überprüft die vom Kanton Basel-Landschaft zu überneh­

menden finanziellen Leistungen aufgrund der von den Basler 
Verkehrs-Betrieben vorgelegten Betriebs-, Bau- und Abschrei­
bungsrechnungen. Sie unterbreitet der Baudirektion des Kan­
tons Basel-Landschaft einen entsprechenden Bericht und stellt 
Antrag.

b) Sie nimmt Stellung zu allen baulichen, tarifarischen und 
dauernden betrieblichen Maßnahmen, die die auf baselland­
schaftlichem Gebiet verkehrenden Linien der Basler Verkehrs- 
Betriebe betreffen, und unterbreitet den zuständigen Instanzen 
Bericht und Antrag.
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Basel, den 14. September 1971

£ Im Namen des Regierungsrates
des Kantons Basel-Stadt

der Präsident: der Staatsschreiber:
M. Wnllschleger Dr. R. Frei

c) Sie kann auch von sich aus zu Fragen aus ihrem Aufgaben­
bereich Stellung beziehen und entsprechende Anträge unter­
breiten.

5. Entscheidet die Paritätische BVB-Kommission nicht einstimmig, 
so sind die verschiedenen Auffassungen in der Berichterstattung 
anzuführen. Zudem kann die Kommissionsminderheit ihre Auffas­
sung in einem separaten Bericht begründen.

Art. 5

V erkehrsverbtind

Die Vertragspartner verpflichten sich, zur Steigerung der Attrak­
tivität des öffentlichen Verkehrs auf regionaler Basis einen Verkehrs­
verbund anzustreben.

samkeit.

4. Dieser Vertrag tritt nach der Genehmigung durch den Großen Rat 
des Kantons Basel-Stadt und durch den Landrat des Kantons Basel- 
Landschaft in Kraft. Er ist für beide Parteien je dreifach aus­
gefertigt.

Art. 6

Schhipbeslimmnngen

1. Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Er kann 
von einem der beiden Vertragspartner unter Beobachtung einer 
Kündigungsfrist von drei Jahren auf Ende eines Kalenderjahres 
gekündigt werden.

2. Bei Streitigkeiten über die Auslegung und die Anwendung dieses 
Vertrags, die sich nicht auf dem Verhandlungsweg zwischen den 
beiden Kantonsregierungen beilegen lassen, entscheidet endgültig 
ein vom Eidg. Amt für Verkehr zu bezeichnender Sachverständiger.

3. Dieser Vertrag tritt rückwirkend auf den 1. Januar 1970 in Wirk-
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Liestal, den 5. April 1972

Vom Großen Rat in der Sitzung vom 15. Juni 1972 genehmigt.

Basel, den 15. Juni 1972

Liestal, den 21. August 1972

Im Namen des Großen Rates
der Präsident: der L Sekretär:

Dr. H. R. Schmid F. Heim

Im Namen des Landrates
der Präsident: der 2. Landschreiber:

E. Riesen Guggisberg

Vom Landrat in der Sitzung vom 21. August 1972 genehmigt.

Im Namen des Regierungsrates 
des Kantons Basel-Landschaft 

der Präsident: der Landschreiber:
P. Manz Dr. G. Schmied
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AN DEN LANDRAT

(Vom 17o September 1974)

AusgangslägeI.

530-4-70-100000

DER REGIERUNGSRAT DES KANTONS BASEL-LANDSCHAFT

1 
1 * I 
i?

über die Fusion der Vorortsbahngesellschaften und die 
Gründung der Baselland Transport AG

• "Gegen Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts
■ wurden die basellandschaftlichen Vorortsbahnen gebaut. Wie 
anfänglich bei den nationalen Bahngesellschaften, erfolgte 
auch hier der Bahnbau fast ausschliesslich mit privatem Ka­
pital. Bis zum Inkrafttreten des basellandschaftlichen Ver­
kehrsgesetzes im Jahre 1958 wurden die Verkehrsunternehmungen 
vom Staat finanziell kaum unterstützt. Man war froh, dass 
die Investitionen für den öffentlichen Verkehr durch Private 
finanziert wurden. Die Verkehrsunternehmungen konnten während 
der ersten Dezennien, dank guter Frequenzen, bescheidene

’ Dividenden ausschütten. Seit dem zweiten Weltkrieg ver­
schlechterte sich die finanzielle Lage der Verkehrsunter­
nehmungen rasch. Ursache waren Rückgänge oder Stagnation der 
Frequenzen infolge des überau.s starken Aufkommens des Auto­
mobils sowie starke Kostensteigerungen und Tarifauflagen. Nur 
dank der öffentlichen Beiträge, die aufgrund des kantonalen 
Verkehrsgesetzes und des eidgenössischen Eisenbahngesetzes

✓ ausbezahlt wurden, konnten die Unternehmungen Betriebsfehl­
beträge abdecken oder sogar kleine Ueberschüsse ausweisen. Die 
notwendigen technischen Sanierungen mussten grösstenteils mit 
Mitteln der öffentlichen Hand realisiert werden; privates
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Private
)

25,3 11,831,1 15,1 14,7 0,5- 1,5

61,6 3,6 28,40,8 2,5 3,1

33,956,0 7,7 2,4

26,9 3,460,9 8,8

2,27,8 8,9 21,8 1,042,316,0
Alle Bahngesell­
schaften
(AK Fr. 13 100 000)

Gmden
SO

Birsigthalbahn AG 
(AK Fr, 6 750 000)
Birseckbahn AG 
(AK Fr. 4 000 000)
Trambahng e s e 11 s cha f t 
Basel-Aesch AG 
(AK Fr. 1 210 000)
Base Hand schäft liehe 
Ueberlandbahn AG 
(AK Fr. 1 140 000)

Babngesel1schaften
' Bund

Eigentumsanteile (%)
BL BS SO Gmden 

. BL

Kapital stand.infolge der schlechten Ertragslage der Ver­
kehrsbetriebe kaum mehr zur Verfügung.

Weil ein Teil der für die technischen Verbesserungen 
zur Verfügung gestellten Mittel gegen die Abgabe von Aktien 
erfolgte, kam der Kanton zusammen mit Gemeinden, dem Bund 
und den Nachbarkantonen sukzessive in den Besitz der Bahnge­
sellschaften. Im Jahre 1972 beschloss der Landrat zudem, 
die restlichen noch in privatem Eigentum befindlichen Aktien 
der Birsigthalbahn, der Birseckbahn, der Trambahngesellschaft 
Basel-Aesch und der basellandschaftlichen Ueberlandbahn durch 
den Kanton aufkaufen zu lassen und bewilligte hierfür mit Be- 
Schluss vom 21. August 1972 einen Kredit von Fr. 1 145 000.--.

Diese Aktion führte dazu, dass sich die vier Vororts­
bahngesellschaften heute praktisch vollständig im Eigentum 

. der Öffentlichen Hand befinden. Die Eigentumsanteile der 
verschiedenen öffentlichen Körperschaften sind aus folgender 
Tabelle ersichtlich:
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Der Kauf‘der Privataktien durch den Kanton Basel-

II. Organisatorische Mängel im öffentlichen Verkehr
Eine Bestandesaufnahme, die im Rahmen der Vorarbeiten 

zur Schaffung eines regionalen Verkehrsverbunds durchge­
führt wurde, ergab im wesentlichen folgende Mängel in der 
heutigen Organisation des öffentlichen Verkehrs in der 
Region Basel:

- Tarife
Das Tarifwesen ist stark zersplittert. Tarifhöhe und 

Tarifbildungsgrundsätze der einzelnen Unternehmungen weichen

Landschaft wurde als Vorbereitung und Voraussetzung zur 
Fusion der Vorortsbahngesellschaften beschlossen. Man woll­
te dem privaten Kapital, dank dem seinerzeit der Bau der 
Vorortsbahnen überhaupt möglich war, vor der Durchführung 
der geplanten Neuorganisation des öffentlichen Verkehrs eine 
loyale Möglichkeit zum Aussteigen aus den Bahnaktien bieten.

Dieser Zusammenschluss der basellandschaftlichen Ver- 
kehrsunternehmungen zur "Baselland Transport AG" (BLT) ist 
eine für die Verwirklichung des neuen Konzeptes für den 
regionalen öffentlichen Verkehr notwendige Massnahme. Sie 
bildet Gegenstand dieses Berichtes. Obwohl die Fusion der 
Bahngesellschaften, die alle die privatrechtliche Gesell­
schaftsform der Aktiengesellschaft haben, an sich nicht der 
Zustimmung des Landrates bedürfte, ist der Regierungsrat der 
Meinung, dass diese Massnahme infolge der grossen und wachsen­
den Bedeutung des öffentlichen Verkehrs einer möglichst früh­
zeitigen parlamentarischen Diskussion bedarf.

Im folgenden sollen zuerst die Notwendigkeit der Neu­
organisation des öffentlichen Verkehrs begründet und an-

- schliessend deren Konzept und Realisierung dargestellt 
-werden. . • .
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Neben der fehlenden tarifarischen Zusammenarbeit, die

stark voneinander ab. Je nach Verkehrsverbindung bzw. 
Unternehmung werden sehr unterschiedliche Fahrpreise ver­
langt. Beispielsweise kostet die 18,7 km lange Strecke 
Riehen - Aesch Fr. 1.-- oder 5,3 Rp/km während für die 
praktisch gleich lange Strecke Liestal - Langenbruck 
Fr. 5.40 oder 28,4 Rp/km entrichtet werden muss.

- Fahrplankoordination
Die Fahrpläne der verschiedenen Verkehrsbetriebe sind 

nur zum Teil aufeinander abgestimmt. Vor allem in den Ver­
kehrs schwachen Zeiten, insbesondere abends, müssen die Fahr­
gäste beim Umsteigen lange Wartezeiten in Kauf nehmen.

- Verkehrsleistungsangebot
Obwohl Beispiele auch in unserer Region zeigen, dass bei 

den Leistungen des öffentlichen Verkehrs zwischen Angebot 
und Nachfrage nach einer gewissen Anlaufzeit ein direkter 
Zusammenhang besteht, waren und sind einige der Verkehrs­
unternehmungen nicht zu Verbesserungen ihrer Leistungen zu 
bewegen. Die Folge ist ein weiteres Absinken des Anteils des 
öffentlichen Verkehrs und eine entsprechende Zunahme des In­
dividualverkehrs. Verschiedene Gebiete des Kantons Basel- 
Landschaft werden nach 20.00 Uhr überhaupt nicht mehr durch 
ein öffentliches Verkehrsmittel bedient.

- Verwaltung
Vor allem die Verwaltungen der kleineren Verkehrsunter­

nehmungen sind in personeller Hinsicht sowohl quantitativ 
als oft auch qualitativ unterbesetzt. Die Unternehmungen 
sind zum Teil finanziell nicht in der Lage, einen Mitarbei­
terstab aus qualifizierten Fachkräften verschiedener Rich­
tungen zu tragen, abgesehen davon, dass dieser arbeitsmässig 
kaum sinnvoll ausgelastet werden könnte.

- Zusammenarbeit



5

O

III«. Neuorganisation
Diese Mängel lassen sich mit einer Neuorganisation des 

öffentlichen Verkehrs eliminieren oder doch zumindest stark

IV« Konzept
Das Konzept der Neuorganisation des regionalen öffent­

lichen Verkehrs sieht ein aufeinander abgestimmtes Vor­
gehen auf zwei Ebenen vor:

Auf regionaler Ebene soll schrittweise ein Verkehrs- 
verbünd verwirklicht werden. Dessen hervorstechende Merkmale

vom einzelwirtschaftlichen Standpunkt aus betrachtet - noch 
verständlich ist, lässt auch die betriebliche und techni­
sche Zusammenarbeit gerade zwischen den kleineren Unter­
nehmungen (wo sie am nötigsten wäre) zu wünschen übrig.

mildern. Natürlich genügen organisatorische Massnahmen 
allein nicht, um die dringend notwendige Attraktivitäts­
steigerung im öffentlichen Verkehr zu erreichen. Dazu sind 
auch sehr grosse Kapitalinvestitionen notwendig. Eine effi­
ziente Organisation ist aber eine wichtige Voraussetzung 
zur optimalen Ausnützung der heutigen und zukünftigen Ver­
kehrsinfrastruktur. Organisatorische Massnahmen haben dazu 
den grossen Vorteil, dass sie - verglichen mit den jahre-, 
oft jahrzehntelangen Ausreifungszeiten von Infrastruktur­
projekten - rasch realisiert werden können und wenig kosten.

Massnahmen drängen sich wegen ihrer grossen Bedeutung 
als Verkehrsträger insbesondere bei den Vorortsbahnen auf. 
(Die vier Bahngesellschaften weisen einen Anteil von rund 
90 % an den Beförderungsfällen aller basellandschaftlichen 
Verkehrsbetriebe auf.) Ein Zusammenschluss ist bei diesen 
Unternehmungen auf der anderen Seite besonders leicht zu be­
werkstelligen.
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sind ein für alle Verkehrsmittel und Verkehrsunternehmungen 
gültiger gemeinsamer Tarif auf der einen Seite und ein 
innerhalb der ganzen Region koordiniertes und harmoni­
siertes Angebot an Verkehrsleistungen auf der anderen 
Seite.

Auf kantonaler Ebene soll im Kanton Basel-Landschaft 
ein Zusammenschluss von konzessionierten Verkehrsunter­
nehmungen zur Baselland Transport durchgeführt werden. Mit 
dieser Konzentration können einerseits die Voraussetzungen 
für den späteren regionalen Verkehrsverbund geschaffen 
werden. Die bei ausländischen Verbundsystemen gemachten 
Erfahrungen haben nämlich gezeigt, dass die Zahl der an 
einem Verkehrsverbund beteiligten Unternehmungen nicht zu 
gross sein sollte, weil sonst die Willensbildung im Verbund 
zu stark erschwert wird. Andererseits ermöglicht die Konzen­
tration der basellandschaftlichen Verkehrsunternehmungen die 
Durchsetzung einer zielgerichteten, koordinierten und effi­
zienten Verkehrsplanung und -politik wie sie für die konse­
quente Förderung des öffentlichen Verkehrs notwendig ist. 
Die Voraussetzungen hierfür sind heute bei der grossen Zahl 
von immer noch 10 im Kanton operierenden Verkehrsunternehmungen 
(ohne BVB, SBB und PTT-Betriebe) mit den sich zwangsläufig '■ 
ergebenden Informations- und Koordinationsschwierigkeiten 
nicht gegeben. Auch die andern der vorhin genannten heutigen 
Mängel des öffentlichen Verkehrs auf tarifarischem Gebiet 
und im Bereich der technischen und betrieblichen Zusammen­
arbeit können durch die geplante Konzentration zumindest 
verbessert werden. Hinzu kommt, dass für die im unteren 
Kantonsteil geplanten Tangential-Buslinien ein geeigneter 
Träger heute fehlt und deshalb geschaffen werden muss. 
Der Zusammenhang zwischen Baselland -Transport und regionalen 
Verkehrsverbund wird durch die nebenstehende graphische Dar­
stellung verdeutlicht.



BASELLAND TRANSPORT

SEB

BTB10

i17

iBUeB12/14

11

TBA

WEI­
TERE



8

V. Regionaler Verkehrsverbünd

von

o

)

Für die Verwirklichung eines Verkehrsverbundes in 
der Region Basel haben die Behörden der Regionalplanungs­
organisation bereits im Jahre 1972 grundsätzlich grünes 
Licht gegeben. Eine Absichtserklärung für den Verkehrs­
verbund findet sich auch im Staatsvertrag zwischen den 
Kantonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt betreffend die 
Basler Verkehrs-Betriebe (Art. 5), der ebenfalls 1972

• den'beiden Kantonsparlamenten genehmigt worden ist. In 
seinem Genehmigungsbeschluss hat der Landrat ausserdem

• den Regierungsrat beauftragt, “die Bestrebungen zur Herbei­
führung eine-s regionalen Verkehrsverbundes dringlich fort­
zuführen" (Ziff. 2).

Inzwischen ist einerseits das seinerzeit vorgelegte 
Konzept weiterbearbeitet worden. Es wurden u.a. verschiedene 
Varianten für den regionalen Verbundtarif ausgearbeitet. 
Auf der andern Seite ist im Sinne eines pragmatischen, 
schrittweisen Vorgehens bereits ab 1. Januar 1975 die Tarif­
gemeinschaft zwischen den Basler Verkehrs-Betrieben und der 
Birseckbahn beschlossen worden. Der.geplante Abschluss von 
Betriebsverträgen zwischen der zu gründenden Baselland 
Transport und den Busunternehmungen wird schon bald eine 
weitere Vereinheitlichung der Tarife bzw. Ausdehnung des 
Verbundtarifs ermöglichen. In einer anschliessenden Phase 
soll die Birsigthalbahn in einen gemeinsamen Tarif einbezogen 
werden. Alle diese weiteren Schritte erfordern aber ein grund­
sätzliches Einverständnis aller Partner über die Ausgestaltung 
des zukünftigen Verbundtarifs. Deshalb wird gegenwärtig 
intensiv an diesem Tarif und an den anderen Fragen des 
Verkehrsverbundes - insbesondere Einnahmenaufteilung und 
Organisation - gearbeitet.
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Fusion der Vorortsbahngesellschaften und
- _-it_—t n - i i i— i ■ ■ -- - . .. —»—» - . . . - . .    , _. — - -- n — ru

♦

Gründung der Baselland Transport AG
1. Ziele
Wie bereits erwähnt, soll bei den basellandschaft­

lichen Verkehrsunternehmungen eine Konzentration in 
der Form eines Zusammenschlusses der wichtigsten Betriebe 
durchgeführt werden. Ausserdem soll neben diesem Zusammen­
schluss die Zusammenarbeit unter den Verkehrsunternehmen 
durch den Abschluss von Betriebsverträgen mit der Baselland 
Transport gefördert und instituiert werden.

Neben der verbesserten Ausgangslage für die Realisierung 
des regionalen Tarif- und Verkehrsverbundes können damit vor

■ allem folgende Ziele erreicht werden:
- Einsparungen durch den in einem grösseren Betrieb 
möglichen rationelleren Einsatz des Personals, der 
Fahrzeuge und der übrigen Betriebsmittel.

- Attraktivere Diensteinteilungen für das Personal 
(u.a. Fünftagewoche). In einem Betrieb mit grösserem 
Personalbestand ist es dank grösserer Flexibilität 
wesentlich leichter, regelmässige Diensteinteilungen 
über längere Perioden für einen grossen Teil des 
Personals zu realisieren.

- Möglichkeit zur sinnvollen Spezialisierung des Ver- 
waltungs- und Werkstättepersonals. Auch hier sind die 
Voraussetzungen nur in einem grösseren Betrieb gegeben.

- Vermeidung von Doppelspurigkeiten. Es ist beispiels­
weise wenig sinnvoll, dass man sich bei einer allge­
meinen Tarifanpassung in jedem einzelnen Verkehrs? 
betrieb vom Sachbearbeiter bis zum Verwaltungsrat 
getrennt mit den damit zusammenhängenden Fragen 
beschäftigt.

- Verbesserung der Geschäftsführung durch Straffung 
der Organisation. Anstelle mehrerer Verwaltungsräte
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aussen verbessert.

□

* Konzessionen

2. Ausmass der Fusion 
la», < ■» i-»-»«r— ** ■ i —

Der Zusammenschluss soll sich auf die vier Vorortsbahn-

und Geschäftsleitungen nur je eines dieser Gremien.
- Durch die straffere und effizientere Organisation 

des öffentlichen Verkehrs wird die Aufsicht durch die 
kantonalen Behörden erleichtert und die Stellung 
des basellandschaftlichen öffentlichen Verkehrs nach

gesellschaften beschränken. Der ursprünglich vorgesehene Ein­
bezug der Autobus AG Liestal mittels der vorübergehenden

’ .Uebernahme dieser Gesellschaft durch den Kanton, kam als 
Folge des gegen den Uebernahrnebeschluss des Landrates er- ■ 
griffenen Referendums nicht zustande. In welcher Form sich 
die Zusammenarbeit zwischen Baselland Transport und Autobus AG 
inskünftig gestalten wird, ist heute noch offen. Es sei in 
diesem Zusammenhang auf die Beantwortung der Kleinen Anfrage 
von Dr. Liselotte Witschi vom 25. März 1974 verwiesen^

3. Automobilunternehmun.een
Die übrigen basellandschaftlichen Automobilunternehraungen 

(Automobilgenossenschaft Reigoldswil, AutomobiIgese11schäft 
Sissach - Eptingen, E. Sägesser, Wintersingen) werden als

■ ■selbständige Unternehmungen bestehen bleiben. Ihre Zusammen­
arbeit mit der Baselland Transport soll im Einvernehmen mit 
der eidgenössischen Aufsichtsbehörde und deren Regionali­
sierungskonzept ab Anfang 197G durch langfristige Betriebs­
verträge geregelt werden. Diese Verträge sehen vor, dass die 

an die BLT übergehen und diese ihrerseits die 
Automobilunternehmungen mit der Betriebsführung beauftragt. 
Diese Lösung - die übrigens dem Verhältnis zwischen den 
PTT-Betrieben und deren Autohalter entspricht - hat den Vor­
teil, dass einerseits eine zentrale Lenkung dos Leistungsan-

.gebots (Tarif, Fahrplan) möglich ist und dass andererseits
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wären

G

gewisse kostenmässige Vorteile der heutigen Betriebsform 
erhalten bleiben können.

Alle diese Busunternehmungen haben nämlich Nebenge­
schäfte, in welchen sie ihre Betriebsmittel, die allein 
durch den Kursbetrieb nicht voll ausgelastet wären, 
ebenfalls einsetzen können. Dadurch kann ein Teil der 
Kosten, die sonst ebenfalls vom Kursbetrieb zu tragen 

, diesen Nebongeschäften angelastet werden.
Diese Lösung eignet sich allerdings nur für relativ 

schwach frequentierte, eher peripher gelegene Kursstrecken, 
. wo die volle Auslastung der Betriebsmittel durch den Kursbe-.
trieb nicht gewährleistet ist bzw. wo die Distanzen zu 
zentralen Betriebseinrichtungen und damit die kostenmässig 
ins Gewicht fallenden Leerfahrten zu gross sind. Nicht ge­
eignet ist die Verbindung von Kursbetrieb und kommerziellem 
Reiseverkehr für den eigentlichen Agglomerationsverkehr, wie 
es beispielsweise die geplanten neuen Buslinien in Stadtnahe 
sein werden. Diese Verkehre weisen eine lange Betriebszeit, 
ein relativ dichtes Netz und kurze Intervalle sowie verhält­
nismässig kurze Haltestellenabstände auf. Dadurch können

. erstens die erforderlichen Betriebsmittel voll durch den 
Kursbetrieb ausgelastet werden und zweitens sind hier Fahr­
zeuge erforderlich, die sich nicht für den kommerziellen 
Reiseverkehr eignen.

4. Fusion und Gründung der BLT
Der Zusammenschluss der vier Bahngesellschaften ist 

zweckmässigervzeise so durchzuführen, dass sie sich durch 
Fusion gemäss Art. 748 OR zu einer einzigen Gesellschaft in 
der Weise verschmelzen, dass die Birsigthalbahn AG als Ge­
sellschaft mit dem grössten Aktienkapital die übrigen drei 
Gesellschaften übernimmt. Die Uebernahme erfolgt mit Aktiven 
und Passiven aufgrund eines Fusionsvertrags und der bereinigten
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RechtsformVII.

>

Uebernahmebilanzen. Der Entwurf des Fusionsvertrags 
liegt vor.

Nach der Durchführung der Fusion, die von allen Ge­
sellschaften an ausserordentlichen Generalversammlungen 
beschlossen werden muss, wird aus der Birsigthalbahn AG 
die Baselland Transport AG mit neuen Statuten entstehen. 
Damit ist die Gründung der BLT abgeschlossen.

o
Verschiedene Rechtsformen sind bezüglich ihrer Eignung 

für die Baselland Transport untersucht worden. Als am besten 
geeignet erschienen bald die Aktiengesellschaft und die öffent­
lich-rechtliche Anstalt mit eigener Rechtspersönlichkeit.

Der Regierungsrat hat sich aufgrund des Vorschlages einer 
internen Arbeitsgruppe für die Aktiengesellschaft entschieden« 
Obwohl die Form der öffentlich-rechtlichen Anstalt gewisse 
steuerliche Vorteile aufweist, die allerdings bei einem 
Verkehrsbetrieb der öffentlichen Hand, der kaum Reingewinne 
abwerfen dürfte, keine grosse Bedeutung haben, fiel die Wahl 
doch auf die Aktiengesellschaft. Diese hat vor allem den 
entscheidenden Vorteil, dass einerseits das Aktienrecht die 
Mitbestimmung einfach und klar regelt (Stimmkraft als Funktion 
der Kapitalbeteiligung) und dass andererseits der Prozess 
der Willensbildung wesentlich einfacher und rascher ist. 
Diese Vorteile dürfen bei einer Unternehmung, an der neben 
verschiedenen Kantonen auch der Bund und eine grosse Zahl von 
Gemeinden beteiligt sind, nicht unterschätzt werden. Mit der 
Rechtsform der Aktiengesellschaft kann auch die Realisierungs­
phase der Baselland Transport wesentlich einfacher und 
rascher gestaltet werden. Bei einer öffentlich-?rechtlichen 
Anstalt müssten zuerst gesetzliche Grundlagen geschaffen
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davon

Gemeinden Base Hand 5 Sitze

Bund 1 2 Sitze

Kanton Base Hand

1 Vertreter der landrätlichen 
Planungs- und Verkehrs­
kornmission '

Für den Verwaltungsrat wird folgende Zusammen­
setzung vorgeschlagen:

1 Vertreter der Basel­
landschaftlichen Kantonal­
bank

VIII. Organisation und Unternehmungsziele

6 -7 Sitze 
(einschliesslich 
Präsidium)

le Ve rwa1tungsrat
Aus der Rechtsform der Aktiengesellschaft ergeben sich 

die Organe der Unternehmungsspitze zwingend« Der Verwal­
tungsrat soll eine Grösse aufweisen, die einerseits für 
eine effiziente Abwicklung der Geschäfte Gewähr bietet, 
die aber andererseits eine angemessene Vertretung aller 
an der Unternehmung beteiligten - insbesondere auch der 
Gemeinden - ermöglicht. Bei einem vorerst aus 21 Mit­
gliedern bestehenden Verwaltungsrat und einem sieben­
köpfigen Ausschuss können diese Anforderungen erfüllt 
werden.

werden, und dies nicht nur im Kanton Basel-Landschaft, 
sondern auch in den Kantonen Solothurn und Basel-Stadt.
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3 SitzeKanton Basel* S tad t
3 Sitze
2 Sitze

Total 21 Sitze

o

)

Kant o n Sq1o t hurn
Pers ona1vert ret e r

Die Zusammensetzung des Verwaltungsrates-Ausscbusses 
ergäbe sich sinngemäss aus Präsident, Vizepräsident und 
je einem Vertreter des Bundes, der Kantone und der basel­
landschaftlichen Gemeinden.

2., Orsanisationsmodell
Eine Arbeitsgruppe, zusammengesetzt aus Vertretern

- der Baudirektion, Justizdirektion,.Finanzdirektion und der 
Direktion BTB/BEB untersuchte mit Beihilfe eines betriebs­
wissenschaftlichen Instituts eine ganze Reihe von möglichen 
Organisationsformen für die Baselland Transport. In einer

. Auswahl von mehr geographisch oder mehr funktionell ge­
gliederten Modellen hat sich schliesslich die hier dargestellte 
Variante als die beste herausgeschält. Von wesentlicher Be­
deutung bei der Variantenwahl war, dass die Organisations­
struktur den heutigen Gegebenheiten entspricht, dass sie 
aber gleichzeitig die nötige Flexibilität bezüglich der für 
die Zukunft’vorausschaubaren Aufgaben aufweist und bereits auf 
den geplanten Verkehrsverbund abgestimmt ist.

3. Staatliche Kontrolle
Für die notwendige staatliche Kontrolle und politische 

Mitbestimmung kann bei der vorgesehenen Organisation der BLT 
in zweierlei Hinsicht gesorgt werden.

Einmal hat die öffentliche Hand aufgrund der eidge­
nössischen und kantonalen Gesetzgebung in allen wesentlichen 
Fragen des öffentlichen Verkehrs eine sehr weitgehende Kon­
trolle über die Verkehrsunternehmungen. Auf kantonaler Ebene 
soll diese Kontrolle mit dem neuen Verkehrsgesetz (vgl.* 4 
Schlussbemerkungen) noch wesentlich verstärkt werden, indem



15

ORGANIGRAMM DER BASELLAND TRANSPORT Z\G

GENERALVERSAMMLUNG

KONTROLLSTELLEVERWALTUNGSRAT

AUSSCHUSS-VR

DIREKTION

Verwaltung Betrieb Planung + Bau

Sekretariat Fahrdienst Bahnen Planung
Personal Automobildienst Bau&

Finanzen Traktion ■ Unterhalt
Verkauf Elek; Anlagen
Nebenbetriebe
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dass ein

1

vereinheitlicht und den Beitritt zum geplanten regio­
nalen Tarif- und Verkehrsverbund anstrebt,

- die BLT im gesamten Unternehmungsbereich eine intensive 
Zusammenarbeit mit den Basler Verkehrs-Betrieben an­
strebt,

- die BLT innerhalb der ihr gesetzten tarif- und verkehrs­
politischen Grenzen zur wirtschaftlichen Betriebs­
führung verpflichtet ist.

der Landrat über die Bewilligung von Subventionen direkten 
Einfluss auf die Budgets der Verkehrsunternehmungen nehmen 
und nicht - wie es aufgrund cbs heutigen Verkehrsgesetzes ge­
schieht - erst im Nachhinein für bereits getätigte Ausgaben 
Beiträge bewilligen kann.

Zum zweiten schlägt der Regierungsrat vor, 
Vertreter der landrätliehen Planungs- und Verkehrskommission 
im Verwaltungsrat der BLT Einsitz nimmt und auf diese Weise 
die direkte Verbindung zwischen der zuständigen landrätlichen 
Kommission und dem Entscheidungsgremium der Baselland Transport 
geschaffen wird. Eine weitere Kontrolle bestände darin, dass, 
die landrätliche Finanzkommission eines ihrer Mitglieder in 
die Kontrollstelle der BLT entsendet.

4. Unternehmun^sziele 
i — II^'— iLMma IIHJ i

Die Unternehmungsziele der Baselland Transport sind 
generell im Zweckartikel der Statuten formuliert. Wesentlich 
ist, dass

- das Primat der kantonalen Verkehrsplanung und Ver­
kehrspolitik für die BLT gilt,

- die BLT verpflichtet ist, alle geeigneten Massnahmen
zur Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Ver- 
kehrs vorzunehmen, . .

- die BLT die Tarife innerhalb ihres Einflussbereichs
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X e F inanz i e1 le As p e k t e
Mit der Gründung der Baselland Transport AG entstehen 

Kosten, die sich wie folgt untergliedern lassen:
- Kosten für den Kauf der sich noch in privater Hand

IX. Grösse und Wachstum der BLT
Die Baselland Transport, bestehend aus den vier ehe­

maligen Bahngesellschaften im unteren Kantonsteil und dem 
Autobusbetrieb der Birsigthalbahn, wird einen Anteil von 
rund 90 % der Beförderungsfälle des öffentlichen Verkehrs 
im Kanton Basel-Landschaft aufweisen. Der auf die jetzigen 
Busunternehmungen entfallende Verkehr soll, wie erwähnt, 

. weiterhin von diesen Betrieben geführt.werden. Die BLT. wird 
aber im Einvernehmen mit dem Eidg. Amt für Verkehr ab 1976 
•Inhaberin der Konzessionen werden und mittels der abzu­
schliessenden Betriebsverträge für die notwendige tarif- 
und Fahrplankoordination- und Zusammenarbeit unter den Auto­
mobilbetrieben zu sorgen haben. Bei der Waldenburgerbahn 
drängt sich infolge ihrer Lage abseits der übrigen kantonalen 
Bahnunternehmungen und ihrer technischer Besonderheiten eine 
Integration in die BLT in Form der Fusion nicht unmittelbar 
auf. Selbstverständlich wird auch mit dieser Bahn eine möglichst 
weitgehende Zusammenarbeit in bezug auf Tarif, Fahrplan und 
Betrieb angestrebt. Das weitere Wachstum der BLT wird sich 
vor allem mit der Eröffnung der geplanten Buslinien - hauptsäch­
lich im unteren Kantonsteil (Tangentiallinie Allschwil - 
Schweizerhalle, Querverbindung Biel-Benken - Arlesheim usw.) - 
ergeben. Wahrscheinlich kann auch später der Betrieb auf den 
heute an die Basler Verkehrs-Betriebe verpachteten Linien 
Basel - Aesch und Basel - Pratteln durch die BLT über­
nommen werden.
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an.

Aus der Fusion der Vorortsbahnen und der Gründung der BLT 
• fallen somit unmittelbar keine vzeiteren Kosten für den Staat

befindenden Aktien der Vorortsbahngesellschaften. 
Zu diesem Zweck hat der Landrat bereits 1972 einen 
Kredit von knapp 1,2 Millionen Franken bewilligt. Die
Aktion konnte mit Erfolg durchgeführt werden;

- Eigentliche Gründlings- bzw. Fusionskosten (Stempelab­
gabe, Gebühren) in der Höhe von rund Fr. 150 000.--. 
Diese Kosten werden von den Bahnunternehmungen selbst 
getragen und belasten den Staat also nicht.

Was die Folgekosten der Gründung der BLT anbelangt, können 
folgende Angaben gemacht v/erdens

Der Gesamtaufwand der Baselland Transport AG wird sich 
nur unwesentlich vom zusammengezählten Aufwand der vier heutigen 
Bahngesellschaften unterscheiden. Auf der einen Seite sind 
durch die Fusion Rationalisierungen, und damit Einsparungen 
möglich. Beispielsweise lassen sich allein durch die Zusammen­
legung der Verwaltungsbehörden jährlich ca. Fr. 100 000.-- ein­
sparen. Auf der andern Seite sind im Kader - vor allem im ’ O 
technischen Bereich - einige Ergänzungen vorzunehmen. Dies 
ist eine Folge davon, dass bei der BEB und BTB im Hinblick 
auf die Fusion mit der Wiederbesetzung freier Stellen und der 
Schaffung von neuen Stellen seit etwa zwei .Jahren zugewartet 
worden ist. Diese wenigen zusätzlichen Stellen, die auf den 
gesamten Personalaufwand bezogen unbedeutend sind, müssen zur 
Erhaltung und Verbesserung der Leistungsqualität der Bahn 
unbedingt rasch besetzt werden. Es könnte damit auch ohne 
Fusion nicht mehr zugewartet werden, wobei allerdings das 
Kader in einer zusammengelegten Verwaltung wesentlich effizien­
ter und sinnvoller eingesetzt werden kann.
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Mit anderen Worten sollen also die sich aus der Fusion 
ergebenden Rationalisierungsgewinne in erster Linie zur 
Leistungsverbesserung genutzt werden. Mit dem gleichen Einsatz 
an Mitteln soll die Organisationsstruktur verbessert werden. 
Diese Verbesserung ist für die Erfüllung der neuen und wich­
tigen Aufgaben, die auf den öffentlichen Verkehr zukommen, ein 
unbedingtes Erfordernis. Darin liegt primär der Sinn und Zweck 
der Gründung der Baselland Transport AG.

Auf der Ertragsseite sind allein durch die Tatsache der 
Fusion der vier Bahngesellschaften zur BLT keine Aenderungen 
zu erwarten. Insbesondere werden alle BundesSubventionen in 
der bisherigen Höhe ausbezahlt werden.

Zu erwähnen bleibt noch, dass es die Rechtsform einer 
Aktiengesellschaft der BLT ohne weiteres ermöglicht, auf dem 
Anleihensweg mit einer Staatsgarantie selbständig Kapital zu 
beschaffen.

Deutlich sei darauf hingewiesen, dass Kosten, die all­
gemein für die Verbesserung des öffentlichen Verkehrs aufzu­
wenden sind, nichts mit der Gründung der Baselland Transport 
zu tun haben. Zu nennen sind: Kosten für bauliche Sanierungs­
massnahmen, für Rollmaterialbeschaffungen, für die Eröffnung 
neuer Linien, vermehrte öffentliche Beiträge im Zusammenhang 
mit der Einführung eines regionalen Verbundtarifs usw. Allen 
derartigen Ausgaben muss jeweils ein Landratsbeschluss zu­
grundeliegen. Die Entscheidungsfreiheit des Parlamentes wird 
also nicht tangiert. .Obwohl also die Gründung de'r.BLT die 
geplanten Massnahmen zur Förderung des öffentlichen Verkehrs 
in keiner Weise präjudiziert, muss doch festgestellt werden, 
dass die Durchführung derartiger Massnahmen bei der Baselland 
Transport AG in weit besserem Masse als bei der gegenwärtigen 
Organisation gewährleistet ist.
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XL Real i sie rimg
Die Vorarbeiten zur Fusion der Vorortsbahngesellschaften 

und zur Gründung der Baselland Transport AG sind praktisch 
abgeschlossen. Insbesondere liegen die Fusionsverträge, 
die Fusionsbilanzen per 31. Dezember 1973 und die neuen 
Statuten der BLT vor. Ebenso besteht Klarheit über die Grob“
Struktur von deren Organisation.

Bereits haben sich auch die zuständigen Stellen der 
Kantone Basel-Stadt und Solothurn sowie das Eidg. Amt 
für Verkehr grundsätzlich positiv zum Projekt Baselland 
Transport geäussert. Parallel zur Behandlung des vorliegenden 
Berichtes im Landrat soll mit den Nachbarkantonen, dem Bund 
und den Verwaltungsräten der Bahngesellschaften der Fusions­
vertrag endgültig bereinigt werden, damit unmittelbar nach 
Abschluss der Beratungen zu diesem Bericht die notwendigen 
ausserordentlichen Generalversammlungen durchgeführt werden 
können und der Zusammenschluss vollzogen wird. Die Fusion 
muss aus formaljuristischen Gründen vor Ende 1974 vollzogen 
werden. Sollte dieses Datum nicht eingehalten werden können, 
müssten neue Fusionsbilanzen per Ende 1974 erstellt werden.

Die Durchführung der Fusion wird dadurch erleichtert, 
dass die Birsigthalbahn und die Birseckbahn bereits eine 
gemeinsame Direktion haben und die Zusammenarbeit zwischen 
diesen Gesellschaften seit jeher sehr eng war. Seit einiger 
Zeit befinden sich auch die Direktion und die Verwaltungen 
dieser beiden Bahnen, in gemeinsamen Räumlichkeiten in 
Münchenstein. Dadurch war es möglich, bereits einige Vor­
kehrungen im Hinblick auf die Fusion zu treffen. Eine per- 
sonalpolitische Erleichterung stellt die.Tatsache dar, dass 
die Trambahngesellschaft Basel-Aesch und die Baselland.- 
schaftliche Ueberlandbahn über kein eigenes ständiges Personal
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verfügen. Im übrigen hat man auch bereits seit einiger 
Zeit bei der BTB und BEB durch das Treffen bzw. Unterlassen 
von personellen Dispositionen versucht, allfällige negative 
Auswirkungen der Fusion im personellen Bereich zu vermeiden. 
Das Personal beider Gesellschaften ist bereits ausführlich 
über die geplante Fusion informiert worden.

Im organisatorischen und technischen Bereich sollten 
die nach dem rechtlichen Vollzug, der Fusion zu treffenden 
Vereinheitlichungsmassnahmen innerhalb eines Jahres durch» 
geführt werden können.. . • „

XII. Schlus sbemerkungen
1, Neues Vorkehrsgesetz
Parallel zur Schaffung eines regionalen Verkehrsver­

bunds und zur Gründung der Baselland Transport•wird zur Zeit 
ein neues kantonales Verkehrsgesetz ausgearbeitet. Ein ver- 
waltungsinterner Entwarf liegt vor. Das neue Gesetz wird 
das geltende Verkehrsgesetz aus dem Jahre 1958 und eben­
falls das Strassengesetz von 191'6 ersetzen und in einem nach 
modernen Gesichtspunkten konzipierten, das gesamte Verkehrs- 

„wesen umfassenden Erlass vereinigen. Das neue Verkehrsgesetz, 
dessen Entwurf Anfang 1975 vorgelegt werden soll, wird u.a. 
die rechtlichen Grundlagen für den regionalen Verkehrsverbund 
enthalten. Im Rahmen dieses Gesetzes sind ausserdem neue 
Finanzierungsvorschläge zu erwarten.

2. Regierungsprogramm
Das Regierungsprogramm und der Finanzplari 1974 - 1978 

sehen eine deutliche Verlagerung der Verkehrsinvestitionen 
zu Gunsten des öffentlichen Verkehrs vor (vgl. S 72 der 
Broschüre über das Regierungsprogramm 1974 - 1978). Mit der 
Gründung der Baselland Transport AG wird für einen adäquaten
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IM NzU-lEN DES REGIERUNGSRATES

Beilage:
Entwurf eines Landratsbeschlusses

September
1974

2«der Landschreiber:
W« Mundschin

den 17«
der Präsident: 
Dr« Th« Meier

Liestal,

organisatorischen Unterbau gesorgt, der einen wirtschaftlichen 
Betrieb der geplanten beträchtlichen Investitionen sicherte

3. Rechtliches
Bei der Fusion der vier Vorortsbahngesellschaften handelt 

es sich uw. den Zusammenschluss von vier privatrechtlichen 
Aktiengesellschaften. Obwohl diese Gesellschaften alle prak­
tisch ausschliesslich im Eigentum der öffentlichen Hand 
.sind, kann die Fusion rechtlich gesehen ohne Beschluss der 
Legislative durchgeführt werden. Der Regierungsrat ist aber 
der Auffassung, dass der Landrat bei der grossen und wachsen-.

’ den Bedeutung^ die der öffentliche Verkehr als staatliche 
Aufgabe hat, vorgängig die Gelegenheit zur Stellungnahme 
haben muss.

XIII. Antrag
Aufgrund dos vorliegenden Berichtes beantragen wir 

Ihnen, dem beiliegenden Entwurf eines Landx*atsbe Schlusses 
zuzustimmen.



>

Die Vertreter werden von den jeweiligen
Kommissionen bestimmt.

: IM NAMEN DES LANDRATESden
der Präsident:

der Landschreiber:

o

Liestal,



LANDRATSBESCHLUSS

betreffend

(Vom )

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft

4

die Fusion der Vorortsbahngesellschaften und die Gründung 
der BaseHand Transport AG

£ .

1. Vom Bericht des Regierungsrates über die Fusion 
der Vorortsbahngesellschaften und die Gründung 
der Baselland Transport AG . wird in zustimmendem 
Sinne Kenntnis genommen.

. 2. Der Regierungsrat wird beauftragt, die zur Gründung 
der Baselland Transport AG notwendigen Vorkehrungen 
zu treffen.

3. In den Verwaltungsrat der Baselland Transport AG 
wird ein Vertreter der landrätlichen Planungs­
und Verkehrskommission und in deren Kontrollstelle 
ein Vertreter der landrätlichen Finanzkommission 
delegiert.

, gestützt
17. September 1974 >auf einen Bericht des Regierungsrates vom

beschlies s t :
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DURCHSCHRIFT

KANTON BASEL-LANDSCHAFT

ÖlFIFJEMTILICffillE UIRKU^IDIE
Me/r

mit Sita in Liestal

!•

II.

dass

| <8

Der Vorsitzende stellt fest,

Er beurkundet auf Grund der in der Versammlung gemachten 'Wahr­
nehmungen :

Den Vorsitz führt der Präsident des Verwaltungsrates, Herr
Prof.Dr.Kurt Leupin, Muttenz. Zum Protokollführer ernennt er den 
Urkundsbeamten J. Meier.

- zur Versammlung rechtzeitig und statutengemäss eingeladen 
wurde;

- 8 Aktionäre anwesend, bezw. vertreten sind, die insgesamt 
5*377 Stimmen vertreten;

über die 
ausserordentliche Generalversammlung der Aktionäre der 

Aktiengesellschaft
**Basellandschaftliche Ueberlandbahn”

$

I
«

51 w
5

J5
I 
J
k; s

Der unterzeichnete Bezirksschreiber zu Arlesheim, Joseph Meier, 
hat heute Donnerstag, den 21. November 1974, ab 17.30 Uhr, der 
ausserordentlichen Generalversammlung der Aktionäre der Aktien­
gesellschaft "Basellandschaftliche Ueberlandbahn” im Restaurant 
Kittenza in Muttenz beigewohnt, um über deren Beschlüsse eine 
öffentliche Urkunde zu errichten.



Gegen diese Feststellungen wird kein .Einwand erhoben.

III.

Als Traktanden wurden mit der Einladung bekanntgegeben:

Gegen die Traktandenliste erfolgt keine Einsprache.

Zu Traktandum, 1

«//X

Hamens des Verwaltungsrates beantragt der Vorsitzende der General— 
Versammlung Zustimmung.

- die Versammlung somit für alle zur Behandlung stehenden 
Traktanden beschlussfähig ist.

1. Zustimmung der Fusion zur Baselland Transport AG
2. Genehmigung des FusionsVertrages und der Fusionsbilanz
3. Uebertragung der Konzession an die Baselland Transport AG
4. Diverses

"In aller Form halten wir fest, dass aus dieser Gründung 
unserra Kanton keine finanzielle Mehrbelastung erwachsen darf. 
Ferner sind wir von unserer BVB mit Recht darauf aufmerksam 
gemacht worden, dass sich sehr grosse Schwierigkeiten ergäben, 
falls verschiedene Betriebe in die Stadt eingeführte Linien 
betreiben und beaufsichtigen würden.”

In der Diskussion, von der ausgiebig Gebrauch gemacht wird, gibt 
der Vertreter des Regierungsratee des Kantone Baael-Btadt, Herr 
Dr.Wilhelm Haitz, zu Protokoll, dass der Fusion nur mit folgenden 
Vorbehalten zugestimmt werden kann:

Einstimmig wird der Antrag des Verwaltungsratee zum 
Beschlüsse erhoben.



Zu Traktandum 2

://:

Zu Traktandum 3
«//:

Zu Traktandum 4

Unter diesem Traktandum werden keine Beschlüsse gefasst.

Der Präsident des Verwaltungsrates:

URKUNDLICH DE33SN wird dieser Akt vom Präsidenten des Ver* 
waltungsrates, Herrn Prof<Dr.Kurt Leupin, gelesen und genehmigt 
und alsdann von demselben und mir, dem Urkundsbeamten, unter­
zeichnet .

Diese Urkunde wird vierfach auagefertigt; je ein Exersplar für 
die fusionierenden Gesellschaften, das Handel sregi st er amt des 
Kantons Basel-Landschaft und die Bezirksschreiberei Arlesheim.

Ohne Gegenstimme werden der Pucionsvertrag und die 
Fusionsbilanz von der Versammlung genehmigt.

Die Uebsrtragung der Konzession an die Baselland 
Transport AG wird ebenfalls einstimmig beschlossen.

Der^ozirkacchreiber zu Arlesheim:
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FUSIONSVERTRAG

zwischen

als übernehmende Gesellschaft

und

“ der Birsigthalbahn Aktiengesellschaft, mit Sitz in Arles­
heim (nachfolgend abgekürzt BTB), vertreten durch die ge­
mäss Handelsregistereintrag zeichnungsberechtigten Herren 
Dr. Jules Frei, Advokat, Bottmingen, Präsident des Verwal­
tungsrates, und Peter Matzinger, Direktor BTB/BEB, 
Arlesheim,

“ der Birseckbahn Aktiengesellschaft, mit Sitz in Arlesheim 
(nachfolgend abgekürzt BEB), vertreten durch die Herren 
Fritz Dick, Kaufmann, Arlesheim, Präsident des Verwaltungs­
rates, und Ernst von Arx, Fürsprech, Vizepräsident des 
Verwaltungsrates, Dörnach, als gemäss Handelsregisterein­
trag für diese Gesellschaft zeichnungsberechtigte Personen;

“ der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn Aktiengesellschaft, 
mit Sitz in Liestal (nachfolgend abgekürzt BUeB), vertreten 
durch die Herren Prof. Kurt Leupin, Muttenz, Präsident des 
Verwaltungsrates, und Dr. Hugo Stöcklin, alt Direktor der 
Basellandschaftlichen Kantonalbank, Mitglied des Verwaltungs­
rates, Bottmingen, als gemäss Handelsregistereintrag für 
diese Gesellschaft zeichnungsberechtigte Personen;

BIRSIGTHALBAHN AG
BIRSECKBAHN AG
BASELLANDSCHAFTLICHE UEBERLANDBAHN AG
TRAMBAHNGESELLSCHAFT BASEL - AESCH AG

(Uebernahme mehrerer Aktiengesellschaften durch eine 
andere, Artikel 748 OR)
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als zu übernehmende Gesellschaften.

Art. 1

zu-

Art. 2

gende Positionen auf:

Aktiven

4 149 059.05 1 232 989.75 1 189 499.25I. Anlagevermögen

3 820 407.70 1 232 988.75 1 189 499.25

129 351.35  
3 949 759.05Uebertrag 1 232 988.75 1 189 499.25

1. Baurechnung der 
Bahn abzügl.Be­
stand der Ab-
s ehre ibung s rech- 
nung

2. Unvollendete 
Bauten

BUeB
Fr.

BEB
Fr.

TBA
Fr.

Die bereinigten Uebernahmebilanzen per 1. Januar 1974 der
3 zu übernehmenden Gesellschaften weisen vor der Fusion fol-

” der Trambahngesellschaft Basel - Aesch Aktiengesellschaft, 
mit Sitz in Reinach BL (nachfolgend abgekürzt TBA), ver­
treten durch die Herren Alois Feigenwinter, alt Bezirks­
schreiber, Reinach, Präsident des Verwaltungsrates, und 
Leo Thüring, Lehrer, Aesch BL, Sekretär und Kassier der 
TBA, als gemäss Handelsregistereintrag für diese Gesell­
schaft zeichnungsberechtigte Personen;

Die BTB, BEB, BUeB und TBA schliessen sich durch Fusion gemäss 
Art. 748 OR zu einer einzigen Gesellschaft in der Weise 
sammen, dass die BTB die BEB, BUeB und TBA mit Aktiven und 
Passiven auf Grund der bereinigten Uebernahmebilanzen sowie 
allen Rechten und Pflichten übernimmt.
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1 189 499.251 232 988.753 949 759.05Uebertrag

1.-

199 300.-
644 657.85 851 466.30 932 246.50BetriebsvermögenII.

1 834 157.102 084 456.055 081 305.55

Passiven
1 286 400.--1 763 600.--4 000 000.- EigenkapitalI.
1 210 000.-1 140 000.-4 000 000.-1. Grundkapital

76 400.-623 600.—
547 757.10320 856.05963 061.40 FremdkapitalII.

168 000.--700 000.-

379 757.10320 856.05263 061.40

III.
118 244.15

1 834 157.102 084 456.055 081 305.55

Art. 3

Art. 4

Fr. 6 750 000.-

Die BTB erhöht durch Ausgabe 
tende Namenaktien zu Fr.

4. Ersatzstücke 
für Fahrzeuge

3. Entbehrliche
Liegenschaften

Subventionen für 
Investitionen

2. Allgemeine 
Reserve

2. Laufende Verbind­
lichkeiten

1. Feste Verbind­
lichkeiten

Der von der BTB zu leistende Uebernahmepreis beträgt
Fr. 6 350 000.--. Er wird durch Ausgabe von neuen Namenaktien 
der übernehmenden Gesellschaft geleistet.

von 63 500 als voll liberiert gel- 
100.-- ihr Aktienkapital von

auf Fr. 13 100 000.--. Diese 63 500 neuen
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Namenaktien werden den Aktionären der zu übernehmenden 3 Ge­
sellschaften wie folgt übereignet:

- Umtausch von 15 000 alten Namenaktien und 5 000 alten In­
haberaktien der BEB zu Fr. 200.-
40 000 neue Namenaktien der fusionierten Gesellschaft zu
Fr. 100.-

in
2 Aktien der übernehmenden Gesellschaft zu Fr.

- Umtausch von 3 700 alten Inhaber-Prioritätsaktien und
nom.

in
11 400 neue Namenaktien der fusionierten Gesellschaft zu
Fr.

in

- Umtausch von 3 900 alten Inhaber-Prioritätsaktien und

12 100 neue Namenaktien der fusionierten Gesellschaft zu
Fr.
Umtauschverhältnis: 1 Aktie der TBA zu Fr. 100.- in

Art. 5
Die zur Abfindung bestimmten Aktien der übernehmenden Gesell­
schaft werden den Aktionären der aufgelösten Gesellschaften 
BEB, BUeB und TBA nach Eintragung der Auflösung ausgehändigt 
(Art. 748, Ziffer 8 0R). Es können Sammeltitel ausgegeben 
werden.

100.--;
Umtauschverhältnis: 1 Aktie der BUeB zu Fr. 200.-

100.--;

100.--;

nom. in

2 000 alten Inhaber-Stammaktien der BUeB zu Fr. 200.-

nom. in

Umtauschverhältnis: 1 Aktie der BEB zu Fr. 200.-

8 200 alten Inhaber-Stammaktien der TBA zu Fr. 100.-

1 Aktie der übernehmenden Gesellschaft zu Fr. 100.-

2 Aktien der übernehmenden Gesellschaft zu Fr. 100.-
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Art. 6
Das neue Grundkapital der fusionierten Gesellschaft beträgt
Fr. 13 100 000.-- und ist eingeteilt in

Stimmenzahl
pro Kategoriepro Aktie

1.
15 0005

2.
120 00010

3.
127 0002100.-
262 000Total Stimmenzahl

Art. 7
Nach der Fusion lautet die Eingangsbilanz der zusammengeschlos-

Gesellschaft per 1. Januar 1974 wie folgt:senen

Aktiven
16 114 694.04I. Anlagevermögen

15 132 829.04

301 112.-
287 926.-Unvo11endete Bauten3.

Entbehrliche Liegenschaften 2.-4.
Ersatzstücke für Fahrzeuge 392 825.-5.

3 027 347.35BetriebsvermögenII.

III. 1 728 717.67
20 870 759.06

2. Baurechnung der Nebengeschäfte abzügl.
Bestand der Abschreibungsrechnung

Passivsaldo der Gewinn- und Verlust­
rechnung *

*) wird 1974 durch Bund und Kantone Basel-Landschaft, Basel- 
Stadt und Solothurn gestützt auf Art. 58/60 Eisenbahn­
gesetz gedeckt.

1. Baurechnung der Bahn abzügl. Bestand 
der Abschreibungsrechnung

63 500 Namenaktien Kat. C 
von je Fr. 100.-- nom.

3 000 Namenaktien Kat. A 
von je Fr. 250.-- nom.

12 000 Namenaktien Kat. B 
von je Fr. 500.-- nom.



I. 13 969 428.03

13 100 000.--
700 000.-
169 428.03

FremdkapitalII. 4 213 086.88

1 043 072.-
3 170 14.88

SubventionenIII. 2 688 244.15

20 870 759.06

1. Grundkapital
2. Allgemeine Reserve
3. Rücklagen

1. Feste Verbindlichkeiten

2. Laufende Verbindlichkeiten

4. April 1914 an 
den

Basel (Kantons-

2. die Konzession gemäss 
die Basellandschaftliche 

Betrieb einer elektrischen

1. Bedingt rückzahlbare Subventionen

2. Nicht rückzahlbare Subventionen

Passiven
Eigenkapital

vom 23. Dezember 1903
- Aesch AG (TBA) für den 

die Gemeinden München- 
sowie die umliegenden 

Verkehrs-Betriebe angeschlos-
Ruchfeld), sowie

1 400 000.--
1 288 244.15

Bundesbeschluss vom 
Ueberlandbahn AG (BUeB) für

Schmalspurbahn von

grenze bei St. Jakob) nach Liestal;

3. die Konzession gemäss Bundesbeschl 
an die Trambahngesellschaft Basel 

Betrieb einer Trambahn, durch w 
stein, Reinach, Aesch und Pfeffingen s 

Gebiete an das Netz der Basler 

sen sind (Kantonsgrenze beim

1. Die Konzession gemäss

2. Oktober 1919 an die
einer elektrischen Schmalspurbahn 
tonsgrenze beim Ruchfeld)

Art. 8
Bundesbeschluss vom 29. Juni 1900 und 
Birseckbahn AG (BEB) für den Betrieb 

auf der Strecke Basel (Kan- 
Münchenstein - Arlesheim - Dörnach;



“ 3 vorstehend aufgeführ-

Rechten und Pflichten auf die

Die BTB hat

dieses Vertrages sind 

fusionierten Gesellschaft anzupassen.

gehen mit allen damit verbundenen 

fusionierte Gesellschaft über.

Art_» 13
der BEB, BUeB und TBA den erfor-

retens dieses Fusionsvertrages 
unter 1

ten Unternehmungen mit Dritten

Art. 10

Die fusionierte Gesellschaft übernimmt das gesamte Personal der 
BEB zu den derzeitigen Anstellungsbedingungen. Sie tritt in 
die Rechte und Pflichten der Verwaltung und des Personals der 
bestehenden Personalhilfskassen bei der ASCOOP ein.

Art. 12
Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
die Statuten der BTB der

4. die im Zeitpunkt des Inkraftt 
bestehenden Verträge der

Art. 9
Die BEB, BUeB und TBA beantragen beim Eidg. Verkehrs- und

Energiewirtschaftsdepartement die Uebertragung der Konzessionen 

auf die übernehmende Gesellschaft (Art. 9 des Eisenbahngesetzes 

vom 20. Dezember 1957).

Art. 11

Die Geschäfte der BEB, BUeB und TBA mit den sich daraus erge­
benden Erträgen und Aufwendungen ab 1. Januar 19 74 gelten als 
für Rechnung der übernehmenden Unternehmung getätigt. Das Ver­
mögen der aufgelösten Gesellschaften ist solange getrennt zu 
verwalten, bis ihre Gläubiger befriedigt oder sichergestellt 
sind (Art. 748, Ziffer 2 OR).

an die Gläubiger



derlichen Schuldenruf erlassen (Art. 748, Ziffer 1 OR).ZU

Die BEB

Art. 16

in Arlesheim.
Der Zweck der Gesellschaft ist

sation des

die Uebernahme 
mit dem Ziel der

öffentlichen
Besserung der

weiterer Betriebe des öffentlichen Verkehrs
Schaffung einer einheitlichen Trägerorgani- 

öffentliehen Verkehrs im Kanton Basel-Landschaft,

Art. 15
Dieser Vertrag wird mit der Genehmigung durch die Generalver­
sammlungen der BTB als übernehmende Gesellschaft sowie der 
BEB, BUeB und TBA als zu übernehmende Gesellschaften rechts­
wirksam. Im übrigen wird auf die gesetzlichen Bestimmungen, 
insbesondere Art. 748 OR, verwiesen.

Art. 14
, BUeB und TBA werden mit dem Inkrafttreten dieses 

Vertrages aufgelöst. Die Auflösung ist durch den Verwaltungs­
rat der BTB zur Eintragung ins Handelsregister des Kantons 
Basel-Landschaft anzumelden; nach Befriedigung oder Sicher­
stellung der Gläubiger ist die Löschung zu veranlassen.

Die Birsigthalbahn Aktiengesellschaft ändert ihren Firmen­
namen in "BLT Baselland Transport Aktiengesellschaft" mit Sitz

das Führen von Nebenbetrieben soweit diese entweder mit dem 
Verkehr im Zusammenhang stehen oder zur Ver- 

• Ertragslage geeignet sind.

- die Errichtung und der Betrieb von Linien des öffentlichen 
Verkehrs im Kanton Basel-Landschaft und in den angrenzenden 
Gebieten nach Massgabe der Konzessionsbestimmungen,



Münchenstein, den 13. Daz. iS74
nt:

genehmigt.

De

Münchenstein, den 13, ßez, jg/Z}

Der Präsident:

genehmigt.

Münchenstein, den 13, DßZ. ;8h

Der Präsident:

genehmigt.

Namens des Verwaltungsrates der 
Birseckbahn AG

häsident: Der Vizepräsident:

Namens des Verwaltungsrates der 
Basellandschaftlichen Ueberland- 

bahn AG
.Ein Mitglied des 
Verwaltungsrates

Die Generalversammlung der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn 
AG hat den vorstehenden Fusionsvertrag am 21. NüV. 1374

Die Generalversammlung der Birseckbahn AG hat den vorstehenden 
Fusionsvertrag am 28. Nov. 1974 genehmigt.

Die Generalversammlung der Birsigthalbahn AG 

henden Fusionsvertrag am 29. Hov. I374

Der.Direktor:

hat den vorste-

Münchenstein, denf^^

Namens des Verwaltungsrates der 
Birsigthalbahn AG

Der PräM

Namens des Verwaltungsrates der 
Trambahngesellschaft Basel - 

Aesch AG
Der Sekretär:

^^7 /
Oie Generalversammlung der Trambahngesellschaft Basel - Aesch 

AG hat den vorstehenden Fusionsvertrag am 27. KOV. 1974
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1 AnhangBeilage:

Dieser Vertrag ist für jede Partei je zweifach ausgefertigt.



t A N H ANG

und

1.1 ex BEB
«

Gemeinde Arlesheim

f
i

I «

I.

der Birsigthalbahn AG, Arlesheini (BTB) 
als übernehmende Gesellschaft

zum Fusionsvertrag vom 13.Dezember 1974 
zwischen

der Birseckbahn AG, Arlesheim (BEB),
der Basellandschaftliehen Ueberlandbahn AG, Liestal (BUeB)

und
der Trambahngesellschaft Basel - Asch AG, Reinach (TBA) 

als zu übernehmende Gesellschaften

Last: Grenzbaurecht für Garteneinfriedigung zu Gunsten 
130, 131.

Last: Kanalisation-Durchleitungsrecht zu Gunsten Ein­
wohnergemeinde Arlesheim.

Parzelle 132, 5 a 14 m2, Weg, Tannenweg
Dienstbarkeiten:
Last: Wegrecht zu Gunsten 128, 129, 130.
Last: Bachdurchleitungsrecht des Bachtelengrabens zu 

Gunsten Staat Baselland.

1.
Alle nachstehend aufgeführten Grundstücke und Liegenschaften 
der BEB, BUeB und TBA werden gemäss Art. 1 des Fusionsver­
trages mit allen Rechten und Lasten von der BTB übernommen:



2»

Vormerkungen, Anmerkungen:
Keine.
G rundp f and r e eht e:
Keine.

Last:

Last: Wegrecht

27,

Grundpfandrechte;
Keine.

Recht: Bauvorschr. betr. Priv.-Wohnhaus von 1411.
Last: Fahrwegrecht über die südwestliche Ecke von 1,5 m2 

zu Gunsten 159, 2725.
Last: Kabelverteilkabine zu Gunsten Elektra Birseck, 

Genossenschaft, Münchenstein.
Last: Kabelleitung-Durchleitungsrecht zu Gunsten Elektra 

Birseck, Genossenschaft, Münchenstein
Last: Kanalisation-Durchleitungsrecht zu Gunsten Einwohner­

gemeinde Arlesheim.
Vorme rkung en, Anrnerkung en;
Keine.

Last: Beschränktes Kanalisation-Durchleitungsrecht zu 
Gunsten 1365, 1304, 1305.

Parzelle 140, 40 a 15 m2, Bahnareal, Wartehalle Nr. 67, 
Gleichrichter- und Schaltstationsgebäude Nr. 
Hirslandweg / Birseckstrasse.

Dienstbarkeiten:

Parzelle 137, 75 a 00 m2, Tramdepot Nr. 16, Wohnhaus Nr. 15, 
Hausplatz beim Hause, Garten und Pflanzland, 
Bahnareal, Hühnerhaus, Magazingebäude Nr. 16A, 
Depotgebäude Nr. 2
Dorf / Faissgärtli

Dienstbarkeiten:
Fuss- und Fahrwegrecht zu Gunsten 153, 1665, 1666, 
2497, 2498.,

Last: Bachdurchleitungsrecht des Bachtelengrabens zu Gunsten 
Staat Baselland.

zu'Gunsten 1411 (mit Vorb. von Art. 739 ZGB) 
auf Privat-Strässchen.
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Recht:

Recht:

Recht:

Last:

Dienstbarkeiten, Vormerkungen» Anmerkungen, Grundpfandrechte:
Keine.

Parzelle 190;

Last:
Last:

Last:

Last:

Last: Näherbaurecht zu Gunsten 189 BD.

Recht und Last: Ueberfahrt mit Fahrverkehrsvorschrift zu 
Gunsten und zu Lasten 1530 gern. Mutation 
418 und Anmeldung.

Erstellungs- und Unterhaltspflicht des Ueberfahrts- 
Terrains zu Lasten 1530.
Bauverbot auf einer Breite von 10 m von der Mitte 
des ersten Geleises an zu Lasten 1530.
Einfriedigungs-, Erstellungs- und Rückversetzungs­
pflicht zu Lasten 1530 gern. Anmeldung.
Baurecht für HochspannungsschaltStation bis 31. Juli 
2071, zu Gunsten Elektra Birseck, Genossenschaft, 
Münchenstein.

Recht: Bepflanzungsbeschränkung auf Sträucher und Bäume, 
max. Höhe 2m zu Lasten 783.

Vorme rkung en, Anrnerkung en;
Keine.
Grundpfandrechte:
Keine.

46 a 80 m2, Haltestelle "Im Dorf" Nr. 23, 
"Im Lee", Bahnareal, Wartehäuschen Nr. la 
mit Kiosk, Pflanzgarten.
Neumättbündten und Im Lee, 'Eremitagestrasse.

Dienstbarkeiten:

Haltestelle Hirsland, Bahnareal,Parzelle 149, 1 a 67 m2, 
Hirsland.

Kanalisationsleitung zu Gunsten 864, 1335, 1421.
Kanalisationsleitung zu Gunsten 199, 201, 202, 203, 
207, 1271, 1295, 2462.
Kanalisationsrecht für 196, 197, 227, 228, 232, 234, 
223, 224, 225, 220, 221, 859, 858, 857, 856, 1239, 219.
Strassenoberflächenwasserableitung zu Gunsten Staat 
Baselland.
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Vormerkungen, Anmerkungen:

Keine.

Recht:

Recht: Unwiderrufliche

Last:

Last:

Keine.
Grundpfandrechte:

Baubeschränkung für Garteneinfriedigung zu Lasten 
1378.

Vo rmerkung en, Anme rkung en:
Auf beiden Parzellen: Keine.
Grundpfandrechte;
Auf beiden Parzellen: Keine.

Auf Parzelle 674: Keine.
Auf Parzelle 679: Last: Beschränktes Kanalisation-Durch­

leitungsrecht zu Gunsten 1365, 1304, 
1305.

Vormerkung en, Anme rkung en; 
Keine.

unentgeltliche Ein- und Aussteig- 
Anlage zu Lasten 1378.

Recht: Benutzungsrecht des östl. Abschnittes, laut Spez.Plan 
bez. a, b, c, d bei 1378, bei Legung eines zweiten 
Geleises gegen Entschädigung zu Lasten 1378.

Recht: Landerwerbungsrecht zu Lasten 1378.
Haltestelleherstellungspflicht zu Gunsten 1378 
(Vertrag vom 6. Nov. 1922).
Schmutzwasserkanal zu Gunsten Einwohnergemeinde 
Arlesheim.

Parzelle 1008, 12 a 61 m2, Weg.
Dornhägliweg / Hofmattweg.

Dienstbarkeiten:

Parzelle 679, 1 a 11 m2, Weg
Hirsland

Dienstbarkeiten:

Parzelle 674, 1 a 18 m2, Weg
Hirsland
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Grundpfandrechte:
Keine.
Parzelle 1009,

Dienstbarkeiten:
Last:

Last:

Last:

Last:

V o rme rkung en, Anmerkung en;
Keine.
Grundpfandrechte:
Keine.

Keine.

Diens tbarke it en:
Last:

Vormerkungen, Anmerkungen:
Keine.
Grundpfandrechte;
Keine.

Schmutzwasserkanal zu Gunsten Einwohnergemeinde 
Arlesheim.

Strassenabwasserableitungsrecht durch drei Quer- 
dohlen zu Gunsten 1137.

97 a 61 m2, Haltestelle Alioth 14, Bahnareal.
Dornhägli/Unterer Boden/Kreuzmatt/Grieben- 
strasse.

Parzelle 1136, 4 a 27 m2, Bahnareal.
Neu-Arlesheim

Parzelle 1095, 2 a 46 m2, Acker.
Kreuzmatt.

Dienstbarkeiten, Vormerkungen, Anmerkungen, Grundpfandrechte:

1011, 1094, 1367, 1433, 1043, 
1021.

Näherbaurecht zu Gunsten 1064 BD, 2027, 2028, 2029, 
2030, 2O31j 2032, 2033.

Recht und Last: Näherbaurecht zu Gunsten und zu Lasten 1064 BD.

Wegrecht zu Gunsten 1022, 
1504, 1598, 1479, 1647/8,

Recht: Baubeschränkung zu Lasten 1433, 1043, 1598, 1479.
Fahrwegrecht für Fuhrwerke als Ueberfahrt zu Gunsten 
1505 beim südwest1. Ecken bei Parzelle 1011.



6

Parzelle 1514,

Parzelle 1533,

Dienstbarkeiten; Auf beiden Parzellen:
Keine.
Vormerkungen, Anmerkung en: Auf beiden Parzellen:
Keine.
Grundpfandrechte; Auf beiden Parzellen:
Keine.

GemeindeMünchenstein

Parzelle 41,

Dienstbarkeiten:
Auf Parzelle 16: Keine.
Auf Parzelle 41: Recht:

Last:
Last:

Keine.
Anmerkung en:

sowie Zu- und Abfuhrrecht.

Grundpfandrechte; Auf beiden Parzellen:
Keine.

30 a 98 m2, Bahnkörper, 
Ruchfeld.

7 a 89 m2, Strasse und Geleiseanlage, Tram­
häuschen Nr. 26 (auf Parz. 648)
Bahnhofstrasse / Neu-Arlesheim.

Auf Parzelle 16: Uebergangs, 
Auf Parzelle 41: Keine.

Grenzbaurecht für Beton- und Stütz­
mauer und Einfriedigung zu Lasten 
1783, 1784.
Fusswegrecht längs der nördl. Grenze.
Baurecht für Kabelverteilkabine zu 
Gunsten Elektra Birseck, Genossen­
schaft, Münchenstein.

Vormerkungen: Auf beiden Parzellen:

Parzelle 16, 16 a 19 m2, Bahnkörper, 
Ruchfeld.

46 m2, Platz mit Wartehaus Nr. 61, 
Baselstrasse.
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Parzelle 108, 12,

Dienstbarkeiten:
Last:
Last:

Last:

Last:

Last:
Last:

Vormerkungen:
Keine.

Keine.

Wasserablauf von 1550.Last:
Last:
Last:

Last: Geh- und Fahrrecht zu Gunsten 1544.
Last: Geh- und Fahrrecht zu Gunsten 3453.

18 a 70 m2, Bahnkörper, Wartehalle Nr. 
Neue Welt / Baselstrasse.

Anme rkungen:
Ueberfahrts- und Uebergangsrecht für die Anstösser von 
1536, 1609.
Grundpfandrechte:

Durchfahrt für 2378, sowie für die Anstösser.
Wasserleitung-Durchleitungsrecht zu Gunsten Wasserver­
sorgung Münchenstein (Neben- und Hauptleitungen).

Last: Wegübergangsrecht zu Gunsten 1545 und 1546 über das 
Geleise von 4 Meter Breite.

Fusswegrecht zu Gunsten 3390.
Durchleitungsrecht für Abwasserkanal zu Gunsten 
Kanton Basel-Landschaft.

Wegrecht für 1536, 1609.
Näherbaurecht für unterirdische Transformatorenstation 
auf BR-Parz. 4014 zu Gunsten der Elektra Birseck, 
Genossenschaft, Münchenstein BD.
Hochspannungs-Kabelleitung-Durchleitungsrecht zu 
Gunsten Elektra Birseck, Genossenschaft, Münchenstein.
Fusswegrecht zu Gunsten Einwohnergemeinde München­
stein.

Parzelle 670, 39 a 44 m2, Tramareal
Baselstrasse / Bruckfeld / -Bruckgut;

Dienstbarkeiten:
Last: Durchfahrt (Trambahngeleiseübergang) für 1550, 638, 

639.
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Keine.

Last: Wasserdurchleitungsrecht zu Gunsten Einwohnergemeinde 
Münchenstein.

Parzelle 752,
Parzelle 755,

Dienstbarkeiten:
Last: Dohlendurchleitungsrecht zu Gunsten Einwohnergemeinde 

Münchenstein.

Anmerkungen:
Geleiseübergang für Landanstösser. 
Oeffentl. Wegrecht.
Grundpf andrechte;
Keine.

Last: Kanalisation-Durchleitungsrecht zu Gunsten 1891, 2808 
und zu Gunsten 3045, 3144, 4244.

Last: Baurecht für eine unterirdische Kabelanlage und Bau­
recht für 1 Betonschacht zu Gunsten Schweiz. Eidgenossen­
schaft .

Last: Kanaldurchleitungsrecht zu Gunsten Kanton Basel-Landschaft
V orme rkung en:
Keine.

Last und Recht: Wegrecht für 857 mit Unterhaltsanspruch.
Last: Geldse-Ueberfahrtsrecht zu Gunsten 761.

27 a 28 m2, Bahnkörper, Känelmatt.
3 a 63 m2, Matte, Wald, Känelmatt.

Dienstbarkeiten; Auf Parzelle 752:

Parzelle 696, 15 a 01 m2, Bahnkörper, Weg,
Hofmatt

Anmerkungen:
Uebergänge für die Landanstösser, sowie der Anstösser an die 
angrenzenden Strassen.
Grundpfandrechte;
Keine.

Last: Wasserleitung-Durchleitungsrecht zu Gunsten Einwohner­
gemeinde Münchenstein.

Last: Fusswegrecht zu Gunsten Einwohnergemeinde Münchenstein.
Vo rm e rkung en;



9

Auf Parzelle 755:

Vormerkungen: Auf beiden Parzellen:
Keine.
Anmerkungen: Auf Parzelle 752:

Keine.
Grundpfandrechte; Auf beiden Parzellen:
Keine.

27,

Last: Wasserablauf von 804.
Last:
Last:
Last:
Last:

Keine.

»---

Last; Wasser-Durchleitungsrecht zu Gunsten Einwohnergemeinde 
Münchenstein.

Signalstein.
Tramgeleise-Ueberfahrt für Tramanstösser.
Auf Parzelle 755: .

Last: 3 m Fahrwegrecht über die Geleise zu Gunsten 749.
Recht.und Last: Wegrecht über 759 vom westl. Grenzstein 

zwischen den Parzellen 759 und 756 über das 
Bahnareal.

Anme rkung en:
Oeffentl. Fusswegrecht, Plan 33.
Uebergangs-, sowie Zu- und Abfuhrrecht, Plan 33.
Grundpfandrechte:

Fahrrecht für 1147, 3501.
Beschotterung des Bahntrassees für 1147, 3501.
Kanalisationsdurchleitung von 1091 nach 809.
Zugangs- und Abgangsrecht zu Gunsten 1117.

Last: Haltestelle für 1147.
V orme rkung en:
Keine.

Parzelle 808, 24 a 93 m2, Bahnkörper, Schirmhütte Nr.
Wiese,
Gstad / Tramstrasse

Dienstbarkeiten:
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Parzelle 843,

Parzelle 876,

Last:
Last:
Last:

7 a 11 m2, Bahnkörper, 
Gstad.

Grundpfandrechte:
Keine.

Dienstbarkeiten:
Last: Abfuhrrecht zu Gunsten 867 in westl. Richtung.
Last: Durchfahrtsrecht zu Gunsten 850.
Last: Kabelleitung-Durchleitungsrecht zu Gunsten Einwohner­

gemeinde Münchenstein.
Vormerkungen;
Keine.

Last: Bahnübergang für 868, 869,
Last: Wasserablauf für 868,
Last: Bahnübergang 867,

Wasserablauf für 867, 
Drahtseilbahn für 857. 
Geh- und Fahrrecht zu Gunsten 3414.

Anm e rkung e n;
Uebergangs-, sowie Zu- und Abfuhrrecht, Plan 34.
Oeffentl. Fussweg-Durchgangsrecht über die Geleise bei der 
neu erstellten Stützmauer.

Vormerkungen:
Entscheid vom Bez. Ger. Arlesheim vom 15. Dezember 1925.

Anme rkungen:
Uebergangs- sowie Zu- und Abfuhrrecht, Plan 33.
Grundpfändrechte:
Keine.

873, 875.
870, 871.

869, 870, 871, 884, 872, 
884, 872, 873, 875, 1955.

1955.

Parzelle 1264, 14 a 91 m2, Bahnkörper, Wartehalle Nr. 2, 
Bruckgut / Hauptstrasse.

31 a 87 m2, Bahnkörper, 
Gstad / Tramstrasse.

Dienstbarkeiten:
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2413,

1.2 ex BUeB
Gemeinde Muttenz

Last:
Last:
Last:

Last:

Last:

Anm e rkungen:
Geleise-Uebergang für Anstösser.
Grundpfandrechte:
Keine.

! Baugrenzenabstand zu Gunsten 203.
: Grünhaganpflanzung zu Gunsten Einwohnergemeinde Muttenz.
: Baurecht für Niederspannungskabel-Kabine und Kabelzu­
leitung zu Gunsten der Elektra Birseck in Münchenstein.

: Baurecht für Kabelverteilkabine und Niederspannungskabel- 
Durchleitungsrecht zu Gunsten Elektra Birseck, Genossen­
schaft, Münchenstein.

: Baurecht für Kabelverteilkabine zu Gunsten Elektra 
Birseck, Genossenschaft, Münchenstein.

Last: Baurecht für eine unterirdische Kabelanlage und für 
drei Betonschächte zu Gunsten Schweiz. Eidgenossenschaft.

Last: Wasserleitung-Durchleitungsrecht zu Gunsten der Ein­
wohnergemeinde Münchenstein.

Vormerkungen:
Keine.

Dienstbarkeiten;
Last: Durchlass des Abwassers für 1266.
Last: Dohle für 1263.
Recht und Last: Schutzhütte in nicht ges. Abstand mit Ent­

fernungspflicht auf erstes Verlangen mit 
Dachwasserableitungsverbot und zu Gunsten 
und zu Lasten 772.

Last: Geh- und Fahrrecht für 2942, 777 und 780 nach 1263.
Last: Geh- und Ueberfahrtsrecht zu Gunsten 2412, 2413, 2522, 

1127 Arlesheim, 1970 Reinach.
Last: Baurecht (unübertragbar) zu Gunsten Schweiz. Eidge­

nossenschaft.

Parzelle 202, 1 ha 08 a 52 m2, Bahnareal, Wartehalle Nr. 52, 
Dorf, Hauptstrasse, Tramstrasse.

Dienstbarkeiten:
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V o rm e rkunge n:
Keine.
Annie rkung en:

Keine.

Dienstbarkeiten:
Recht:
Recht:

Last:
Last:

Last:

Keine.
Anme rkung e n;

Keine.

Bahnareal, Wartehalle Nr. 11,

Dienstbarkeiten:
Last: 985,

Last:

Kanalisation-Durchleitungsrecht zu Gunsten 4119. 
Vormerkungen;

Der Fussweg zwischen Haupt- und Schulstrasse ist nur geduldet. 
Grundpfandrechte; .

Kanalisation-Durchleitungsrecht zu Gunsten Einwohner­
gemeinde Muttenz.

Wasserableitungsrecht zu Lasten 2587.
Geleiseschlaufe-Baurecht und Durchfahrtsrecht zu 
Lasten 224<
Fuss- und Fahrwegrecht zu Gunsten 227.
Näherbaurecht zu Gunsten 227 BD.

Strassenlinie.
Grundpfandrechte;

Recht: Benützungsrecht der Anlagen und Räumlichkeiten zu 
Lasten 227.

Last: Wasserleitung-Durchleitungsrecht zu Gunsten Einwohner­
gemeinde Birsfelden.

Last: Wasserle.itung-Durchleitungsrecht zu Gunsten Einwohner- 
Gemeinde Muttenz.

Wasserleitung-Durchleitungsrecht zu Gunsten 576, 
3094.

a 65 m2, Bahnareal, Wartestation Nr. 50,

Parzelle 613, 1 ha 65 a 78 m2, 
St. Jakobstrasse

Parzelle 226, 1 ha 98 
Dorf.
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Vormerkungen:
Keine.

Keine.
Grundpfandrecht e:
Keine.

Grundpfandrechte;
Keine.

Last: Wasserleitung-Durchleitungsrecht zu Gunsten 576, 985, 
3094, 3530, 4078, 4156.

Last: Baubeschränkung zu Gunsten Einwohnergemeinde Muttenz.
Vormerkungen und Anmerkungen;

Vormerkungen und Anmerkungen: 
Keine.

Dienstbarkeiten:
Last: Kanalisation-Durchleitungsrecht zu Gunsten Einwohner­

gemeinde Muttenz.
Last: Wasserleitung-Durchleitungsrecht zu Gunsten Einwohner­

gemeinde Birsfelden.
Last: Duldung von Weichen und Kreuzung zu Gunsten 1001.
Last: Fahrrecht zu Gunsten 1001.

Last: Geh- und Fahrrecht zu Gunsten 985, 3530.
Last: Durchleitungsrecht für Kabelrohranlage bis 1. Juni 

2020 zu Gunsten PTT.

Anme rkung en;
Weganteil gern. Art. 32 GVo an Parzelle 3115 = 21 m2.
Grundpfandrechte:
Keine.
Parzelle 3321, 3 a 16 m2, Matten, Wartehalle Nr. 

St. Jakobstrasse, Käppeliweg
Dienstbarkeiten:

Parzelle 3427, 8 a 38 m2, Bahnareal, 
St. Jakobstrasse
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Last:

Last:
Last:

Last:
V o rmerkung en;
Keine.
Anmerkungen:

Keine.

Parzelle 515,

Keine.
Vormerkungen, Anmerkungen, Grundpfandrechte;
Keine.

Keine.

Parzelle 669,

Keine.

Parzelle 670,

Keine.

1 a 82 m2, Wiese, Sodacker
Dienstbarkeiten:

6 a 14 m2, Wiese, Zweiengasse 
Dienstbarkeiten:

7 a 67 m2, Wiese, Zweiengasse 
Dienstbarkeiten:

Signalstein.
Grundpfandrechte:

Vormerkungen, Anmerkungen, Grundpfandrechte: 
Keine.

Vormerkungen, Anmerkungen, Grundpfandrechte: 
Keine.

Gemeinde Pratteln
Parzelle 445, 41 a 92 m2, Garagen und Umgelände, Zweien, 

Garagen Nr. 27 A, 13 B, 35 B,
D i ens tbarkeiten;

Wasser- und Kanalisationsleitung zu Gunsten der Ein­
wohnergemeinde Pratteln.
Wasserleitung zu Gunsten der Einwohnergemeinde Pratteln.
Kanalisationsdurchleitungsrecht zu Gunsten 1501, 3583, 
426, 427.
Wasserdurchleitungsrecht zu Gunsten 426.

Parzelle 520, 11 a 44 m2, Wiese, Sodacker
Dienstbarkeiten:
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Vormerkungen, Anmerkungen, Grundpfandrechte:
Keine.

Last:

Last:

Last:

Last:
Recht: Grenzbaurecht für Wartehalle zu Lasten 830.

V.E. Last: Geh- und Fahrrecht zu Gunsten 827 und 1828.
Anmerkungen:
Keine.
Grundpfandrechte:
Keine.

Parzelle 856,

Last: Grenzbaurecht für Zimmereihalle zu Gunsten 862.
Vo rme rkung en, Anme rkung en, G rundp fand recht e;
Keine.

Dienstbarkeiten:
Last:
Last:

Last: Kanalisationsdurchleitungsrecht zu Gunsten 1577.

Wasserleitung zu Gunsten der Einwohnergemeinde Pratteln.
Kanalisationsleitung zu Gunsten der Einwohnergemeinde 
Pratteln.

V o rme rkung en:
V.E. Last: Durchfahrts- und Gehrecht zu Gunsten 830 und 1402.

41 a 86 m2, Bahnkörper, Gebäude und Wiese, 
Fröschmatt, Tramstrasse Nr. 8

Dienstbarkeiten:

Recht: Baubeschränkung zu Lasten 904.
Kanalisationsdurchleitungsrecht zu Gunsten der Ein­
wohnergemeinde Pratteln.
Grenzbaurecht für Veloeinstellraum zu Gunsten 832.

Dienst barkeiten:
Fernmelde- und Steuerkabel zu Gunsten der Einwohner­
gemeinde Pratteln.
Näherbaurecht zu Gunsten 904.

Parzelle 831, 31 a 12 m2,Gebäude und Umgelände, Augstmatt, 
Schlosstrasse Nr. 12,

Parzelle 954, 138 a 71 m2, Wartehäuschen und Bahnkörper, 
Hexmatt
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Keine.

Keine.

Keine.

Last:
Last:
Last:
Last:

Keine.

Keine.

Last: Kanalisationsdurchleitungsrecht zu Gunsten der Ein­
wohnergemeinde Pratteln.

Vormerkungen;

Keine.
Vormerkungen, Anmerkungen, Grundpfandrechte:

Anmerkungen:
Revers betreffend Unterhalt und Beseitigung der Unterführung 
gemäss Vertrag vom 10. August 1957.
G rundp f andre chte:

Vormerkungen, Anmerkungen, Grundpfandrechte: 
Keine.

Vormerkungen, Anmerkungen, Grundpfandrechte: 
Keine.

Parzelle 1068, 10 a 08 m2, Wiese, Oggimatt
Dienstbarkeiten:

Parzelle 1144, 45 a 25 m2, Bahnkörper, Lachmatt
Dienstbarkeiten:

Parzelle 2012, 4 a 06 m2, Wiese, Zweiengasse
Dienstbarkeiten:

Parzelle 2051, 4 a 69 m2, Wiese, Sodacker
Dienstbarkeiten:

Kabelleitungen zu Gunsten 1809.
Quellenwasserleitung zu Gunsten 1331 Muttenz.
Wasserleitung zu Gunsten der Einwohnergemeinde Pratteln.
Kanalisationsdurchleitungsrecht zu Gunsten 1810.

Vormerkungen, Anmerkungen, Grundpfandrechte:
Keine.
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08 a 09 m2, Wiese, Sodacker

Keine.

Parzelle 416,

19 a 09 m2,Parzelle 417,

Parzelle 1530,

Dienstbarkeiten:

Dienstbarkeiten:

Keine.
Vormerkungen, Anmerkungen , Grundpfandrechte;

Parzelle 2052, 
D i ens tbarkeiten:

Auf Parzelle 417: Last: Baurecht für Kabelverteilkabine zu 
Gunsten Elektra Birseck, Genossen- 
s cha f t,Münchens t e in.

Vormerkungen, Anmerkungen, Grundpfandrechte:
Auf beiden Parzellen: Keine.

Last: Ueberführung bzw. Zufahrtsstrasse zu Gunsten Garten­
stadt-Kolonieparzellen.

Last: Haltestelle zu Gunsten Gartenstadt-Kolonieparzellen.
V o rmerkung en, Anme rkung en, G rundp fand r e cht e;
Keine.

Dienstbarkeiten:
Auf Parzelle 416: Last: Durchleitungs- und Begehungsrecht 

zu Gunsten Einwohnergemeinde Basel- 
Stadt .

Bahnkörper mit Haltestelle-Gebäude 
Nr. 196,
Emil Frey-Strasse
Bahnkörper,
Emil Frey-Strasse

' 1-3 ex TBA
Gemeinde Münchenstein

13 a 96 m2,

7 a 67 m2, Bahnkörper,
Einhägi / Emil Frey-Strasse

Parzelle 2286, 34 a 16 m2, Tramgebiet,
Innere lange Heid / Emil Frey-Strasse

Last: Fusswegrecht längs der Tramlinie auf 1,5 m Breite zu 
Gunsten 2250, 2449, 2987, 2988, 2996, 2998, 2999, 3008, 
3009, 3013, 3025, 3026, 3027, 3000, 3078, 3098, 3099, 
3100, 3101, 3102, 3103, 3104, 3105, 3106, 3115, 3253, 346:
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V o rme rkung en:
Keine.

G rundpfand re cht e:
Keine.

90,33 a 27 m2,Parzelle 3911,

Vormerkungen:
Keine.

Keine.

Gemeinde Reinach
Parzelle 18,

t

Dienstbarkeiten;
Last: Wasserleitung-Durchleitungsrecht zu Gunsten Wasser­

werk Reinach.

Trambahnareal, Wartehalle Nr. 
Emil Frey-Strasse / Ruchfeld

Anme rkung en:
Tramgeleiseübergang für 13.
Grundpfandrechte: 
Keine.

Anmerkungen:
Ueberfahrt für Landanstösser.

25 a 68 m2, Weg und Bahnareal 
Parallelweg, Hauptstrasse/Oberdorf

Anmerkungen;
Verpflichtung betreffend Landabtretung.
Grundpfandrechte:

Dienstbarkeiten:
Last: Durchleitungsrecht für eine Rohrleitungsanlage, über­

tragbar, zu Gunsten Gasverbund Mittelland AG, Bern
V o rme rkung en;
Keine.

Dienstbarke it en:
Last: Durchleitungsrecht für Abwasserkanal zu Gunsten Kanton 

Basel-Landschaft.

Parzelle 285, 10 a 98 m2, Weg und Tramareal,
Basierstrasse/Unterdorf
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Last:

Last:

Parzelle 2383,

Dienstbarkeiten:
Last: Baurecht zu Gunsten Einwohnergemeinde Reinach.
Last: Kabelverteilkabine zu Gunsten Elektra Birseck, Genossen­

schaft, Münchenstein.
Vormerkungen, Anmerkungen, Grundpfandrechte:
Keine.

Dien s tbarkeiten:
Wasserleitung-Durchleitungsrecht zu Gunsten Wasser­
werk Reinach.
Kanalisation-Durchleitungsrecht zu Gunsten Einwohner­
gemeinde Reinach.

Recht: Fusswegverbot zu Lasten 999.
V orme rkung en;
Keine.

Anmerkungen;
Oeffentl. Fussweg.
Tramgeleiseübergang, Wegrecht und Fussweg für 284.
Grundpfandrechte:
Keine.

Last: Duldung der Einfriedigungsgrenze zu Gunsten 305.
Last: Kanalisation-Durchleitungsrecht zu Gunsten Einwohner­

gemeinde Reinach.
Last: Wegrecht zu Gunsten 284.
Vormerkungen:
Keine.

Anme rkung en;
Tramgeleiseübergang für 316, 663, 
1001, 512, 1074, 1075, 972, 2307,
Grundpfandrechte:
Keine.

Parzelle 535, 89 a 45 m2, Weg, Wartehalle Nr. 61 und Nr. 139, 
Baselstrasse, Parallelweg, 
Wacht, Surb., Langerhag, 
Lochacker, Egerten

20 a 38 m2, Matte, 
Baselstrasse, Habshagstrasse

773, 774, 777, 999, 976, 
2362.

Hausplatz, Gebäude Nr. 101,
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Gemeinde Aesch

Last:

Keine.

Dienstbarkeiten:

Anmerkungen;
Keine.
Grundpfandrechte;
Keine.

2.

Recht: Wegrecht zu Lasten 420.
Vo rme rkung en, Anmerkung en , G rundpfandrechte:

Alle von der BEB, BUeB und TBA abgeschlossenen Dienstbarkeits­
verträge werden mit allen Rechten und Pflichten von der BTB 
übernommen.

Auf Parzelle 1065: Mietvertrag und Vorkaufsrecht bis 31.
Oktober 1975 zu Gunsten Hans Schmidlin AG, 
Aesch.

Auf Parzelle 1049: Last: Wasserleitung-Durchleitungsrecht zu 
Gunsten der Einwohnergemeinde Aesch.

Auf Parzelle 1065: Last: Grenzbaurecht zu Gunsten 1945.
Vo rme rkung en;
Auf Parzelle 1049: Keine.

D i en s tbarkeiten:
Kanalisation-Durchleitungsrecht zu Gunsten Einwohner­
gemeinde Aesch.

Recht und Last: Grenz- und Näherbaurecht zu Gunsten und zu 
Lasten 420.

ParzeIle 1049, 49 a 93 m2, Tramareal,
Baselweg

Parzelle 1065, 32 a 27 m2, Hofraum, Garten, Acker, Wiese, 
Gebäude Nr. 125, 
Hauptstrasse

Parzelle 424, 17 a 39 m2, Tramareal, Wartehalle Nr. 93, 
Hauptstrasse
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Arlesheim, den

Arlesheim, den

Liestal, den

Reinach BL, denu

Der Präsident: Der Sekretär:

<*

Namens des Verwaltungsrates der 
Birseckbahn AG

Der Präsident: Der Vizepräsident:

Namens des Verwaltungsrates der 
Basellandschaftlichen Ueberland- 

bahn AG

Namens des Verwaltungsrates der 
Trambahngesellschaft Basel -

Ae s ch AG

3.
Allfällige weitere Rechte der BEB, BUeB und TBA gehen eben­
falls an die BTB über.

Namens des Verwaltungsrates der 
Birsigthalbahn AG

Der Präsident: Der Direktor:

.. . Ein Mitglied des Der Präsident: „ . ®Verwaltungsrates:
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BASELLANDSCHAFTLICHE UEBERLANDBAHN.

Aufstellung über den Aktienbesitz

PrioritätsaktienStammaktien

Name

ii

u

it

2000 • 400,000.—
Banken, Firmen und Private

3700 •2000 - 400,000.— 740,000.—Total

Liestal, den 16. Juni 1947*
BASELLANDSCHAFTLICHE KANTONALBANK

Stück­
zahl

Stück­
zahl

2530.
1170 •

506,000.—
234,000.—

I
I

871-
250.
110 •
390 .
346.
26 •
?.
2 .

899 •
250 ■
615 .
390.
344 .
24 .
5 •
3 •

Betrag 
Fr.

179,800.---
50,000. — -

123,000.—
78,000.—
68,800.—
4,800.—
1,000.—
600.—

Betrag Fr,
174,200.—
50,000.—
22,000.—.
78,000.—.
69,200.—
5,200.—.
1,000.—.
400.—.

Kanton Baselland
Kanton Basel-Stadt
Verband Schweizerischer Konsumvereine
jemeinde Muttenz

Pratteln
Liestal
Frenkendorf
Füllinsdorf
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AUSSERORDENTLICHE GENERALVERSAMMLUNG

TRAKTANDEN

1.

2. Beschlussfassungen über
a.

b.

die neuen Statuten.c.

3.

4.

bahn AG vom 4. April 1914.

Der Verwaltungsrat lädt die Aktionäre der Birsigthalbahn AG ein­
schliesslich der aufgelösten Birseckbahn AG, Trambahngesellschaft 
Basel - Aesch AG und Basellandschaftlichen Ueberlandbahn AG zu 
einer ausserordentlichen Generalversammlung ein auf

BIRSIGTHALBAHN AG 
(btb, beb, tba, bueb)

Feststellung der Uebernahme und der Liberierung des neuen Ak­
tienkapitals gemäss Artikel 2, 3 und 4 des Fusionsvertrages.

Protokoll der ausserordentlichen Generalversammlung vom
29. November 1974.

die Aenderung der Firmenbezeichnung in "BLT Baselland Trans­
port AG",
die Kapitalerhöhung von bisher Fr.
Fr.

Freitag, den 20. Dezember 1974 um 17.00 Uhr 
im Saal des Kronenmattschulhauses 

am Kronenweg 16 in Binningen

Feststellung der Uebertragung der Konzessionen der Birseckbahn 
AG vom 29. Juni 1900, der Trambahngesellschaft Basel - Aesch AG 
vom 23. Dezember 1903 und der Basellandschaftlichen Ueberland

6’750’000.- auf
13’100’000.- durch die Ausgabe von 63’500 voll liberier- 

ten Namensaktien zu Fr. 100.-,
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2

Entlastung der bisherigen Verwaltungsorgane.5.

Wahl des neuen Verwaltungsrates.6.

Wahl der neuen Kontrollstelle.7.

8.

9. Verschiedenes.

Namens der Verwaltungsrates:

Die neuen Statuten liegen zur Einsicht der Aktionäre im Büro der 
Gesellschaft, Weidenstrasse 27 (2. Stock) in Münchenstein, auf.

Der Präsident:
Dr. Jules Frei

Diejenigen Aktionäre mit Inhaberaktien, welche an der Generalver­
sammlung teilzunehmen wünschen, werden eingeladen, ihre Aktien 
entweder im Büro der Gesellschaft in Münchenstein oder bei der 
Genossenschaftlichen Zentralbank in Basel oder bei der Baselland­
schaftlichen Kantonalbank, Hauptsitz Liestal oder Filialen Arles­
heim, Binningen und Muttenz, bis spätestens am 16. Dezember 1974 
zu hinterlegen und dagegen die Zutrittskarten und Entwürfe zu den 
neuen Statuten entgegen zu nehmen. Diese Stellen sind auch bereit, 
die Vertretung von Aktionären zu übernehmen, welche verhindert 
sind, der Generalversammlung beizuwohnen.

Beauftragung des neuen Verwaltungsrates zur Anmeldung der sich 
aus dem Fusionsvertrag und den Traktanden 2 bis 6 ergebenden 
Eintragungen im Handelsregister.

4142 Münchenstein, 26. November 1974
Weidenstrasse 27
Telefon 46 30 30, intern 16 oder 17
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STATUTEN DER BLT BASELLAND TRANSPORT AG

I.

Art. 2

Zweck der Gesellschaft ist

Art. 3

Die Gesellschaft strebt in allen Bereichen eine

Unter der Bezeichnung’feLT Baselland Transport AG”besteht auf 
unbeschränkte Dauer eine Aktiengesellschaft mit Sitz in 
Arlesheim.

a) die Errichtung und der Betrieb von Linien des öffent­
lichen Verkehrs im Kanton Basel-Landschaft und in den 
angrenzenden Gebieten nach Massgabe der vom Bund er­
teilten Konzessionen

b) die Uebernahme weiterer Betriebe des öffentlichen Ver­
kehrs mit dem Ziel der Schaffung einer einheitlichen 
Trägerorganisation des öffentlichen Verkehrs im 
Kanton Basel-Landschäft

c) das Führen von Nebenbetrieben und Nebengeschäften, . 
soweit diese entweder mit dem öffentlichen Verkehr 
in Zusammenhang stehen oder zur Verbesserung der Er­
tragslage geeignet sind.

; 5-

enge 
Zusammenarbeit mit anderen Unternehmungen des öffent­
lichen Verkehrs, insbesondere mit den Basler Verkehrs- 
Betrieben an. Sie schliesst sich dem regionalen Ver­
kehrs verbünd an.

Art. 1

Firma, Sitz, Zweck und Dauer der Gesellschaft
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Art. 4

Art. 5

II. Grundkapital und Aktien

Art. 6

250.- Nennwert
12 000 Namenaktien Kat. 500.- Nennwert
63 500 Namenaktien Kat. Nennwert100.-

Die Gesellschaft kann alles vorkehren, was zur Erreichung 
ihres Zweckes dienlich ist. Insbesondere kann sie

Das voll einbezahlte Grundkapital beträgt Fr. 13 100 000.- 
und ist eingeteilt in 
3 000 Namenaktien Kat. A von je Fr. 

B von je Fr. 
C von je Fr.

Die Gesellschaft unterstützt die Zielsetzungen der 
kantonalen und regionalen Verkehrspolitik und -planung. 
Sie ist bestrebt, ein attraktives Transportangebot zu 
schaffen.

a) ihren Geschäftsbereich durch den Bau, den Kauf oder 
die Pacht anderer Linien bzw. Betriebe des öffent­
lichen Verkehrs oder weiterer Nebenbetriebe bzw. 
Nebengeschäfte erweitern

b) mit anderen Gesellschaften Betriebs-, Gemeinschafts­
oder Fusionsverträge abschliessen

c) ihren Betrieb teilweise oder ganz an andere Gesellschaf­
ten übertragen oder verpachten

d) Immobilien erwerben und, sofern sie für die Zwecke der 
Gesellschaft entbehrlich sind, veräussern

e) die zur Erreichung ihres Gesellschaftszweckes über das 
Eigenkapital hinaus erforderlichen Geldmittel durch 
Obligationenanleihen, Bankkredite oder andere Darlehen 
beschaffen.
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Die Aktien sind unteilbar. Als Aktionär wird nur aner-
wer

Art. 7

TBA: Aktiven Fr. 1 834 157.10, Passiven Fr. 624 157.10. 
Uebernahmepreis Fr. 1 210 000.--, der dadurch ge­
tilgt wird, dass den Aktionären der TBA für

kannt, wer im Aktienbuch eingetragen ist. Das Aktienbuch 
wird durch die Verwaltung geführt. Pro Aktie wird nur ein 
Vertreter anerkannt.

Es können Zertifikate für eine oder mehrere Aktien ausge­
geben werden. Aktien und Zertifikate tragen die Unter­
schriften von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrates. 
Faksimilierung der Unterschriften ist zulässig.

Die Gesellschaft hat auf dem Wege der Fusion die Aktiven 
und Passiven der Birseckbahn AG (BEB) in Arlesheim, der 
Basellandschaftlichen Ueberlandbahn AG (BUeB) in Liestal 
und der Trambahngesellschaft Basel-Aesch AG (TBA) in 
Reinach, gemäss Uebernahmebilanz per 1. Januar 1974 wie 
folgt übernommen:
BEB:

BUeB: Aktiven Fr. 2 084 456.05, Passiven Fr. 944 456.05.
Uebernahmepreis Fr. 1 140 000.--, der dadurch ge­
tilgt wird, dass den Aktionären der BUeB für
3 700 Inhaber-Prioritätsaktien und 2 000 Inhaber-Stamm­
aktien zu Fr. 200.-- 11 400 Namenaktien Kat. C der
BLT zu Fr. 100.-- zuerkannt werden

Uebertragung und Uebergang von Aktien sowie die Bestellung 
dinglicher Rechte an den Aktien bedürfen zu ihrer Gültig­
keit der Genehmigung des Verwaltungsrates. Die Genehmigung 
kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden. Art. 686 
Abs. 4 OR bleibt vorbehalten.

Aktiven Fr. 5 081 305.55, Passiven Fr. 1 081 305.55. 
•Uebernahmepreis Fr. 4 000 000.--, der dadurch ge­
tilgt wird, dass den Aktionären der BEB für
15 000 Namenaktien und 5 000 Inhaberaktien der BEB 
zu Fr. 200.-- 40 000 Namenaktien Kat. C der BLT
zu Fr. 100.-- zuerkannt werden
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Art. 8

III. Gesellschaftsorgane

Art. 9

A.
B.
C.

Die GeneralversammlungA.

Art. 10

Das Grundkapital kann jederzeit durch Beschluss der General­
versammlung erhöht werden.

Den bisherigen Aktionären steht im Verhältnis des Nennwertes 
ihres Aktienbesitzes ein Vorrecht auf die neuen Aktien zu, 
sofern der Beschluss über die Erhöhung des- Grundkapitals 
nicht etwas anderes bestimmt (Art. 652 0R).

Das oberste Organ der Gesellschaft ist die Generalver­
sammlung der Aktionäre. Ihre statutengemässen Beschlüsse 
und Wahlen sind für alle Aktionäre verbindlich.

Die Organe der Gesellschaft sind:
die Generalversammlung;
der Verwaltungsrat;
die Kontrollstelle.

Die Emissionsbedingungen für die neuen Aktien werden vom 
Verwaltungsrat festgesetzt.

3 900 Inhaber-Prioritätsaktien und 8 200 Inhaber- 
Stammaktien zu Fr. 100.-- 12 100 Namenaktien 
Kat. C der BLT zu Fr. 100 zuerkannt werden.
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Art. 12

Art. 13
Die Einladung zur Generalversammlung der Aktionäre erfolgt 
durch den Verwaltungsrat spätestens 10 Tage vor der 
Versammlung, unter Bekanntgabe der Verhand-

Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich im 
Laufe des ersten Semesters statt.

In die Kompetenz der Generalversammlung fällt die Be­
schlussfassung über:

Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen:
a) wenn es der Verwaltungsrat beschliesst
b) wenn es die Kontrollstelle verlangt
c) auf schriftlich begründetes Begehren von Aktionären, die 

zusammen mindestens den zehnten Teil des Grundkapitals 
vertreten

d) sowie in den übrigen vom Gesetz vorgesehenen Fällen.
Die Einberufung gemäss 1t. b) und c) hat innert zwei Monaten 
seit Eingang des Begehrens zu erfolgen.

Art. 11

a) die Abnahme der Jahresrechnung, der Bilanz und des Ge­
schäftsberichtes sowie die Verwendung des Aktivsaldos

b) die Entlastung der Verwaltung
c) die Wahl des Verwaltungsrates
d) die Wahl der Kontrollstelle
e) die Erhöhung oder Herabsetzung des Grundkapitals
f) die Festsetzung und Abänderung der Statuten
g) die Auflösung der Gesellschaft oder die Fusion mit 

anderen Unternehmungen
h) die ihr durch gesetzliche Bestimmungen vorbehaltenen oder 

durch den Verwaltungsrat vorgelegten Gegenstände.
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lungsgegenstände.

Art. 14 ’

Art. 15

Der Protokollführer wird vom Vorsitzenden bezeichnet.
Er braucht nicht Aktionär zu sein.

Der Präsident und der Protokollführer unterschreiben das
Protokoll.

Art. 16

Bei Stimmengleichheit fällt der Präsident den Stich­
entscheid, bei Wahlen entscheidet das Los.

Die Versammlung wählt durch offenes Handmehr aus den 
anwesenden Aktionären die Stimmenzähler.

Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der Präsident 
des Verwaltungsrates, bei dessen Verhinderung der Vize­
präsident oder ein anderes vom Verwaltungsrat bezeich­
netes Mitglied des Verwaltungsrates.

ist verpflichtet, Anträge von Aktionären, 
vier Wochen vor der Generalversammlung

Der Verwaltungsrat 
die ihm wenigstens 
schriftlich eingereicht werden, auf die Traktandenliste 
zu setzen. Bericht und Antrag erfolgen in der Versammlung.

Die Aktionäre üben ihr Stimmrecht in der Generalversamm­
lung im Verhältnis des gesamten Nennwertes der ihnen 
gehörenden Aktien aus. Eine Aktie; der Kategorie A hat 
5 Stimmen, eine Aktie der Kategorie B hat 10 Stimmen 
und eine Aktie der Kategorie C hat 2 Stimmen.
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Art. 17

Art. 18

Die Generalversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl 
der anwesenden Aktionäre und der vertretenen Aktien be­
schlussfähig. Sie fasst ihre Beschlüsse mit der absoluten 
Mehrheit der vertretenen Aktienstimmen. Vorbehalten 
bleiben die zwingenden Bestimmungen des Schweizerischen 
Obligationenrechts.

Beschlüsse, welche eine Erhöhung oder Herabsetzung des 
Grundkapitals, Erweiterung oder Beschränkung des Geschäfts­
bereiches, Vereinigung mit einer andern Gesellschaft, Auf- 

‘ lösung der Gesellschaft oder Abänderung der Statuten be­
inhalten, können nur in einer Generalversammlung gefasst 
werden, in welcher mindestens 2/3 des gesamten Aktien­
kapitals vertreten .sind.
Für den Fall, dass an dieser ersten Generalversammlung 
nicht 2/3 aller Aktien vertreten sein sollten, kann 
auf den gleichen Tag anschliessend an die erste eine 
zweite Versammlung einberufen werden, in welcher die in 
Absatz 1 erwähnten Beschlüsse mit der absoluten Mehrheit 
der vertretenen Aktienstimmen gefasst werden können.
Die zwingenden Bestimmungen des Schweizerischen Obligationen­
rechtes bleiben vorbehalten.

Jeder Aktionär kann sich an der Generalversammlung 
durch einen andern Aktionär vertreten lassen. Zur Ver­
tretung ist eine schriftliche Vollmacht erforderlich.
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Art. 19

B. Der Verwa1tungsrat
Art. 20

9 Sitze

3 SitzeKanton Basel-Stadt
Kanton und Gemeinden Solothurn 3 Sitze
Bund
Gemeinden des Kantons Basel-Landschaft
Personalvertreter

Die Gemeindevertreter des Kantons Basel-Landschaft werden 
durch die Generalversammlung gewählt. Dabei ist die General­
versammlung gehalten, die einzelnen Teilgebiete des Kantons

Wahlen und Abstimmungen erfolgen geheim. Die General­
versammlung kann jedoch, sofern kein Widerspruch erhoben 
wird, offene Stimmabgabe beschliessen.

davon je ein Vertreter der landrät- 
lichen Planungs- und Verkehrskommission 
und der Basellandschaftlichen Kantonal­
bank

2 Sitze
6 Sitze

Der Kanton Basel-Landschaft hat Anspruch auf das Verwaltungs­
rat spräsidium. Im übrigen wird die Sitzverteilung wie folgt 
geregelt:
Kanton Basel-Landschaft

Die oberste Leitung wird einem Verwaltungsrat von höchstens 
25* Mitgliedern übertragen.

.... 2 Sitze
Die Vertreter des Bundes werden vom Vorsteher des Eidg.
Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepartementes bestimmt, die 
Vertreter der Kantone Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothur 
von den zuständigen kantonalen bzw. kommunalen Behörden.
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berücksichtigen.

Art. 2 1

Art. 2 2

Art. 2 3

Diese Pflichtaktien bleiben während der Amtsdauer und nach 
'deren Ablauf bis zur Entlastung des betreffenden Verwal­
tungsratsmitgliedes durch die Generalversammlung hinter­
legt. Sie sind während der Dauer der Hinterlegung unver­
äusserlich und unpfändbar.

Die ordentliche Amtsdauer der durch die Generalversammlung 
gewählten Mitglieder des Verwaltungsrates beträgt drei 
Jahre. Sie beginnt jeweils mit der ordentlichen Generalver­
sammlung. Bei einer Ersatzwahl treten die neugewählten Mit­
glieder in die Amtsdauer ihrer Vorgänger ein.

Der Verwaltungsrat versammelt sich auf Einladung des 
Präsidenten. Jedes Mitglied und die Direktion sind berech­
tigt, beim Vorsitzenden schriftlich die Einberufung einer 
Sitzung zu verlangen.

Die Personalvertreter werden auf Vorschlag des Personals 
oder seiner Verbände durch die Generalversammlung gewählt.

angemessen zu

Mitglieder des Verwaltungsrates, soweit sie nicht den Bund, die 
Kantone oder die Gemeinden vertreten, haben bei ihrem Amtsantrit 
Aktien im Nennwert von 1 000 Franken bei der Baselland­
schaftlichen Kantonalbank, Filiale Arlesheim, zu hinter­
legen.
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Art. 24

Art. 25
Mit Ausnahme der Wahl des Präsidenten konstituiert sich 
der Verwaltungsrat selbst.

Der Verwaltungsrat bezeichnet diejenigen Personen, 
welche für die Gesellschaft kollektiv zu zweien 
zeichnungsberechtigt sind.

Dem Verwaltungsrat obliegt die Geschäftsführung. In 
seine Kompetenz fallen alle Gegenstände, die nicht kraft 
Gesetz, Statuten oder Reglement in die Kompetenz eines 
anderen Gesellschaftsorgans fallen.

Ueber die Verhandlungen des Verwaltungsrates wird ein 
Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Proto­
kollführer unterzeichnet wird.

Der. Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn die Hälfte 
seiner Mitglieder, aufgerundet auf die nächste ganze 
Zahl, anwesend ist. Bei Wahlen und Abstimmungen ent­
scheidet die einfache Stimmenmehrheit. Im Falle von 
Stimmengleichheit entscheidet bei Abstimmungen der Vor­
sitzende durch Stichentscheid, bei Wahlen das Los.

Die Entschädigungen und das Sitzungsgeld des Verwaltungs­
rates und der Delegation werden vom Verwaltungsrat 
in eigener Kompetenz festgesetzt.
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Art. 26

thurn.
Art. 27

C. Die Kontrollstelle

Art. 28
Die Generalversammlung wählt vier Revisoren als Kontroll­
stelle. Einer der Revisoren muss Büchersachverständiger sein; 
er ist als Obmann zu bezeichnen. Die erste Amtsdauer der 
Kontrollstelle beträgt ein Jahr, die nachfolgenden drei

Aus der Mitte des Verwaltungsrates wird eine Delegation von 
höchstens neun Mitgliedern gebildet. Der Verwaltungsrat 
dieser innerhalb des gesetzlich zulässigen Rahmens einen 
in einem Reglement festzulegenden Teil seiner Befug­
nisse. In der Kompetenz des Verwaltungsrates verbleibt 
in jedem Fall die Beschlussfassung über das Jahresbudget.

Der Delegation sollen angehören der Präsident und der Vizeprä­
sident des Verwaltungsrates,je zwei Vertreter des Kantons Basel- 
Landschaft und der basellandschaftlichen Gemeinden sowie je ein 
Vertreter des Bundes und der Kantone Basel-Stadt und Solo-

Zur Besorgung der laufenden Geschäfte wählt der Verwal­
tungsrat eine Direktion. Die Obliegenheiten der Direktion 
werden in einem vom Verwaltungsrat zu erlassenden Regle­
ment im einzelnen bestimmt.

Gegenteiliger Beschluss des Verwaltungsrates bei der Be­
handlung einzelner Geschäfte vorbehalten, • wohnt die 
Direktion den Sitzungen des Verwaltungsrates und der 
Delegation mit beratender Stimme und dem Recht auf 
Antragstellung bei.
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Der Obmann und die amtenden Revisoren erhalten eine vom
Verwaltungsrat festgesetzte Entschädigung.

Art. 29

Art. 30

Die Revisoren brauchen nicht Aktionäre zu sein. Sie dürfen 
nicht Mitglieder des Verwaltungsrates oder Angestellte der 
Gesellschaft sein.

Die Revisoren sind gehalten, der ordentlichen Generalver­
sammlung beizuwohnen.

Der Verwaltungsrat kann die Kontrollstelle jederzeit zur 
Vornahme von Zwischenrevisionen heranziehen.

Den Revisoren ist untersagt, von den bei der Ausführung 
ihres Auftrages gemachten Wahrnehmungen einzelnen Aktionären 
oder Dritten Kenntnis zu geben.

Jahre. Die landrätliche Finanzkommission des
Kantons Basel-Landschaft hat das Recht, eines ihrer Mit­
glieder in die Kontrollstelle zu entsenden.

Die Revisoren haben die in Art. 728 - 730 OR festgelegten 
Rechte und Pflichten. Die Kontrollstelle hat in ihrem Bericht 
festzustellen, ob die Rechnungen durch die Eisenbahnauf- 
sichtsbehqrde genehmigt und welche Vorbehalte von ihr allen­
falls angebracht worden sind (Art. 72, Abs. 3 Eisenbahn­
gesetz). Ohne Vorlage ihres Berichtes und Antrages kann die 
Generalversammlung über die Jahresrechnung und Bilanz nicht 
Beschluss fassen.
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IV. Jahr e s r e chnung und Bilanzvo r Schriften

Art. 31

Art. 32

ver-

der Rest steht

Art. 33

b)
c)

a)

Die Rechnungen sind alljährlich auf den 31. Dezember ab­
zuschliessen. Für die Aufstellung der Jahresrechnung und 
Bilanz gelten die bundesrechtlichen Vorschriften über das 
Rechnungswesen der Eisenbahnen und soweit diese nicht be­
sondere, davon abweichende Vorschriften enthalten, die 
Bestimmungen des schweizerischen Obligationenrechtes.

Gutschriften und Belastungen der AbSchreibungsrechnung 
richten sich nach der vom Eidg. Verkehrs- und Energiewirt­
schaf tsdepartement erlassenen Abschreibungsordnung.

zur Verfügung der Generalversammlung 
eine Dividende wird nicht ausgerichtet.

Spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung 
sind die Gewinn- und Verlustrechnung und die Bilanz mit dem 
Bericht der Kontrollstelle sowie der Geschäftsbericht und die 
Anträge über die Verwendung des Reingewinns zur Ein­
sicht der Aktionäre am Sitz der Direktion aufzulegen.

Ein nach Deckung sämtlicher Aufwendungen der Erfolgsrechnung 
mit Einschluss der vorgeschriebenen oder von der General­
versammlung beschlossenen Abschreibungen allfällig 
bleibender Reingewinn ist wie folgt zu verwenden:'

Einlage von 10 % in die allgemeine Reserve, bis diese 
die Höhe von 30 % des einbezahlten Grundkapitals er­
reicht hat
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V. Auflösung und Liquidation

Art. 34

VI. Bekanntmachungen, Einladungen und Mitteilungen

Art. 35

VII. Uebergangs- und Schlussbestimmungen

Art. 36

Die allgemeine Reserve darf nur zur Deckung von Bilanz­
verlusten verwendet werden.

Die Einladungen und Mitteilungen an die Aktionäre' erfolgen 
mittels eingeschriebenen Briefes an die der Gesellschaft 
bekanntgegebene und im Aktienbuch vermerkte Adresse.

Im Falle der Auflösung der Gesellschaft erfolgt die Liqui­
dation unter Beobachtung der zwingenden gesetzlichen 
Vorschriften, durch den Verwaltungsrat, sofern sie nicht durch Be 
Schluss der Generalversammlung anderen Personen, insbesondere 
einer Treuhandgesellschaft übertragen wird.

Diese Statuten treten nach ihrer Genehmigung
durch die Generalversammlung und das Eidg. Amt für--Vorkehr- 
in Kraft. Sie ersetzen diejenigen der ehemaligen Birsig- 
thalbahn AG vom 5. September 1973.

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Schweizeri­
schen Handelsamtsblatt, im Amtsblatt des Kantons Basel- 
Landschaft, im Kantonsblatt des Kantons Basel-Stadt und im 
Kantonsblatt des Kantons Solothurn.
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Art. 37

ordentlichen Generalversammlung 1977.

am
beschlossen.

Der Präsident:

Arlesheim, den

V I Ze‘cletn t 
Der Protokollführer:

Die Generalversammlung der Baselland Transport AG hat
1974 die vorstehenden Statuten

Unmittelbar nach Genehmigung dieser Statuten durch die 
Generalversammlung ist der Verwaltungsrat gemäss Art. 20 
neu zu bestellen. Seine erste Amtsdauer endet mit der
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Nr. 328/106.
An das

Liestal .

Vernehmlassung des Regierungsrates des Kantons Basel-Iandschaft vom 
3. August 1931.

Wir beehren uns, Ihnen die Genehmigung der oben bezeichneten 
Vorlage hiermit anzuzeigen.

Vorbehalte :
1. Allfällige Rechte Dritter bleiben vorbehalten.
2’. Hinsichtlich der lichtraumverhältnisse sind die gesetzlichen 

Vorschriften einzuhalten.
3. Das neue Stumpengeleise ist mit einem zweckdienlichen Abschluss 

zu versehen.
4. Mit dem Schienenmaterial sind die üblichen Proben vorzunehmen, der en 

Ergebnisse Sie uns bekanntgeben wollen.
5. Beginn und Vollendung der Arbeiten wollen Sie uns zwecks allfälliger Anordnung von Besichtigungen rechtzeitig melden.

Wir ersuchen Sie noch um gefl. Einsendung eines weiteren Plan­
satzes zu unsern Akten. Falls Sie auch ein mit unserm Genehmigungsver­
merk versehenes Exemplar zu besitzen wünschen, so wollen Sie ein 
solches zur Abstempelung & Rücksendung beilegen.

Abschrift an den Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft.
EISENBAHNABTEILUNG

Technischer Dienst:

1,
i 2x04

EIDG. EISENBAHNDEPARTEMENT 
Departement federal des chemins de fer 
dipartimento federale delle ferrovie

1 
Sekretariat der Ueberlandbahn Basel-Liestal 

Herrn Dr. Wirth,

Vorlage vom 24.Juni 1931 
betreffend

Erstellung des zweiten Geleises ^irsfelderstrasse-Muttenz, 
km 1,778 bis 2,444 und eines neuen Abstellgeleises bei km 

2,900 in Muttenz.

Bern, den-J7^August-»4-9^1.
I'TI 10AUG.1931E
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BASEL, den, 15. September 1931.

H

An die

Basellandschaftliche Üeb'erlandbahn.

Herrn Dr.V eit- Gysin,Präsident des Verwaltungsrates.
LIESTAL.

Wir beziehen uns auf die Zuschrift No.328/106 der Eisenbahnab­
teilung des Schweiz.Post-und Eisenbahndepartement vom 28.August 1931
betreffend die Schienenmaterialproben für das zweite Geleise und das
Abstellgeleise in Muttenz und senden «Ihnen in der Beilage die beiden
Atteste für chemische Analysen und Festigkeitsproben im Original»nebst
dem bezüglichen Begleitschreiben zur gefl.Unterzeichnung und Weiter­
leitung an das Eisenbahndepartement.

Beilagen: 2 Prüfungsatteste.
1 Begleitschreiben.

Form. 201. 10,000. XU. 28. A. 4.

Hochachtungsvoll:
Basler Strassenbahnen

Der Direktor:

Basler Straßenbahnen
Direktion

Weitergeleitet 19.9.1931.^
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Entwurf.
GE T R AV R

für den
Betrieb der Ueberlandbahn von Basel nach Pratteln.

von

einerseits
und der

Basellandschaftlichen Ueberlandbahn A.-G. in Liestal
anderseits

ist folgender Vertrag abgeschlossen worden.

Zwischen der
Verwaltung der Basler Strassenbahnen 

vorbehaltlich der Ratifizierung
durch den Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

§ 1.
Die Basellandschaftliche Ueberlandbahn mit Sitz in Liestal 

verpachtet ihre Bahnanlage St.Jakob-Pratteln der Verwaltung der Bas­
ler Strassenbahnen. Diese übernimmt den Betrieb der Strecke auf ei­
gene Rechnung nach den Bestimmungen der Konzession der Basellandschaft­
lichen Ueberlandbahn vom 4. April 1914 resp. 22. Juni 1916 und bezahlt 
der Gesellschaft für die Benützung der Anlage einen jährlichen Pacht­
zins, bestehend aus einer zweieinhalbprozentigen Verzinsung des Baüka- 
pitals und der reglementarischen Einlage in den Erneuerungsfonds.

Die Verzinsung des Baukapitals ist in vierteljährlichen Raten 
zahlbar, jeweilen auf Ende des Kalenderquartals; die Einlagen in den 
Erneuerungsfonds werden der Gesellschaft auf Jahresende gutgesohrieben.

§ 2.
Für die Stromlieferung für den Bahnbetrieb tritt die Verwal­

tung der Basler Strassenbahnen an Stelle der Ueberlandbahn in den 
dieser mit der Genossenschaft Elektra Birseck abgeschlossenen Vertrag.

§ 3.
Die Rechnungsführung über den Erneuerungsfonds, der von der 

Pächterin mit 4 zu verzinsen ist, wird den Basler Strassenbahnen 
übertragen. Der Zins ist zahlbar auf Jahresende.

Für die Einlagen und Entnahmen aus dem Fonds sind die eid­
genössischen Vorschriften und die Kontrolle des eidgenössischen Amtes 
für Verkehr massgebend.



§ 4
Die Verpflichtung, welche die Verwaltung der Basler Stras­

senbahnen auf sich nimmt, umfasst den gesamten Betriebsdienst inklu­
sive Stromlieferung, die Bahnpolizei, die Bahnbewachung, den Unter­
halt der Bahn, die Stellung des Rollmaterials, die Versicherung des 
Personals, der Passagiere und Drittpersonen und die Erledigung der 
Reklamationen, welche den Betrieb betreffen. In der Verpflichtung 
nicht inbegriffen sind allfällige Abgaben und Steuern für das Bau­
kapital.

§ 11.
Die Gesellschaft wird zu gegebener Zeit die nötigen Schrit­

te für die Genehmigung dieses Vertrages durch die Bundesbehörden tun.

§ 5.
Die Aufstellung der Fahrpläne ist Sache der Pächterin.

Die Strecke St.Jakob-Pratteln wird in den Tarif der Basler Strassen­
bahnen einbezogen. Fahrpläne und Tarife sind dem Verwaltungsrat der 
Basellandschaftlichen Ueberlandbahn jeweilen zur Anbringung von Wün­
schen zur Kenntnis zu bringen. Bei allfälligen Differenzen ist der 
Entscheid des eidgenössischen Amtes für Verkehr massgebend.

§ 6.
Alle Einnahmen der Strecke gehören ausschliesslich der 

Verwaltung der Basler Strassenbahnen.
§ 7.

Ergänzungs- und Erweiterungsarbeiten zu Lasten des Bau­
kontos bedürfen der Zustimmung der Basler Strassenbahnen und werden 
unter deren Bauleitung durch die Basellandschaftliche Ueberlandbahn 
ausgeführt.

§ 8.
Der Ueberlandbahn-Gesellschaft werden alljährlich recht­

zeitig die Ausweise zur Aufstellung der Jahresrechnung nach den 
Vorschriften der eidgen. Aufsichtsbehörden zur Verfügung gestellt.

§ 9.
Dieser Vertrag tritt rückwirkend auf den 1. Januar 1937 

in Kraft und dauert fünf Jahre; er ist für weitere fünf Jahre gültig, 
wenn er nicht vor Ablauf des vierten Jahres von einem der Kontrahen­
ten gekündigt worden ist. Der Vertrag vom 3./ö. Januar 1921 mit Nach­
trag vom 12./16. September 1922 wird dadurch aufgehoben und ersetzt.

§ 10.
Die Entscheidung in Streitigkeiten fällt den ordentlichen 

Gerichten und in höchster Instanz dem Bundesgericht zu.



S I>t) < 5/5

s
T

Q

i

ipj

B-----------------
: mumu
: Inventur 2021 
I

' behaelter 
i b-000256

t js,

i

■

M

r“
x

SB

E

I

_J;
i

■ i
• I

■ ■

■' i
■ i.

L 
1

{
■ ■ 1 

? ir

I
museu...uttenz : I |~J fjg

■ Bi:



VERTRAG

für den

Betrieb der Ueberlandbahn von Basel nach Pratteln

zwischen

den BASLER VERKEHRS-BETRIEBEN

vorbehaltlich der Ratifikation durch die .zuständigen Behörden

des Kantons Basel-Stadt

einerseits

. und der

BASELLANDSCHAFTLICBEN UEBERLANDBAHN AG in Liestal ..

anderseits.

§ 1

I

S

T l

Die Basellandschaftliche Ueberlandbahn mit Sitz in Liestal ver- 
pachtet ihre Bahnanlage Kantonsgrenze-Pratteln den Basler Verkehrs- 
Betrieben. Diese übernehmen den Betrieb der Strecke auf eigene Rechnung 
nach den Bestimmungen der Konzession und bezahlen der Verpächterin für 
die Benützung der Anlage einen Jährlichen Pachtzins, bestehend aus 
einer variablen Verzinsung dos Nottobaukapitals, --innr vom Geschäfts­
ergebnis abhüngicon Prämie und dor rcglenentarl schon Einlage in die 
Ab s ehre ibung sre chnung ?
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§ 2

§ 5

mum

§ U

§ 5

I

Für dio Lauer dieses Vertrages tritt die Pächterin an Stolle der 
Verpächterin in den von dieser mit der Genossenschaft Elektra Birseck 
über die Stromlieferung für den Bahnbetrieb abgeschlossenen Vortrag«

Unter Nottobaukapital werden die Bauinvostitionen der Verpächterin 
abzüglich Abschreibungen verstanden.

Zuwendungen Dritter, wie Subventionen, unentgeltliche Abtretungen 
usw., sowie Auslagen für Veränderungen der Bahnanlage dürfen nur mit 
Zustimmung der Pächterin zum Baukapital geschlagen worden.

f

Dor Pachtzins ist in vierteljährlichen Raten Joweilen auf Ende 
dos Kalendofquartals zahlbar. Die Einlagen in dio Abschroibungsrechnung 
worden dor Vorpächtorin auf Jahresende überwiesen.

Der Zinsfuss für die Verzinsung des Nettobaukapitals beträgt Je- 
weilen 1 $ weniger als der mittlere Zinsfuss der Kantonalbanken von 
Basel-Stadt und -Land für I. Hypotheken auf normalen Unterpfändern.

Dio vom Go schäft sorgebnis abhängige Prämio beträgt 3 $o des im 
Vorjahre erzielten Betrlebsüborschuesos dor Basler Verkohrs“Betriebe 
auf ihrem ganzen Netze.

Vom Betriobsüborschuss sind Zuschüsse in irgendwelcher Form und 
Subventionen der öffentlichen Hand abzuziehen, sofern sie in den Bo“ 
trieb seinnahmen enthalten sind.

Der gemäss Absatz 1 und 2 errechnete Pachtzins beträgt im Mini- 
2 $, im Maximum 3 $ dos Nottobaukapitals.
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§ 6

§ 7

§ 8

C1

Die Verpächterin verwaltet die Einlagen in die Absehreiburgs- 
rechnung.

Für die Einlagen und Entnahmen sind die bei Vertragsabschluss 
geltenden eidgenössischen Vorschriften massgebend.

Die Pächterin stellt die Fahrpläne auf. Dio Strecke Kantons­
grenze -Pratto In wird in den Tarif der Pächterin einbozogen. Fahrpläne 
und Tarife sind der Verpächterin jcweilen zur Anbringung von all­
fälligen Wünschen, zur Kenntnis zu bringen. Bei Differenzen entscheidet 
das Eidg. Amt für Verkehr.

Die Verpflichtung, welche die Pächterin auf sich nimmt, um­
fasst den gesamten Betriebsdienst einschliesslich Stromlieferung, 
Bahnpolizei, Bahnbewachung, Unterhalt der Bahn, Stellung des Roll­
materials, Versicherung des Personals, der Passagiere und Drittper­
sonen. In der Verpflichtung nicht inbegriffen sind allfällige Ab­
gaben und Steuern für das Baukapital.

Soweit die Ausgaben für den Unterhalt der Bahn während der 
Vertragsdauer in einem Kalenderjahr den Betrag von durchschnittlich 
Fr. h-5’000.- übersteigen, ist der Mehrbetrag von der Verpächterin 
zu tragen. Dio- Pächterin schiesst den Mehrbetrag der Verpächterin 
während der Vertragsdaüor zinslos vor und amortisiert ihn solange 
als der Pachtvertrag in Kraft ist in jährlichen Raten von einem 
Zwanzigstel.:
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§ 9

§ 10

§ 11

§ 12

§ 15

ZU'»enLiestal, den Basel, den

r
»

Dieser Vortrag tritt rückwirkend auf den 1. Januar 1951 in 
Wirksamkeit und -wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Er kann Je­
derzeit auf Jahresende, frühostens Jedoch auf den 51* Dezember 19Ö0 
unter Beobachtung einer Kündigungsfrist von 5 Jahren gekündigt 
worden. Er ersetzt den Vortrag vom 2. Juni 1957/10. Januar 1958»

Jede Veränderung der verpachteten Bahnanlago und des Baukontos 
bedarf der Zustimmung der Pächterin. Ergänzüngs- und Erweiterungs­
arbeiten zu Lasten dos Baukontos werden durch die Verpächterin als 
Bauherrin unter der Bauleitung der Pächterin ausgeführt.

t 
I

BASELLANDSCHAFTLICHE
UE BEE LANDS AHN AG:

BASLER VERKEHRS-BETRIEBE
Der Direktor:

Genehmigt von der Generalversammlung der 
Basellandschaftliehen lieberlandbahn am

ZS ,

Der Verpächterin werden alljährlich rechtzeitig die Unterlagen 
zur Aufstellung der Jahresrechnung nach den Vorschriften dor eid­
genössischen Aufsichtsbehörden zur Verfügung gestellt.

Die Verpächterin wird zu gegebener Zeit die nötigen Schritte 
für die Genehmigung dieses Vertrages durch die Bundesbehörden tun.

Der gesamte Ertrag aus

Genehmigt vom Vorwaltungsrut^dor Basler 
Vor kehr s-Botriobo am

der verpachteten Strecke (Betriebsein­
nahmen, Unterpachtzinse, Mietzinse usw.) gehört der Pächterin.
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V E R TB AG

für den

Betrieb der Ueberlandbahn von Basel nach Pratteln ’

zwischen

den BASLER VERKEHRS-BETRIEBEN und

der BASELLANBSCHAETLICHEN LEBERLÄRDBAHN AG in Liestal

/

i



c ■<

>X museu...utte<>

L

I

1 

I i

I •s
■ <

i: i
• . I. ;

.-■ t

.• I ■ 
■ . ; •

■ r

-i '

■ j

Q

n
☆

H)

: ■

r

t
t> ö

g------------------Qg).-------

: mumu
: Inventur 2021
I

: behaelter
: b-000256

< 5/5



Kopie.

' .Liestal, den 16. September 1931.

Bern.

./ ■■ ■y

•Z*

Hochachtungsvoll^
Der Präsident.:

sig. Dr.A.Veit-Gysin
Der Sekretär
sig. Wirth.

Beilage t -2 Prüfungsatteste. ;

An- die • 7
Direktion der Eisenbahnabteilung des

. Schweiz. Post-und Eiserib.ahndepartement*

Wir nehmen höflich Bezug auf Ihre Zuschrift N“o.328/106.vom 28. 
August 1931 betreffend die Schienenmaterialprohen für das zweite Geleise 
und das neue Abstellgeleise in Muttenz und beehren uns, Ihnen in der 
Beilage die beiden Atteste für chemische Analysen und Festigkeitsproben 
im Original zur gefl. Bedienung zu unterbreiten.

• • ’ . • • • ' • . '



;Sasellandschaftliche Ueberlandbahn Liestal

in den ersten 25 BetriebsJahren

EintrittNaue

5.45

6. 7.25
15. 5.23
11« 5.27

12.22

14*12*22

Liestal 21.2.20
21.2.20

23, 6.33
28. 8.23 .

■/Mitglieder; des Verwaltungsrates

Muttbnz
’rilestal'f 17. ' 6.36 

Mirt <; ßeupliiy;; Natlanälfe t, ' futtern V ♦ 6.3’6 
""144^304 5.44 
O 22. 5-45.

Austritt .

14.12.22

. ? 19.10.22

30. 5.44 5
• 22

22

18. 5.36

1, Dr, Carl Tanner, ä.Beglerungsrat,
■ '2« Dr. Alfred Veit-Gysin, Advokat, Liestal

.. 3» Arnold Gysin, a. Direktor der Basler ' .
Strassenbahnen. Basel 21.2.20

'•■-44 4; Dy 2 Bernharxi" Jäggl, Präsident der. ; / 4 2''2222
\ ’ 4 •. ■- \ ; ' > -v . ; *F. S, : Verwaltunggkom-’/:.' 4:
' • ,2■ 4 J " ■ • \ ■■■■. 4 r mission de;-).. VSK 45 f >•■/■■.
4' 4444•: Freidorf < 22:2 .;. 21.2.20 .

Arnold MeyerArchitekt,. pratteln\ >4. <44 21.2.20 S
‘Dr* Fritz-.Rafiistein^ Basel ,J 4 - / 21.2.20

< 7. ' Rudolf Rtidln,■. tfr Landrätj' Muttenz.-\■ 82- 21.2%20 ;
V 8. Dr. Oskar Stutz, Advokat,' Liestal . 3< - 21.2.20 ..

Carl Spinnler, a4- Hogierurigsrat, Liestal 19.10.22 ?
••4 11 Arthur Oettinger-Meili/ Vorsteher des

. ' 4 , Verkehr sbüraS Basel ^9 *10 »23
?? 12* Strübin-Köchlln> a. Gemeinderat,' /,

; <4 a .L<V'a.; ; Liestal \ 28. 8.23 <
3 ’ -13:Jäköb •Mosimänn, RegierLuigsratj .Ö.irsfelden < 6* 7.25. . 5

4."-- ■14>-'-Car;l<S.pinnler>3;a-./'.'Gemeiiideratj • Liestal:?.ilv;:5»27:.;-
• 15• Dr.; Eriiith Bol’ka, Lepartementssekr.> Basel... 15• 5.28
-8 16«•-■ ;Ör.4Hermann &sycr, Ahv/alt^’ ^uttonz.. •. . 4' -23♦ ■ •6.33’

-17i. Paul Brodbeck,. ß.emeindeprHsielent-,
■>. ■■18'*? .pröf?.?'ß^4j’
i• .194 Qttö :Zellweger, \Öirektor;^elä6rf-;4'>4

;Ge0.iriderä’i> Pratteln .'
,s ?' ■ ■ • / • ■ r >

' Präsidenten des Ver^sltüngSrates ■'•
/'< W-yOarl?. Tanner, ■■■& ^egierungsrat^

22 Br# Alfred Veit-Gysin4<Advckat>4Libs’tal:;-■•4v14dl2>22’'.
? • "■ ' •/ ' •-

■ y.iz'e-PrHsidohten- des Vei^valtuhgsrätea''22-:->:^'.-2.^

,< Advokat, Li.4sbalL 20
. V ;2-.a tCarlußpinnlar; a. .Regierungsrat, Tiestal 19«10*22 ; 6. 7*25

4' ‘-i/.Jäkbb• Mö’simanh/^ .k ’v■
■•? ' ' ■ ' ’ U-

; < V: .,- <■ '

................



1

2

^•Erns..t^Züiäüf-, Gemeinderat) . 
.\/>^iil-Seiler/; Gemeinderat)/ .?? 
" >v ■:‘ :vf

Wilke-^uä.in,;; Arlesheim-" <ch*
/:(Peter Sara sin^Alioth,; -Präsident

•/• Vf /^Kegieriihgsrat;
v* 2 Trambahn Basel^Äesch
‘<T • Vlgel, Prä sid ent *’ - ■ t , 

'■ X* Schneider, Aktuar und Kassier; ?
Waldenburg erba hn

. , 1 vj)r; &.■Veit-Gysin, Advokat, Liestal 
?*Dr;‘ ’n. Christen,- - Bahkdlrektör. Liestal

■ • 1. rv/a 1 tung s r at spräs i i en t -..
y Dr. C&rl Tanner, Liestal

'2 Basler Kantonalbank
? y Stohler, Barkpräsident

Wittmer, Direktor
4 Basei land s c ha f tli che Kantona 1 bar.k

'• v-?<ax Seifert, Bankpräsident-
v :nmil Zeller, Vize-Direl

- ,v Ums Magner,^ Prokurist.
Emli Aiiport/v Prokurist-, 

Gemeinde- Muttenz '?..
• . . ' . /Hans Jourdan, Vize-Präsident \

‘ k Hugo„Vögtlih,‘Gemeinderat . .
■ * Gemeinde Pratteln

//Kar tln7 Wü thr i ch /' Gemeind everwal t er /?

4 Bäsler -yd.vketosbetriebe 
'Moser, Betriebsinspektor , 
/Suter, Bahningenieur J ■s< ’ • ’;

z\ ^Portmann, Vorsteher ^ee^Becbnungswesens ’ 
- . -^Dri, Brüstleih,1'Sekretär • J /

> :'ß Birseckbahn
:■ ; > -.



l

-lestal

Basellandschaftliche Uebsrlandbahn i 

gingeladen.zur Erinnerungsfeier sind;

z-. - . ' :f

/Franz Regner,. Ingenieur
1 a« Strassenbahndirektor

■ Al£rM-ßyjEi^-IngÄaiÄUjPT--Bas^i
2 Roglerungsrat Basel-Stadt

?v Dr / C. Mi Ville,. Regierungsrat ? '

i Re^iertn^gsrat Basel land ; •
■-•■i '.jx/Regierungsrat

/’’Y9.*Verwaltungsrätex - /'v .
■ '->'-'Dr•....A< Veit-Gysin,' Anwalt, Xiestai ;

Ja&ob"
?*; ?'\Dr» -Alb er £ Bankdirektör^ Liestal' .

.-..'vpri E*T*lch Bolza,'?ßepartejnentssekretz?trr Basel
r ^Erns^t Zulauf Cemdinderat," Pratteln ,
' yProf,^ Dr* Kurt Leupin, G$mindepi’£sideut, yuttenz

; ; vpr,\.Fzfit? Rarasteln, \3asei'’i'/•'
W:-Paui-' Wodbeck,' GemeindQpräsident ,.. -
V' pttof^ell^eger,. .Direktor, 'jWeidorr

1 5 führ er . ''
T■■■■•■.••■. Georg Seheuevniann>, Frenkendorf' ". ..
2 Rechnungsrevlren - . ■ ■ ;

LiesÜJL
vi£mil Seiler, Gemeinderat, Pratteln'

B Presseleute
Volkszeitung, Pratteln

-.-;4-TZarius ’Hlgler, Nationalzeitung, Basel .
• •.• •'•‘■/ferner-. Huhgerbühler, Basler Arbeiter-Zeitung, Basel

. AlfrecL^Kurid er t,-‘ Land sc/häf.tler
’ w- Karl Heller, Basler Nachrichten

• y Fraßk-tUdln, Basellandsohaftliche Zeitung
.3■ SledliingsGenossenschaft Freidorf\
' Dr>:.. H.;' Fäü eher r ey ■ Di r ek t pr.

^willy Geyer , ’
' , Av>. Kreuter, Direktor

’ft'X--;!- ä 4 Bahhingeni eür
/' ö< Gräber /.*

JfV' 1' Bauöirektiön '
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UNTERHALTUNGSPROGRAMM

im FREIDORF

Marsch v. HolzmannFeuert los1. Orchester Freidorf
R.WyssRütlilied2. Volkschor Freidorf

Fräuleins Ludin3. Tanz
ChopinFrl.Elisabeth Meister4. Polonaise A-dur

a) Spielend mit des5.' Volkschor Freidorf

Walzer v. Joh.Strau6. Orchester Freidorf Kaiser-Walzer
Fräuleins Ludin7. Tanz

9. Hochzeitstag auf
v. GriegFrl.Elisabeth MeisterTroldhaugen

11. Orchester Freidorf Gold und Silber Walzer v. Franz Lehar
12. Orchester Freidorf -

eooooöOOOöooooo

v. Franz Schubert 
v. Gas. Mei s ter

Volksweise
E. Grolimund

v. Jacques Dalcroze
v. J. Bovet

Hochzeitszug in Liliput Charakterstück von 
S. Translateur.

b) Les petits chevriers

anlässlich der JUBILAEUMS - Generalversammlung der
BasellandschaTtlichen Ueberlandbahn

a) Frühlingsglaube
b) Das si die Tage

Lichtes Glanz 
b) s'Chilchli

10. Schülerinnen der 
Modernen Haushal­
tungsschule ,Freidorf

(für 
bear 

A.Goepfert

vom 17. Juni 1946 im Genossenschaftshaus

8. Schülerinnen derModernen Haushal­tungsschule ,Freidorfa) Mon hameau

gern.Chai 
beitet \ •-
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3
Normalerweise zur General Versammlung' erschienen sind:

vri. Herr’ Max BMchlin, Verwalter der: Christoph Merian’sehen Stiftung 
>2. Herr Rapp, Basel \ •

..y'3!» Herr V/ild, •Direktor der Chemischen Fabrik Schweizerhaile 
Herr Dr. Saladihy Direktor der Säurefabrik Schweizerhalle . 
Gem^indor at.;Frenkeridorf < ’j;;.

6€i Herr. Direktor Leuthold
y< 1 . r‘ 7,. .Herr Arnold $eyer> Architekt, pratteln C
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N A C H T R A G

April. 1953.

zwischen

und der

B.ASELLANDSCHAFTL1CHEN UEBERLAJTDBAHN

§ 1

9

der 16« Oktober 1957

den BASLER VERKEHRSBETRIEBEN

den ' fff'jL

Basellandschaftliche Überlandbahn BASLER VERKEHRSBETRIEBE
Ufr Direk tors

zum Pachtvertrag vom 24«

t *

Der in § 7 Abs. 2 des Pachtvertrages genannte Betrag von
Fr, 45’000,— für den jährlichen Unterhalt wird auf Fr, 6O9OOO.— 
erhöht, und zwar erstmals für das Jahr 1957,

Liestal, Basel,

Nr« 1



X

1

I

l 
i 
i 
i.
A r

i
i
i

p

☆

E 
{6} 

E)

4
B

T

k'

4

:
' 
k ■

i .■ 
i.’

>

y
y '
t.

t

i':

fll
■i ■
'. i .
••■■ i '

JP)»

museu...uttenz • • |j.

___  

j < 5/5

0-----------------------(4y----------

: mumu
Inventur 2021

I

; behaelter
i b-000256



Vertrag

für den

Betrieb der Ueberlandbahn von Basel nach Pratteln

zwischen den

Basler Verkehrs-Betrieben

vorbehaltlich der Ratifikation durch die zuständigen Behörden des Kantons Basel-Stadt

einerseits, und der

Basellandschaftlichen Ueberlandbahn AG. in Liestal

anderseits.

§1

Die Basellandschaftliche Ueberlandbahn mit Sitz in Liestal verpachtet ihre Bahnanlage Kantons­
grenze—Pratteln den Basler Verkehrs-Betrieben. Diese übernehmen den Betrieb der Strecke auf eigene 
Rechnung nach den Bestimmungen der Konzession und bezahlen der Verpächterin für die Benützung 
der Anlage einen jährlichen Pachtzins, bestehend aus einer variablen Verzinsung des Nettobaukapitals, 
einer vom Geschäftsergebnis abhängigen Prämie und der reglementarischen Einlage in die Abschreibungs­
rechnung.

§3

Der Zinsfuß für die Verzinsung des Nettobaukapitals beträgt jeweilen 1% weniger als der mittlere 
Zinsfuß der Kantonalbanken von Basel-Stadt und -Land für I. Hypotheken auf normalen Unterpfändern.

Die vom Geschäftsergebnis abhängige Prämie beträgt 3°/oo des im Vorjahre erzielten Betriebs­
überschusses der Basler Verkehrs-Betriebe auf ihrem ganzen Netze.

Vom Betriebsüberschuß sind Zuschüsse in irgendwelcher Form und Subventionen der öffentlichen 
Hand abzuziehen, sofern sie in den Betriebseinnahmen enthalten sind.

Der gemäß Absatz 1 und 2 errechnete Pachtzins beträgt im Minimum 2 %, im Maximum 3 % des 
N ettobaukapitals.

§2

Unter Nettobaukapital werden die Bauinvestitionen der Verpächterin abzüglich Abschreibungen 
verstanden.

Zuwendungen Dritter, wie Subventionen, unentgeltliche Abtretungen usw., sowie Auslagen für Ver­
änderungen der Bahnanlage dürfen nur mit Zustimmung der Pächterin zum Baukapital geschlagen werden.



dieser

§6
Die Verpächterin verwaltet die Einlagen in die Abschreibungsrechnung.
Für die Einlagen und Entnahmen sind die bei Vertragsabschluß geltenden eidgenössischen Vor­

schriften maßgebend.

§9

der verpachteten Strecke (Betriebseinnahmen, Unterpachtzinse, Mietzinse

zur Aufstellung der Jahresrechnung 
Verfügung gestellt.

Der gesamte Ertrag aus 
usw.) gehört der Pächterin.

§11

Der Verpächterin werden alljährlich rechtzeitig die Unterlagen 
nach den Vorschriften der eidgenössischen Aufsichtsbehörden zur

§5
Für die Dauer dieses Vertrages tritt die Pächterin an Stelle der Verpächterin in den von 

mit der Genossenschaft Elektra Birseck über die Stromlieferung für den Bahnbetrieb abgeschlossenen 
Vertrag.

§ 10

Jede Veränderung der verpachteten Bahnanlage und des Baukontos bedarf der Zustimmung der 
Pächterin. Ergänzungs- und Erweiterungsarbeiten zu Lasten des Baukontos werden durch die Verpächterin 
als Bauherrin unter der Bauleitung der Pächterin ausgeführt.

§7
Die Verpflichtung, welche die Pächterin auf sich nimmt, umfaßt den gesamten Betriebsdienst ein­

schließlich Stromlieferung, Bahnpolizei, Bahnbewachung, Unterhalt der Bahn, Stellung des Rollmaterials, 
Versicherung des Personals, der Passagiere und Drittpersonen. In der Verpflichtung nicht inbegriffen 
sind allfällige Abgaben und Steuern für das Baukapital.

Soweit die Ausgaben für den Unterhalt der Bahn während der Vertragsdauer in einem Kalenderjahr 
den Betrag von durchschnittlich Fr. 45 000. — übersteigen, ist der Mehrbetrag von der Verpächterin 
zu tragen. Die Pächterin schießt den Mehrbetrag der Verpächterin während der Vertragsdauer zinslos 
vor und amortisiert ihn solange, als der Pachtvertrag in Kraft ist, in jährlichen Raten von einem 
Zwanzigstel.

§4

Der Pachtzins ist in vierteljährlichen Raten jeweilen auf Ende des Kalenderquartals zahlbar. Die 
Einlagen in die Abschreibungsrechnung werden der Verpächterin auf Jahresende überwiesen.

§ 12

Dieser Vertrag tritt rückwirkend auf den 1. Januar 1951 in Wirksamkeit und wird auf unbestimmte 
Zeit abgeschlossen. Er kann jederzeit auf Jahresende, frühestens jedoch auf den 31. Dezember 1960 unter 
Beobachtung einer Kündigungsfrist von 5 Jahren gekündigt werden. Er ersetzt den Vertrag vom 
2. Juni 1937/10. Januar 1938.

§8
Die Pächterin stellt die Fahrpläne auf. Die Strecke Kantonsgrenze—Pratteln wird in den Tarif der 

Pächterin einbezogen. Fahrpläne und Tarife sind der Verpächterin jeweilen zur Anbringung von all­
fälligen Wünschen zur Kenntnis zu bringen. Bei Differenzen entscheidet das Eidgenössische Amt für 
Verkehr.



Die Verpächterin wird

Liestal, den 24. April 1951. Basel, den 24. April 1951.

Basellandschaftliche Ueberlandbahn AG.

sig.: Wirth.sig.: Abegg.

Bem, den 15. Februar 1952. Eidg. Post- und Eisenbahndepartement
Rechtswesen und Sekretariat: 

sig.: Schlatter.

Basler Verkehrs-Betriebe
Der Direktor: 
sig.: Miescher.

Verfügung
des

Eidgenössischen Post- und Eisenbahndepartementes über die Genehmigung 
des Pachtvertrages zwischen der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn AG. in Liestal 

und den Basler Verkehrs-Betrieben in Basel

(vom 15. Februar 1952)

§ 13

zu gegebener Zeit die nötigen Schritte für die Genehmigung dieses Vertrages 
durch die Bundesbehörden tun.

Das Eidg. Post- und Eisenbahndepartement, 
Abteilung Rechtswesen und Sekretariat, 

erteilt hiermit

dem zwischen der Basellandschaftlichen Ueberlandbahn AG. in Liestal und den Basler Verkehrs-Betrieben 
in Basel am 24. April 1951 geschlossenen Vertrag über die Verpachtung der der Basellandschaftlichen 
Ueberlandbahn gehörenden Bahnanlagen Kantonsgrenze — Pratteln (vom Verwaltungsrat der Basler 
Verkehrs-Betriebe am 16. Mai und von der Generalversammlung der Basellandschaftlichen Ueberland­
bahn am 25. Mai 1951 genehmigt) mit Ausnahme des letzten Satzes von § 8, wonach bei Differenzen 
das Eidg. Amt für Verkehr entscheiden soll,

die Genehmigung

mit dem Vorbehalt, daß für die Erfüllung der gesetzlichen und konzessionsmäßigen Pflichten die Eigen­
tümerin neben der betriebsführenden Verwaltung verantwortlich ist.

Genehmigt von der Generalversammlung der 
Basellandschaftlichen Ueberlandbahn 

am 25. Mai 1951.

Genehmigt vom Verwaltungsrat der 
Basler Verkehrs-Betriebe 

am 16. Mai 1951.
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Basellandschaftliche Überlandbahn

Statuten

Buchdruckerei Hans Bühler, Pratteln





Statuten
k

der

!

Basellandschaftlichen Ueberlandbahn

I. Finna, Sitz und Zweck der Gesellschaft

*

1
i

Art. 1
Unter der Firma «Basellandschaftliche Überlandbahn» be­

steht seit 21. Februar 1920 auf Grund der gegenwärtigen Sta­
tuten eine Aktiengesellschaft, welche ihren Sitz in Liestal (Kan­
ton Basel-Landschaft) hat.

Art. 2
Der Zweck der Gesellschaft ist der Bau und Betrieb einer 

elektrischen Schmalspurbahn von Basel (Kantonsgrenze bei



c

E

4

■
c

1
(

St. Jakob) nach Liestal, mit allfälliger Abzweigung von Muttenz 
nach Neuewelt nach Massgabe der von der Bundesversamm­
lung unterm 4. April 1914 dem Kanton Basel-Landschaft er­
teilten und von diesem an die Gesellschaft abgetretenen Kon­
zession und der unterm 22. Juni 1916 sowie 25. Juni 1921 von 
der Bundesversammlung beschlossenen Abänderung dieser 
Konzession.

Unter Vorbehalt der Genehmigung durch die zuständigen 
Behörden kann die Gesellschaft ihr Bahnnetz durch Bau, An­
kauf, Pacht oder Übernahme des Betriebes anderer Linien er­
weitern öder sich am Bau oder Betrieb von solchen in der ihr 
zweckmässig erscheinenden Art und ’Weise beteiligen.

Art. 3
Die Gesellschaft übernimmt den zwischen dem Aktions­

komitee für die elektrische Schmalspurbahn von Basel nach 
Liestal, dem Kanton Basel-Landschaft und den Gemeinden 
Muttenz, Pratteln und Liestal unterm 15. Januar 1917 abge­
schlossenen Vertrag mit allen ihr daraus erwachsenden Rechten 
und Pflichten.

Art. 4
Die dem Bund gemäss der eidgenössischen Gesetzgebung 

und dem Kanton Basel-Landschaft und den Gemeinden gemäss 
dem Gesetz betreffend finanzielle Beteiligung von Kanton und 
Gemeinden beim Bau von Eisenbahnen vom 27. Juli 1908 zu­
stehenden Rechte werden in vollem Umfange Vorbehalten.

Insbesondere darf die Gesellschaft ohne Bewilligung des 
basellandschaftlichen Regierungsrates weder eine Fusion mit 
einer andern Gesellschaft eingehen noch die Konzession an 
eine andere Gesellschaft abtreten. Statutenänderungen bedür­
fen der Genehmigung des basellandschaftlichen Regierungs­
rates.

Art. 5
Die Dauer der Gesellschaft endet mit dem Ablauf der 

Konzession am 30. April 1994, vorausgesetzt, dass weder der 
Bund noch der Kanton Basel-Landschaft von den ihnen kon­
zessionsgemäss zustehenden Rückkaufsrechten vorher Ge­
brauch machen.



II. Grundkapital, Aktien und Obligationen

III. Organe der Gesellschaft

5

Art. 7
Sämtliche Aktien lauten auf den Inhaber.
Die Aktien tragen die Unterschriften von zwei Mitgliedern 

les Vcrwaltungsrates.

1. Die Generalversammlung

Art. 10
Die Generalversammlung wird vom Verwaltungsrate ein- 

»erufen mittelst Einladung in den für die Bekanntmachungen 
ler Gesellschaft bestimmten Blättern, welche einmal und zwar

Art. 9
Die Organe der Gesellschaft sind:

1. Die Generalversammlung.
2. Der Verwaltungsrat.
3. Die Kontrollstelle.

Art. 6
Das Grundkapital beträgt Fr. 1 140 000.—, eingeteilt in 

>700 Aktien Nr. 1 bis 5 700 zu je Fr. 200.—, wovon Fr. 
tOO 000.— Stammaktien und Fr. 740 000.— Prioritätsaktien 
ind.

Art. 8
Der Generalversammlung steht das Recht zu, die zur Er­

reichung des Gesellschaftszwcckes weiter nötigen Geldmittel 
mf dem Wege der Ausgabe von Obligationen mit oder ohne 
Hypothek auf die Anlagen und Etablissemente der Gesellschaft 
xler Darlehen zu beschaffen.

Die Obligationen tragen, wie die Aktien, die Unterschrif­
ten von zwei Mitgliedern des Vcrwaltungsrates.



dem Versammlungstage zu veröffent-
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Art. 13
Die Generalversammlung ist beschlussfähig ohne Rück­

sicht auf die Zahl der anwesenden Aktionäre und vertretenen 
Stimmen, soweit das Gesetz oder die Statuten nicht etwas an­
deres bestimmen.

Sie fasst ihre Beschlüsse, soweit die Statuten nicht etwas 
anderes bestimmen, durch die absolute Mehrheit der gültig ab-

an dem vom Verwaltungs-

Art. 12
Der Verwaltungsrat kann, vorbehältlich Art. 689 Abs. 4 

OR., die ihm gutscheinenden Vorschriften darüber erlassen, 
in welcher Weise die Aktionäre, die an der Generalversamm­
lung teilnehmen wollen, sich über ihren Aktienbesitz auszu­
weisen haben.

Aktionäre können durch ihre gesetzlichen Vertreter oder 
auf Grund schriftlicher Vollmacht vertreten werden.

Art. 11
Die Generalversammlung findet 

rate bezeichneten Orte statt.
Der Präsident des Verwaltungsrates oder der Vizepräsi­

dent oder in Verhinderung der Genannten ein vom Verwal­
tungsrat zu bestimmendes sonstiges Mitglied desselben führt 
den Vorsitz und ernennt einen Sekretär und die nötigen Stim­
menzähler.

Über die Verhandlungen wird ein Protokoll aufgenommen, 
welches von dem Vorsitzenden und dem Sekretär zu unterzeich­
nen ist.

wenigstens 10 Tage vor 
liehen ist.

Die Einladung muss die Tagesordnung enthalten.
Über Gegenstände, welche nicht in der Tagesordnung an­

gegeben sind, können Beschlüsse nicht gefasst werden. Hievon 
ist jedoch der Beschluss über den in einer Generalversammlung 
gestellten Antrag auf Einberufung einer ausserordentlichen 
Generalversammlung ausgenommen. Zur Stellung von Anträgen 
und zu Verhandlungen ohne Beschlussfassung bedarf es der 
Ankündigung in der Tagesordnung nicht.
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Art. 16

4

I
7

Art. 15
Jede Aktie gibt das Recht auf eine Stimme.
Für die Ermittlung der Stimmenzahl eines an der General­

versammlung teilnehmenden Aktionärs werden seine eigenen 
Aktien und diejenigen, welche er vertritt, zusammen gerechnet.

von Teilen dessel-

gegebenen Aktienstimmen; bei Stimmengleichheit entscheidet 
der Präsident.

Die Wahlen werden ebenfalls durch die absolute Mehrheit 
der gültig abgegebenen Stimmen getroffen. Ist im ersten Wahl­
gang das absolute Mehr nicht erreicht worden, so findet ein 
zweiter Wahlgang statt, bei welchem das relative Mehr ent­
scheidet. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

Art. 14
Die Abstimmungen in der Generalversammlung erfolgen 

in der Regel offen, durch Stimmzettel jedoch, wenn der Vor­
sitzende solches anordnet oder 3 Aktionäre dies verlangen.

Die Wahlen geschehen durch Stimmzettel. Der Vorsitzende 
kann mit Genehmigung der Versammlung offene Abstimmung 
anordnen.

Beschlüsse über:
AbSnffiRl^fflFcSMRB^gänzungen der Statuten,

Erhöhung oder Herabsetzung des Aktienkapitals,
Erweiterung oder Verengerung des Geschäftsbereiches der Ge­

sellschaft,
Erweiterung des Bahnnetzes der Gesellschaft durch Bau, An­

kauf, Pacht oder Übernahme des Betriebes anderer Linien 
oder Beteiligung am Bau oder Betrieb anderer Linien,

Verpachtung der Linie, Übertragung des Betriebes an eine an­
dere Gesellschaft oder Eingehung einer Betriebsgemein­
schaft mit einer andern Gesellschaft,

Veräusserung des ganzen Bahnnetzes oder 
ben,

Vereinigung der Gesellschaft mit einer andern Gesellschaft,
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Art. 17
Eine ordentliche Generalversammlung ist alljährlich inner­

halb 5 Monaten nach dem Schlüsse des Geschäftsjahres abzu­
halten. . -•«

Derselben hat der Verwaltungsrat die Jahresrechnung und 
Bilanz und seine Anträge über die Verwendung des Ergebnisses 
der letzteren vorzulegen.

Die ordentliche Generalversammlung erteilt nach Ent­
gegennahme des Berichtes der Kontrollstelle der Verwaltung 
Decharge, falls sich kein Anstand ergibt, beschliesst über das 
Ergebnis der Bilanz, setzt die Dividende fest und nimmt die 
statutengemässen Neuwahlen in den Verwaltungsrat und in die 
Kontrollstelle vor.

Art. 18
Ausserordentliche Generalversammlungen finden statt, 

wenn der Verwaltungsrat oder die Kontrollstelle es für not­
wendig erachten.

Fortsetzung der Gesellschaft über die in den Statuten bestimm­
te Zeit hinaus,

Auflösung der Gesellschaft
können nur in einer Generalversammlung, in welcher minde­
stens die Hälfte des Aktienkapitals vertreten ist, gefasst wer­
den und die zustimmende Mehrheit muss mindestens zwei 
Dritteile der gültig abgegebenen Stimmen umfassen.

Ist in der zu einem der obgenannten Zwecke einberufenen 
Generalversammlung nicht die genügende Zahl von Aktien ver­
treten, so ist eine zweite Generalversammlung einzuberufen, 
welche ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Aktien 
mit zwei Dritteln Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen 
beschliessen kann.

Sollen der Gesellschaftszweck umgewandelt oder Statuten­
bestimmungen über die Erschwerung der Beschlussfassung in 
der Generalversammlung beseitigt oder Stimmrechtsaktien ein­
geführt werden, so muss der Beschluss mindestens die Stimmen 
von zwei Dritteln des gesamten Grundkapitals auf sich ver­
einigen.



f)

1)
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b)
c) 
<D 
c)

Ausserdem müssen ausserordentliche Generalversammlun­
gen einberufen werden auf Beschluss einer Generalversamm­
lung oder wenn ein oder mehrere Aktionäre, die sich zusammen 
über den Besitz des zehnten Teiles des Aktienkapitals auswei­
sen, in einer von ihnen unterzeichneten Eingabe unter Anfüh­
rung des Zweckes es verlangen.

von Teilen des-

Art. 19

Der Generalversammlung sind folgende Geschäfte Vorbe­
halten:

a)

Erhöhung oder Herabsetzung des Aktienkapitals;
Vereinigung der Gesellschaft mit einer andern Gesell­
schaft;
Auflösung der Gesellschaft.

Äusser obigen Geschäften, welche dem Entscheide der 
Generalversammlung ausdrücklich vorbehalten sind, fasst sic

Abnahme bzw. Genehmigung des Geschäftsberichtes, der 
Jahresrechnung und Bilanz, Beschlussfassung über das 
Ergebnis derselben und Festsetzung der Dividende, beides 
nach vorheriger Entgegennahme des Berichtes und der 
Anträge der Kontrollstelle;
Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates;
Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates;
Wahl der Kontrollstelle;
Erweiterung des Bahnnetzes der Gesellschaft durch Bau, 
Ankauf, Pacht oder Übernahme des Betriebes anderer 
Linien sowie Beteiligung am Bau oder Betrieb anderer Li­
nien;
Verpachtung der Linie, Übertragung des Betriebes an eine 
andere Gesellschaft oder Eingehung einer Betriebsgemein­
schaft mit einer andern Gesellschaft;

g) Veräusserung des ganzen Bahnnetzes oder 
selben;

h) Abänderung oder Ergänzung der Statuten;
i)

k)
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2. Der Verwaltungsrat
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i

über alle Angelegenheiten der Gesellschaft Beschlüsse, welche 
der Verwaltungsrat ihr zum Entscheide vorzulegen sich veran­
lasst findet oder welche gemäss Art. 18, Absatz 2, vor sie ge­
bracht werden.

Art. 20
Der Verwaltungsrat besteht aus 9—11 Mitgliedern, von 

denen 2 vom Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft ge­
wählt und je eines von den Gemeinden Muttenz und Pratteln 
der Generalversammlung zur Wahl vorgeschlagen werden, so­
lange jede dieser Gemeinden Aktien im Betrage von wenigstens 
Fr. 20 000.— besitzt. Dem Regierungsrat von Basel-Stadt steht 
das Recht zu, 2 Vertreter der Generalversammlung zur Wahl 
vorzuschlagen.

Die Mitglieder des Verwaltungsrates müssen aus Schwei­
zerbürgern, welche ihren Wohnsitz in der Schweiz haben, be­
stehen.

Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrates be­
trägt 3 Jahre, wobei unter einem Jahr der Zeitraum von einer 
ordentlichen Generalversammlung bis zur nächsten verstanden 
ist.

Die in Austritt kommenden Mitglieder sind stets wieder 
wählbar. Bei Ersatzwahlen treten die neugewählten Mitglieder 
in die Amtsdauer derjenigen ein, die sie ersetzen. Auch fijr neu 
hinzugewählte Mitglieder läuft die Amtsdauer gleichzeitig mit 
derjenigen der übrigen Mitglieder ab.

Beamte und Angestellte der Gesellschaft können nicht 
Mitglieder des Verwaltungsrates sein.

Jedes Mitglied des Verwaltungsrates hat während seiner 
r Amtsdauer zehn Aktien der Gesellschaft an der vom Verwal- 

4 tungsrate bezeichneten Steile zu hinterlegen. Die hinterlegten 
Aktien können bis zu ihrer Rückgabe weder veräussert noch 
beschwert werden.

Die von den Kantonsregierungen und den Gemeinden ab­
geordneten Mitglieder brauchen nicht Aktionäre der Gesell-
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Hinterlegung
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von der Verpflichtung zur

Art. 23
Ein Mitglied des Verwaltungsrates kann sich in einer Sit­

zung durch ein anderes Mitglied vertreten lassen, kraft einer 
schriftlichen, für die spezielle Sitzung gegebenen Vollmacht. 
Ein Mitglied darf nicht mehr als eine Vollmacht besitzen.

Zur Beschlussfähigkeit des Verwaltungsrates ist die per­
sönliche Anwesenheit der absoluten Mehrheit der sämtlichen 
Mitglieder erforderlich. Die Beschlüsse des Verwaltungsrates 
Werden mit absoluter Mehrheit der abgegebenen Stimmen der 
anwesenden und vertretenen Mitglieder gefasst; bei Stimmen­
gleichheit zählt die Stimme des Vorsitzenden doppelt.

Beschlussfassungen auf dem Zirkulationswege sind statt­
haft in Fällen, welche das Präsidium für dringlich erachtet, 
soweit nicht ein Mitglied die mündliche Beratung verlangt.

Die Wahlen erfolgen, sofern nicht anderes beschlossen 
wird, in geheimer Abstimmung. Im ersten Wahlgang entschei­
det das absolute, im zweiten das relative Mehr; bei Stimmen­
gleichheit entscheidet das Los.

Art. 21
Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte für eine Amts­

dauer von 3 Jahren einen Präsidenten und einen Vizepräsiden­
ten. Er ernennt ferner seinen Sekretär, welcher nicht Mitglied 
des Vcrwaltungsrates zu sein braucht.

schäft zu sein und sind 
von Aktien befreit.

Art. 22
Der Verwaltungsrat versammelt sich auf Einladung des 

Präsidenten oder Vizepräsidenten, so oft es die Geschäfte er­
fordern. Er muss einberufen werden, wenn ein Mitglied ein 
dahinzielcndes schriftliches und begründetes Begehren an den 
Präsidenten des Verwaltungsrates stellt.

Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Verwaltungs­
rates wird ein Protokoll geführt, das nach Genehmigung vom 
Vorsitzenden der Sitzung und vom Sekretär zu unterzeichnen 
ist.



3. Kontrollstelle
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Art. 28
Die Generalversammlung wählt jedes Jahr zwei Revisoren 

und für Verhinderungsfälle derselben einen Ersatzmann, wel­
che nicht Aktionäre der Gesellschaft zu sein brauchen.

Art. 24
Der Verwaltungsrat fasst bindende Beschlüsse für die Ge­

sellschaft in allen Fällen, deren Erledigung nicht zufolge Gesetz 
oder dieser Statuten der Generalversammlung zustcht.

Art. 27
Die Mitglieder des Verwaltungsrates und eines eventuell 

von ihm ernannten Ausschusses haben Anspruch auf Vergütung 
ihrer Reisekosten und auf ein Sitzungsgeld. Der Verwaltungsrat 
ist ausserdem befugt, einzelne seiner Mitglieder für besondere 
Bemühungen angemessen zu entschädigen.

Art. 25
Der Verwaltungsrat ist berechtigt, zur Leitung und Beauf­

sichtigung der laufenden Geschäfte aus seiner Mitte einen Aus­
schuss zu wählen und dessen Aufgaben und Kompetenzen zu 
bestimmen. Er kann auch unter von ihm festzusetzenden Be­
dingungen einen beliebigen Teil seiner Befugnisse an einzelne 
seiner Mitglieder oder an einen oder mehrere Dritte ausserhalb 
seiner Mitte übertragen. Er setzt die Obliegenheiten und Kom­
petenzen dieser Personen und deren Entschädigungen fest.

Art. 26
Der Verwaltungsrat bezeichnet diejenigen Personen aus 

seiner Mitte und ausserhalb derselben, welchen die rechtsver­
bindliche Unterschrift für die Gesellschaft oder das Recht, die 
Firma per Prokura zu zeichnen, zusteht.

Der Verwaltungsrat bestimmt die Art und Weise, in wel­
cher die Zeichnung für die Gesellschaft zu erfolgen hat.
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IV. Rechnungsabschluss, Erneuerungsfonds, 
Reserven, Dividende

Art. 29
Das Rechnungsjahr schliesst mit dem 31. Dezember ab. 

Für die Aufstellung der Jahresrechnung und Bilanz gelten die 
Bestimmungen der Bundesgesetzgebung über das Rechnungs­
wesen der Eisenbahnen und, soweit diese nicht besondere da­
von abweichende Vorschriften enthält, die Bestimmungen des 
Schweiz. Obligationen rech tos.

Die Revisoren haben die Jahresrechnung und die Bilanz 
zu prüfen und über dieselben sowie über die Anträge des Ver­
waltungsrates der Generalversammlung Bericht und Antrag 
vorzulegen.

Sie sind jederzeit berechtigt, und mindestens einmal im 
Jahr verpflichtet, neben der Revision der Jahresrechnung eine 
Revision der gesamten Geschäftsführung vorzunehmen.

Im übrigen gelten für die Rechte und Pflichten der Kon­
trollstelle die Art. 728 bis 730 OR.

Der Verwaltungsrat setzt die Entschädigung für die Re­
visoren fest.

Art. 30
Spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversamm­

lung sind die Gewinn- und Verlustrechnung und die Bilanz mit 
dem Revisionsbericht, sowie der Geschäftsbericht und die An­
träge über die Verwendung des Reingewinnes zur Einsicht der 
Aktionäre am Gesellschaftssitz aufzulegen.

Art. 31
Der nach Deckung sämtlicher Verbindlichkeiten mit Ein­

schluss der reglementarischen Einlagen in den Erneuerungs­
fonds und der gesetzlich vorgeschriebenen oder von der Gene-



c)

V. Liquidation der Gesellschaft

VI. Bekanntmachungen
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Art. 32
Die Dotierung und Beanspruchung des Erneuerungsfonds 

richtet sich nach dem vom Bundesrat erlassenen Reglement. 
Über die Verwendung des Reservefonds sind die Vorschriften 
des Schweiz. Obligationenrechtes massgebend (Art. 671).

Dem Erneuerungs- und dem Reservefonds werden keine 
Zinsen gutgeschrieben.

ralversammlung beschlossenen Abschreibungen sich ergebende 
Reingewinn ist wie folgt

a)
b)

Art. 33
Im Falle der Liquidation der Gesellschaft ernennt die Ge­

neralversammlung die Liquidatoren und bestimmt zugleich das 
Verfahren der Liquidation.

zu verwenden:
Speisung des Reservefonds gemäss Art. 671 O.R.
Speisung von Spezialreserven nach Beschluss der General­
versammlung (im Sinne von Art. 672, 2 OR.);
Der verbleibende Überschuss steht zur Verfügung der Ge­
neralversammlung. Die Stammaktien partizipieren an 
einer Dividendenausschüttung erst, wenn auf die Priori­
tätsaktien eine Dividende von 4 Prozent ausgerichtet wor­
den ist.

Art. 34
Alle von den Gesellschaftsorganen zu erlassenden Bekannt­

machungen erfolgen im Schweizerischen Handelsamtsblatt.
Der Verwaltungsrat wird ausserdem noch andere Publi­

kationsorgane bezeichnen.



VII. Schlussbestimmung

Liestal, den 18. Juni 1947.

Namens der Generalversammlung:

B

Bern, den 15. August 1947.

15

Das eidgenössische Post- und Eisenbahndepartement 
Abteilung Rechtswesen und Sekretariat,

Eidg. Post- und Eisenbahndepartement
Rechtswesen und Sekretariat: 

i. V. Schlatter

Der Präsident: Dr. A. Veit-Gysin.

Der Sekretär: Wirth.

Art. 35
Diese Statuten treten nach deren Genehmigung durch die 

zuständigen kantonalen und eidgenössischen Behörden in Wirk­
samkeit und ersetzen diejenigen vom 21. 2, 20.

im Sinne von

hat die revidierten Statuten der Basellandschaftlichen Über­
landbahn, in Liestal, vorn 18. Juni 1947 auf ihre Übereinstim­
mung mit den geltenden eisenbahnrechtlichen Vorschriften 
geprüft und erteilt ihnen die

Genehmigung

Art. 7 des Bundesgesetzes vom 23. Dez. 1872.
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BUeB, Kostenvoranschlag für die ERstellung der Doppelspur- 
analage zwischen WEiche No 337 und Muttenz, Bahnkm 1,778 
bis Bahnkm 2,444 und ERstellen eines Abstellgeleises in 
Muttenz, 18.März 1931, G.Graber, Bahningenieur
schreiben des Gemeinderates Muttenz vom 30. Jili 1931 
an den VR der BUeB, dass Pläne aufgelegt waren und keine 
Einsprachen eingegangen sind
2 Project-Pläne: ERstellung der Doppelspuranlage zwi­
schen Birsfelderstr. und Muttenz (1:500), ausgefertgit 
von Bahn-Ingenieur Graber am 17.Ill.1931. Der Plan 
mit der Inventar-No 8094 mit Zusatzplan "Projekt. Ab­
stellgeleise Muttenz (1:1000) aus welchem auch die 
Kehrschleife ersichtlich ist. - Die Haltestelle Muttenz 
Dorf ist vollständig westlich der Hauptstrassei
Edig. Eisenbahndepartement: Genehmigung des zweiten Ge­
leises Bahnkm 1,778-2,444, vom 7.8.1931
Basler Strassenbahnen (BSB) an BUeB betr. Schienen­
materialproben, vom 15.9.1931, zuhanden Eisenbahnden.
Vertragsentwurf 1936 (?) für Pacht Strecke St.Jakob-- PratteIn
Pachtvertrag für Kantonsgrnze—Pratteln, 
mit Nachtrag Nr.l vom 16.10/18.12.1957
Jubiläums-Generalversammlung der BUeB vom 17.6.1946: 
Unterhaltungsprogramm und Einladungsliste

Basel landschaftliche Ueberlandbahn, Teilstück Muttenz-- 
Pratteln: Prospeekt mit Zeichnungsschein, 22.11.1921 
Einweihungs-Feier der Basellandschaftlichen Ueberland-

:bahn (Teilstück Muttenz --Pratteln), Donnerstag, 19^. 
Oktober 1922 in Pratteln
Schreiben des RR BL, dass er corpore mit dem Land­
schreiber daran teilnehmen werde, vom 13.10.1922
Berricht des RR betreffend die Benützung von Kantons­
strassengebiet zum Bau und Betrieb einer lektrischen Bahn 
von Birsfelden über Schweizerhalle nach Augst, vom 
16. März 1925 (mit Entwurfs eines Landratsbeschlusses)
Basler STrassenbahnen, Direktion, an den Verwalungsrat 
der UeB vom 4.2.1926 betr. zweispurigen Ausbau der Strecke 
zwisxhen Birsfelderstrasse und Muttenz
Bericht des Regierungsrates an den Landrat betreffend 
finanzielle beteiligung des Kt Bl und der Einwohnerge- 
,meinden Liestal, Frankendorf, Füllinsdorf, Pratteln und 
M;uttenz an den Baukosten der Strecke Pratteln—Liestal 
der BUeB, vom 4. Februar 1930
Ratschlag betreffend weitere Beteiligung des Kt Bs am 
Aktienkapital für die Ueberlandbahn Basel--Liestal,dritte 
Teilstrecke Pratteln --Liestal und betreffend Uebernahme 
des betriebes der vollausgebauten Lienie Basel—Liestal 
durch die Basler Strassenbahnen, dem Grossen Rate des 
Kt BS vorgelegt am 28.2.1929
BUeB, Verwaltungsrat an den Grossen Rat des Kt BS, 
10. Mai 1930
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1909

1911

1913

1914

1915

1919

1919

1919

1920

1920
*

4 1920

1921

1921

1922

Unterlagen zur Ueberlandbahn Basel—Liestal 
Von Prof. Kurt Leupin an Hans Bandli

Entwurf betreffend eine Trambahn von Basel über Neuewelt 
nach Liestal. Arelsheim 1909
An die Regierung des Kantons Baselland Liestal, St.fallen 
und Zürich, den 14. Oktober 1911. Kilchmann Ing., Studer
Bericht des Regierungsrates an den Landrat betreffend 
eine elektrische Bahn Basel—Liestal, vom 2.Aapril 1913
Bundesbeschluss betreffend Konzession einer elektrischen 
Schmalspurnahn von Basel (Kantonsgrenze bei St.Jakob) nach 
Liestal, mit allfälliger Abzweigung von Muttenz nach Neue- 
weit, vom 4. April 1914
Ratschlag betreffend einer Strassenbahnlinie durch die 
Hardstrasse, Adlerstrasse, zeughausstrasse, StJakobsstrasse 
bis St.Jakob, Dem Grssoen Rate des Kantons Basel-Stadt vor­
gelegt den 28. Januar 1915
Bericht der Kommission betreffend eine elektrische Schmal­
spurnahn von Basel nach Liestal an den Landrat, vom 25. 
Februar 1919
Karl Braun, Ingenieru. Langenthal: An das titl. Aktions­
komitee für eine Ueberlandbahn Basel—Liestal, 30.8.1919
Prospekt für das Teilstück Basel--Muttenz der Ueberland- 
bahn Basel (Kantonsgrenze bei ST.Jakob)—Liestal, 29. 
Oktober 1919 (Mit Plan und STatutenentwurf
Ratschlag betreffend Beteiligung des Kantons Basel-Stadt 
aam Aktienkapital für die Ueberlandbahn Basel—Liestal, 
erste Teilstrecke Basel--Muttenz, dem Grossen Rat des 
Kantons Basel-Stadt vorgelegt am 29. Januar 1920
Basellandschaftliche Uebrlandbahn, Statuten, vom 21. 
Februar 192o, mit Genehmigung des Eidg. Eisenbahndepar­
tements vom 3. September 1020
DEr Regierungsrat (des Kantons Basel-Landschaft) an den 
Landrat: Entwurf eines Landratsbeschlusses betreffend Be­
nützung von Strassen terrain zum Bau und Betrieb der 
basellandschaftlichen Ulberlandbahn, Strecke St.Jakob— 
Muttnz, vom 10. Dezember 1920
DEr RR des Kt BL an den Verwaltungsrat der Basellandschaft­
lichen Ueberlandbahn, Liestal: Verdankung der Einladung 
sowie Anmeldung zur ERöffnungsfeier des Teielstückes 
St.Jakob—Muttenz vom 21.Janur 1921, datiert 18.1.1921
Pachtvertrag zwiwschen der Verwaltung der Basler Strasen- 
bahnen, vorbehaltlich der Ratifizierung derch den RR des 
Kt BS einerseits und der Aktiengesellschaft der Basel­
landschaftlichen Ueberlandbahn in Liestal anderseits, 
3. bzw. 5. bzw. 11. Januar 1921, GEnehmigung durch den 
Grossen Rat BS vom 29.9.1921 - Original und Druck.
Nachtrag zum Vertrag vom 3.1.1921: Pratteln statt Muttenz. 
- Original
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Pachtvertrag für Kantonsgrnze—Pratteln, vom 14.4.1951 
mit Nachtrag Nr.l vom 16.10/18.12.1957
Jubiläums-Generalversammlung der BUeB vom 17.6.1946: 
Unterhaltungsprogramm und Einladungsliste

(1936)
1951
1957

BUeB, Kostenvoranschlag für die ERstellung der Doppelspur- 
analage zwischen WEiche No 337 und Muttenz, Bahnkm 1,778 
bis Bahnkm 2,444 und ERstellen eines Abstellgeleises in 
Muttenz, 18.März 1931, G.Graber, Bahningenieur
Schreiben des Gemeinderates Muttenz vom 30. Jili 1931 
an den VR der BUeB, dass Pläne aufgelegt waren und keine 
Einsprachen eingegangen sind
2 Project-Pläne: ERstellung der Doppelspuranlage zwi­
schen Birsfelderstr. und Muttenz (1:500), ausgefertgit 
von Bahn-Ingenieur Graber am 17.III.1931. Der Plan 
mit der Inventar-No 8094 mit Zusatzplan "Projekt. Ab­
stellgeleise Muttenz (1:1000) aus welchem auch die 
Kehrschleife ersichtlich ist. - Die Haltestelle Muttenz 
Dorf ist vollständig westlich der Hauptstrasse!
Edig. Eisenbahndepartement: Genehmigung des zweiten Ge­
leises Bahnkm 1,778-2,444, vom 7.8.1931
Basler Strassenbahnen (BSB) an BUeB betr. Schienen­
materialproben, vom 15.9.1931, zuhanden Eisenbahndep.
Vertragsentwurf 1936 (?) für Pacht Strecke St.Jakob— 
Pratteln

Basellandschaftliche Ueberlandbahn, Teilstück Muttenz— 
Pratteln: Prospeekt mit Zeichnungsschein, 22.11.1921 
Einweihungs-Feier der Basellandschaftlichen Ueberland- 
bahn (Teilstück Muttenz —Pratteln), Donnerstag, 19. 
Oktober 1922 in Pratteln
Schreiben des RR BL, dass er corpore mit dem Land­
schreiber daran teilnehmen werde, vom 13.10.1922
Berricht des RR betreffend die Benützung von Kantons­
strassengebiet zum Bau und Betrieb einer lektrischen Bahn 
von Birsfelden über Schweizerhalle nach Augst, vom 
16. März 1925 (mit Entwurfs eines Landratsbeschlusses)
Basler STrassenbahnen, Direktion, an den Verwalungsrat 
der UeB vom 4.2.1926 betr. zweispurigen Ausbau der Strecke 
zwisxhen Birsfelderstrasse und Muttenz
Bericht des Regierungsrates an den Landrat betreffend 
finanzielle beteiligung des Kt Bl und der Einwohnerge- 
,meinden Liestal, Frenkendorf, Füllinsdorf, Pratteln und 
M;uttenz an den Baukosten der Strecke Pratteln--Liestal 
der BUeB, vom 4. Februar 1930
Ratschlag betreffend weitere Beteiligung des Kt Bs am 
Aktienkapital für die Ueberlandbahn Basel--Liestal,dritte 
Teilstrecke Pratteln —Liestal und betreffend Uebernahme 
des betriebes der vollausgebauten Lienie Basel—Liestal 
durch die Basler Strassenbahnen, dem Grossen Rate des 
Kt BS vorgelegt am 28.2.1929
BUeB, Verwaltungsrat an den Grossen Rat des Kt BS, 
10. Mai 1930


